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225. Sitzung 

Bonn, den 28. April 1994 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich eröffne die Sitzung und wünsche 
Ihnen einen guten Morgen. Wir kommen zunächst zur 
Verlesung der amtlichen Mitteilungen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktli-
ste aufgeführt: 

1. Vereinbarte Debatte zu den Aussagen der wirtschaftswis-
senschaftlichen Forschungsinstitute in ihrem Frühjahrsgu-
tachten betreffend den weiteren Konjunktur- und Arbeits-
marktverlauf 

2. Weitere Überweisungen im vereinfachten Verfahren (Er-
gänzung zu TOP 17) 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Siebzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(17. BAföGÄndG) — Drucksache 12/7430 — 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bundesregierung: 
Zehnter Bericht nach § 35 Bundesausbildungsförderungs-
gesetz — Drucksache 12/6605 — 

3. Abschließende Beratung ohne Aussprache (Ergänzung zu 
TOP 18) 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Fraktion der SPD: Friedliche Lösung des Kurdenproblems 
— Drucksachen 12/6858, 12/7224 — 

4. Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Hans Modrow, 
Andrea Lederer und der Gruppe der PDS/Linke Liste: Besei-
tigung der Behinderung und Diskriminierung von Unions-
bürgerinnen und Unionsbürgern bei der Europawahl 
— Drucksache 12/7384 — 

5. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD: Teilnahme von 
Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern an der Europawahl 
in Deutschland — Drucksache 12/7420 — 

6. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) zu dem Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD zum Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P.: Entwurf eines Dritten Geset-
zes zur Änderung des Europawahlgesetzes — Drucksachen 
12/6621, 12/6733, 12/6744, 12/7405 — 

Zugleich soll von der Frist für den Beginn der 
Beratung — soweit dies bei einzelnen Punkten der 
Tagesordnung und der Zusatzpunktliste erforderlich 
ist — abgewichen werden. 

Außerdem ist vereinbart worden, den Tagesord-
nungspunkt 8 — Außenwirtschaftsgesetz —, den 
Tagesordnungspunkt 14 — Maßnahmen gegen Frem-
denfeindlichkeit —, den Tagesordnungspunkt 17 b 
— Arbeitsförderungsgesetz —, den Tagesordnungs-
punkt 18b — Umweltinformationsgesetz — und den 
Tagesordnungspunkt 18c — Chemikaliengesetz — 
abzusetzen. 

Darüber hinaus mache ich auf eine nachträgliche 
Ausschußüberweisung im Anhang zur Zusatzpunktli-
ste aufmerksam: 

Der in der 222. Sitzung des Deutschen Bundestages am 21. 4. 1994 
überwiesene nachfolgende Antrag soll nachträglich dem Ausschuß für 
Familie und Senioren zur Mitberatung überwiesen werden: 

Antrag der Abgeordneten Vera Wollenberger, Dr. Klaus-Dieter 
Feige, Ingrid Köppe, weiterer Abgeordneter und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderungen — Drucksache 12/6981 — 

Sind  Sie mit den Änderungen der Tagesordnung 
und der nachträglichen Ausschußüberweisung ein-
verstanden? — Dazu sehe ich keinen Widerspruch. 
Dann verfahren wir so. 

Des weiteren mache ich darauf aufmerksam, daß 
nach Tagesordnungspunkt 3 — Doppelstaatsangehö-
rigkeit — die Fragestunde stattfindet. Die Plenarsit-
zung wird danach bis zum Schluß der Fraktionssit-
zung der CDU/CSU — voraussichtlich bis 14.30 Uhr —
unterbrochen. Nach Wiederbeginn der Plenarsitzung 
werden dann zunächst die Beratungen ohne Debatte 
aufgerufen. Danach wird die vorgesehene Tagesord-
nung fortgesetzt, beginnend mit Punkt 4, bis 1.30 Uhr 
früh. 

Die Fraktion der F.D.P. hat mitgeteilt, daß die 
Kollegin Dr. Gisela Babel auf ihren Sitz als ordentli-
ches Mitglied im Vermittlungsausschuß verzichtet. 
Als Nachfolger wird der Kollege Wolfgang Mischnick 
vorgeschlagen. Sind Sie damit einverstanden? — Das 
ist der Fall. Damit ist der Kollege Wolfgang Mischnick 
als ordentliches Mitglied im Vermittlungsausschuß 
bestimmt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

a) — Zweite und dritte Beratung des von den 
Abgeordneten Dr.-Ing. Dietmar Kansy, Jür-
gen Sikora, Werner Dörflinger, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion der CDU/ 
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CSU sowie den Abgeordneten Dr. Walter 
Hitschler, Jörg Ganschow, Lisa Peters, Hans 
Schuster und der Fraktion der F.D.P. einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur För-
derung des Wohnungsbaues 
(Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 — 
WoBauFördG 1994) 
— Drucksache 12/6616 — 
(Erste Beratung 206. Sitzung) 

— Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwufs eines Geset-
zes zur Änderung des Zweiten Wohnungs-
baugesetzes, des Wohnungsbindungsge-
setzes und anderer wohnungsrechtlicher 
Vorschriften (Wohnungsbauänderungsge-
setz 1993 — WoBauÄndG 1993) 
— Drucksache 12/5473 — 
(Erste Beratung 176. Sitzung) 

— Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Neuregelung der Bundesfinanzhil-
fen für den sozialen Wohnungsbau 
(Wohnungsbaufinanzierungsgesetz 1993 — 
WoBauFinG 1993) 
— Drucksache 12/6880 — 
(Erste Beratung 216. Sitzung) 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau (19. Ausschuß) 
— Drucksache 12/7399 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Norbert Formanski 
Achim Großmann 
Jürgen Sikora 

bb) Be richt des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
— Drucksache 12/7400 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dieter Pützhofen 
Carl-Ludwig Thiele 
Thea Bock 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (19. Ausschuß) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Norbert For-
manski, Achim Großmann, Dieter Maaß 
(Herne), weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 

Erhöhung der Einkommensgrenzen im sozia-
len Wohnungsbau 

— Drucksachen 12/3913, 12/7399 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Norbert Formanski 
Achim Großmann 
Jürgen Sikora 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
gemeinsame Aussprache eine Stunde vorgesehen. 
Gibt es dazu Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Zum Tagesordnungs-
punkt 2 hat als erster unser Kollege Dr. Dietmar Kansy 
das Wort. 

Dr.-Ing. Dietmar Kansy (CDU/CSU): Guten Morgen, 
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen! Meine Damen und Herren! 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

— Das ist heute ein schöner Tag für die Wohnungs-
baupolitik. Warum soll man sich nicht auch einmal 
freuen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, der soziale Wohnungs-
bau hat in den letzten Jahrzehnten Großartiges gelei-
stet, hat den Wiederaufbau der alten Bundesländer 
aus den Trümmern des Krieges wesentlich gefördert, 
die Eingliederung von Millionen Vertriebenen und 
Flüchtlingen ermöglicht und sozialen Frieden in die-
sem Lande mit geschaffen. 

Doch der soziale Wohnungsbau ist ein wenig in die 
Jahre gekommen. Er bedarf, im Neubau und im 
Bestand, dringender Reformen, weil er heute nicht 
mehr sozial treffsicher ist, Investoren zunehmend 
abschreckt, nicht genügend auf kosten- und flächen-
sparendes Bauen hinarbeitet und die Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden zunehmend überfor-
dert. 

Trotz Fehlbelegungsabgabe, die nach wie vor 
erhebliche Löcher hat, ist der soziale Wohnungsbau in 
Gefahr, unsozial zu werden. In den Beständen mit 
billigen Mieten sitzen oft die besserverdienenden 
Bevölkerungsgruppen, während die erstmalig eine 
Wohnung Suchenden die teuersten Sozialmieten zu 
zahlen haben, sofern sie überhaupt eine Sozialwoh-
nung bekommen. Zudem kommen zunehmend nur 
Empfänger von Transfereinkommen in neu erstellte 
Gebäude, wo die Miete zwar vom Staat bezahlt wird, 
die soziologische Schichtung der Bestände aber für 
die Unternehmen und, wie ich meine, für die ganze 
Gesellschaft zunehmend Probleme aufwirft. 

Meine Damen und Herren, trotz vieler vom Bund 
geförderter Versuchsprojekte für kosten- und flächen-
sparendes Bauen haben die Ergebnisse bisher nur 
unzureichend Einfluß auf die Standards des sozialen 
Wohnungsbaus gehabt. Angesichts knapper Haus-
haltsmittel wird also in der Zukunft nicht nur über 
effizientere Förderwege zu sprechen sein, sondern 
auch über Standards, die im sozialen Wohnungsbau 
zu nicht mehr akzeptablen Erstellungskosten führen. 
Angesichts der immer größer werdenden staatlichen 
Aufwendungen für eine einzige erstellte Wohnung 
und der schon angesprochenen schwierigen Haus-
haltslage auf allen staatlichen Ebenen wurde eine 
Anhebung der Einkommensgrenzen, die den Kreis 
der Berechtigten zwar erhöht, ohne daß damit aber 
eine einzige Wohnung mehr gebaut wird, immer 
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wieder hinausgeschoben. Dies führte nicht nur zu den 
schon geschilderten einseitigen Belegungsstrukturen, 
sondern hinderte beispielsweise auch Unternehmen 
daran, Werkswohnungen zu bauen, weil ihre eigenen 
Arbeitnehmer nicht mehr wohnberechtigt waren, 
oder es verhinderte stärkeres Engagement der Woh-
nungsbaugenossenschaften, deren Mitglieder eben-
falls aus dem Kreis der Berechtigten herausfielen. 

Bundesregierung, Bundesrat, alle Fraktionen im 
Deutschen Bundestag und fast alle wohnungswirt-
schaftlichen Fachleute bejahen deshalb die auch von 
der Union seit langer Zeit erhobene Forde rung einer 
Gesamtreform des sozialen Wohnungsbaus. Meine 
Damen und Herren von der Opposition und auch Frau 
Ministerin Brusis, einzelne Gesetzesinitiativen des 
Bundesrates und von Ihnen sprechen die Teile der 
Gesamtproblematik an, die uns allen gemeinsam auf 
den Nägeln brennen. Sie waren für uns diskussions-
fähig. Die Koalitionsfraktionen haben am 19. Januar 
1994 deswegen den Entwurf eines Wohnungsbauför-
derungsgesetzes 1994 vorgelegt, der die ersten 
Schritte einer grundlegenden Neuorientierung des 
sozialen Wohnungsbaus bringen soll. Ich möchte 
allerdings für meine Fraktion hier bereits sagen: Ohne 
weitere Schritte, insbesondere eine Reform im 
Bestand des sozialen Wohnungsbaus, werden wir zu 
kurz springen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. und der SPD) 

Die Kernpunkte des Gesetzentwurfes sind auch für 
Laien leicht verständlich. Wir erweitern zwar den 
Kreis der Be troffenen, der Berechtigten für die Sozial-
wohnungen, machen jedoch den Einstieg in eine 
Förderung, bei der der besserverdienende Mieter 
mehr Miete bezahlt als der Geringverdiener. Für das 
„eingesparte Geld" werden mehr Wohnungen 
gebaut. Fachlich gesehen hat der Gesetzentwurf der 
Koalitionsfraktionen folgende Schwerpunkte. 

Erstens. Die einkommensorientierte Wohnungs-
bauförderung soll auf eine gesicherte Rechtsgrund-
lage gestellt werden, damit sie bereits jetzt in die 
Praxis eingeführt und mit der gebotenen Rechtssi-
cherheit angewandt werden kann. 

Zweitens. Konkretisierung der Anforderungen, die 
an die sogenannte vereinbarte Förderung nach § 88 d 
des zweiten Wohnungsbaugesetzes in Abgrenzung zu 
den anderen Förderwegen, insbesondere zum ersten 
Förderweg, zu stellen sind. 

Drittens. Die Modernisierung, einschließlich der 
Energieeinsparung, soll in die Wohnungsbauförde-
rung einbezogen werden, wenn sie mit dem Erwerb 
von Belegungsrechten verbunden wird. 

Viertens. Zum Zwecke der Verbesserung der Bele-
gungsstrukturen im vorhandenen sozialen Woh-
nungsbestand und zur Vermeidung von im bisherigen 
System enthaltenen Benachteiligungen von bestimm-
ten Personengruppen ist eine Anpassung der Vor-
schriften über den Einkommensbegriff und die Ein-
kommensermittlung im sozialen Wohnungsbau erfor-
derlich. Zum Zwecke der Verwaltungsvereinfachung 
sollen die Bestimmungen über den Einkommensbe-
griff und die künftige Einkommensermittlung gleich 

so gefaßt werden, daß sie künftig auch auf das 
Wohngeld erstreckt werden können. 

Letzter Schwerpunkt: Ergänzend sollen durch 
Änderung der Freistellungsregelung in § 7 des Woh-
nungsbindungsgesetzes einseitige Belegungsstruk-
turen insbesondere im kommunalen Wohnungsbe-
stand sowie gezielt im Werks- und Genossenschafts-
wohnungsbau verhindert werden. 

Meine Damen und Herren, als die Ablehnung 
dieses Gesetzentwurfs bei den ersten Beratungen bei 
eigentlich gemeinsamem Willen zur Reform durch die 
SPD-Bundestagsfraktion und alle Bundesländer, un-
abhängig von ihrer parteipolitischen Mehrheit, sicht-
bar wurde, sind wir einen Weg gegangen, den man-
che politischen Auguren in dem Superwahljahr 1994 
für unmöglich erachtet hatten. Die Fraktionen des 
Deutschen Bundestages setzten sich an einen Tisch, 
baten drei Länderbauminister und die Bundesregie-
rung hinzu und suchten nach einem seriösen Kompro-
miß, der weitere Reformschritte nicht verbaut und 
keine „politischen Verlierer" produziert, aber zwei 
Gewinner: die wohnungssuchenden Mieter und die 
verunsicherte Wohnungswirtschaft. Ich glaube, wir 
haben dies geschafft. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Ich möchte deshalb an dieser Stelle neben dem 
Bundesbauministerium insbesondere meinem Spre-
cherkollegen von der F.D.P.-Fraktion, Herrn Dr. Hit-
schler, Achim Großmann von der SPD-Bundestags-
fraktion, Frau Ministerin Brusis aus Nordrhein-West-
falen, aber auch Herrn Senator Nagel aus Berlin und 
Herrn Minister Dr. Beckstein aus Baye rn  ausdrücklich 
danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

In diesen Gesprächen, meine Damen und Herren, 
forderten die Länder mit unterschiedlichen Schwer-
punkten und auch die SPD-Bundestagsfraktion insbe-
sondere den Verzicht auf sogenannte Dotationsaufla-
gen des Bundes, eine Form der Zusatzförderung, die 
das finanzielle Risiko auf Bund und Länder besser 
verteilt, noch höhere Einkommensgrenzen als von 
den Koalitionsfraktionen vorgesehen und im § 88 d 
II. WoBauG flexiblere Lösungen bei den Belegungs-
rechten. 

Zu einigen Details wird für meine Fraktion der 
Kollege Sikora noch Stellung nehmen. 

Die schwierige Frage der sogenannten Dotations

-

auflagen kann dadurch gelöst werden, daß der Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
des Deutschen Bundestages und, wie ich hoffe, mit 
dem heutigen Beschluß auch der gesamte Deutsche 
Bundestag die Bundesregierung auffordern, nach 
Vorlage des Berichts der eingesetzten Regierungsex-
pertenkommission dies mit den Ländern neu zu 
regeln. 

Für die neu geschaffene einkommensorientierte 
Förderung, die die Länder künftig anwenden können, 
aber nicht müssen, stellt der Bund ab 1995 jährlich 
300 Millionen DM innerhalb des vorhandenen 
Finanztableaus als Rahmen zur Verfügung. Soweit 
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diese Finanzhilfen für die einkommensorientierte 
Förderung nicht eingesetzt werden, ist ihre Verwen-
dung auch für andere Maßnahmen im sozialen Woh-
nungsbau möglich. 

Dennoch appelliere ich an die Länder, diesen neuen 
Weg möglichst im großen Umfang zu gehen; denn es 
ist ein Zeichen von sozialer Gerechtigkeit — wenn wir 
schon den Kreis der Berechtigten vergrößern —, daß 
die Höhe der Sozialmiete dann von dem Einkommen 
abhängig gemacht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, auch der 
Kompromiß beim § 88d ist kein fauler Kompromiß, 
sondern sinnvoll. Die örtlichen und regionalen woh-
nungswirtschaftlichen Gegebenheiten und Zielset-
zungen sowie die erkennbaren unterschiedlichen 
Investitionsmöglichkeiten des Bauherrn sind künftig 
zu berücksichtigen. Die Dauer der Zweckbindung der 
Belegungsrechte und der vereinbarten Mietzinsrege-
lung soll 15 Jahre nicht überschreiten, wenn nicht auf 
Grund der Zielsetzung und der  Art  der Förderung, 
insbesondere wegen der Bereitstellung von Bauland 
oder wegen der Förderung zugunsten bestimmter 
Personengruppen, ein längerer Zeitraum geboten 
ist. 

Meine Damen und Herren, alle Fraktionen des 
Deutschen Bundestages haben in der abschließenden 
Beratung im Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau diesem geänderten Gesetzentwurf der 
Koalitionsfraktionen zugestimmt. Wir können also 
hier im Deutschen Bundestag auch eine breite Mehr-
heit erwarten. Ich bitte alle Bundesländer herzlich, im 
Bundesrat diesem Gesetzentwurf bzw. dem heute mit, 
wie ich hoffe, breiter Mehrheit verabschiedeten 
Gesetz zuzustimmen, auf langwierige Vermittlungs-
verfahren zu verzichten, in denen wir Wohnungspoli-
tiker dann oft mit Paketlösungen überrascht werden, 
so daß ich sagen muß, daß wir die wohnungspoliti-
schen Dinge besser unter uns hätten gestalten kön-
nen, wenn wir uns vorher vernünftig geeinigt hätten. 
Das haben wir diesmal gemacht. Ich bitte um Zustim-
mung zu diesem Gesetzentwurf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es spricht jetzt die 
Ministerin für Bauen und Wohnen des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Frau Ilse Brusis. 

Ministerin Ilse Brusis (Nordrhein-Westfalen): Frau 
Präsidentin! Meine Herren und Damen! Der Bundes-
rat hat dem Deutschen Bundestag im vorigen Jahr auf 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen zwei Gesetz-
entwürfe vorgelegt: den Entwurf eines Wohnungs-
bauänderungsgesetzes und den Entwurf eines Woh-
nungsbaufinanzierungsgesetzes. 

Als Reaktion darauf liegt heute der Entwurf des 
Wohnungsbauförderungsgesetzes in der Fassung des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau auf dem Tisch. Dabei h andelt es 
sich um einen Kompromiß — Herr Abgeordneter 
Dr. Kansy hat schon darauf hingewiesen —, der 

zwischen Koalition, Opposition und Vertretern der 
Länder gefunden wurde. 

(Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke Liste]: Nicht der 
ganzen Opposition!)  

Lassen Sie mich Bilanz ziehen. Der Bundesrat hatte 
mit seinem Wohnungsbauänderungsgesetz die längst 
überfällige Erhöhung der Einkommensgrenzen ge-
fordert. Diese Erhöhung ist nach einer langjährigen 
Phase steigender Nominaleinkommen auch dringend 
notwendig, um einseitigen Mieterstrukturen im Woh-
nungsbestand entgegenwirken zu können. 

Dies dürfte erhebliche positive Auswirkungen für 
unsere Städte und Gemeinden, aber auch für die 
Wohnungswirtschaft haben. Sie alle haben ein erheb-
liches Interesse daran, daß die soziale, wohnungspo-
litische und städtebauliche Stabilität in den Wohn-
quartieren erhalten bleibt und keine neuen sozialen 
Brennpunkte entstehen. 

So hatte die Bundesregierung zunächst jegliche 
Erhöhung der Einkommensgrenzen abgelehnt. Aber 
es ist uns gemeinsam mit Ihnen gelungen, diese 
Blockade des Wohnungsbaus zu durchbrechen. Der 
vorliegende Kompromißvorschlag enthält sowohl eine 
lineare Erhöhung als auch strukturelle Verbesserun-
gen und bedeutet eine Anhebung der anrechenbaren 
Bruttoeinkommen um 30 % bis 34 % je nach Haus-
haltsstrukturen. Damit — das kann ich hier erklären — 
ist das Anliegen des Bundesrats weitgehend erfüllt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Anpassung der Einkommensgrenzen, meine 
Herren und Damen, haben Sie von seiten der Koali-
tionsfraktionen als Hebel angesehen, um das bekann-
termaßen nicht — wenn ich es freundlicher ausdrük-
ken will, sage ich: noch nicht — tragfähige Bundes-
modell einer einkommensorientierten Wohnungs-
bauförderung einzuführen. 

Es ist vermutlich niemandem verborgen geblieben: 
Die Begeisterung für dieses Fördermodell hält sich in 
der Fachwelt in Grenzen. Die öffentliche Anhörung 
dokumentierte die begründeten Zweifel vor allem der 
Investoren, aber auch die deutliche Ablehnung sei-
tens der kommunalen Spitzenverbände. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Die bauen 
gottlob nicht soviel!) 

Auch die Länder haben nach wie vor Vorbehalte. 
Unbewiesen und auch höchst zweifelhaft ist die 
These, daß auf diesem Wege „die Kosten der öffentli-
chen Förderung je Wohneinheit wirklich reduziert" 
werden könnten. 

(Beifall des Abg. Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke 
Liste]) 

Die Befürchtungen der Länder beziehen sich dar-
über hinaus vor allem auf die Risiken, die sich aus dem 
Finanzaufwand für die Zusatzförderung ergeben. 
Denn dieser Aufwand für die Zusatzförderung hängt 
wesentlich von der Entwicklung der Mieten und von 
der Entwicklung der Einkommen in den nächsten 
Jahren ab und kann nur schwer vorausgeschätzt 
werden. 

Aber gerade am Risiko der Zusatzförderung will 
sich der Bund nicht beteiligen, obwohl er die angeb- 
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lichen finanziellen Vorteile dieses Förderungssystems 
propagiert. Ihre Antwort auf diese Fragen und Zweifel 
besteht darin, daß die Länder die Bundesfinanzhilfen, 
die für die einkommensorientierte Förderung bereit-
gestellt werden sollen, nicht unbedingt für die ein-
kommensorientierte Förderung verwenden müssen, 
sondern auch für andere Maßnahmen des sozialen 
Wohnungsbaus verwenden können. Die Praxis wird 
zeigen, ob das komplizierte und bürokratische Modell 
dieser Spielart der einkommensorientierten Förde-
rung überhaupt eine nennenswerte Bedeutung neben 
den Bemühungen der L ander um einkommensabhän-
gige Förderungen, die sie jetzt schon in den verschie-
densten Versionen be treiben, erhält. 

Ich sage hier deutlich: Als Kompromiß ist hinnehm-
bar, daß eine gesetzliche Regelung getroffen wird, die 
Länder aber nicht verpflichtet werden, diese gesetzli-
che Regelung auch anzuwenden; denn das finanzielle 
Risiko, das in diesem Modell nach wie vor steckt, ist für 
die Länder nur schwer kalkulierbar. 

Ungelöst bleibt der Fragenkreis der Finanzbezie-
hungen zwischen Bund und Ländern auf dem Gebiet 
der Wohnungsbauförderung. Der Bundesrat hatte mit 
dem Entwurf des Wohnungsbaufinanzierungsgeset-
zes gefordert, das Zweite Wohnungsbaugesetz den 
Vorschriften des Grundgesetzes anzupassen, die bei 
der großen Finanzreform von 1969 beschlossen wor-
den sind. Die Bundesregierung hat diese überfällige 
Reform in ihrer Stellungnahme abgelehnt. Nach dem 
Entwurf des Wohnungsbauförderungsgesetzes sollten 
die diesbezüglichen Vorschriften zwar geändert wer-
den, ohne aber das Problem grundsätzlich anzufas-
sen. 

Bei den Gesprächen zur Kompromißsuche haben 
Sie, meine Herren und Damen von der CDU/CSU-
Fraktion, erfreulicherweise doch einen Entwurf zur 
Neufassung dieser fraglichen Vorschriften vorgelegt. 
Damit ist dankenswerterweise grundsätzlich aner-
kannt, daß die seit langem bestehenden Vorschriften 
nicht mehr der geltenden verfassungsrechtlichen 
Lage entsprechen. 

Auf diesen Entwurf hätten wir uns auch verständi-
gen können, wenn Sie von der Forderung abgesehen 
hätten, in der jährlichen Verwaltungsvereinbarung 
zwischen Bund und Ländern solle der Verwendungs-
zweck der Bundesfinanzhilfen in Ergänzung des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes festgelegt werden. 
Das war nun das reine Gegenteil des Vorschlags des 
Bundesrates, der gestützt auf die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts umgekehrt fordert, der 
Bund dürfe Verwendungszweck und Förderungs-
prioritäten nicht neben dem Zweiten Wohnungsbau-
gesetz mit dem Angebot von Finanzhilfen durchset-
zen. Damit wird — entgegen der häufig geäußerten 
Meinung — ein Mitwirkungsrecht des Bundes nicht in 
Frage gestellt, aber es wird auf den Weg der Gesetz-
gebung verwiesen. 

Leider haben wir uns in diesem Punkt nicht einigen 
können. Immerhin ist jedoch für den Anwendungsfall 
der einkommensorientierten Förderung gesetzlich 
bestimmt worden, daß die Länder mit dem Instrument 
der Bundesfinanzhilfen nicht zur Anwendung dieses 
Förderungsweges verpflichtet werden können. Das ist 
ein Meiner Schritt in die richtige Richtung. Ich hoffe, 

daß dieser Weg fortgesetzt wird, wenn in der nächsten 
Legislaturperiode entsprechend der Beschlußemp-
fehlung des Ausschusses die Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Ländern auf dem Gebiet des Woh-
nungsbaus den heute geltenden finanzverfassungs-
rechtlichen Bestimmungen angepaßt werden sollen. 

(Beifall bei der SPD) 
Lassen Sie mich, meine Herren und Damen, 

abschließend sagen: Die beste Seite des Kompromis-
ses liegt für mich darin, daß in dem Punkt, in dem die 
Menschen draußen wirklich be troffen sind und der sie 
bewegt, nämlich bei der Anhebung der Einkommens-
grenzen, eine deutliche Verbesserung erreicht wor-
den ist, 

(Beifall bei der SPD) 
so daß nun auch alleinerziehende Frauen, Verkäufe-
rinnen, Busfahrer, Polizisten und Krankenschwestern 
wieder eine bezahlbare Wohnung erhalten können. 
Deshalb werde ich mich dafür einsetzen, daß dieser 
Kompromiß zustande kommt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr.-Ing. 
Dietmar Kansy [CDU/CSU]) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Kollege Dr. Walter Hitschler. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Verehrte 
Frau Brusis, herzlichen Dank für diese sehr konserva-
tive Rede, die wieder einmal bestätigt hat, daß sich 
NRW in der Wohnungspolitik immer ganz hinten in 
der Schlange anreiht, was sehr zu bedauern ist. Aber 
wir freuen uns um so mehr, daß Sie heute bereit sind, 
dem vorliegenden Gesetzentwurf zuzustimmen. 

(Zuruf von der SPD: Keine Spitzen, Herr 
Kollege!) 

Mit dem Wohnungsbauförderungsgesetz 1994, das 
wir heute erfreulicherweise mit großer Mehrheit 
beschließen, fügen wir, zumindest was die gesetzge-
berische Arbeit angeht, dem Strauß wohnungspoliti-
scher Blumen in der auslaufenden 12. Legislaturpe-
riode die schmückenden Rosen bei. Dabei stellen wir 
fest, daß sich das Blütenbukett der Koalitionsfraktio-
nen und der Regierung sehen lassen kann, wurden 
doch gewichtige wohnungspolitische Probleme ge-
löst. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Im Mittelpunkt stand zu Beginn der Legislaturperiode 
die Lösung der Mietenproblematik in den neuen 
Ländern. Mittels zweier Grundmietenverordnungen, 
die wir mit einer Sonderwohngeldregelung Ost ver-
knüpft haben, wurden die insbesondere für die 
Instandsetzung erforderlichen Mietanhebungen 
durchgesetzt. Dies war schmerzlich und nicht populär, 
aber unumgänglich. Das Sonderwohngeld hat gehol-
fen, die Erhöhungen für alle tragbar zu gestalten. 

Mit der Verabschiedung des Altschuldenhilfe-
Gesetzes ist es gelungen, der Wohnungswirtschaft im 
Osten Perspektiven für die Modernisierung im 
Bestand und für eine Teilprivatisierung zu geben. Der 
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Umfang des dadurch eingeleiteten Aufschwungs für 
das Baugewerbe zeigt uns, daß wir mit diesen Rege-
lungen das richtige Maß gefunden haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Dr.-Ing. 
Dietmar Kansy [CDU/CSU]) 

Die Bauwirtschaft hat in den neuen Ländern die 
angesteuerte Funktion voll erfüllt, Motor für die 
Konjunktur zu sein. 

Im Vierten Mietrechtsänderungsgesetz ist es uns 
gelungen, zaghafte liberale Blümchen auf gelocker-
tem Kompost zu pflanzen, wie beispielsweise die 
Einführung der Indexmiete, und allen gravierenden 
Deckelungsbemühungen auch von NRW weitgehend 
Einhalt zu gebieten. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Sind 
wir der gelockerte Kompost?) 

Ja, es ist mit dem Sozialklauselgesetz sogar gelungen, 
das heiß umstrittene Umwandlungsproblem einer 
Lösung zuzuführen, ohne weitflächige Umwand-
lungsverbote einzuführen. Mit dem Investitionser-
leichterungs- und Wohnbaulandgesetz wurden Rege-
lungen zur Beschleunigung der Bauplanungs- und 
Genehmigungsverfahren ebenso verwirklicht wie 
neue Instrumente zur Baulandbereitstellung entwik-
kelt. Dieses Gesetz beginnt nunmehr in den Gemein-
den allmählich zu greifen. 

Zugegeben, der Rahmen für die Bauwirtschaft prä-
sentierte sich durch die Niedrigzinsphase insgesamt 
günstig. Es ist uns aber auch durch die Gesetzgebung 
gelungen, die staatlich beeinflußbaren Voraussetzun-
gen und Bedingungen für den Wohnungsbau — na-
türlich auch über die Zurverfügungstellung zusätzli-
cher Mittel im Haushalt für die direkte Förderung und 
die steuerlichen Erleichterungen der indirekten För-
derung — so günstig zu gestalten, daß sich die 
Wohnungswirtschaft nicht nur als Motor der Konjunk-
tur im Osten, sondern auch als Stütze der Konjunktur 
im Westen entpuppen konnte. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Fertigstellungszahlen und Baugenehmigungs-
zahlen sprechen eine so beredte Sprache, daß die 
anfänglich herbe Kritik der Länderbauminister inzwi-
schen der Praxis gewichen ist, sich ebenfalls in der 
Sonne der Erfolgsmeldungen zu bräunen. 

Heute beschließen wir in einem Akt der Vernunft 
nach Konsensgesprächen mit der Opposition und 
Vertretern der Arbeitsgemeinschaft der Bauminister 
der Länder gemeinsam ein Gesetz, dessen Kernstücke 
die Erhöhung der Einkommensgrenzen und die Ein-
führung einer einkommensorientierten Förderung 
im sozialen Wohnungsbau darstellen. Das Gesetz hat 
gleichermaßen große Bedeutung für die Mietwoh-
nungsmärkte wie für Eigentumsmaßnahmen. Hinzu 
kommt eine fortschrittliche Reform der vereinbarten 
Förderung durch den Wegfall des Kostenmietprinzips, 
die Bindung an Grundsätze des kosten- und flächen-
sparenden Bauens, die Berücksichtigung örtlicher 
Gegebenheiten und erkennbar unterschiedlicher 
Investitionsbedingungen. Dies macht die Förderung 
flexibler; sie kann sich nunmehr zu dem entwickeln, 
was der Gesetzgeber eigentlich von Anfang an wollte: 
ein Instrument nicht einer starren, sondern einer  

wirklich vereinbarten Förderung. Die Länder — da bin 
ich sicher — werden gewiß intelligente Förderrichtli-
nien entwickeln, mit deren Hilfe die Wohnungswirt-
schaft weiter belebt werden kann. Die vereinbarte 
Förderung nach § 88 d des Zweiten Wohnungsbauge-
setzes erlaubt jetzt die Anwendung einer maßge-
schneiderten Förderpolitik durch die Länder. Dies 
bedeutet den Einstieg in eine wirklich zeitgemäßere 
modernere Förderpolitik, wovon wir alle profitieren 
können. 

Wir tun hiermit etwas, um mehr Wohnungen zu 
bauen, und wir sorgen mit der Anhebung der Einkom-
mensgrenzen dafür, daß sich Wohnstrukturen entwik-
keln, die das Gefährdungspotential vermeiden, das 
einseitiger Belegung mit Problemgruppen inne-
wohnt. 

Den Steuerpolitikern der SPD empfehle ich einen 
Blick auf die Höhe der Einkommensgrenzen, die zum 
Bezug einer Sozialwohnung berechtigen. Es ist 
immerhin bemerkenswert, daß Sie einem Großteil der 
Besserverdienenden den Anspruch auf eine Sozial-
wohnung einräumen; doch will ich diesen Gedanken 
bei dieser Gelegenheit nicht vertiefen. 

(Beifall bei der F.D.P. — Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Aber der Gedanke 

kommt wieder!) 
Cum grano salis können wir sagen: Wir haben in 

dieser Legislaturperiode einen Strauß von Maßnah-
men gebunden, die geeignet waren, den Marktkräf-
ten Spielraum zur Entfaltung zu bieten, die geholfen 
haben, den Wohnungsbau kräftig zu fördern. Wir 
fügen mit diesem Gesetz heute sozusagen einen 
gesetzgeberischen Schlußpunkt hinzu, und ich ver-
mag Sie persönlich, Frau Minister, zu dieser treffli-
chen Bilanz einer äußerst erfolgreichen Wohnungs-
politik nur zu beglückwünschen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Abgeordnete Dr. Ilja Seifert. 

Dr. Ilja Seife rt  (PDS/Linke Liste): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Kollege Hitschler, ich 
freue mich für Sie, daß Sie so von Frühlingsgefühlen 
geleitet sind, aber all Ihre Blütenträume können 
natürlich nicht darüber hinwegtäuschen, daß in die-
sem Hohen Hause seit mehreren Wochen im Eilzug-
tempo eine Entscheidung nach der anderen durchge-
zogen wird, die von den Fraktionen der CDU/CSU, 
F.D.P. und SPD getragen wird, wobei Sie sich sozusa-
gen als Zeichen Ihrer Kompromißbereitschaft immer 
gegenseitig und selbst auf die Schultern klopfen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das verbo- 
ten?) 

Ich habe den Eindruck, daß nach den nächsten 
Wahlen Verhandlungen über eine Große Koalition gar 
nicht mehr nötig sein werden, sie braucht dann nur 
noch offiziell inthronisiert zu werden. 

(Zuruf des Abg. Dr. Walter Hitschler 
[F.D.P.]) 

— Es kann natürlich sein, daß Sie dann herausfallen, 
Herr Hitschler, aber das ist dann Ihr Problem. 
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Dr. Ilja Seife rt  
Vor drei Monaten kam der Entwurf eines Woh-

nungsbauförderungsgesetzes von der Regierungsko-
alition, welcher in einer anschließenden Anhörung 
von Sachverständigen ziemlich einhellig verworfen 
wurde. Noch am 23. März erklärten Sie, Frau Brusis, 
namens Ihrer SPD-Kollegen, daß der Gesetzentwurf in 
seiner jetzigen Form „wirklichkeitsfremd, verfas-
sungspolitisch fragwürdig und mieterfeindlich" sei. 
Drei Wochen später war davon nichts mehr zu spüren; 
man — also die Vertreterinnen und Vertreter von 
CDU/CSU, F.D.P. und SPD — hatte sich geeinigt. 

Ist nun wirklich substantiell etwas besser gewor-
den? Trägt das Gesetz in der nun vorliegenden Fas-
sung dem in § 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
formulierten Grundsatz Rechnung? Dort heißt es näm-
lich — Zitat —: 

Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindever-
bände haben den Wohnungsbau unter besonde-
rer Bevorzugung des Baues von Wohnungen, die 
nach Größe, Ausstattung und Miete oder Bela-
stung für die breiten Schichten des Volkes 
bestimmt und geeignet sind (sozialer Wohnungs-
bau), als vordringliche Aufgabe zu fördern. 

Wenn ich Ihre Rede hier richtig verstanden habe, 
Frau Brusis, haben Sie noch immer viel mehr und viel 
gewichtigere Argumente gegen das neue Gesetz, das 
Sie heute befürworten, als dafür. Nun ja, das ist Ihr 
Problem. 

Ihr hessischer Kollege hat am 21. April scharfe Kritik 
an dem jetzt ausgehandelten Kompromiß geübt, 
indem er sagte, die inhaltliche und politische Zweck-
mäßigkeit des ganzen Vorgangs leuchte nicht ein. — 
Ich kann diese Meinung nur teilen. 

Warum kann die PDS/Linke Liste diesem Woh-
nungsbauförderungsgesetz so nicht zustimmen? 

Erstens. Die Summe an für den Wohnungsbau 
bereitzustellenden Mitteln soll nicht erhöht, sondern 
nur auf mehr Wohnungen verteilt werden. Das führt 
zu kürzeren Mietpreis- und Belegungsbindungen und 
zu höheren Einstiegsmieten. Tatsache ist, daß bei den 
gegenwärtigen Einkommensgrenzen viele Men-
schen, vor allem Beschäftigte mit geringeren Einkom-
men, einerseits keinen Zugang zu Sozialwohnungen 
haben, andererseits nicht in der Lage sind, Mieten im 
freien Wohnungsbau zu zahlen. Tatsache ist aber 
auch, daß schon jetzt mehr Menschen auf Grund ihrer 
Einkommenslage einen Berechtigungsschein haben, 
als Sozialwohnungen überhaupt im Angebot sind. Die 
Wohnberechtigungsscheine werden also zunehmend 
zur Makulatur. Eine Erhöhung der Einkommensgren-
zen ohne spürbare Erhöhung des Angebots an bezahl-
baren Wohnungen wird zu einer noch stärkeren 
Verdrängung der Schwächsten im Kampf um die 
Wohnungen führen. Mit diesem Gesetz wird keine 
Offensive im sozialen Wohnungsbau, sondern eher 
der Ausstieg eingeleitet. 

Zweitens. Die im Gesetzentwurf als Wohltat geprie-
sene Erhöhung der Einkommensgrenzen wird — trotz 
Nachbesserung — durch die wesentliche Erweiterung 
des Spektrums der einzuberechnenden Einkommens-
bestandteile stark relativiert. 

Drittens. Mit dem Gesetz wird die finanzielle Bela-
stung in noch stärkerer Weise an Länder und Gemein

-

den delegiert. Angesichts der herrschenden Woh-
nungsnot darf sich der Bund aber nicht aus dem 
sozialen Wohnungsbau verabschieden. Im Gegenteil: 
Dringend erforderlich ist eine Beteiligung des Bundes 
am sozialen Wohnungsbau mindestens in der Grö-
ßenordnung der fünfziger Jahre, also zu Zeiten, als der 
Bund durchschnittlich 4 % des Haushaltes für den 
sozialen Wohnungsbau bereitstellte. Jetzt sind es 
nicht einmal 2 %. 

Viertens. Erklärtes Ziel der Koalitionsfraktionen 
bleibt, auch wenn mit diesem Gesetz noch nicht ganz 
festgeschrieben, der generelle Ausstieg aus dem 
ersten Förderweg. Die vorgeschlagene einkommens-
abhängige Förderung ist also nicht als sinnvolle 
Ergänzung, sondern als Ersatz gedacht. 

Fünftens. Gegen die Verpflichtung zum kosten- und 
flächensparenden Bauen ist natürlich wirklich nichts 
einzuwenden — im Gegenteil. Völlig inakzeptabel ist 
aber, daß der Empfehlung des Ausschusses für Fami-
lie und Senioren, im Rahmen der Förderung auch das 
barrierefreie Bauen verbindlich festzuschreiben, 
nicht gefolgt wurde. 

Sechstens. Unberücksichtigt blieb im Gesetzent-
wurf die Situation in Ostdeutschland. Mit der von 
Bund und Ländern im Einigungsvertrag getroffenen 
Entscheidung bezüglich einer Überführung des 
gesamten Wohnungsbestandes der DDR ins Ver-
gleichsmietensystem sowie der Altschuldenproble-
matik wird verhindert, daß den Menschen in Perspek-
tive ausreichend bezahlbare Wohnungen zur Verfü-
gung stehen. Statt den kommunalen und genossen-
schaftlichen Wohnungsbestand mit entsprechenden 
Mietpreisbindungen und Belegungsrechten zu erhal-
ten, soll der Bestand an Sozialwohnungen in Ost-
deutschland auf unter 1 % gedrückt werden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Seifert, Ihre 
Redezeit ist beendet. 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Frau Präsidentin, 
ich bitte um Entschuldigung. Ich hätte gern noch 
einige konkrete Vorschläge der PDS unterbreitet. 
Aber ich richte mich natürlich nach der Geschäftsord-
nung und sage meinen letzten Satz. 

Dieses Gesetz ist angesichts zahlreicher Vorschläge 
zu Wegen aus der Wohnungsnot inakzeptabel. Alter-
nativen sind möglich, um das Menschenrecht auf 
angemessene und bezahlbare Wohnung zu verwirk-
lichen; sie liegen vor. Sie können sie gerne nachlesen. 
Ich bin auch bereit, Ihnen das noch einmal vorzutra-
gen, wenn Sie das wünschen. 

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Bevor ich Herrn 
Sikora das Wort gebe, möchte ich auf der Ehrentri-
büne ganz herzlich den Präsidenten des rumänischen 
Abgeordnetenhauses, Herrn Dr. Adrian Nastase, und 
seine Delegation begrüßen. Ich begrüße Sie herzlich 
im Namen aller Mitglieder des Deutschen Bundesta-
ges und freue mich, daß Sie in Baden-Württemberg, in 
Bonn sowie in Berlin und Brandenburg enge Kontakte 
aufnehmen und politische Gespräche führen. Ich 
begrüße, in welchem Maße gerade das Parlament 
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demokratische Entwicklungen in Rumänien voran-
treibt, wirtschaftliche Reformen durchführt und ein 
durchaus als vorbildlich zu bezeichnendes Minder-
heitengesetz verabschiedet hat. 

Herzlich willkommen, und wir wünschen uns eine 
gute parlamentarische Zusammenarbeit. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Als nächster spricht nun der Kollege Jürgen 
Sikora. 

Jürgen Sikora (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Mit dem von CDU/CSU und 
F.D.P. vorgelegten Gesetz zur Förderung des Woh-
nungsbaus, sprich: Wohnungsbauförderungsgesetz 
1994, verband sich nicht nur das Ziel einer Reformie-
rung  und Neuorientierung im sozialen Wohnungs-
bau durch Einführung der einkommensorientierten 
Wohnungsbauförderung, sondern auch die Absicht, 
die zentrale Vorschrift des Zweiten Wohnungsbauge-
setzes in bezug auf die Einkommensermittlung und 
die Einkommensgrenzen zu modifizieren. Ich sage 
hier ausdrücklich „zu modifizieren", da es nicht 
darum gehen konnte, eine nur aus Statistiken über 
Lohn- und Einkommensentwicklung hergeleitete 
Anhebung der Einkommensgrenzen zu vollziehen 
und damit in Größenordnungen zu kommen, die dem 
Prinzip des sozialen Wohnungsbaus wiederum nicht 
entsprechen. 

Erklärtes Ziel für uns war dabei von Anfang an, eine 
größere Treffsicherheit für diejenigen zu erreichen, 
die besonderen Versorgungsschwierigkeiten am 
Wohnungsmarkt ausgesetzt sind — ein Ziel, meine 
Damen und Herren, das uns immer wieder bewogen 
hat, auf eine maßvolle Anhebung der Einkommens-
grenzen zu drängen, die insbesondere der Verbesse-
rung der Belegungsstruktur im vorhandenen sozialen 
Wohnungsbestand, aber auch der Vermeidung der im 
bisherigen System enthaltenen Benachteiligungen 
bestimmter Personengruppen Rechnung trägt. 

Insoweit haben wir es daher auch für wichtig 
gehalten, daß wir über die von uns vorgeschlagenen 
strukturellen Verbesserungen hinaus noch einmal zu 
einer Nachbesserung der Einkommensgrenzen für die 
Ein- und Zweipersonenhaushalte gekommen sind, die 
sich im übrigen als Grundbetrag durchgängig auch 
auf die anderen Haushaltsgrößen gleichwohl verbes-
sernd auswirken. Im Ergebnis bedeutet das, daß 
künftig für den Einpersonenhaushalt eine Nettoein-
kommensgrenze von 23 000 DM gegenüber ur-
sprünglich 21 600 DM gilt und sich die Nettoeinkom-
mensgrenze für den Zweipersonenhaushalt von 
31 800 DM auf nunmehr 33 400 DM erhöht hat. Brutto 
bedeutet das für den Zweipersonen-Arbeitnehmer-
haushalt eine Erhöhung auf 49 714 DM. 

Das ist ein Ergebnis, meine Damen und Herren, das 
mit Blick auf die in der Vergangenheit besonders 
nachteilig be troffenen Berufsgruppen kleinerer Ein-
kommensbezieher — wie Verkäuferinnen, Kranken-
schwestern, Polizeibeamte oder Busfahrer — von 
Bedeutung sein wird, da es nunmehr wieder möglich 
ist, diese erwerbstätigen Personen im Kreis der 
Berechtigten für den Bezug einer Sozialwohnung mit 
zu erfassen. 

Bei den Mehrpersonenhaushalten können wir in 
diesem Zusammenhang feststellen, daß infolge der 
förmlich erhöhten Einkommensgrenzen und des für 
jede weitere Person zu berücksichtigenden Erhö-
hungsbetrages von 8 000 DM die Nettoeinkommens-
grenze für einen Arbeiter- oder Angestelltenhaushalt 
von drei Personen — Ehepaar mit einem Kind — bei 
nun 41 400 DM liegt, was einem Bruttoeinkommen 
von 61 143 DM entspricht und bei einem gleichen 
Erwerbstätigenhaushalt von fünf Personen eine Net-
toeinkommensgröße von 57 400 DM oder, wenn Sie so 
wollen, von brutto 84 000 DM erfaßt. 

Im Zusammenhang mit diesen Einkommensgren-
zen ist für die Ermittlung des Gesamteinkommens von 
Bedeutung, daß durch die Anhebung der Kinderfrei-
beträge von 1 200 DM auf 1 800 DM und die Beibe-
haltung der Fünfjahresfrist für den Freibetrag für 
junge Ehepaare von immerhin 8 000 DM die familien-
politische Komponente erheblich verstärkt worden 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch die Freibeträge für Schwerbehinderte sind an 
die häusliche Pflegebedürftigkeit angeknüpft wor-
den, so daß jetzt für jeden Schwerbehinderten mit 
einem Behinderungsgrad von 100 % oder wenigstens 
80 Prozent ein zusätzlicher Freibetrag von 9 000 DM 
und für Behinderte mit einem Behinderungsgrad von 
unter 80 Prozent ein Freibetrag von 4 200 DM bei der 
Einkommensermittlung abgesetzt werden kann. 

Die Anhebung der Einkommensgrenzen sowie die 
damit verbundene Erweiterung des Berechtigtenkrei-
ses hat aber auch zur Folge, daß die in der Vergan-
genheit besonders problematisch gewordene Situa-
tion im personengebundenen Wohnungsbau, also im 
Genossenschaftswesen und im werkgeförderten 
Wohnungsbau, insoweit verbessert wird, als hier die 
Möglichkeit eröffnet wird, den speziellen Wohnungs-
versorgungszielen gerecht zu werden. Von besonde-
rer Bedeutung dabei ist die darauf abzielende Rege-
lung zur Erweiterung der sogenannten Freistellung 
von den Einkommensgrenzen nach § 25 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes, wonach den Entwicklungen 
einseitiger Belegungsstrukturen in zielgerechter 
Weise entgegengewirkt werden soll. 

Dies ist ein Anliegen, das keinen Freibrief bedeutet, 
sondern sich in jedem Fall an den örtlichen wohnungs-
wirtschaftlichen Verhältnissen und dem sich damit 
verbindenden öffentlichen Interesse an  der Sozialbin-
dung dieser Wohnungen zu orientieren hat. Damit 
dürfte auch für diesen wohnungswirtschaftlichen Teil-
bereich eine praktikable und flexible Regelung 
erreicht sein, die es in der Folge wieder ermöglicht, 
daß gegebenenfalls über die geltenden Einkommens-
grenzen hinaus die notwendige Wohnungsversor-
gung für Mitarbeiter von Betrieben, Kommunen und 
Kirchen, aber auch für die Mitglieder von Wohnungs-
baugenossenschaften erfolgen kann. 

Meine Damen und Herren, zu den Elementen einer 
grundlegenden Neuorientierung des sozialen Woh-
nungsbaus gehört auch der seit 1989 neu geschaffene 
dritte Förderweg des § 88 d des Zweiten Wohnungs-
baugesetzes, der in bezug auf die von den Ländern 
angewandte Förderpraxis der Konkretisierung be-
darf . 
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So hat sich in der Praxis herausgestellt, daß der 
dritte Förderweg nur im Rahmen von klaren Abgren-
zungen vom ersten und zweiten Förderweg sinnvoll 
praktiziert werden kann. Mit den jetzt hierzu getrof-
fenen gesetzlichen Regelungen ist es daher das Ziel, 
zu einer klarstellenden Ausgestaltung des Modells 
der „Vereinbarten Förderung" zu kommen, wobei die 
Anwendbarkeit des Kostenmietrechts künftig ausge-
schlossen bleibt. 

Aber auch zur Vermeidung unnötigen Aufwandes 
in der Förderpraxis sollen künftig beispielsweise mir 
die erkennbaren unterschiedlichen Investitionsbedin-
gungen des Bauherrn Berücksichtigung finden. Dabei 
ist gegenüber den wesentlich längeren Bindungsdau-
em des klassischen Wohnungsbaus eine Verkürzung 
der Regelbindungsdauer auf 15 Jahre vorgesehen, die 
aber in bestimmten Förderfällen zugunsten bestimm-
ter Personengruppen auch einen längeren Zeitraum 
ausmachen kann. 

Zusammenfassend kann daher festgestellt werden, 
daß sich mit dem Wegfall des Kostenmietprinzips, der 
flexiblen Handhabung des Einsatzes von Fördermit-
teln und den neuen Regelungen zu den Belegungsfri-
sten weitere posi tive Auswirkungen auf die Investi-
tionsbereitschaft privater Bauherrn im öffentlich 
geförderten Wohnungsbau ergeben dürften, ohne 
daß dafür mehr Geld bereitgestellt werden muß. 

Mit diesen Änderungen, meine Damen und Herren, 
haben wir nicht nur das Ziel von mehr Gerechtigkeit 
und Flexibilität erreicht, sondern auch sichergestellt, 
daß der soziale Wohnungsbau auch in Zukunft seine 
wohnungs- und sozialpolitischen Funktionen erfüllen 
kann. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Kollege Achim Großmann. 

Achim Großmann (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Erfolg hat viele Väter. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Und Mütter! — Dr.-Ing. 
Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das war sexi

-

stisch!) 

Deshalb ist es ganz gut, sich kurz daran zu erinnern, 
über welchen Kompromiß und welchen Erfolg wir hier 
reden. 

Als wir im Dezember 1992 den Antrag gestellt 
haben, die Einkommensgrenzen im sozialen Woh-
nungsbau endlich anzuheben, sind wir zunächst auf 
schroffen Widerstand gestoßen, und das bei folgender 
Situation: Über dreizehn Jahre hinweg waren die 
Einkommensgrenzen im sozialen Wohnungsbau 
nicht mehr angehoben worden mit der Folge, daß 
immer weniger Menschen überhaupt die Chance 
hatten, in den sozialen Wohnungsbau hineinzukom-
men. Man muß sich einmal vorstellen: Gegenüber den 
gesetzlichen Grundlagen des II. Wohnungsbaugeset-
zes, in dem von den „breiten Schichten des Volkes" 
die Rede war, hatten nur noch 30 % der Haushalte 
überhaupt die Chance, in den sozialen Wohnungsbau 
zu kommen. Von den Erwerbstätigen, also den Men

-

schen, die in Lohn und Brot stehen, die jeden Tag ihrer 
Arbeit nachgehen, waren es nur noch rund 15 %. 

Jeder von uns weiß, was das bedeutet. Denn derje-
nige oder diejenige, der/die keine Chance hat, in den 
sozialen Wohnungsbau zu kommen, ist auf den freien 
Mietmarkt angewiesen. Wie dort die Preise und die 
Mieten aussehen, wissen wir. Es gab in den Ballungs-
gebieten mit Sozialmieten von 7,50 DM/8 DM/ 
8,50 DM je Quadratmeter einen Sprung auf 16 DM/ 
18 DM/20 DM/25 DM je Quadratmeter auf dem freien 
Mietmarkt. Es ist kein Einzelfall, daß z. B. ein Polizist 
in München seine Familie auf dem Land einquartieren 
mußte und selber, während er Schichtdienst fuhr, in 
München im Ledigenheim übernachtete. Er hat keine 
Chance, für seine Familie in der Stadt, in der er 
arbeitet, Unterkunft zu bekommen. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Schlechter 
Oberbürgermeister! — Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Nach Ihrer Logik müß-

ten 100 % gefördert werden!) 

Gott sei Dank ist ein Umdenkungsprozeß entstan-
den, der auch damit zusammenhängt, daß der Druck, 
die Einkommensgrenzen zu erhöhen, größer wurde. 
Nach unserem Gesetzentwurf folgte relativ schnell 
der Gesetzentwurf des Bundesrates. Dort waren selbst 
Länder, in denen die CDU/CSU und F.D.P. regierten, 
der Meinung, es müsse dringend etwas getan werden, 
um das Problem zu lösen. Denn wir stehen vor der 
Situation, daß ganze Stadtteile „umkippen", daß wir 
mit Ghettoisierung, mit Verslumung zu rechnen 
haben, daß die Kleinkriminalität wächst. Wer sich die 
Wahlergebnisse in diesen Bezirken ansieht, der weiß 
auch, auf welche Mühlen dieses Wasser fiel. 

Wir haben dann im September 1993 eine Anhörung 
gehabt und haben bei der Anhörung festgestellt, daß 
auch die überwiegende Zahl der Fachleute auf unse-
rer Seite war und gesagt hat: Leute, ihr müßt endlich 
die Einkommensgrenzen im sozialen Wohnungsbau 
anheben. Es geht so nicht weiter. Wir haben keine 
Chance mehr, z. B. einfache Arbeitnehmer in den 
sozialen Wohnungsbau zu bekommen. — Das heißt, 
wo die direkte Verantwortung vor Ort war, da gab es 
auch viel Zuspruch für diese Lösung. Wir sind froh, 
daß wir zumindest in dem Gesetzentwurf, den die 
Koalition im Januar einbrachte, Ansätze dafür hatten, 
die Einkommensgrenzen anzuheben. 

Wir haben das bei der ersten Lesung kritisiert. Wir 
haben gesagt: Okay, Sie sind zwar auf dem richtigen 
Weg, Sie bleiben aber in der Mitte stehen. — Wir 
haben deshalb gesagt, daß wir draufsatteln müssen. 
Herr Sikora, Sie können sich auch nicht dafür feiern 
lassen, daß wir etwas für die jungen Familien und die 
Schwerbehinderten getan haben. Schauen Sie in 
Ihren eigenen Gesetzentwurf, dann werden Sie fest-
stellen, daß für diese Personengruppen zunächst ein-
mal Verschlechterungen vorgesehen waren. 

(Jürgen Sikora [CDU/CSU]: Es zählt das 
Endergebnis!) 

Wir haben es erst in mühsamen Gesprächen, in 
Kompromißgesprächen geschafft, daß diese Benach-
teiligungen für junge Familien und Schwerbehinderte 
wieder aus dem Gesetzentwurf herausgenommen 
wurden und daß jetzt Lösungen drinstehen, mit denen 



19370 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 

Achim Großmann 

wir sehr gut leben können, und zwar für junge 
Familien wieder fünf statt drei Jahre 

(Beifall bei der SPD) 

und für die Schwerbehinderten die Möglichkeit, einen 
Freibetrag einzusetzen, wenn sie zu Hause pflegebe-
dürftig sind. 

Sie haben bei der Vorlage Ihres Gesetzentwurfes 
einen zweiten Teil mit reingepackt, und zwar die 
einkommensorientierte Förderung. Bei der einkom-
mensorientierten Förderung haben wir bei der ersten 
Lesung kritisiert, daß der Versuch gemacht wird, aus 
dem ersten Förderweg völlig auszusteigen, nur noch 
die einkommensorientierte Lösung zu praktizieren, 
damit eine Menge von Problemen zu schaffen und die 
letztlich bei den Ländern abzuladen. 

Der Weg — das hat das Würzburger Planspiel 
gezeigt —, der hier beschritten werden sollte, war 
verwaltungstechnisch sehr aufwendig, datenschutz-
rechtlich fragwürdig, haushaltspolitisch unse riös und 
wohnungspolitisch ineffektiv. Deshalb haben wir 
auch hier bei der ersten Lesung gesagt: Das kann nicht 
das letzte Wort gewesen sein. Wenn es dabei bleibt, 
können wir diesem Gesetzentwurf nicht zustimmen. 

Herr Dr. Kansy hat den Weg des Kompromisses 
geschildert. Wir haben uns vor Ostern und nach 
Ostern zusammengesetzt und überlegt, daß es Sinn 
macht, auch in der beginnenden Wahlkampfphase 
etwas für die Menschen zu tun und einen Kompromiß 
anzustreben, mit dem alle Seiten leben können und 
der trotzdem kein fauler Kompromiß ist. Ich glaube, 
dies ist uns gelungen, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Lisa Peters 

[F.D.P.]) 

denn wir haben bei den Einkommensgrenzen deutli-
che Fortschritte erreicht, die man in wenigen Zahlen 
fassen kann. Die Einkommensgrenzen steigen zwi-
schen 27 und 34 %. Wir als SPD hatten in unserem 
Antrag stehen, daß wir besonders etwas für die Ein- 
und Zweipersonenhaushalte tun wollen. Wir stellen 
fest, daß inzwischen wieder 50 % der Einpersonen-
haushalte unter die Einkommensgrenze fallen — ein 
deutlicher Fortschritt; denn Sie wissen alle, daß 
gerade in den Ballungsgebieten Single-Haushalte 
den weitaus größten Teil der Bevölkerungsstruktur 
ausmachen. Wir sind da auf dem richtigen Weg. Das 
gleiche gilt für die Zweipersonenhaushalte; auch hier 
haben wir deutliche Verbesserungen erzielen kön-
nen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Schaut man sich die einzelnen Beträge an, so wird 
man feststellen, daß der jetzige Gesetzentwurf fast 
identisch ist mit dem, was z. B. der Bundesrat an 
Forderungen aufgeschrieben hat. 

Wir haben mit der Erhöhung der Einkommensgren-
zen auch erreicht, daß nicht nur öffentliches Geld für 
den Wohnungsbau zur Verfügung steht, sondern daß 
in Zukunft wieder mehr privates Kapital in den 
Wohnungsmarkt fließen kann. Das bet rifft im Grunde 
genommen alle Investorengruppen, es bet rifft aber 

ganz besonders die Genossenschaften, die für ihre 
eigenen Mitglieder gar nicht mehr bauen konnten. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Es betrifft auch die werksverbundenen Unternehmen, 
die für ihre Arbeitnehmer, selbst wenn sie in der 
untersten Lohngruppe waren, überhaupt keinen 
sozialen Wohnungsbau mehr durchführen konnten. 
Von daher macht es auch ökonomisch Sinn, diesen 
Weg zu gehen. Wir ziehen mehr privates Kapital in 
den Wohnungsbau und versprechen uns davon 
gerade in diesem Sektor neue Impulse. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben bei der Überarbeitung des zunächst 
unzureichenden Gesetzentwurfes darauf bestanden, 
daß der erste Förderweg weiter gehbar bleibt. Es war 
geplant, die 150 Millionen DM — das ist im Grunde 
genommen schon Magersucht für den ersten Förder-
weg — aus dem Wohnungsbaugesetz rauszunehmen. 
Wir haben darauf bestanden, sie wieder hineinzuset-
zen, und die Mittel, die für den dritten Förderweg zur 
Verfügung stehen, können jetzt auch für die anderen 
Förderwege eingesetzt werden, so daß die Länder 
wirklich eine große Bandbreite haben. Sie können 
— je nach regionaler Situation — entscheiden, ob sie 
das Geld in den ersten, in den zweiten oder in 
verschiedene Formen des dritten Förderweges einset-
zen. Das macht Sinn; denn die regionalen Unter-
schiede der Wohnungsversorgung sind uns alle 
bekannt, und es hat keinen Zweck, daß der Bund 
hingeht und über Dotationsauflagen zuviel in die 
Länder hineinregiert. 

Ich denke, daß der Kompromiß, der hier gefunden 
worden ist — unter Berücksichtigung und Wahrung 
des ersten Förderweges —, unsere Zustimmung fin-
den kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Das alles bedeutet nicht, daß wir in der Wohnungs-
politik gleicher Meinung sind, daß sich hier so etwas 
wie eine Große Koalition andeutet; sondern es bedeu-
tet, daß wir Teilprobleme der Wohnungspolitik aufge-
griffen und weitergeführt haben. Ich will Ihnen das mit 
ein paar Zahlen und Fakten belegen. 

Natürlich ist die Koalition in den letzten zwölf 
Jahren am Einbruch im sozialen Wohnungsbau zum 
großen Teil schuld. In den 80er Jahren ist die Regie-
rung aus dem sozialen Wohnungsbau fast völlig 
ausgestiegen. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Na, na!) 

Es ist kaum noch sozialer Wohnungsbau gefördert 
worden, und die Zahlen der sozial gebundenen Woh-
nungen sind dramatisch gesunken. Ich will nicht als 
Sphinx gelten oder als jemand, der unfrohe Botschaf-
ten verkündet; ich denke, ich sage das, was auch 
seriöse Wissenschaftler und Wohnungswirtschaftler 
sagen: Wir stehen vor der Situation, daß wir Ende der 
90er Jahre unter Umständen eine ganz schlimme 
strukturelle Wohnungsnot bei den preiswerten Woh-
nungsbeständen bekommen, wenn wir hier nicht 
gegensteuern. Deshalb ist es dringend notwendig, 
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daß mehr Geld für den sozialen Wohnungsbau zur 
Verfügung gestellt wird. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Ilja 
Seifert [PDS/Linke Liste]) 

Man  kann im Rahmen dieses Gesetzentwurfs nicht 
sagen, das, was wir jetzt auf den Weg bringen, bringt 
vielleicht 30 % mehr Wohnungen, wenn man  gleich-
zeitig die Mittel im sozialen Wohnungsbau, in der 
mittelfristigen Finanzplanung um 30 % streicht. Das 
geht nicht, und das können Sie auch keinem Bürger 
und keiner Bürgerin draußen erzählen. 

(Norbert Formanski [SPD]: Sehr wahr!) 

Die Kommunikationsschwierigkeiten zwischen Bun-
desfinanzminister und Bundesbauministerin sind ja 
bekannt. Wenn man schon öffentlich über die Zeitun-
gen fordern muß, die 700 Millionen DM für das 
Ballungsgebieteprogramm sollten fortgesetzt werden, 
und der Finanzminister über die Zeitung dann antwor-
tet, das komme überhaupt nicht in Frage, dann weiß 
man, daß der soziale Wohnungsbau in dieser Regie-
rung keine guten Karten hat. 

(Norbert Formanski [SPD]: Leider wahr!) 

Und deshalb ist es notwendig, daß wir hier zu einer 
Änderung kommen und bei einem Regierungswech-
sel versuchen, den sozialen Wohnungsbau wieder zu 
fördern. 

(Beifall bei der SPD) 

Selbst bei den Bewilligungszahlen von 1993 gibt es 
ein weiteres Defizit, ein Sinken der Zahlen im sozialen 
Wohnungsbau. Wir haben 1993 156 000 Bewilligun-
gen; davon sind aber rund 50 000 Eigentumsmaßnah-
men. Das heißt, wir haben nur 100 000 neue Sozial-
wohnungen gebaut oder werden sie bauen — ein 
Rekord nach dem Rückgang auf fast null in den 80er 
Jahren. Aber wir wissen gleichzeitig, daß 150 000 aus 
den Bindungen herausfallen, d. h., wir haben selbst 
bei hohen Fertigstellungszahlen nach wie vor ein 
Defizit und ein Absinken der preiswerten Wohnun-
gen. Das kann nicht richtig sein. Das geht in die 
falsche Richtung. Wir schaffen uns damit die Woh-
nungsnot der nächsten Jahre. 

Deshalb, meine Damen und Herren, ist dieser 
Gesetzentwurf, zu dem wir heute ja sagen, weil er 
wichtige Vorteile bringt, nur ein Schritt auf dem Weg 
in die richtige Richtung. Die anderen Schritte können 
wir nicht gemeinsam tun. Wir setzen darauf, daß die 
Wählerinnen und Wähler dies begreifen und uns die 
Chance geben, den Wohnungsbau der nächsten Jahre 
zu gestalten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzte spricht zu 
diesem Tagesordnungspunkt die Ministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Frau 
Dr. Irmgard Schwaetzer. 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem 
Wohnungsbauförderungsgesetz 1994 verabschieden 

wir heute die tiefgreifendste Reform des sozialen 
Wohnungsbaus seit vielen Jahren. 

Ich bin sehr froh, daß es auch in Wahlkampfzeiten 
— Herr Großmann hat sie ja in seinen letzten Worten 
wieder richtig vorgeführt — möglich ist, zu einer 
partei- und fraktionsübergreifenden Einigung zu 
kommen. Das zeigt, daß es in den wichtigen Feldern 
dessen, was die Menschen bewegt — und Wohnungs-
bau gehört dazu —, eben doch möglich ist, der 
Vernunft das Wort zu geben. Insofern bedauere ich es 
ein bißchen, daß hier heute morgen doch wieder das 
kleinliche Nachkarten stattgefunden hat und daß 
auch die Kämpfe auf den alten Schlachtfeldern, 
zumindest verbal, wieder gefochten worden sind. 

(Norbert Formanski [SPD]: Aber maßvoll! 
Sehr human war das!) 

Trotzdem ist es für mich wichtig, daß dieser Kom-
promiß zustande gekommen ist. Er besteht aus zwei 
Teilen — beide Teile waren für das Zustandekommen 
des Kompromisses gleichermaßen wichtig —: zum 
einen die gesetzliche Grundlage für die einkommens-
orientierte Förderung, und zum anderen die Anhe-
bung der Einkommensgrenzen beim Zugang zu einer 
Sozialwohnung. 

Als ich vor ungefähr zwei Jahren das Konzept der 
einkommensorientierten Förderung vorgestellt 
habe, hat es in den Fachkreisen ziemlich schnell 
Zustimmung zu diesem Konzept gegeben. Aber nicht 
nur in den Fachkreisen. Natürlich wurde auch in den 
politischen Parteien darüber diskutiert. Auf dem Weg 
zu dem heutigen Kompromiß — Herr Huonker nickt 
ein wenig, obwohl er noch nicht so genau weiß, was 
jetzt kommt — war es ganz wichtig, daß sich die 
Arbeitsgemeinschaft der sozialdemokratischen Kom-
munalpolitiker relativ rasch zu einer Stellungnahme 
gegen den ersten Förderweg und für die Zielrichtung 
einer einkommensorientierten Förderung ausgespro-
chen hat. Dies ist wohl im Meinungsbildungsprozeß 
der Sozialdemokraten ein wichtiger Punkt gewesen. 
Insofern verstehe ich die Anmerkungen, die heute von 
denjenigen, die zunächst eine sehr ablehnende Posi-
tion eingenommen haben, gemacht worden sind, 
durchaus als ein letztes Gefecht. 

Die größte Sorge der Länder in bezug auf die 
einkommensorientierte Förderung war ja relativ rasch 
ausgemacht. Die Länder behaupteten, der Bund wolle 
sich aus der Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
zurückziehen. Dies war nie der Fall. Das war eine 
Unterstellung, die natürlich im politischen Raum ihre 
Wirkung getan hat. Aber die Festschreibung von 
300 Millionen DM für diesen neuen Förderweg, die 
aber nach der Entscheidung der Länder auch in 
anderen Förderwegen eingesetzt werden können, ist 
das deutliche Signal, daß der Bund nie vorgehabt hat, 
sich aus der Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
zurückzuziehen. Das schreibt er jetzt auch im Gesetz 
deutlich fest. Für diese Zusage des Bundes versam-
meln sich nun alle Parteien — die großen klassischen 
Parteien, nicht die PDS — hinter der Idee der einkom-
mensorientierten Förderung. 

Die einkommensorientierte Förderung im Neubau 
verhindert Fehlbelegung von Anfang an. Fehlbele- 
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gung ist ja der klassische sozialpolitische Skandal des 
sozialen Wohnungsbaus. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Außerdem wird mit diesem Förderweg der willkürli-
che Sprung zwischen stark subventionierten Sozial-
mieten auf der einen Seite und hohen Neubaumieten 
auf der anderen Seite geglättet. Statt einer Einteilung 
in Arm und Reich wird jetzt nach der individuellen 
Bedürftigkeit gefördert. Das ist ein wirklicher Fort-
schritt. 

Diese Förderung ist sozial treffsicherer, sie ist effi-
zienter. Für das gleiche Geld können nach unseren 
Berechnungen etwa 30 % mehr Wohnungen gebaut 
werden. Das ist in der gegenwärtigen Situation wich-
tig; denn Bund, Länder und Gemeinden haben nicht 
mehr so viel Geld wie noch vor zehn Jahren. Noch 
einmal unterstrichen: Fehlbelegung wird von vorn-
herein vermieden. 

Die Neugestaltung der Einkommensgrenzen ist 
ebenfalls ein guter Schritt. Jeder sieht natürlich, daß, 
da die letzte Fortschreibung schon viele Jahre zurück-
lag, ein Bedarf gegeben war. Mit der Einführung 
zusätzlicher Pauschalabzüge wurde die Benachteili-
gung Erwerbstätiger aufgehoben. Das war der ent-
scheidende Punkt, den die Koalitionsfraktionen und 
die Bundesregierung in den Vordergrund gestellt 
haben. 

Weiterhin ist mit einem zusätzlichen Freibetrag für 
Alleinerziehende eine besondere soziale Härte 
berücksichtigt worden. Die generelle Erhöhung, die 
im Wege des Kompromisses zustande gekommen ist, 
führt dazu, daß Krankenschwestern, Polizeibeamte 
und Alleinerziehende in Zukunft wieder besser eine 
Wohnung finden können und nicht mehr auf den 
freifinanzierten Mietwohnungsmarkt in Ballungszen-
tren angewiesen sind. 

Ich möchte noch zwei Elemente des Gesetzes 
erwähnen, die mir sehr wichtig erscheinen. Wir müs-
sen uns nicht nur um den Neubau kümmern. Etwa 1 % 
des Bestandes wird jedes Jahr neu gebaut. Wir müssen 
uns mit gleicher Intensität auch darum kümmern, daß 
der Bestand in Zukunft für Geringverdiener ebenfalls 
zugänglich bleibt. Deswegen ist die Zulassung von 
Bundesmitteln für den Erwerb kommunaler Bele-
gungsrechte bei einer Modernisierungsförderung 
wirklich ein neuer, zukunftsweisender Weg, ein Weg 
zur Erhaltung preiswerter Wohnungsbestände in 
einer Zeit, in der viele Belegungsbindungen auslau-
fen würden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Sei-
fert? 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Gerne. 

Dr. Ilja Seifert (PDS/Linke Liste): Frau Ministerin, da 
Sie gerade ausdrücklich darauf hinweisen, daß die 
Kommunen Belegungsrechte aus dem Bestand kaufen 
sollen, sagen Sie mir doch bitte, warum Sie dann die 
Kommunen erst zwingen, ihren Bestand zum Teil zu 
verkaufen, in dem sie ja Belegungsrechte haben. 
Wäre es nicht sinnvoller, dieses Geld einzusparen? 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kol-
lege Seifert, Sie zielen auf die Situation in den fünf 
neuen Bundesländern ab. Daß Sie ein Protagonist der 
Fortführung der alten DDR-Verhältnisse im Woh-
nungswesen im Osten sind, verwundert hier, glaube 
ich, niemanden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie des Abg. Gunter Huonker [SPD] — 
Zuruf der Abg. Dr. Dagmar Enkelmann 

[PDS/Linke Liste]) 
— Frau Kollegin, die Situation im Osten steht in 
diesem Punkt des Gesetzes im Moment nicht im 
Vordergrund. Aber selbstverständlich wird auch diese 
Regelung in Zukunft in den ostdeutschen Bundeslän-
dern eine Bedeutung haben. Aber im Moment steht 
das, wie gesagt, noch nicht so im Vordergrund, weil 
dort generell Belegungsbindungen gelten. Das wissen 
Sie auch. Deswegen hat diese Regelung in der gegen-
wärtigen Situation speziell für die westlichen Bundes-
länder ihre hohe Bedeutung. 

Schließlich stellt das Wohnungsbauförderungsge-
setz die Notwendigkeit kosten - und flächensparen-
den Bauens auch im sozialen Wohnungsbau heraus. 
Auch das ist wichtig. In Zeiten knapper Kassen 
müssen wir uns natürlich überlegen, wofür Geld 
eingesetzt wird. Da sind die Prinzipien des kosten- 
und flächensparenden Bauens als Vorgabe dafür, was 
in welcher Form gefördert wird, ganz entscheidend. 

Mit diesem Gesetz wird der Grundstein einer 
umfassenden Reform des sozialen Wohnungsbaus 
gelegt. Darauf aufbauend müssen wir in der nächsten 
Legislaturperiode selbstverständlich auch an eine 
Reform der Förderung des sozialen Wohnungsbaus im 
Bestand herangehen. Das Prinzip der einkommens-
orientierten Förderung mit dem Effekt, daß es keine 
Fehlbelegung mehr gibt, muß natürlich auch auf den 
Bestand anwendbar werden, was es im Moment noch 
nicht ist. Das wird ein wichtiges Reformvorhaben sein, 
dem wir uns in der nächsten Legislaturperiode mit 
aller Energie zuwenden werden. 

Ich will auch gar nicht verschweigen, daß darüber 
hinaus der von einigen Ländern, z. B. Nordrhein-
Westfalen, bis jetzt noch mit großem Vorrang betrie-
bene sogenannte erste Förderweg, der gerade der 
Förderweg ist, der Fehlbelegungen produziert, keine 
Begründung mehr haben kann und deswegen im 
Rahmen eines Reformpaketes mit behandelt werden 
muß. 

Die Länder sind nun aufgerufen, die Chancen einer 
Neuorientierung des sozialen Wohnungsbaus auch in 
ihren eigenen Förderkonzeptionen zu nutzen. Ich bin 
ganz sicher, meine Damen und Herren, daß sich die 
einkommensorientierte Wohnungsbauförderung im 
Wettbewerb mit anderen Förderwegen durchsetzen 
wird, weil sie vernünftig ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Ministerin, 
gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage des Kolle-
gen Hitschler? 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Gerne. 
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Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Frau Ministerin, wie 
bewerten Sie die Tatsache, daß sich der künftige 
Wunschkoalitionspartner unserer großen Opposi-
tionspartei, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei den 
Beratungen zu diesem Gesetzentwurf weder in den 
Ausschüssen beteiligt hat noch heute überhaupt 
anwesend ist, keinen Redebeitrag, um seine Meinung 
darzulegen, geleistet hat und sich offensichtlich nicht 
einmal an der Abstimmung zu beteiligen gedenkt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Peinlich!) 

Dr. Irmgard Schwaetzer, Bundesministerin für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: Herr Kol-
lege, ich bedaure die Abwesenheit der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN außerordentlich. Denn in 
der Tat ist Wohnungsbau ein Problem, das alle Men-
schen zutiefst berührt. Eine Debatte darüber würde es 
eigentlich erfordern, das Interesse daran deutlich zu 
machen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Gunter  Huonker [SPD]: Woher wissen Sie 
denn, daß das unser Koalitionspartner ist?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von den 
Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. eingebrach-
ten Gesetzentwurf zur Förderung des Wohnungsbaus, 
Drucksachen 12/6616 und 12/7399 Nr. 1. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschuß-
fassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. — 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Damit ist der 
Gesetzentwurf in zweiter Beratung gegen die Stim-
men der PDS angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 
und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist 
der Gesetzentwurf gegen die Stimmen der PDS ange-
nommen. 

Unter Nr. 2 seiner Beschlußempfehlung auf Druck-
sache 12/7399 empfiehlt der Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau, die Gesetzentwürfe 
des Bundesrates auf Drucksache 12/5473 und 12/6880 
sowie den Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksa-
che 12/3913 für erledigt zu erklären. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Damit ist die Beschlußempfehlung bei 
Enthaltung der PDS angenommen. 

Nun rufe ich den Zusatzpunkt 1 auf: 

Vereinbarte Debatte 
zu den Aussagen der wirtschaftswissenschaft-
lichen Forschungsinstitute in ihrem Frühjahrs-
gutachten betreffend den weiteren Konjunk-
tur- und Arbeitsmarktverlauf 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. — Dazu 
sehe ich keinen Widerspruch. Wir verfahren so. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster spricht der 
Abgeordnete Dr. Theodor Waigel. 

Dr. Theodor Waigel (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Im 
Frühjahr 1994 steht die Weltwirtschaft im Zeichen 
eines an Kraft und Dauerhaftigkeit gewinnenden 
Aufschwungs. Wir haben weltweit wie auch in 
Deutschland erneut die Chancen für einen langfristi-
gen, dauerhaften Wachstumsprozeß, so wie bereits in 
den 80er Jahren. 

Meine jüngsten internationalen Begegnungen, die 
gestrigen deutsch-britischen Konsultationen, das 
Treffen der G-7-Finanzminister und Notenbankgou-
verneure am letzten Sonntag und die Frühjahrstagung 
des Internationalen Währungsfonds in Washington 
am Montag sowie mein Gespräch mit dem Geschäfts-
führenden Direktor des IWF, Michel Camdessus, 
bestätigen diese Einschätzung. Der weltweite Kon-
junktureinbruch ist überwunden. Die In flation ist 
heute weltweit so niedrig wie seit den 50er Jahren 
nicht mehr. Sorgen bereitet allerdings in praktisch 
allen Industrieländern die hohe Sockelarbeitslosig-
keit, die auch bei höheren Wachstumsraten nur all-
mählich abzubauen ist. 

Bei der jüngsten Jahresversammlung der Europäi-
schen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung in 
St. Petersburg konnten wir eine positive Bilanz ziehen. 
Unter der neuen Leitung von Jacques de Larosière ist 
das Institut aus den negativen Schlagzeilen herausge-
kommen. Im Mittelpunkt steht jetzt wieder die Sach-
arbeit, der Aufbau marktwirtschaftlicher Strukturen 
und leistungsfähiger Be triebe im früheren kommuni-
stischen Machtbereich. 

In erster Linie geht es um die Förderung der 
Privatwirtschaft und den Aufbau eines leistungsfähi-
geren Finanzsektors. Auch soll durch die Gründung 
einer von mir im letzten Jahr vorgeschlagenen russi-
schen Mittelstandsbank der Bereich der kleinen und 
mittleren Unternehmen besser entwickelt werden. 

Ich habe die Anteilseigner der Bank in St. Peters-
burg aufgefordert, sich stärker am multilateralen 
Fonds für Kernkraftsicherheit zu beteiligen. In diesem 
Zusammenhang habe ich in einem Gespräch mit dem 
ukrainischen Finanzminister deutlich gemacht, daß 
der geplante Weiterbetrieb der Tschernobyl -Blöcke 
für uns nicht akzeptabel ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P. und der SPD) 

Wir bemühen uns darum, gemeinsam mit der 
Ukraine, der Weltbank und der Europäischen Ent-
wicklungsbank eine Strategie zur Stillegung und 
Ersatzenergieversorgung zu entwickeln. Ich meine, 
dies muß auch ein Thema für den Weltgipfel in Neapel 
sein. Dies ist viel drängender und problematischer, als 
es manche in der Welt wahrhaben wollen. Für uns hat 
das jedenfalls allererste Priorität, und zwar nicht nur 
energiepolitisch, sondern auch umweltpolitisch. Es ist 
für die ganze Weltwirtschaft entscheidend, daß wir 
hier endlich weiterkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Ich habe in Washington vor allen Dingen die Gele-
genheit genutzt, die wirtschafts- und finanzpolitische 
Strategie der Bundesregierung als Basis für den sich 
jetzt deutlich abzeichnenden Aufschwung zu erläu- 
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tern. Unsere internationalen Partner haben — vor 
allem auch vor dem Hintergrund der Bewältigung des 
Wiedervereinigungsprozesses — anerkennend zur 
Kenntnis genommen, daß uns durch die Spar- und 
Wachstumspakete des letzten Jahres der schwierige 
Balanceakt gelungen ist, die Defizite zu begrenzen 
und zugleich wichtige Wachstumsimpulse zu geben. 
In diesen Zusammenhang gehört auch unser vor allem 
an den Mittelstand gerichtetes Investitions- und Inno-
vationspaket vom Januar. 

In der Finanzpolitik liegen wir auf gutem Kurs. Wir 
haben bedeutendere Konsolidierungserfolge als viele 
andere zu verzeichnen. Nach den Berechnungen des 
IWF-Stabes erreicht Deutschland bis 1995 das beste 
Ergebnis beim Abbau des strukturellen Haushaltsde-
fizites. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gemeinsam mit Japan  werden wir nächstes Jahr das 
geringste strukturelle Defizit unter den führenden 
Industrienationen haben. 

Mit besonderer Aufmerksamkeit haben die G-7-
Partner zur Kenntnis genommen: Durch diese konse-
quente Konsolidierungspolitik werden wir auch das 
Kriterium für den Eintritt in die Währungsunion recht-
zeitig erfüllen, das wir im Vertrag von Maast richt mit 
einer Defizitquote von 3 % des Bruttoinlandproduktes 
beziffert haben. 

Ein wichtiges Thema früherer Tagungen spielte 
diesmal in Washington praktisch keine Rolle mehr, 
nämlich die angeblich zu hohen deutschen Zinsen. Im 
Rückblick erweist sich der von uns eingeschlagene 
Weg — strikte Haushaltskonsolidierung in Verbin-
dung mit einer vorsichtigen, aber stetigen Zinslocke-
rung durch die Deutsche Bundesbank — als klug, 
richtig und vorausschauend. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So ist es uns gelungen, die Stabilitätserwartungen 
der Märkte zu sichern. Damit konnte Deutschland in 
den schwierigen ersten Jahren seit der Wiederverei-
nigung ein im internationalen Vergleich niedriges 
Niveau bei den langfristigen Zinsen erhalten. Inzwi-
schen liegen die langfristigen Zinsen in Deutschland 
2 Prozentpunkte unter dem langjährigen Durch-
schnitt. 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Die kurzfristigen!) 

— Ich komme gleich darauf. 

Auch der jüngste Zinsausschlag am langen Ende 
fiel bei uns geringer aus als in den meisten anderen 
Ländern. Zum erstenmal seit vier Jahren liegen die 
deutschen Kapitalmarktzinsen deshalb wieder unter 
denen der USA. Das ist ein Vertrauensvotum der 
Märkte für die Stabilitätsanstrengungen in Deutsch-
land und die weitere wirtschaftliche Entwicklung. 

Der Erfolg unserer wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Strategie zeigt sich auch bei den Preissteige-
rungsraten. Der Internationale Währungsfonds wie 
auch die Institute erwarten einen Rückgang der Infla-
tionsrate auf durchschnittlich 3 % im Jahre 1994. In der 
zweiten Jahreshälfte werden wir wieder eine 2 vor 
dem Komma haben. 

In einem Punkt wird allerdings der IWF-Stab seine 
Prognose voraussichtlich revidieren müssen: Eine 
Wachstumsrate von 0,9 % für Gesamtdeutschland im 
Jahre 1994 ist angesichts der fast durchweg nach oben 
gerichteten Konjunkturindikatoren zu wenig. Ich 
habe deshalb dem geschäftsführenden Direktor des 
Internationalen Währungsfonds Michel Camdessus 
eine Wette darauf angeboten, daß es deutlich mehr 
wird. Nachdem die Forschungsinstitute mit ihrer Pro-
gnose von 1 % für Westdeutschland und 1,5 % für 
Gesamtdeutschland de facto dieser Wette beigetreten 
sind, sehe ich der Überprüfung meiner Einschätzung 
am Jahresende mit einiger Gelassenheit entgegen. 
Das, was der Kollege Rexrodt im Jahreswirtschaftsbe-
richt prognostiziert hat, wird sich sogar positiv nach 
oben entwickeln. Er lag mit seiner Prognose genau 
richtig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
In den Jahren 1992 bis 1994 ergibt sich für Ost-

deutschland z. B. ein Zuwachs von insgesamt über 
26 %. Das ist zu vergleichen mit Produktionsverlusten 
in den Transformationsländern Mittelost- und Osteu-
ropas. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ilja Seifert PDS/Linke 
Liste) 

— Sie sollten einmal dahin sehen, wie ohne solche 
Hilfe, wie wir sie durch den West-Ost-Transfer gelei-
stet haben, die Entwicklung verläuft. Den Menschen 
in den neuen Bundesländern ginge es heute d ank 
Ihrer Politik so wie den Menschen in Rumänien und 
Bulgarien. Sie sollten sich schämen, das nicht zur 
Kenntnis zu nehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Was das konkret für die Lebenssituation bedeutet, 

habe ich gerade erst bei meinen Besuchen in St. Pe-
tersburg und Königsberg erfahren. Dennoch haben 
die Menschen auch dort Hoffnung und den Wunsch 
nach stärkerer Kooperation mit dem Westen. 

Was wir den Bürgern durch Konsolidierung und 
durch Steuererhöhungen abverlangen, zahlt sich 
durch deutliche Fortschritte bei der deutschen Wirt-
schaftsintegration aus. So liegen heute die Bruttoin-
vestitionen in den ostdeutschen Ländern pro Kopf um 
20 % über dem Westniveau. Nach der Berechnung der 
Institute mußten sie sich im Jahre 1991 noch mit einem 
im Vergleich zu Westdeutschland um 40 % niedrige-
ren Investitionsniveau zufriedengeben. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Waigel gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Sei-
fert? 

Dr. Theodor Waigel, (CDU/CSU): Bitte. 

Dr. Ilja Seife rt  (PDS/Linke Liste): Herr Minister, Sie 
können mich gern für 40 Jahre SED-Politik verant-
wortlich machen. Aber dann darf ich Sie dreieinhalb 
Jahre danach vielleicht nach Ihrer Regierungspolitik 
fragen: Wollen Sie denn nicht zumindest zugeben, daß 
in der Zeit seit der staatlichen Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten etliche Fehler gemacht worden 
sind, die die Wirtschaft in Ostdeutschland in erhebli-
cher Weise zusätzlich belastet haben — was nicht 
nötig gewesen wäre —, z. B. indem die Beziehungen 
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zu den Märkten im Osten fast völlig abgebrochen 
wurden? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Dr. Theodor Waigel (CDU/CSU): Die Beziehungen 
zu den Märkten im Osten sind deswegen abgebro-
chen, weil das gesamte kommunistische System in der 
Welt zusammengebrochen ist. Ich weiß nicht, ob Sie 
früher dabei waren. Aber jedenfalls ist die Partei, der 
Sie angehören, die Nachfolgeorganisation der verbre-
cherischen Organisation, die dieses Unglück für 
Deutschland weitgehend mitverschuldet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ähnlich wie bei den falschen Prognosen zur Wirt-
schaft ist es der SPD auch bei ihren Prognosen zum 
Haushalt ergangen. Mancher hatte im letzten Jahr 
schon voreilig Wetten auf eine milliardenschwere 
Defizitüberschreitung des Bundes angeboten. Am 
Ende gab es jedoch auch 1993, wie schon in den 
Jahren zuvor, eine Unterschreitung der Haushaltsan-
sätze. 

Deutschland und Europa konkurrieren heute 
unmittelbar mit den erfolgreichen Industrienationen 
Ostasiens. Und auch Nordamerika hat sich in der 
NAFTA zu einem starken Wirtschaftsblock zusam-
mengeschlossen. Aus diesen internationalen Ent-
wicklungen müssen wir unsere Anpassungsstrategie 
ableiten. Esoterische Vorstellungen allein im nationa-
len Rahmen können wir uns dagegen überhaupt nicht 
leisten. 

Durch den Standortbericht vom letzten Dezember 
und durch das Aktionsprogramm für mehr Wachstum 
und Beschäftigung haben wir uns der internationalen 
Entwicklung gestellt. Die SPD hatte demgegenüber 
nichts anderes anzubieten als abgedroschene Umver-
teilungsphrasen und die zehnte Auflage ihres Stan-
dardbeschäftigungsprogramms aus den 70er Jahren. 

Wir kommen auf dem schmalen Pfad des Wachs-
tums nur dann weiter voran, wenn wir die richtigen 
steuerpolitischen Weichen stellen. Nach der Einschät-
zung der Forschungsinstitute darf es vor allem zu 
keiner Mehrbelastung derjenigen kommen, die in 
besonderem Maße zur Wertschöpfung beitragen. 
Gemeint sind damit die sogenannten Besserverdie-
nenden, die die SPD schon im Bereich von Jahresein-
kommen von 40 000 bis 50 000 DM geortet hat. Das ist 
ein eindeutiges Urteil der Institute gegen die von der 
SPD geforderte 10 %ige Ergänzungsabgabe für 
höhere Einkommen. Eine solche Sonderlast würde 
zwangsläufig Investitionen und Leistungen treffen 
und den Konjunkturaufschwung gefährden. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: So ist es!  — 
Rudolf  Dreßler [SPD]: Ausgemachter Un

-sinn!) 

Die Bundesregierung will statt dessen durch konse-
quente Konsolidierung den Staatsanteil zurückführen 
und Spielraum für künftige Steuerentlastungen schaf-
f en.  

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vorfinanzierungsmodelle nach Vorstellung der Insti

-

tute kommen für uns allerdings nicht in Frage. Denn 

nach allen internationalen Erfahrungen führen Steu-
ersenkungen auf Pump zu gewaltigen und langfristi-
gen Konsolidierungsproblemen, die vielfach die 
Rücknahme ursprünglicher Steuersenkungen unum-
gänglich machen. 

Die Unternehmensteuerreform und die Entlastun-
gen der Familien müssen dennoch nicht auf die lange 
Bank geschoben werden. Die notwendigen Um-
schichtungsspielräume werden wir vor allem durch 
den weiteren Abbau von Steuervergünstigungen und 
steuerlichen Sonderregelungen gewinnen. 

Das Gutachten der Institute und die jüngsten inter-
nationalen Begegnungen unterstreichen: Wir sind auf 
dem richtigen Weg. Die anfängliche Kritik im Hin-
blick auf eine angebliche Belastung der Weltwirt-
schaft durch den Wiedervereinigungsprozeß wandelt 
sich immer stärker in eine erstaunte Anerkennung 
dessen, was wir trotz der historisch einmaligen Aufga-
ben in der Wirtschafts- und Finanzpolitik erreichen. 

Schon heute ist der Prozeß der Normalisierung in 
den Stabilitätskennziffern deutlich abzulesen. Die 
öffentlichen Defizite, der Schuldenstand, das  Wachs

-

tum,  die Preissteigerungsrate und die Arbeitslosigkeit 
bewegen sich zumindest im internationalen Durch-
schnitt. Vielfach können wir sogar bessere Kennzif-
fern vorlegen als andere vergleichbare Industrielän-
der. 

Professor Karl Schiller hat vor gut vier Jahren in 
einem Interview der „Wirtschaftswoche" vorherge-
sagt: 

Die Bundesrepublik, die zu den reichsten Staaten 
der Welt gehört, ist doch in der Lage, die Wirt-
schaft der DDR wieder auf die Beine zu bringen. 
Wir haben da eine einmalige Chance, eine „neue 
Grenze" im Sinne von Kennedy, und ich bin fest 
davon überzeugt, daß wir ein zweites Wirtschafts-
wunder erleben können. 

Was einer der fähigsten deutschen Wirtschaftsfach-
leute prognostiziert hat, erweist sich immer stärker als 
zutreffend. Die Pessimisten und notorischen Schwarz-
maler werden demgegenüber in den Geschichtsbü-
chern keine Erwähnung finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alle Mühsal und alle schwierigen Entscheidungen 
haben sich gelohnt. Das ist kein Wunschdenken. Die 
klaren Zahlen und Fakten der Fachleute im In- und 
Ausland geben uns recht. Und nach diesen Fakten 
wird im Oktober entschieden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster spricht 
der Fraktionsvorsitzende der SPD, Hans-Ulrich 
Klose. 

Hans-Ulrich Klose (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Dies ist keine 
Märchenstunde. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Wir diskutieren das Frühjahrsgutachten der wirt-
schaftswissenschaftlichen Forschungsinstitute. Es 
kommt in seiner Mehrheitsstellungnahme zu dem 
Schluß — ich zitiere —, 

daß sich die gesamtwirtschaftliche Produktion im 
Frühjahr dieses Jahres deutlich belebt. 

Die Annahmen, die zu dieser Erwartung — eine 
Prognose wird man  es kaum nennen können — 
führen, erscheinen teils plausibel, teils willkürlich. 
Der Konjunkturfrühling wird mit der Annahme eines 
Wirtschaftswachstums für Gesamtdeutschland von 
real 1,5 % in diesem Jahr begründet. 

Damit Sie uns, meine Damen und Herren aus den 
Koalitionsreihen, nicht mißverstehen: Wir halten diese 
Annahme für vertretbar und würden es begrüßen, 
wenn sie tatsächlich einträte. Wir freuen uns mit den 
Menschen, mit den Arbeitnehmern und den Unter-
nehmern, wenn es der deutschen Wirtschaft besser

-

geht, und sei es nur ein ganz kleines bißchen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dieter

-

Julius Cronenberg [Arnsberg] [F.D.P.]) 

Eines werden Sie freilich nicht bestreiten können 
— und das sagen Ihnen dieser Tage auch viele 
Unternehmer und Wirtschaftsverbände —: Es handelt 
sich bei dieser konjunkturellen Erwartung, die 
anderswo, z. B. beim IWF, vorsichtiger taxiert wird, 
um ein zartes und sehr frostanfälliges Frühlings-
pflänzchen. Es stützt sich vor allem auf die Belebung 
der Auslandsnachfrage und sonst fast nichts, denn alle 
anderen für die Konjunkturentwicklung relevanten 
Faktoren stagnieren derzeit auf krisenhaftem Ni-
veau. 

Die Industrieproduktion, die das Profil der Kon-
junktur prägt, verharrt auf dem Stand des Vorjahres. 
Die Ausrüstungsinvestitionen, der eigentliche Gene-
rator von Konjunkturentwicklung, stagnieren eben-
falls und verlaufen damit ungünstiger als erwartet. 
Der reale Konsum befindet sich im Minus, und dem-
entsprechend notleidend bleibt das Niveau der 
Inlandsnachfrage, ohne deren Wachstum eine dauer-
hafte und nachhaltige Konjunkturerholung nicht vor-
stellbar ist. 

Folgerichtig schreiben die Mehrheitsgutachter 
— ich zitiere wieder —: 

Die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage 

— ich füge hinzu: wenn sie denn einträte — 

bedeutet freilich noch nicht, daß die Weichen für 
ein kräftiges Wachstum der westdeutschen Wirt-
schaft und für ein hohes Beschäftigungsniveau 
schon gestellt sind. 

Meine Damen und Herren, im Volksmund, der sich 
mit interessierter Wirtschaftsprognose kaum beschäf-
tigt, dafür aber über Lebenserfahrung verfügt, sagt 
man, eine Schwalbe mache noch keinen Sommer. 
Dieses Konjunkturschwälbchen, Herr Bundesfinanz-
minister, macht bestimmt noch keinen Sommer. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Hans Klein) 

Es handelt sich, um es lyrisch auszudrücken — da wird 
mir mancherlei zugetraut —, um einen fernen Harfen

-

ton, ein eher geistiges Produkt der Forschungsinsti-
tute, nicht aber um handfeste Realität. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die Bundesregierung, die durch ihre Politik das 
Ausmaß und die Dauer der tiefsten Rezession in 
Deutschland seit Gründung der Bundesrepublik mit 
verursacht hat, wird allerdings wenig oder gar nichts 
tun können, um eine mögliche Konjunkturerholung 
wirtschaftlich und steuerpolitisch zu stützen. Die Bun-
desregierung kann und konnte sich schon 1993 ein 
Deficit-spending zur Belebung der Nachfrage nicht 
leisten, weil sie sich schon zuvor bis zur Halskrause 
verschuldet hatte. 

(Zuruf von der SPD: Leider wahr!) 

In diesem Jahr und in den Folgejahren wird die 
Situation, wie wir alle wissen, nur der Herr Bundesfi-
nanzminister nicht, eher noch schwieriger und schlim-
mer. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Waigel, wer die Abgabenquote auf 
über 50 % hochschraubt und die Verschuldung der 
öffentlichen Hände weiter nach oben treibt, der trägt 
zur Konjunkturbelebung nichts bei. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wenn es jetzt, wie gesagt, Hoffnung auf einen 
Aufschwung gibt, dann nicht wegen, sondern trotz der 
verfehlten Politik der Bundesregierung. Das ist die 
Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD) 

Und Sie müssen sich schon gefallen lassen, daß wir 
Ihnen diese Wahrheit immer wieder ins Stammbuch 
schreiben. 

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Nein, das 
lasse ich mir nicht gefallen!) 

Was die Geldpolitik der Bundesbank angeht, so 
hätten wir uns eine kräftigere Zinssenkung spätestens 
zu dem Zeitpunkt gewünscht, zu dem erkennbar war, 
daß die Tarifpartner für 1993 maßvolle Abschlüsse 
zustande bringen würden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Das müssen Sie der 

Bundesbank sagen!) 

Wir müssen uns aber von der Bundesb ank sagen 
lassen, daß der hohe Kreditfinanzierungsbedarf des 
Bundes und seiner Schattenhaushalte und die feh-
lende Verläßlichkeit des mittelfristigen Konsolidie-
rungspfades in der Finanzplanung des Bundes wei-
tere kräftige Zinssenkungen nicht erlauben, und das, 
obwohl sie konjunkturell geboten wären. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Das ist eine ziemliche Frechheit!) 

Die Bundesrepublik Deutschl and ist eben unter dieser 
Regierung ein Kapital importierendes Land gewor-
den, 

(Beifall bei der SPD) 
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und auch daran hat sich prinzipiell nichts geändert, so 
daß ich meine erheblichen Zweifel habe, ob sich die 
Bundesbank der Sichtweise der Forschungsinstitute 
anschließen kann, die einen Zinssenkungsspielraum 
von 2 Prozentpunkten im Jahresverlauf für möglich 
erachten. 

Es stört Sie alle sehr; es ist für Sie schwierig, die 
Wahrheit anzuhören; deshalb werden Sie dann immer 
laut. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Es mag schwierig sein, 

die Wahrheit zu sagen!) 

— Sie sind ja auch ein Spezialist, Herr Weng. 

Was die Belebung der Inlandsnachfrage angeht, so 
sehen wir bei dieser Bundesregierung gegenwärtig 
eigentlich nur prozyklische Tendenzen, also Neigung, 
den privaten Verbrauch weiter zu drosseln. Anders ist 
nicht zu erklären, daß Sie unseren Vorschlag ableh-
nen, den Solidaritätszuschlag, der ab 1. Januar 1995 
wieder eingeführt wird, so zu gestalten, daß für mehr 
als 70 % der Privathaushalte die zusätzliche Belastung 
durch höhere Lohn- und Einkommensteuer vermie-
den wird. Die Ersetzung dieser Steuer durch die von 
uns vorgeschlagene Ergänzungsabgabe macht eben 
nicht nur tarifpolitisch Sinn, sondern auch wirtschafts-
politisch. 

(Beifall bei der SPD) 

Darüber sollten Sie mal sehr gründlich nachdenken. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, wäre es gut, 
wenn Sie möglichst bald erklären würden, wie Sie es 
denn mit der Mehrwertsteuer und der Mineralöl-
steuer und den Straßenbenutzungsgebühren, von 
denen der Kanzler redet, künftig halten wollen. 

(Dr. Walter Franz Altherr [CDU/CSU]: Len

-

ken Sie doch nicht ab! — Zuruf von der SPD: 
Chaos!) 

Das sollten Sie schon deshalb erklären, weil Sie ja 
jedenfalls die Hoffnung haben, Sie werden auch in der 
nächsten Legislaturperiode regieren, was dem deut-
schen Volk, hoffe ich, erspart bleibt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Sie erklären es aber nicht, weil Sie sich ganz offen-
sichtlich nicht trauen. Wenn Sie nach der Mineralöl-
steuer gefragt werden, wie kürzlich der Herr Bundes-
kanzler von der „Süddeutschen Zeitung", dann ist die 
Antwort bestenfalls verwirrend. Lesen Sie es noch mal 
nach! Wenn es um die Finanzierung der Bundesbahn-
reform geht — um nur ein weiteres Beispiel zu 
nennen —, dann vertraut der redegewandte Herr 
Bundesfinanzminister 

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Danke!) 

auf die Verkehrspolitiker. Ihm selbst fällt dazu nichts 
ein. Schwaches Bild, Herr Minister, schwaches Bild. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Theodor Waigel 
[CDU/CSU]: Das nehmen Sie zurück!) 

Mit der konjunkturellen Erholung ist im übrigen für 
die Arbeitnehmer in unserem Land noch eine ganz 
andere Realität verbunden. „Die wirtschaftliche Ent-
wicklung", schreiben die Mehrheitsgutachter, „wird 

voraussichtlich noch für das ganze Jahr 1994 über von 
sinkender Beschäftigung und steigender Arbeitslo-
sigkeit überschattet sein." 

(Zuruf von der SPD: Kein Wo rt  vom Finanz-
minister dazu! — Dr. Theodor Waigel [CDU/ 
CSU]: „Unerträgliche hohe Sockelarbeitslo-

sigkeit" habe ich gesagt!) 

Die zeitliche Prognose ist aus meiner Sicht geschönt. 
Zumindest sind Experten der Wirtschaft sehr viel 
skeptischer in der Einschätzung, ob und wann eine 
konjunkturelle Erholung der Wirtschaft zu einem 
Umschwung auf dem Arbeitsmarkt führen würde, 
wahrscheinlich erst 1996. 

(Zuruf des Abg. Dr. Ilja Seifert [PDS/Linke 
Liste]) 

Jedenfalls rechnen die Wirtschaftsgutachter allein 
für 1994 mit einem weiteren Anstieg der Arbeitslosen-
zahlen um rund 400 000. 

Meine Damen und Herren, bei weiter steigender 
Arbeitslosigkeit von einem Ende der Krise zu reden, 
das überschreitet nach meiner Auffassung die Gren-
zen erlaubter Schönfärberei. 

(Beifall bei der SPD) 

Zugleich soll die bereits weitgespreizte Schere der 
Einkommensentwicklung noch weiter auseinander-
klaffen. Während die gesamtwirtschaftliche Netto-
lohn- und -gehaltssumme um weitere 2 % abnehmen 
soll, was einen deutlichen Rückgang der Kaufkraft der 
Arbeitnehmer zur Folge hat, sollen sich die verfügba-
ren Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver-
mögen stärker als im Vorjahr erhöhen, mit anderen 
Worten: Der wirtschaftspolitische Erfolg, den die Bun-
desregierung 1994 feiern will, wird uns eine Verschär-
fung der sozialen Ungerechtigkeit und eine zusätzli-
che Bedrohung des sozialen Friedens bescheren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kenne leider keinen Vorschlag und keine Initia-
tive dieser Regierung, die geeignet wären, diese 
Entwicklung aufzuhalten oder wenigsten zu bremsen. 
Sie will es in Wahrheit gar nicht. Offensichtlich gehen 
Sie davon aus, daß es eine besondere Leistung der 
Bundesregierung sei, den Menschen die soziale 
Schieflage in diesem Land als gottgegeben oder 
zumindest unvermeidlich darzustellen. 

Der Bundeskanzler gefällt sich ohnehin darin, seine 
Fehler und die krisenhaften Folgen seiner Politik in 
aller Breite darzustellen, um hernach den Leuten 
nahezulegen, ihn als Kanzler wiederzuwählen. 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren, Sie 
täuschen sich. Sie täuschen sich in der Wahrnehmung 
der Menschen, die längst bemerkt haben, daß die 
Nöte und Mißstände in dieser Republik auch und 
maßgeblich damit zusammenhängen, daß Deutsch-
land schlecht regiert wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie täuschen sich in der Geduld der Menschen. Sie 
wollen, daß etwas geschieht, daß gehandelt wird. Auf 
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schöne Reden vor einem geladenen Messepublikum 
können Sie gut verzichten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Hans
-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Blabla!) 

Damit, meine Damen und Herren, komme ich zum 
eigentlichen Kern des Problems. Wir alle hier wissen, 
daß ohne Investition, Konjunktur und Belebung des 
privaten Verbrauchs bei dem gegebenen niedrigen 
Auslastungsgrad unserer Kapazitäten mit konjunktu-
rellen Beschäftigungseffekten nicht zu rechnen ist. 
Wir alle müssen umgekehrt auch wissen, daß anders 
als in der Natur, wo der Sommer zwangsläufig auf den 
Frühling folgt, eine Konjukturerholung nicht zwangs-
läufig zu einer Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Wirtschaft führt. 

Vielmehr könnte eine allzu euphorische Darstel-
lung der konjunkturellen Lage dazu führen, die Pro-
bleme- und Krisenanzeichen zu verdrängen oder zu 
verniedlichen. Unser Land befindet sich doch deshalb 
in einer außerordentlich prekären ökonomischen 
Situation, weil konjunkturelle und strukturelle Pro-
bleme der Wirtschaft zusammentreffen, weil wir uns, 
Konjunktur hin, Konjunktur her, mit unserer gesam-
ten Wirtschaftstätigkeit nicht mehr auf der Höhe der 
Zeit befinden und Wettbewerbsvorsprünge und den 
Anschluß an Innovationszyklen verloren haben, 
jedenfalls in wichtigen Bereichen der Wirtschaft. 

Wenn wir den Standort Deutschland sichern und die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft stärken wollen, brauchen wir eine umfas-
sende Modernisierungsstrategie. Innovation, techni-
scher Fortschritt, der auch der Umwelt zugute kommt, 
und Qualifikation sind der Schlüssel zur Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Wirtschaft. 

Nur mit Spitzenqualität zu konkurrenzfähigen Prei-
sen können die deutschen Unternehmer auf den 
Weltmärkten bestehen. Deshalb ist es für den Standort 
Deutschland lebensgefährlich, daß Forschung, Bil-
dung und Wissenschaft von dieser Bundesregierung, 
aber auch von privaten Unternehmen in den letzten 
Jahren eher vernachlässigt worden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir die Zukunft der deutschen Wirtschaft 
sichern wollen, ist hier eine Kurskorrektur dringend 
notwendig. Wir müssen öffentlich und privat mehr für 
Forschung, Entwicklung, Bildung und Wissenschaft 
tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zu einer Modernisierungsstrategie gehört, daß die 
Bereitstellung von Risikokapital für junge kapitalin-
tensive Technologieunternehmen verbessert wird. 
Den mittelständischen Unternehmen muß der Gang 
an die Börse erleichtert werden. Wir müssen die 
industrielle Gemeinschaftsforschung für die Unter-
nehmen stärken, die keine eigenen Forschungskapa-
zitäten vorhalten können. 

Wir müßten, was problematisch ist — ich weiß das 
sehr wohl —, sogar Personalkostenzuschüsse gewäh-
ren, um kleinen und mittleren Unternehmen die 

Einstellung von Forschungspersonal zu ermögli-
chen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir müssen diese Unternehmen bei der Erschlie-
ßung von Auslandsmärkten unterstützen. Das scheint 
inzwischen auch im Auswärtigen Amt erkannt zu sein, 
was ich dankbar registriere. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aber nicht im 
Wirtschaftsministerium!) 

Die Investitionstätigkeit der Unternehmen muß 
durch eine Verbesserung der steuerlichen Rahmen-
bedingungen gestärkt werden. Dazu sind günstigere 
Abschreibungsbedingungen bzw. Investitionszula-
gen nötig, aber auch die Straffung von Genehmi-
gungsverfahren, um ihnen die Investitionen zu 
erleichtern. Vielleicht könnten wir Westdeutschen, 
was diesen Punkt angeht, von den ostdeutschen 
Ländern lernen. Die entscheiden häufig trotz größerer 
Schwierigkeiten oder gerade deshalb schneller. 

Meine Damen und Herren, es ist keine Frage, daß 
wir in den neuen Ländern aktive Arbeitsmarktpolitik 
betreiben müssen. Aber die Finanzierung dieser 
gesamtgesellschaftlichen Aufgabe über die Sozialver-
sicherung statt über Steuern ist ein Fehler. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Finanzierung über die Bundesanstalt für Arbeit 
hat die Lohnnebenkosten erhöht und damit die Inve-
stitionskraft der Unternehmen geschwächt. Die von 
der SPD angestrebte Senkung der gesetzlichen Lohn-
nebenkosten — sie wird nicht in einem Zuge zu 
erreichen sein — würde alle Unternehmen und alle 
Arbeitnehmer entlasten. Sie käme nicht zuletzt auch 
den kleinen und mittleren Unternehmen zugute. 

(Beifall des Abg. Dr. Uwe Jens [SPD] — Anke 
Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist richtig!) 

Meine Damen und Herren, in Deutschland fehlen 
etwa 6 Millionen wettbewerbsfähige Arbeitsplätze. 
Wir werfen dieser Bundesregierung nicht vor, daß sie 
keine schnell wirksamen Rezepte hat, genausowenig 
wie wir behaupten, die SPD hätte den Königsweg zur 
raschen Beseitigung von Arbeitslosigkeit. In Wahrheit 
gibt es diesen Königsweg nicht, und die Bevölkerung 
weiß das auch. 

(Hans-Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Aha!) 

Aber wir werfen dieser Bundesregierung vor, daß 
sie die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit nicht zum 
vordringlichen Ziel ihres politischen Handelns 
macht, 

(Beifall bei der SPD) 

daß sie nicht fähig ist, alle kooperationsbereiten Kräfte 
in Deutschland für dieses Ziel zu bündeln, und daß sie 
nicht bereit ist, alle Optionen gleichzeitig und ent-
schieden zu nutzen, die eine Verbesserung der 
Arbeitsmarktlage bringen könnten. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

Wenn diese Regierung dieselbe Kraft, mit der sie die 
ständigen Koalitionsstreitigkeiten managt und ihre 
Selbstdarstellung in der Öffentlichkeit betreibt, auf 
die Zurückdrängung der Arbeitslosigkeit konzentrie-
ren würde, dann, aber nur dann, würden die Men- 
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schen glauben, daß diese Regierung wirklich etwas 
für sie tun will. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage es noch einmal: Den Königsweg zur Besei-
tigung der Arbeitslosigkeit gibt es nicht. Aber es gibt 
die Möglichkeit einer geballten Anstrengung von 
Staat, Wirtschaft und Gewerkschaften, und zwar über 
Monate und Jahre, zugunsten einer vernünftigen und 
marktkonformen und pragmatischen Industriepolitik. 
Keine Politik der platten Erhaltungssubventionen und 
um Gottes willen keine Politik, bei der staatliche 
Bürokratien den Unternehmen vorschreiben, was pro-
duziert und welche Märkte entwickelt werden soll-
ten. 

Was wir brauchen, ist eine Kooperation von Wirt-
schaft und Politik zur Bündelung privater und öffent-
licher Ressourcen, um die erfolgversprechenden 
Zukunftspfade unternehmerischer Entwicklung zu 
eruieren und die bestmögliche Begleitung und Förde-
rung zu entwickeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Als ein Beispiel nur — ich könnte unzählige andere 
aus vielen Gesprächen zitieren — gebe ich den 
Unternehmensberater Roland Berger aus seinem 
Gespräch mit dem „FAZ"-Magazin wieder: 

Im Sektor Hochtechnologie könnten schnell 
600 000 neue Arbeitsplätze entstehen. Wenn wir 
unsere Exporte mehr auf die wachstumsintensiven 
Länder in Amerika und Asien orientieren, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

lassen sich anderthalb Millionen Arbeitsplätze neu 
schaffen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Transrapid!) 

Wenn wir im Dienstleistungssektor nur das japanische 
Niveau erreichen, bedeutet das 4 bis 5 Millionen neue 
Arbeitsplätze. Wenn wir die Flexibilitätskrise über-
winden und den Anteil der Teilzeitarbeit von 15 auf 
20 % erhöhen — in Holland liegt er bei 35 % —, haben 
wir die nächsten 2 Millionen. 

All  das addiert ergibt mehr als 9 Millionen Arbeits-
plätze. Ziehen wir 30 % als Realisierungsrisiko ab, 
bleiben immer noch 6 Millionen. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört! — Lachen 
bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, soweit Roland Berger, 
der im übrigen auf die Frage, ob Unternehmer und 
Gewerkschaften einander verdienen, antwortet: Si-
cher, genauso wie wir die Regierung haben, die wir 
verdienen; um dann hinzuzufügen, daß sich jedenfalls 
bei den Gewerkschaften eine Menge bewegt — wie 
gesagt: bei den Gewerkschaften —, nicht bei der 
Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie denn auch? Mit einer Regierung, die pragma-
tische marktkonforme Industriepolitik scheut wie der 
Teufel das Weihwasser, kann dergleichen nicht 
erreicht, nicht einmal konzeptionell gedacht werden. 
Unser Vorwurf an diese Regierung ist, daß sie die 
Systemkonkurrenz der Marktwirtschaften unterein-
ander verschläft, daß sie ein strategisches Defizit im 

gezielten wirtschaftspolitischen Denken und Handeln 
hat. Unser Vorwurf ist, daß sie sich dadurch der 
einzigen erfolgversprechenden Möglichkeit begibt, 
die Arbeitslosigkeit zu stoppen und schrittweise zu 
reduzieren, nämlich Wirtschaft, Verwaltung und die 
beruflichen Ausbildungssysteme für den globalen 
Wettbewerb wieder fit zu machen. 

Ich fasse zusammen: Wie nicht anders zu erwarten, 
fühlt sich die Regierung durch das Frühjahrsgutach-
ten der Forschungsinstitute in ihrer Politik bestätigt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Nun gut, das Gutachten bestätigt der Bundesregie-
rung, daß sie Gründe hat, eine leichte konjunkturelle 
Belebung für 1994 zu erwarten. Das Gutachten bestä-
tigt der Bundesregierung aber darüber hinaus, daß 
der Konjunkturmotor noch immer im Kriechgang läuft 
und eine Beschleunigung alles andere als sicher ist. Es 
bestätigt der Bundesregierung, daß ihre Versäum-
nisse die Arbeitslosigkeit weiter anschwellen lassen 
und das soziale Klima zusätzlich verschärfen. Das 
Gutachten bestätigt der Bundesregierung, daß sich an 

 den Problemen der strukturellen Krise der deutschen 
Wirtschaft nichts geändert hat und daß dieses L and 
auf den internationalen Märkten im Jahre 1994 nicht 
wettbewerbsfähiger sein wird als heute. Es bestätigt 
der Bundesregierung, daß sie nichts, aber auch gar 
nichts zur Beseitigung der tiefer liegenden Ursachen 
der Massenarbeitslosigkeit getan hat. Das Gutachten 
bestätigt also letztlich das Scheitern des Bundeskanz-
lers und seines Kabinetts bei der Gestaltung von 
Wirtschaft und Finanzen. Das ist die Wahrheit. A lles 
andere ist Schönfärberei. 

(Beifall bei der SPD) 
Weil das so ist, meine Damen und Herren, sage ich 

voraus: Wenn Sie, verehrte Regierungskoalition, sich 
noch damit beschäftigen werden, der Wahlbevölke-
rung den zarten Schimmer am Ho rizont des Konjunk-
turhimmels zu verdeutlichen, wird Sie der Regie-
rungswechsel ziemlich abrupt überraschen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
Das geht zwar aus dem Frühjahrsgutachten nicht 
hervor. 

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Die Rede 
haben Sie vor vier Wochen schreiben las-

sen!) 

Das ist meine Prognose, die nehme ich auf meine 
Kappe. Wir werden ja sehen, wie es ausgeht. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN — 
Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Erster Preis im grundlosen Klatschen! — 
Dr.  Theodor Waigel [CDU/CSU]: Da wird 

aber der Scharping neidisch!) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat Herr Kol-
lege Dr. Werner Hoyer. 

Dr. Werner Hoyer (F.D.P.): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wenn man dem Kollegen 
Klose eben genau zuhörte, konnte man fast den 
hoffnungsspendenden Eindruck gewinnen, daß es 
hier letztendlich auch ein Bekenntnis zu Markt und 
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Wettbewerb gegeben habe. Wir werden Ihre Politik, 
Ihr Regierungsprogramm daran messen. 

Meine Damen und Herren, es ist eine liberale 
Tugend, sich so gegen manche Mode des Zeitgeistes 
zu stellen. Das heißt auch, sich gegen die in Deutsch-
land so hoch entwickelte Kultur des Klagens und der 
Larmoyanz zu stellen. Trotz der öffentlichen Miesma-
cher und Lautsprecher der Larmoyanz wächst das 
Bewußtsein, daß es aufwärts geht. Nun haben wir es 
zwar nicht amtlich, aber noch besser wissenschaftlich 
fundiert. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Es gehört vielleicht zu unserem Nationalcharakter, 
daß bisweilen die Stimmung im Lande schlechter ist 
als die Lage. Andererseits gilt auch, daß die Menschen 
nichts so überzeugend finden wie nach oben wei-
sende harte Wirtschaftsindikatoren, und diese Wirt-
schaftsindikatoren weisen nach oben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das gravierendste Problem der Wirtschaftspo litik, 
Arbeitslosigkeit, ist dabei bei weitem nicht bewältigt, 
sondern hat sich weiter verschärft. Vor dem Hinter-
grund der wirtschaftspolitischen Empfehlungen der 
Institute wird deutlich: Wir müssen uns nicht mit hoher 
Dauerarbeitslosigkeit abfinden. Wir dürfen uns nicht 
mit hoher Arbeitslosigkeit abfinden. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Tun Sie 
doch!) 

Wir brauchen uns auch nicht mit hoher Arbeitslosig-
keit abzufinden, wenn wir endlich die vielen Hinder-
nisse wegräumen, die auf dem Weg zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze reichlich liegen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Denn das ist für Liberale völlig klar: Wir würden 
unserer Verantwortung nicht gerecht werden, wenn 
wir das Heil lediglich in einem möglichst intelligenten 
System der Verwaltung der Arbeitslosigkeit sähen. 

Der Weg zurück in die soziale Gemeinschaft der 
Arbeitswelt führt über die Schaffung neuer Arbeits-
plätze, über die Erschließung neuer Märkte, über die 
Entwicklung neuer Produkte und nicht zuletzt auch 
über modernste Produktionsverfahren, und das heißt 
aus Sicht des Staates auch über Investitionen in die 
Zukunft, nicht über Investitionen in veraltete, in 
Vergangenheitstechnologien. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Den Schlüssel hierfür sehen die Institute in der 
Investitionsdynamik. Die Investitionsdynamik wird 
definiert als die Schnittstelle, an der die erneut bestä-
tigte konjunkturelle Belebung mit politisch verbesser-
ten und zu verbessernden Rahmenbedingungen auf 
der Angebotsseite verbunden werden muß. Genü-
gend Arbeitsplätze werden im Aufschwung nur dann 
geschaffen, wenn Investoren mit einem anhaltenden 
Aufschwung rechnen und wenn sie auf mittlere Frist 
auf Kostenentlastung und mehr Flexibilität im Struk-
turwandel setzen können. 

Meine Damen und Herren, die Institute haben den 
Tarifpartnern ein großes Lob gezollt. Dem schließe ich 
mich an. Die Richtung stimmt: mehr Flexibilität, mehr 
Betriebsnähe, mehr Orientierung auf Produktivität, 
mehr Sicherung von Arbeitsplätzen. Hier haben die 
Tarifvertragsparteien endlich einmal die ihnen 
zukommende Verantwortung wahrgenommen, und 
das war auch höchste Zeit. 

(Beifall bei der F.D.P. — Zuruf von der SPD: 
Und was hat die Regierung gemacht?) 

Denn sonst würden sich die Tarifvertragsparteien 
auch weiterhin dem Vorwurf aussetzen, im Grunde 
ein Kartell der Arbeitvergebenden mit den Arbeitbe-
sitzenden zu Lasten der Arbeitsuchenden zu sein. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vor allem muß klar sein: Die tiefen strukturellen 
Probleme unserer Betriebe und unserer Unternehmen 
sind dadurch noch nicht gelöst. Tarifpolitische Ver-
nunft, Verantwortungsbereitschaft und Augenmaß 
dürfen keine einmalige Rezessionsfliege sein. 

Ich weiß, wie schwierig dies für die Gewerkschafts-
vertreter zu vermitteln sein muß, die für ihre Kollegin-
nen und Kollegen das Beste herauszuholen bemüht 
sind. Deshalb bewundere ich den beachtlichen Bei-
trag, den einige weitsichtige Gewerkschaftsführer in 
diesem Zusammenhang erbracht haben. Es ist zu 
wünschen, daß Einsicht und Augenmaß auch in der 
nächsten Runde wieder eine Chance haben; wir 
haben noch ein steiniges Feld zu beackern. 

Dies wird gewiß nicht dadurch leichter, daß wir uns 
in einem gefährlichen Zielkonflikt zwischen kurzfri-
stig orientierter Arbeitsmarktpolitik und mittel- bis 
langfristig orientierter Zukunftssicherung befinden. 
Unsere Wirtschaft, unsere Betriebe durchlaufen 
gegenwärtig unter größten Anstrengungen ein 
gewaltiges, ein hartes, forderndes Fitneßprogramm. 
Die damit erreichten Produktivitätssteigerungen, die 
Mobilisierung erstaunlicher Effizienzreserven, die 
neu geweckte Innovations- und Investitionsdynamik 
sichern Wettbewerbsfähigkeit und Arbeitsplätze der 
Zukunft. Aber die logische Kehrseite der Medaille ist 
die Fähigkeit, ein und dasselbe Produktionsergebnis 
mit weniger Arbeitskräften herstellen zu können, und 
ein bescheidenes Wachstum von 1,5 % — so erfreulich 
es für sich genommen ist — reicht bei weitem nicht 
aus, diese Arbeitsplatzverluste wettzumachen. 

Um so wichtiger ist es doch, den Weg freizumachen, 
der zu neuen Märkten und zu neuen Produkten und zu 
neuen Zukunftschancen führt. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Um so wichtiger ist es, sich von alten Vorurteilen 
und von Scheuklappen zu befreien, die die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze behindern. Auch hierbei ist eini-
ges erreicht worden, aber bei weitem noch nicht 
genug. 

Am wichtigsten scheint mir die Stärkung des Mit-
telstandes zu sein, der jedoch nicht danach ruft, 
endlich an den Tropf des Staates gehängt zu werden, 
sondern der nur befreit werden will von einem Über- 
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maß an Regulierung, an  Bürokratie und Abgabenbe-
lastung. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne
-ten der CDU/CSU) 

Warum sind wir denn eigentlich so pessimistisch in 
diesem Lande, daß ein dynamischer Mittelstand nicht 
wie schon einmal in den Jahren 1982 bis 1989 eine 
siebenstellige Arbeitsplatzoffensive zustande bringt, 
wenn der Staat nur seinen Beitrag dazu leistet? 

(Hans-Ulrich Klose [SPD]: Wir sind da nicht 
pessimistisch!) 

Manches, was in der letzten Zeit geleistet worden 
ist, ermutigt und motiviert ja durchaus. Der H andwer-
ker, der längst seine Hoffnung hat fahren lassen bei 
dem Versuch, eine dringend benötigte Fachkraft vom 
Arbeitsamt vermittelt zu bekommen, rechnet sich 
hoffentlich bei privater Arbeitsvermittlung höhere 
Chancen aus. Mit Recht! 

(Beifall bei der F.D.P. — Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Ach Gottchen!) 

Ein mittelständischer Zulieferer der Automobilin-
dustrie, der nicht mehr durchs Kleingedruckte daran 
gehindert werden darf, seine Forderungen gegenüber 
der Automobilindustrie abzutreten, wird manches 
Liquiditätsproblem, das ihm gegenwärtig lebensge-
fährlich zu schaffen macht, vermeiden können. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die kleine Aktiengesellschaft, die die F.D.P. nach 
jahrelangem Kampf durchgesetzt hat, ist ein weiteres 
gutes Beispiel für praktische Lebenshilfe für den 
Mittelstand, nicht zuletzt über bessere Finanzierungs-
möglichkeiten durch freiere Rechtsformenwahl der 
Unternehmung. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Diese und viele andere Anstöße, die Günter Rexrodt 
vor nicht einmal einem Jahr mit seinem Bericht zum 
Standort Deutschland gegeben hat, beginnen zu grei-
fen, in den alten wie in den neuen Ländern. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Aber wir können zweifellos noch mehr tun. Gerade in 
den neuen Ländern bedarf das zarte Pflänzlein des 
Mittelstandes der Pflege, und zwar auch dort nicht 
über den Subventionstopf, aus dem sich die Großen im 
Zweifel immer mehr holen können als die Kleinen, 
sondern in erster Linie durch weniger Bürokratie, 
durch Chancengleichheit am Markt, durch Verbesse-
rung der für die ostdeutschen Be triebe nach wie vor 
gravierend schlechteren Liquiditätssituation, und 
zwar bei ansonsten durchaus kerngesunden Unter-
nehmen, und, wie ich finde, auch durch eine anzustre-
bende Wertschöpfungspräferenz für die neuen Län-
der. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Auch die Beschäftigung in privaten Haushalten, 
und zwar steuerpflichtig und durch die Sozialversi-
cherung abgesichert, aber dann auch steuerlich 
gleichgestellt, darf nicht länger ein Tabu bleiben. In 
Hunderttausenden von Haushalten der Bundesrepu-
blik, wenn nicht in weit über einer Million, warten 
Arbeitsplätze darauf, aktiviert zu werden oder — auch  

das wäre ja schon ein Fortschritt — aus der Schwarz-
arbeit herausgeholt zu werden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der SPD) 

Es ist eine ideologische Verblendung und unsozial, 
wenn mancher dies als Dienstmädchenprivileg rund-
heraus ablehnt und abqualifiziert. Es ist geradezu ein 
Milchmädchenprivileg, dies so zu sehen. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Matthäus-Maier-Privileg!) 

Noch viel wichtiger aber scheint mir zu sein, daß der 
Staat seinen Beitrag leistet, und zwar vor allem 
dadurch, daß er seine Staatsfinanzen in Ordnung 
bringt. Das geht nun einmal nicht über die Einnah-
menseite, Frau Matthäus-Maier. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das haben Sie 
doch dauernd gemacht!) 

Im Gegenteil: Wer sich nicht einmal dazu durchringen 
kann, den Solidaritätsbeitrag nach zwei oder drei 
Jahren einer harten und immer wieder anzumahnen-
den Prüfung zu unterziehen und gegebenenfalls de-
gressiv abzubauen, der setzt sich dem Verdacht aus, 
daß er im Grunde keinen Sonderbeitrag zur Bewälti-
gung einer besonders schwierigen Situation will, 
sondern eine dauerhafte Steuererhöhung auf kaltem 
Wege. 

(Beifall bei der F.D.P. — Ingrid Matthäus-
Maier [SPD]: Fragen Sie doch Herrn Wai-

gel!) 
Steuereinnahmen machen sinnlich. Wer die Staats-

finanzen auf diesem bequemen Wege in den Griff 
bekommen will, der wird niemals den Mut aufbrin-
gen, sich auf der Ausgabenseite richtig anzustrengen, 
d.h. vor allem Staatsaufgaben in Frage zu stellen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 
Wir sind gut beraten, wenn wir bescheidener wer-

den im Anspruch an das, was Politik angeblich alles 
leisten kann, wenn wir den Machbarkeitswahn über-
winden, den uns die Menschen sowieso nicht mehr 
abnehmen. Deswegen sind wir gut beraten, den 
Wählerinnen und Wählern keine Versprechungen zu 
machen, sondern Mut. Die Bürger wissen doch zu 
genau, daß das mit der Rundumversorgung von der 
Wiege bis zur Bahre nichts wird. Es ist deutlich, daß 
wir mehr Dinge wieder in die Hände der Bürger selber 
zurückgeben müssen und daß die fürsorgliche Bela-
gerung des Bürgers durch den Staat dazu führt, daß 
dieser Staat letztlich immer weniger freiheitlich 
wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Hoyer, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Mat-
thäus-Maier? 

Dr. Werner Hoyer (F.D.P.): Aber gern. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Kollege, würden 
Sie mir nicht darin zustimmen, daß Ihre Ausführungen 
einigermaßen unglaubwürdig sind, nachdem Sie in 
dieser Regierungskoalition sowohl die Steuer- und 
Abgabenbelastung der Bürger auf eine nie gekannte 
Rekordhöhe hochgeschraubt und gleichzeitig eine 
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Staatsverschuldung nie dagewesenen Ausmaßes her-
beigeführt haben? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Werner Hoyer (F.D.P.): Frau Kollegin, ich 
bestreite überhaupt nicht, daß wir eine viel zu hohe 
Staatsverschuldung haben. Daß wir sie in Kauf 
genommen haben, hatte allerdings Gründe, die auch 
ich gesehen und auf Grund derer auch ich dazu 
beigetragen habe, daß es zu dieser Staatsverschul-
dung gekommen ist. Denn zu einem Zeitpunkt, als Sie 
noch gar nicht bereit waren, die Chancen zu erkennen 
und zu ergreifen, die mit der deutschen Einheit 
verbunden waren, sind wir bereit gewesen, dieses 
Risiko zu tragen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das Problem besteht doch nur darin, ob wir alle bereit 
sind, jetzt zu sagen, welche Aufgaben bewältigt 
worden sind oder in den nächsten Jahren abgearbeitet 
werden, und dann zu einem Kurs der Konsolidierung 
zurückzukehren, den wir von 1982 bis 1989 mit 
großem Erfolg gefahren haben, 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

oder ob wir uns einfach an  Staatsverschuldung auf 
höchstem Niveau zu Lasten späterer Generationen 
gewöhnen wollen. Das ist die entscheidende Frage. 

Meine Damen und Herren, der freiheitliche Staat 
kann eben nicht alles richten. Politiker in einem 
freiheitlichen Staat können z. B. die Grundgesetze der 
Ökonomie nicht außer Kraft setzen. Auch wenn wir 
das einmal getan haben, z. B. im Zusammenhang mit 
der Einheit bei der Frage des Umtauschkurses Ost-
Mark/D-Mark aus übergeordneten Gründen und voll 
vorsätzlich, dann dürfen wir nicht zulassen, daß man-
cher daraus den Schluß zieht, m an  könne sich daran 
ohne Schaden gewöhnen 

Hier ist die Position der Mehrheit der Forschungs-
institute eindeutig: Wir kommen mittelfristig um wei-
tere Steuerreformen nicht herum. Steuersenkungen 
sind doch nicht das Geschenk nach einem konjunk-
turellen Aufschwung mit wachstumsbedingtem Ein-
nahmenzuwachs des Staates. Umgekehrt wird ein 
Schuh daraus. 

Die glaubwürdige mittelfristige Perspektive von 
Steuerentlastungen für die Bürger ist Mindestvoraus-
setzung für eine ausreichende Investitions- und Inno-
vationsdynamik, für mehr Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Fünf der sechs Institute gehen sogar weiter und 
fordern eindeutig Steuersenkungen als Vorbedin-
gung für einen anhaltenden Wirtschaftsaufschwung. 
Nun dürfen wir keine Erwartungen wecken, die wir 
nicht erfüllen können; das schafft kein Vertrauen. 
Aber es wäre schon viel gewonnen, wenn wir glaub-
haft machen könnten, daß der Staat nicht einfach 
weiter abkassieren will. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

An manchen Tagen scheint das auch Herr Lafon-
taine zu sehen, so beispielsweise, als er gestern 
forderte, die Bundesregierung müsse auf die Erhö-
hung des Solidarzuschlags ab 1995 verzichten, denn 

die Binnenkonjunktur sei zu schwach, vor allem sei 
die Belastungsgrenze für die Arbeitnehmer über-
schritten. Darüber ließe sich reden, auch wenn ich 
nicht vergessen habe, welche Rolle Herr Lafontaine 
und Herr Scharping gemeinsam bei den Verhandlun-
gen über die gemeinsam zu verantwortenden Maß-
nahmen bei der Durchsetzung des von den Sozialde-
mokraten damals auf 7,5 % hochgetriebenen Solidar-
zuschlags gespielt haben. 

Aber dies wird nicht funktionieren über einen 
Ersatz des Solidarzuschlags durch eine Ergänzungs-
abgabe für „Besserverdienende". Es hat nämlich noch 
niemand entdeckt, wie solche Ergänzungsabgaben 
die Investitionsdynamik des Mittelstands stärken sol-
len, wie dadurch mehr Arbeitsplätze geschaffen wer-
den. Jedes Wort zur Steuerpolitik, das auf weitere 
Steuerlasten für die Bürger zielt, ist Gift für die 
Investitionsdynamik und lenkt außerdem nur von den 
tatsächlichen Anforderungen an  die Haushaltskonso-
lidierung ab. Ausgabenkürzungen, und zwar auf 
Grund schonungsloser Aufgabenkritik, sind das 
Gebot der Stunde. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Hoyer, der 
Kollege Klose möchte gern eine Zwischenfrage stel-
len. 

Hans-Ulrich Klose (SPD): Herr Kollege Hoyer, 
haben Sie schon einmal in einer stillen Stunde über 
die tarifpolitischen Konsequenzen dieses Solidaritäts-
zuschlags nachgedacht? Wie vereinbaren Sie die 
ständigen Maßhalteappelle bei Tarifverhandlungen 
mit einer solchen Steuerpolitik, die schon bei dem 
geringsten zu versteuernden Einkommen einsetzt? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Werner Hoyer (F.D.P.): Diese Frage macht uns 
selbstverständlich durchaus zu schaffen, zumal wir 
wissen, daß wir im Zusammenhang mit der Umset-
zung des Bundesverfassungsgerichtsurteils zur Be-
steuerung des Existenzminimums noch einen gewal-
tigen Brocken vor uns haben, den wir beherzt anpak-
ken müssen. 

(Hans-Ulrich Klose [SPD]: Das beruhigt mich 
aber!) 

— Das kann Sie durchaus beruhigen. Deswegen sind 
wir beispielsweise der Auffassung, daß wir unser 
System gerade im Bereich der am geringsten Versorg-
ten in dieser Gesellschaft umstellen müssen. Deswe-
gen sollten wir auf ein Bürgergeldsystem umsteigen, 
bei dem es um Anreize für mehr Arbeitsplätze durch 
die Kombination eines zuverlässig kalkulierbaren 
Bürgergeldes mit Erwerbseinkommen, das nur zur 
Hälfte angerechnet werden soll, gehen wird. Es wird 
keine soziale Hängematte, keine Lohnsubventionen 
geben, aber damit wird Bürokratie abgebaut und 
soziale Hilfe, die gerade in der gegenwärtigen sozia-
len Situation unseres Landes erforderlich ist, zielge-
nauer. 

( V o r sitz: Vizepräsident Dieter-Julius Cro-
nenberg) 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 	19383  

Dr. Werner Hoyer  

Meine Damen und Herren, die Hauptaufgabe, Inno-
vationsdynamik in Wirtschaft und Gesellschaft freizu-
setzen und dabei endlich auch neue Arbeitsplätze zu 
schaffen, werden wir nur meistern, wenn wir durch 
konsequente Rückführung des Staates auf den Kern 
seiner Aufgaben den Bürgern, vor allein aber dem 
Mittelstand wieder die Freiräume schaffen, in denen 
Fleiß und Einfallsreichtum im Strukturwandel neue 
Arbeitsplätze schaffen. 

Herzlichen D ank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Dr. Gregor Gysi das 
Wort .  

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste ): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Bundesfinanzmini-
ster, Sie haben die SED als eine verbrecherische 
Organisation bezeichnet. Gestatten Sie mir dazu drei 
Bemerkungen. 

Erstens glaubte ich bisher, in einem Land zu leben, 
in dem die Entscheidung darüber, was Verbrechen 
sind und wer Verbrecher sind, immer noch den 
Gerichten überlassen ist und nicht Ihnen. Ich gehe 
davon aus, daß die CSU nicht die höchstrichterliche 
Instanz in diesem Land ist. 

Zweitens beleidigen Sie damit 2,3 Millionen Men

-

schen aus den neuen Bundesländern, die dieser Pa rtei 
angehörten, die Sie damit als Verbrecherinnen und 
Verbrecher bezeichnen. 

Drittens werden zumindest in den neuen Bundes 
ländern solche Äußerungen als heuchlerisch empfun-
den, weil Sie und vor allem Ihr Vorgänger Franz Josef 
Strauß wesentlich engere, häufigere und freund-
schaftlichere Kontakte zu dem Vorsitzenden dieser 
Organisation, die Sie als „verbrecherisch" bezeichnet 
haben, nämlich zu Herrn Honecker, hatten als die 
meisten SED-Mitglieder zusammen. 

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Das müs

-

sen Sie sagen!) 
Die Begegnungen, die Sie mit Herrn Honecker 

hatten, scheinen auf die CSU abgefärbt zu haben, 
zumindest in zwei Fragen. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Wir sind keine 
Nachfolgeorganisation!) 

Erstens fällt mir als Ähnlichkeit der Hang zu Verboten 
auf und zweitens die Schönfärberei. 

Davon haben Sie heute ein sehr praktisches Beispiel 
geliefert, indem Sie nämlich über Konjunktur in einer 
Art und Weise reden, als ob sie mit dem Hauptproblem 
dieser Gesellschaft zu tun hätte, der Massenarbeitslo-
sigkeit. In Wirklichkeit handelt es sich um einen ganz 
leichten konjunkturellen Aufwind, der in erster Linie 
oder ausschließlich durch Exportsteigerungen be-
dingt ist. Was es überhaupt nicht gibt, ist eine Steige-
rung der Binnennachfrage. Dazu komme ich noch. 

Außerdem wird dabei übersehen, welche Ergeb-
nisse der Aufschwung, wo er stattfindet, tatsächlich 
hat. Die Gewinne sind z. B. bei den Banken riesig 
gestiegen. Hatte das irgendeine positive Resonanz auf 
die Beschäftigung? Nicht einmal bei den Banken 

selbst! Im Gegenteil: Sie haben Arbeitsplätze abge-
baut. Einen wirklichen, relativ hohen Aufschwung 
gab es z. B. bei Mercedes. Im Vergleich zum ersten 
Quartal 1993 stieg die Autoproduktion um 28 %. 
Dennoch werden in diesem Jahr bei Mercedes 8 000 
Beschäftigte entlassen. Das heißt, wir haben es mit 
einer Situation zu tun, in der sogar ein konjunktureller 
Aufschwung die Massenarbeitslosigkeit vergrößert 
und nicht etwa abbaut. Deshalb sagt die eine Tatsache 
über die andere relativ wenig aus oder höchstens 
Nachteiliges und Gegenteiliges. 

In diesem Jahr werden wir weitere 330 000 Entlas-
sungen im Westen und 70 000 im Osten erleben. 
Damit erreicht die Massenarbeitslosigkeit einen 
gesellschaftszerstörenden Charakter, übrigens einen 
solchen gesellschaftszerstörenden Charakter, der in 
erster Linie den Rechtsextremisten in diesem Lande 
zugute kommt. Das ist die eigentliche Gefahr. 

Es gibt auch bei Investitionen große Unterschiede. 
Wenn wir gegenwärtig Investitionen haben, sind es in 
aller Regel Rationalisierungsinvestitionen —  das sind 
solche, die wiederum Arbeitsplätze abbauen —, wäh-
rend Ausrüstungsinvestitionen völlig stagnieren. Das 
wären die einzigen, die tatsächlich Arbeitsplätze 
schaffen würden. 

Es wird immer gesagt, es gibt zu alledem keine 
Alternativen. Ich denke schon, daß es Alternativen 
gibt. Was hat die Bundesregierung in den vergange-
nen Jahren gemacht? Sie hat dafür gesorgt — das wird 
in dem  Gutachten letztlich begrüßt —, daß wir es mit 
umfangreichen Reallohneinbußen und mit dem höch-
sten Sozialabbau zu tun hatten und nach wie vor 
nahen,  den es in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland  gab. Das aber bedeutet, daß die Kauf-
kraft immer weiter zurückgeht. Das aber bedeutet, 
daß die Umsätze im Handel und im Dienstleistungs-
bereich immer weiter zurückgehen und daß mithin 
von einer steigenden Binnennachfrage, die zu Inve-
stitionen führen könnte, keine Rede ist. Im Gegenteil: 
Die Binnennachfrage baut sich immer weiter ab. Wie 
sollen denn auch Sozialhilfeempfängerinnen und 
Sozialhilfeempfänger, Arbeitslose, Umschülerinnen 
und Umschüler, Beschäftigte in Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen tatsächlich mehr konsumieren? Sie 
haben überhaupt keine Chance. Die Reichen in dieser 
Gesellschaft sind satt. Auch sie werden nicht mehr 
konsumieren, als sie bisher konsumierten. 

Ich finde es schon ein ziemlich starkes Stück, 
Millionen Arbeitslosen, Millionen Sozialhilfeempfän-
gerinnen und Sozialhilfeempfängern zu sagen, Herr 
Kollege Hoyer, daß sie durch den Staat fürsorglich 
belagert werden. Sie würden sich wirklich etwas mehr 
Fürsorge wünschen. Der Staat drängelt sich ihnen 
nicht mit Hilfen auf. Das ist nicht die Realität in der 
Bundesrepublik Deutschland. Ganz im Gegenteil: Er 
entzieht sich immer stärker seiner Verantwortung und 
gibt die notwendigen Hilfen nicht. 

Deshalb brauchen wir eine andere Politik, wenn 
man  Massenarbeitslosigkeit wirksam bekämpfen will. 
Das erste, was wir beseitigen müssen, ist ein großes 
Investitionshemmnis, das darin besteht, daß in dieser 
Gesellschaft das Finanzkapital viel stärker privile-
giert ist als das Produktionskapital. Es lohnt sich nicht, 
Geld zu investieren. Es lohnt sich viel mehr, Geld zur 
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Bank zu bringen. Also müßten Sie das Kapital auf den 
Banken anders behandeln, auch anders besteuern. 
Aber genau dazu sind Sie nicht bereit, weil Sie, die 
Mehrheitskoalition in diesem Deutschen Bundestag, 
die Lobby der Banken sind. Damit leisten Sie auch der 
Wirtschaft und der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
den schlechtesten Dienst. Sie müßten sich dazu ent-
schließen, den Sozialabbau endlich zu stoppen und 
mehr soziale Gerechtigkeit herzustellen. Das ist ein 
Gesichtspunkt des Humanismus, ein sozialer Ge-
sichtspunkt, aber zugleich ein wirtschaftspolitisch 
sinnvoller Schritt, weil dadurch die Kaufkraft erhöht 
wird. 

Sie können sehr wohl den Vermögenden, den 
Reichen in dieser Gesellschaft wesentlich mehr weg-
nehmen, als Sie das gegenwärtig tun. Die bekommen 
ja permanent Geschenke von Ihnen, und nichts, aber 
auch gar nichts trägt das zur Belebung der Wirtschaft 
oder der Investitionstätigkeit bei. 

Nur ein Beispiel: Die westdeutschen Unternehmen 
hatten allein durch das Hinzukommen des ostdeut-
schen Marktes Gewinne von über 50 Milliarden DM. 
Nichts von diesen 50 Milliarden ist im Osten reinve-
stiert worden, das ist alles nur zur quantitativen 
Entwicklung der Banken verwendet worden, so daß 
wir dort jetzt ein frei vagabundierendes Kapital von 
über 700 Milliarden DM haben. Das ist übrigens auch 
gefährlich; denn wenn das unkontrolliert auf den 
Markt stößt, werden wir einen Schwarzen Freitag 
erleben, gegen den der aus dem Jahr 1929 ein 
harmloses Vorspiel war. 

An dieses Geld könnten Sie mittels einer Zwangs-
anleihe heran, Sie könnten gerechter besteuern, Sie 
könnten die Steuerprivilegien abbauen, Sie könnten 
Steuerverkürzung wirksam bekämpfen. 130 Milliar-
den DM gehen dem Staat im Jahr auf diese Art und 
Weise verloren, dagegen machen Sie fast nichts, aber 
Sie kontrollieren inzwischen bei jeder Sozialhilfeemp-
fängerin, ob sie nicht vielleicht 10 DM zuviel hat. Da 
scheuen Sie weder Mühen noch Finanzen, um das zu 
ermitteln. Das zeigt die ganze Ausrichtung der Politik 
dieser Bundesregierung. 

Ich denke, es gäbe auch noch viele andere Chan-
cen, für Einnahmen zu sorgen, mit denen Arbeits-
plätze dort geschaffen werden könnten, wo genügend 
Arbeit vorhanden ist, nur nicht genügend Erwerbsar-
beit, z. B. im Bereich der Ökologie, im Bereich der 
Kultur, im Bereich der Bildung, im Bereich der Wis-
senschaft und im Bereich von Dienstleistungen. 

Sie könnten zugleich, z. B. durch eine soziale 
Grundsicherung, einen Beitrag dazu leisten, daß end-
lich auch reproduktive Tätigkeiten, die überwiegend 
von Frauen geleistet werden — ich nenne als Beispiel 
nur die Kinderbetreuung —, eine gesellschaftliche 
und auch eine materielle Anerkennung finden. 

Wenn Sie das täten, hätten Sie die Möglichkeit, 
Mehreinnahmen von über 500 Milliarden DM im Jahr 
zu realisieren. Damit könnten Sie sehr wohl den 
Haushalt konsolidieren und wesentlich mehr soziale 
Gerechtigkeit herstellen, als das gegenwärtig der Fall 
ist. Statt dessen befördern Sie den Reichtum perma-
nent mit der eindeutig falschen Behauptung, daß 
dadurch Wirtschaftstätigkeit angekurbelt werden 

würde, und beschneiden das soziale Netz Stück für 
Stück, bis Sie diese Bundesrepublik Deutschland 
verändert haben, aber in einer Art und Weise, die zu 
ihrem großen Nachteil ist. 

Daß übrigens auch so viele Menschen in den alten 
Bundesländern die Einheit inzwischen als Belastung 
empfinden, daran haben Sie einen ganz großen 
Anteil, weil Sie ihnen z. B. täglich falsche Zahlen 
nennen, was sie der Osten kostet. Damit erreichen Sie 
doch nur, daß die Leute eine Antihaltung zur deut-
schen Einheit entwickeln. Warum operieren Sie nicht 
mit realen Zahlen? Warum sagen Sie nie, wer eigent-
lich was an der Einheit verdient hat und was aus 
diesem verdienten Geld in dieser Gesellschaft gewor-
den ist? Weshalb nehmen Sie diejenigen, die daran 
verdient haben, nicht bei der Finanzierung von Trans-
fers in Anspruch? 

(Dr. Kurt Faltlhauser [CDU/CSU]: Neidapo-
loget!) 

Sie wollen spalten, weil Ihnen der Ost-West-Wider-
spruch lieber ist, denn er verdeckt den eigentlichen 
Grundwiderspruch dieser Gesellschaft, den zwischen 
Unten und Oben und zwischen Arm und Reich. Das ist 
das Ziel, das Sie damit verfolgen und womit Sie 
partiell auch Erfolg haben, allerdings immer weni-
ger. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Jetzt sind Sie 
wieder ganz unten! Hören Sie doch auf! — 
Gegenruf des Abg. Dr. Dietmar Keller [PDS/ 
Linke Liste]: Hören Sie zu, dann lernen Sie 

was!) 

— Sehen Sie, das ist ja nicht mein Problem. Im 
Unterschied zu Ihnen bin ich nicht machtgeil, und ich 
kann mich deshalb mit der Oppositionsrolle ganz gut 
abfinden. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Auch zu dieser 
sind Sie nicht fähig!) 

Sie müssen sich mal wirklich überlegen, wie die 
CSU in Bayern regiert. Die regiert da nämlich seit über 
40 Jahren so wie früher die SED, und so sieht sie heute 
auch aus. Veränderungen sind dort wirklich dringend 
geboten. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Dr. Theo-
dor Waigel [CDU/CSU]: Sie können ja dort 
kandidieren! — Michael Glos [CDU/CSU]: 
Von den Tölzer Gebirgsschützen ist noch 

keiner erschossen worden!) 

Vizepräsident Dieter Julius Cronenberg: Ich erteile 
dem Abgeordneten Werner Schulz das Wort. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Alle 
sehen sich wieder einmal vom Gutachten der For-
schungsinstitute bestätigt. Der Finanzminister will uns 
einreden, daß die Institute die finanzpolitischen Aus-
wüchse dieser Regierung gutheißen. Der Wirtschafts-
minister fühlt sich in seiner aufgedrehten Untätigkeit 
bestätigt, und Ulrich Klose sieht zu Recht, daß eine 
Frühjahrsschwalbe noch keinen Konjunktursommer 
ergibt, zumal wenn sie einen vom Auftraggeber 
ausgefüllten Wunschzettel im Schnabel trägt. 
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Offenbar ist dieses Gutachten geeignet, reichlich 
fehlinterpretiert und von allen Seiten ausgequetscht 
zu werden. Bei näherem Hinsehen wird man feststel-
len, daß es keine klaren Aussagen macht und deshalb 
auch nicht die Schlußfolgerung der Bundesregierung 
zuläßt. 

Am allerwenigsten kann man auf die Prognosen der 
Institute vertrauen. Aber das wissen Sie eigentlich. 
Die Institute und auch der Sachverständigenrat lagen 
noch fast bei jedem Gutachten mit ihren Wirtschafts-
wachstumsprognosen beträchtlich daneben. 

Seit Jahr und Tag werden die Gutachten für den 
Wahlkampf zweckentfremdet. Das ist auch in diesem 
Jahr nicht anders; allerdings muß man feststellen, daß 
sich diesmal die Institute selbst am Spiel beteiligen. 
Das „Handelsblatt" spricht dagegen von einem „klei-
nen Wahlgeschenk", und der Abgeordnete Waigel 
tritt, wie wir ihn heute erlebt haben, sogar in die 
allseits beliebte Se rie „Wetten, daß ..." ein. Bisher 
haben wir Sie nur als spekulierenden Finanzminister 
kennengelernt, der hier so sein Zahlenlotto präsen-
tiert bzw. den Haushalt in einen Lotterladen verwan-
delt hat. 

(Dr. Kurt Faltlhauser [CDU/CSU]: Lassen Sie 
doch Ihre Sottisen! Sie haben keine 

Ahnung!) 

Aber es ist neu, daß Sie sogar noch auf das wetten, was 
Sie verursacht haben. 

Wo ist eigentlich die Debatte um den Standort 
Deutschland geblieben, frage ich Sie, die wir ja in den 
letzten Monaten so leidenschaftlich geführt haben? 
Ein prophezeiter Silberstreifen am Wirtschaftshori-
zont läßt die Regierung die gesamte Debatte abbre-
chen, als hätte es sie nie gegeben. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Haben Sie heute 
nicht zugehört?) 

Nichts mehr von den strukturellen Schwächen, kein 
Klagen mehr über das geistig träge Management in 
Deutschland, die unflexible Arbeitszeitgestaltung, die 
geringe Investitionstätigkeit! Vergessen, verdrängt 
ein exorbitant verschuldeter Staat, der sich durch 
seine liederliche Finanzpolitik selbst die Mittel aus der 
Hand genommen hat, in einer Wirtschaftsflaute mit 
antizyklischen Maßnahmen zu reagieren. 

Jeder wirtschaftspolitische Strohhalm, der vorbei

-

geschwommen kommt, wird von dieser Regierung 
aufgegriffen und zum Wachstumsbaumstamm aufge-
blasen. Getan hat die Regierung reichlich wenig 
dafür. 

Erinnern wir uns doch, bitte schön. In seiner Regie-
rungserklärung von 1991 hat sich der Bundeskanzler 
damals noch an die Vorgaben der Institute und des 
Sachverständigenrats gehalten. Der Kanzler wollte 
die Verschuldung so schnell wie möglich verringern. 
Tatsächlich hat sich die Gesamtverschuldung des 
Staates seither nahezu verdoppelt. 

Die Bundesregierung wollte den Abbau von Sub-
ventionen voranbringen und die Vorteile der Großun-
ternehmen gegenüber den kleinen und mittleren 
Unternehmen abbauen. Tatsächlich werden weiter-
hin vor allem die großen Unternehmen und die alten 
Branchen subventioniert. 

Der Kanzler wollte ein steuerpolitisches Gesamt-
konzept verwirklichen. Aus der Ankündigung wird 
am Ende der Legislaturperiode das größte Steuer-
chaos in der Geschichte der Bundesrepublik. 

Die Ignoranz und Lernunfähigkeit dieser Regierung 
waren es, die den Aufbau in den neuen Ländern 
zunächst verhindert haben und auch heute noch 
behindern. Viele werden sich im Wahljahr daran 
erinnern, wie der Kanzler gegen alle wirtschaftspoli-
tische Vernunft abenteuerliche Wunschträume pro-
duziert hat. 

Gewachsen sind vor allem die Stilblüten der libera-
len Wirtschaftsminister. Unablässig redet der Wirt-
schaftsminister von Deregulierung und Privatisie-
rung, ohne einen einzigen vernünftigen Vorschlag zu 
unterbreiten. Ein Konzept, das geeignet wäre, die 
Marktkräfte zu stärken und den Strukturwandel zu 
fördern, ist uns Herr Rexrodt bis heute schuldig 
geblieben. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Können Sie nicht 
lesen?) 

Der Befund könnte schlimmer eigentlich nicht sein. 
Von den rund 10 Millionen Arbeitsplätzen, die es 1989 
in Ostdeutschland gegeben hat, sind nur noch etwa 
5 Millionen übriggeblieben. Die Bundesregierung hat 
der Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen 
nichts entgegengesetzt, und das nach dem weltweit 
medienwirksamen Auftritt von Ankündigungsmini-
ster Töpfer in Rio de Janeiro! 

Diese Regierung ist verantwortlich dafür, daß die 
Armut in Deutschland sich immer mehr ausweitet und 
die Einkommensentwicklung weiter auseinanderdrif-
tet. Von sozialer Sicherheit, Gerechtigkeit und auch 
von Chancengleichheit sind wir weit entfernt. 

In den vergangenen elf Jahren hat die Bundesregie-
rung die Probleme geschaffen, die sie jetzt lösen will. 
Aber die Verursacher der Krise können sich heute 
nicht als die Zugpferde empfehlen, die in der Lage 
wären, uns da herauszuholen. Diesmal wird es nicht 
klappen, einfach nur auf das Kurzzeitgedächtnis der 
Wähler zu setzen. 

Es gibt keinen Zweifel: Auch mit einem Wachstum 
in geringem Umfang wird die wirtschaftliche Entwick-
lung in diesem Jahr von sinkender Beschäftigung und 
weiter steigender Arbeitslosigkeit begleitet sein. 

Das Warten auf den Aufschwung ersetzt kein Kon-
zept zur Überwindung der Arbeitslosigkeit. Mit Ihrer 
Politik forcieren Sie statt dessen die soziale Spaltung. 
Ökologisch geschieht überhaupt nichts. Auf Ansätze, 
wie der Reformstau in diesem L and gelöst werden 
kann, können wir bei dieser Regierung lange warten. 
Da ist nichts, und da kommt nichts. 

Doch an der Stelle der Vertiefung des alten Modells 
Deutschland brauchen wir eine einschneidende 
Reform. Die Soziale Marktwirtschaft muß durch eine 
ökologisch-soziale Marktwirtschaft weiterentwickelt 
werden. Eine ökologisch orientierte Steuerreform und 
eine Politik der Arbeitsumverteilung sind die ersten 
und wichtigsten Schritte auf dem Weg zu einem neuen 
Wohlfahrtsmodell. 

(Dr. Kurt Faltlhauser [CDU/CSU]: Wohl-
fahrtsmodell völlig ohne Beifall!) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, ich erteile nunmehr dem Bundes-
minister für Wirtschaft, Herrn Dr. Günter Rexrodt, das 
Wort . 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die heu-
tige Debatte kommt zum richtigen Zeitpunkt. Sie gibt 
Gelegenheit, der Opposition zu verdeutlichen, daß die 
Politik der Schwarzmalerei nicht zum Erfolg geführt 
hat, daß sie am Ende ist. Ihre Rechnung ist nicht 
aufgegangen. Der Aufschwung kommt, auch wenn er 
Ihnen — zumindest politisch — jetzt gar nicht in den 
Kram paßt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das weisen 
Sie zurück! — Dr. Uwe Jens [SPD]: Schönre

-

derei ist das!) 

Ich habe Sie — gerade Sie, Herr Jens — noch sehr gut 
im Ohr, wie Sie die Bundesregierung in den letzten 
Monaten permanent der Schönfärberei bezichtigt 
haben. Der Jahreswirtschaftsbericht, so haben Sie 
gesagt, lese sich wie ein schlechtes Weihnachtsmär-
chen. Die darin enthaltene Wachstumsprognose sei 
„reines Wunschdenken". Die Berechnungen des Bun-
deswirtschaftsministers seien „schlichtweg unseriös 
und widersprüchlich". 

Ich füge hinzu, daß auch einige andere außerhalb 
der Opposition, die sich von der Schwarzmalerei 
kurzfristig den einen oder anderen Vorteil verspro-
chen haben, bewußt oder unbewußt schiefgelegen 
haben. 

Das soeben veröffentlichte gemeinsame Gutachten 
der führenden Forschungsinstitute beweist, daß wir 
mit unserer Einschätzung richtig gelegen haben, und 
es deutet darauf hin, daß wir auch mit unserer Wirt-
schaftspolitik richtig liegen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Dr.  Uwe Jens [SPD]: Steigerung der Arbeits

-

losigkeit!) 

— Darauf komme ich noch. — Die jetzt vorgelegten 
Wachstumsannahmen von fünf der sechs Institute 
bewegen sich an  der Obergrenze der von der Bundes-
regierung im Januar erwarteten Spanne. Sie, Herr 
Professor Jens, sollten heute eigentlich Reue zeigen 
und sich von Ihren polemischen Äußerungen, die von 
wenig ökonomischem Sachverstand gekennzeichnet 
sind, offen distanzieren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir haben nämlich die Chance, daß das tatsächliche 
Wachstum dieses Jahres noch höher ausfällt, als es im 
Gutachten der Institute zum Ausdruck kommt. Die 
laufenden Konjunkturindikatoren — da bitte ich 
einmal hinzuschauen — lassen eine spürbare Verbes-
serung der gesamtwirtschaftlichen Situation in den 
alten Ländern erkennen. Die Geschäftserwartungen 
in der westdeutschen Industrie — ein wichtiger Früh-
indikator der Konjunktur — haben sich, wie Ifo zeigt, 
beträchtlich verbessert. Der Saldo von pessimisti-
schen und optimistischen Antworten lag im Herbst 
1992 bei minus 43. Heute überwiegen die positiven 
Stimmen mit plus 8. Die Bestellungen beim verarbei-
tenden Gewerbe waren in den ersten beiden Monaten 

dieses Jahres real um 2,5 % höher als vor Jahresfrist. 
Die Auftragseingänge aus dem Ausland sind real um 
9 % gestiegen. Gleichzeitig meldete das Bauhauptge-
werbe ein Auftragsplus von 8,5 %, und im Wohnungs-
bau ergab sich ein Zuwachs von mehr als 30 %. 

Die Exporte überschritten im Zeitraum Januar/ 
Februar ihr entsprechendes Vorjahresniveau um 
2,5 %, und die Kapazitätsauslastung der Industrie 
nimmt seit dem dritten Quartal letzten Jahres wieder 
spürbar zu. Insgesamt dürfte das Bruttoinlandspro-
dukt im ersten Vierteljahr 1994 wieder deutlich höher 
liegen als im vergleichbaren Zeitraum des vorigen 
Jahres. 

Lassen Sie mich zu den neuen Ländern folgendes 
sagen. Ich kann Ihnen allen, meine Damen und 
Herren von der Opposition, nur raten, sich an Ort und 
Stelle einen Eindruck zu verschaffen 

(Beifall bei der F.D.P. — Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Das tun wir doch!) 

von der Hartnäckigkeit, mit der die Dinge do rt  ange-
packt werden. Statistische Daten bieten nur ein 
abstraktes Bild. Die Wirklichkeit sieht positiver aus. 
Die Auftragseingänge der Bauwirtschaft haben um 
37 % zugenommen. Im Wohnungsbau sind es 85 %. 
Die Bautätigkeit insgesamt weist einen Zuwachs von 
20 % aus. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister, sind Sie bereit, eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Dr. Jens zu beantworten? 

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Er wi ll  sich 
nämlich entschuldigen!) 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ja. 

Dr. Uwe Jens (SPD): Herr Minister, bei dem, was Sie 
da vortragen, kriege ich fast das Grauen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Aber könnten Sie mir vielleicht zustimmen, daß der 
von Ihrer Partei ge tragene Kanzler vor der letzten 
Wahl davon gesprochen hat, daß es in den neuen 
Bundesländern demnächst blühende Landschaften 
geben werde? Wo sind diese denn? 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Sie sind jetzt in der Gefahr, von blühenden Konjunk-
turlandschaften zu sprechen. Und können Sie mir 
zustimmen, wenn ich sage: So ein Aufschwüngchen, 
von dem Sie hier reden, ist wirklich überhaupt nichts 
wert, solange es nicht gelingt, die Arbeitslosigkeit 
deutlich zu verringern. Aber die Arbeitslosigkeit wird 
nach Aussage von Tyll Necker auch im nächsten Jahr 
weiterhin steigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Professor Jens, ich kann Ihnen nicht zustimmen, 
um das gleich zu sagen. Aber Ihre gebetsmühlenarti-
gen Vorträge hinsichtlich der schlechten Konjunktur-
aussichten sind doch durch Fakten widerlegt, die ich 
zunächst einmal nur vorgetragen habe. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Wenn Sie von den blühenden Landschaften reden: 
Der Bundeskanzler und wir alle haben uns, was die 
Zeitabläufe angeht, getäuscht. Wir haben Einschät-
zungen revidieren müssen, weil uns nicht bekannt 
war, in welchem Maße die DDR-Wirtschaft verrottet 
war. Niemand wußte auch, daß die Sowjetunion in 
dieser Form nicht weiterbestehen würde. Was wir im 
Osten Deutschlands in drei Jahren geschafft haben, 
obwohl wir ein solches Erbe übernommen haben, 
kann sich sehen lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Das lassen sich die Leute im Osten von Ihnen auch 
nicht wegreden, die nämlich Zuversicht haben und 
wissen, daß es aufwärtsgeht. Nur: Ihnen paßt es 
politisch nicht in den Kram, daß es aufwärtsgeht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Da können Sie so viel reden, wie Sie wollen, die Leute, 
die betroffen sind, wissen es besser. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister, der Abgeordnete Graf hatte ebenfalls 
den Wunsch nach einer Zwischenfrage. Ich weiß 
nicht, ob dieser noch besteht. — Er besteht. Sind Sie 
bereit, ihm eine Antwort zu geben, wenn er fragen 
kann? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Ja, das würde ich machen. Danach würde ich aller-
dings gern weiter fortfahren. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
schön, Herr Abgeordneter Graf. 

Günter Graf (SPD): Herr Minister, ich höre diesem 
sehr schönen Be richt über die großartigen Erfolge ja 
sehr aufmerksam zu. Ich habe in diesem Zusammen-
hang eine Frage an Sie, nämlich was ich den Leuten in 
meinem Wahlkreis, die jetzt zum Teil sicherlich zuhö-
ren, vor dem Hintergrund der Schweinepest sagen soll 
— das ist nicht Ihr Thema —, wo gerade in diesen 
Tagen die Industrie- und H andelskammer und die 
Gewerkschaften davon ausgehen, daß durch die 
augenblickliche Situation etwa 35 000 Arbeitsplätze 
im sogenannten Oldenburger Münsterland — Südol-
denburg — gefährdet sind und sie für die gesamte 
Region keine Chance sehen, daß sich etwas bewegt, 
und die Arbeitslosigkeit, die in diesem Bereich ohne-
hin sehr hoch ist — — 

(Michael  Glos [CDU/CSU]: Die haben eine 
schlechte Landesregierung gewählt! — Hei

-

terkeit bei der CDU/CSU) 
— Herr Glos, Sie sollten ein bißchen mehr Verantwor-
tung den Leuten gegenüber zeigen, die jetzt davon 
betroffen sind, wo es an die Existenz geht! 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Abgeordneter, Sie fragen mich ja, was Sie Ihren 
potentiellen Wählern, den Menschen in Ihrem Wahl-
kreis, sagen sollen. Sagen Sie denen, daß sie, was ihre 
individuelle Situation mit der Schweinepest angeht, 
zumindest auf die Bundesregierung zählen können, 

(Lachen bei der SPD) 

daß aber bei dem, was die Landesregierung in Nie-
dersachsen veranstaltet, wenn es um Kontrollen 
geht, 

(Zurufe von der SPD) 

wenn es darum geht, sehr schnell und zügig mit Hilfen 
zur Seite zu stehen, noch einiges zu verbessern ist. 

Erzählen Sie den Menschen in Ihrem Wahlkreis vor 
allen Dingen, daß diese Bundesregierung die struktu-
rellen Probleme dieses Landes erfaßt hat und durch 
eine überzeugende Politik dabei ist, die Weichen so zu 
stellen, daß die Menschen in größerem Umfang wie-
der zu Arbeit und Brot kommen und dieses Land 
wettbewerbsfähig wird, und zwar entgegen den Vor-
stellungen Ihrer Partei, die darauf hinauslaufen, die 
Leistungsträger stärker zu besteuern und den Lei-
stungsträgern das wegzunehmen, was notwendig ist, 
um in diesem Land einen Fortschritt zu erzielen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich bestreite ja gar nicht, 
daß es auf dem Arbeitsmarkt riesige Probleme gibt. 
Wir können uns nicht auf dem ausruhen, was sich jetzt 
durch die Überwindung der Rezession abzeichnet. 
Wer wollte denn leugnen, daß ein wieder stärkeres 
Wirtschaftswachstum nicht ausreicht, um mit den 
struktuellen Problemen der Arbeitslosigkeit fertig zu 
werden? 

Ich kann Ihnen nur sagen: Zunächst einmal ist 
festzuhalten — und das müssen die Menschen in 
diesem Lande auch wissen —, daß wir in konjunktu-
reller Hinsicht Tritt gefaßt haben, daß die Zinsen 
merklich niedriger sind, daß die Gewinne wieder 
steigen und damit die Investitionsvoraussetzungen 
verbessert sind, und vor allen Dingen, daß es bei den 
Tarifpartnern mehr Verständnis hinsichtlich der not-
wendigen Flexibilität gibt. 

Wir haben unsere Wirtschaftspolitik so angelegt, 
daß wir auf Grund der besseren Konjunktur nicht 
zögern werden und nicht nachlassen werden in dem 
Bemühen, die strukturellen Probleme, die gewachsen 
sind — nicht nur wegen der Lage in unserem Land, 
sondern auch auf Grund weltwirtschaftlicher Ent-
wicklungen —, in den Griff zu bekommen. Wir müssen 
als Unternehmen und Unternehmer, aber auch als 
Staat in Forschung, Entwicklung und Innovation eine 
ganze Menge mehr tun. Wir müssen unsere Präsenz 
auf den boomenden Märkten rund um den Globus 
verbessern. 

Ich komme gerade aus der Asien-Pazifik-Konfe-
renz. Wenn Sie sich ein Bild von dem machen, was 
außerhalb Deutschlands, was in diesen Regionen 
geschieht, dann werden Sie mit der Überzeugung 
zurückkommen, daß wir das Ganze ohne zusätzliche 
Flexibilität, ohne zusätzliche Anstrengungen und 
ohne Veränderungen, die auf ein Auflösen der Erstar-
rungen hinauslaufen, nicht schaffen werden. Ich bin 
aber optimistisch, daß wir das schaffen können. 

Meine Damen und Herren, wir haben eine Reihe 
von Zielen zu erreichen, die von uns mit großer 
Nachhaltigkeit angestrebt werden. Wir haben — ich 
habe das eben gesagt — Versäumnisse in Forschung, 
Entwicklung und Innovation gehabt. Die Antwort 
darauf kann nicht allein sein, daß wir ein paar Millio- 
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nen Mark mehr an Forschungsförderungsmitteln in 
Großunternehmen stecken. Die Antwort kann nur 
darin bestehen, daß wir unsere Bildungssysteme ver-
ändern, daß wir sie effizienter machen, daß es mehr 
Durchlässigkeit gibt und daß wir in diesem Land 
endlich die Technikfeindlichkeit, die Skepsis über-
winden, die von Ihnen jeden Tag neu genährt wird. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: So ein Quatsch!) 

Die Überwindung der strukturellen Probleme und 
damit der Arbeitslosigkeit kann nur erfolgen, wenn 
wir endlich Gesetze und Verordnungen abbauen oder 
vereinfachen und Deregulierung nicht vor uns hertra-
gen, sondern in den Städten und Gemeinden — ge-
rade in denen, die von Ihnen regiert werden — zu 
schnelleren Verfahren kommen, so daß die Bürger, 
wenn sie zur Administration, zur Verwaltung gehen, 
das Gefühl haben, daß die Menschen, die dort arbei-
ten, für sie — die Bürger — da sind und nicht 
umgekehrt. Das verstehen wir unter Abbau der Regu-
lierung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir wollen die Privatisierung fortsetzen und glau-
ben, daß wir als Bundesregierung da ein ganzes Stück 
vorangekommen sind, im Gegensatz zu vielen Län-
dern und Gemeinden, wo noch vieles zu tun ist. 

(Zuruf von der F.D.P.: Die müssen ihre Haus

-

aufgaben erst mal machen!) 

Über die Konsolidierung der Haushalte ist schon 
gesprochen worden. Der Konsolidierungskurs der 
Bundesregierung wird konsequent und st rikt fortge-
setzt. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Keiner will leugnen, daß die Staatsverschuldung zu 
hoch ist. Keiner will leugnen, daß wir uns nicht leisten 
können, die Nettoneuverschuldung so anwachsen zu 
lassen wie in den letzten Jahren. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Aha!) 

Ich bitte aber nur um Fairneß, um einen Hinweis 
darauf und Würdigung dessen, warum das so gekom-
men ist. Wir haben eine Aufgabe zu meistern gehabt, 
die kein anderes Land in dieser Dimension hat mei-
stern müssen. Wir müssen jetzt nur konsequent blei-
ben. 

Wir sprechen über Konjunktur. Wenn sich auf 
Grund der Konjunkturverbesserung und auf Grund 
der Tatsache, daß strukturell das eine oder andere 
besser wird, wieder Spielräume ergeben, dann dürfen 
wir diese Spielräume nicht für neue Wohltaten benut-
zen, sondern dann müssen wir die Unternehmen und 
den Bürger von Steuern und Abgaben entlasten. 
Dafür werden wir kämpfen, und darauf werden wir 
hinwirken. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das Schwierigste und Wichtigste in unserer Politik, 
die fünf Elemente hat — Forschung und Entwicklung, 
Deregulierung, Privatisierung, Konsolidierung und 

Repräsentanz auf den neuen Märkten —, ist die 
Rückführung der Kosten in unseren Unternehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Wir haben nicht deswegen nicht ausreichend Arbeits-
plätze, weil wir keine Arbeit hätten — ich sage immer 
wieder, wir haben Arbeit in Hülle und Fülle —, 
sondern weil die Arbeit zu teuer geworden ist. Die 
Arbeit läßt sich zu den Kosten, die sie in Deutschl and 
aufwirft, nicht mehr produktiv organisieren. Deshalb 
muß die Kostenkrise in den Unternehmen überwun-
den werden, dann haben wir auch wieder genügend 
Arbeitsplätze. Keiner kann sich dem verschließen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Dr.  Uwe Jens [SPD]: Zurück in die 50er 

Jahre!) 
— Nicht in die 50er Jahre, sondern wettbewerbsfähig 
müssen unsere Unternehmen bleiben. Wenn unsere 
Unternehmen ihre Produkte absetzen können, weil 
die Preise stimmen und weil die Qualität stimmt, dann 
wird sich die Frage der Arbeitsplätze überhaupt nicht 
mehr stellen. Das ist unsere Politik, die auf eine 
Veränderung der Strukturen hinausläuft, und keine 
Schaumschlägerei. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, ich gehöre ja nicht zu 

denen, die in Abrede stellen wollen, daß durch Lohn-
zurückhaltung ein Einkommenseffekt und ein Nach-
frageeffekt entsteht, der tendenziell negativ ist. Wer 
will das bestreiten? Das ist eine ökonomische Binsen-
wahrheit. Nur, wir sind in einer Situation, wo es 
abzuwägen gilt zwischen diesem Faktum, dem Aus-
fall von Nachfrage, und dem Faktum der Kostenbela-
stung der Unternehmen. Wenn ich sehe, daß wir 
unsere Produkte nicht mehr loswerden und daß 
andere genau so hochwertige Produkte in Asien zu 
anderen Kosten herstellen, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist unlogisch, 
was Sie da sagen! — Dr. Uwe Jens [SPD]: Ich 

denke, der Export läuft wieder an?) 
dann muß ich diesem Kostenaspekt der Entlastung 
der Unternehmen zunächst einmal ein stärkeres 
Gewicht beimessen; das ist nun einmal so. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Unsinn!) 
Dann können wir an anderer Stelle und zu anderer 
Zeit auch wieder über den Nachfrageeffekt reden. 
Dagegen wird sich niemand verschließen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Das sind ökonomische Grundwahrheiten, die Sie 

nicht beherrschen, weil Sie die Kompetenz nicht 
haben, meine Damen und Herren. Und die Menschen 
sehen das auch wieder. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Dies, Herr 
Bundeswirtschaftsminister, veranlaßt Herrn Dr. Gysi, 
Sie zu bitten, ihm eine Frage zu beantworten. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Aber sicherlich. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Herr Bundes-
wirtschaftsminister, würden Sie mir zustimmen, daß es 
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sich vielleicht lohnen würde, zur Kostenentlastung der 
Unternehmen über eine grundlegende Reform derge-
stalt nachzudenken, daß die Unternehmen ihre Abga-
ben in die Sozialversicherungssysteme, die Steuern 
etc. künftig nicht mehr in erster Linie - wie heute — 
nach der Zahl der Beschäftigten zu leisten hätten, 
sondern nach Umsatz und Gewinn? Damit hätten wir 
eine ganz andere wirtschaftliche Größe, und Beschäf-
tigung würde viel weniger bestraft werden, als das 
heute der Fall ist. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Wissen Sie, Herr Abgeordneter Gysi, das ist eben das 
Mißverständnis, das Sie seit vielen Jahrzehnten mit-
tragen: Der Gewinn ist in unserer Wirtschaftsordnung 
nichts Negatives, 

(Dr. Gregor Gysi [PDS/Linke Liste]: Das habe 
ich auch nicht gesagt!) 

sondern der Gewinn ist eine Residualgröße, die drin-
gend erforderlich ist, um Investitionen durchzuführen 
und damit Arbeitsplätze zu schaffen. Wer den Gewinn 
primär besteuert und ihn nunmehr auch zum Maßstab 
für Sozialabgaben machen will, der vernichtet die 
Grundlage dafür, daß in unserer Volkswirtschaft eine 
Expansion stattfinden kann. 

Gewinne und Einkommen sind genug belastet. Wir 
müssen diese Besteuerung zurückführen und können 
sie nicht mit zusätzlichen Abgaben belegen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Es ist eine ideologische Brille, durch die Sie die Dinge 
sehen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister, Sie haben ihn nicht zufriedengestellt. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Das ist auch sicherlich schwierig, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Er bittet 
darum, eine weitere Frage stellen zu dürfen. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Das ist dann die letzte, und danach würde ich gern zu 
Ende kommen wollen. 

Dr. Gregor Gysi (PDS/Linke Liste): Ich höre dann 
auch auf, Herr Bundeswirtschaftsminister. 

Ich habe ja gar nicht von mehr oder weniger 
gesprochen, sondern habe einfach von einer anderen 
Berechnungsgröße gesprochen, um die Beschäfti-
gung nicht mehr zu bestrafen wie heute. Oder sehen 
Sie es nicht als einen großen Mangel an, daß von zwei 
Unternehmen mit der gleichen Umsatzhöhe — sagen 
wir mal, 100 Millionen oder 200 Millionen, das ist mir 
egal —, aber einmal mit 20 Beschäftigten und einmal 
mit 2 000 Beschäftigten, weil es um völlig unterschied-
liche Produktionsstrukturen geht, das eine Unterneh-
men für 20 Beschäftigte diese Abgaben leisten muß, 
das andere aber für 2 000, so daß es dadurch erheblich 
benachteiligt ist? 

Wenn man es nach Umsatz und Gewinn organisie-
ren und berechnen würde, gäbe es sozusagen auch 
einen Ausgleich zwischen höher produktiven und 
weniger produktiven und damit zwischen beschäfti-
gungsintensiveren und weniger beschäftigungsinten-
siven Bereichen. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Abgeordneter Gysi, unser System besteht darin, 
daß wir Einkommen und Gewinn besteuern durch die 
Körperschaft- bzw. durch die Einkommensteuer, und 
die ist bereits sozial gestaffelt, wie wir alle wissen. Der 
Umsatz wird ohnehin besteuert. 

Dann haben wir die Sozialabgaben zu leisten, und 
diese Sozialabgaben sind in unserem System cum 
grano salis so angelegt, daß diejenigen, die in 
Beschäftigung sind, in ein System einzahlen, damit sie 
aus diesem System später auch Leistungen entneh-
men können. 

(Zurufe von der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

— So ist das, und dieses System muß so erhalten 
bleiben. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ist das tatsächlich 
so? Ist ja ganz neu, was Sie uns da erzäh-

len!) 
Es gibt doch nur eine Einzahlung, und die wird in der 
Lastenverteilung auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
aufgeteilt. Sonst müssen Sie das System ändern. Wenn 
Sie ein besseres haben, dann können wir darüber 
diskutieren. Ich fürchte nur, daß selbst Ihre Freunde 
hier auf dieser Seite oder Ihre parlamentarischen 
Kollegen dabei einige Schwierigkeiten bekommen. 

Lassen Sie mich noch etwas zu den Abgabenquoten 
sagen. Damit knüpfe ich ja auch an das an, was Sie, 
Herr Gysi, erfragen wollten. Der hohe Anstieg der 
Abgabenquote in den letzten Jahren war eine Folge 
der Wiedervereinigung. Ich habe das bereits gesagt. 
Wir müssen schnell zu der Belastung zurückkehren, 
die wir vor der Wiedervereinigung hatten. 

Das ist genau das Gegenteil von dem, was Sie in der 
SPD wollen. Zu Recht betonen die Forschungsinsti-
tute, daß von der hohen Abgabenbelastung diejeni-
gen am meisten betroffen werden, die in besonderem 
Maße zur Steigerung des Sozialproduktes beitragen. 
Gerade die möchten Sie von der SPD stärker belasten. 
Die Vorstellung der SPD, zusätzliche Steuereinnah-
men voll von den sogenannten Besserverdienenden 
zu nehmen, ist keine Medizin; das ist Gift für die 
Wirtschaft und die Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wie können Sie denn Ihrer Klientel mehr Milch 
versprechen, wenn Sie der Kuh das Futter entziehen 
wollen? 

(Widerspruch bei der SPD — Anke Fuchs 
[Köln] [SPD]: Das ist der Rinderwahnsinn, 
was Sie da erzählen! — Dr. Gregor Gysi 
[PDS/Linke Liste]: Das ist ja ein Beispiel!) 

Angesichts der steuerpolitischen Vorstellungen 
Ihrer Partei schrieb der Bonner „General-Anzeiger" 
am 23. März, er müsse an die verzweifelte Warnung 
Karl Schillers von 1971 erinnern. Schon damals sagte 
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Ihnen Ihr damaliger Wirtschaftsminister: „Genossen, 
laßt die Tassen im Schrank!" 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Die haben doch 

gar keine mehr!) 

Auch der frühere Bundesbankpräsident Pöhl sieht 
das nicht anders. Ich zitiere aus einem Inte rview mit 
Herrn Pöhl in der „Wirtschaftswoche" vom 11. März 
dieses Jahres: 

Einige Vorschläge der SPD finde ich im höchsten 
Maße bedenklich, etwa die Höherbesteuerung 
der sogenannten Besserverdienenden. 

(Dr. Werner Hoyer [F.D.P.]: Wo er recht hat, 
hat er recht!) 

Wir brauchen keine weitere Umverteilung à la SPD, 
bei der am Ende alle schlechter dastehen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Was wir brauchen, sind Investitionen großen Ausma-
ßes für neue Arbeitsplätze, und zwar auf Jahre hinaus. 
Die Rückkehr zu einer solchen Entwicklung zu ermög-
lichen, wie sie bereits in den 80er Jahren erreicht 
werden konnte, ist Ziel der Wirtschaftspolitik und der 
Finanzpolitik der Bundesregierung. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wird Zeit, daß die 
beendet  wird!)  

Diese Regierung hat im Unterschied zu Ihnen dazu 
das richtige Konzept und die fachliche Kompetenz. 

(Eckart Kuhlwein [SPD]: Und das nach dieser 
Rede! Das ist unglaublich!) 

Herrn Klose, der seine Rede mit einer persönlichen 
Prognose beendete, sage ich: Ihre Prognose wird nicht 
aufgehen, solange Sie in Schwarzmalerei und Pessi-
mismus verharren, solange Sie diesen Standort herun-
terreden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Lachen bei der SPD) 

Dieser Standort ist ein guter Standort. Wir setzen auf 
diesen Standort, auf die Marktkräfte, die Menschen 
hier, die Unternehmen. Wir setzen auf die Verbesse-
rung der Wettbewerbsbedingungen. Wir setzen auf 
Senkung der Kosten, Abbau der Überregulierung. Wir 
setzen auf mehr Repräsentanz in den boomenden 
Märkten. Wir setzen auf Flexibilität, und wir setzen 
auf ein Zusammenwirken von Wirtschaft, Staat und 
Gewerkschaften in einer Industriepolitik, die wir 
jeden Tag in einer Art und Weise, wie das richtig ist, 
betreiben: nicht unter Verschiebung der Verantwort-
lichkeiten, sondern mit Abstimmung, Hinhören und 
Aufeinandereingehen. 

Das ist eine Politik, der Sie nichts hinzuzufügen 
haben — außer der Besteuerung der Besserverdienen-
den. Das ist zu wenig. Das wissen auch die Menschen. 
Deshalb hat diese Bundesregierung, Herr Klose, 
meine Damen und Herren, allerbeste Chancen, noch 
lange ihre Verantwortung zum Wohle der Deutschen 
wahrzunehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister, der Abgeordnete Manfred Reimann ver

-

sucht seit geraumer Zeit, Ihnen eine Frage zu stellen. 
Sind Sie bereit, dieselbe noch zu beantworten? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Dieselbe will ich gerne noch beantworten. 

Manfred Reimann (SPD): Dafür bedanke ich mich, 
Herr Minister. — Weil Sie dauernd das Thema, die 
Besserverdienenden höher zu besteuern, geißeln, 

(Zuruf von der F.D.P: Das muß man  auch 
geißeln!) 

frage ich Sie: Ist es richtig, daß diese Bundesregierung 
für die nächsten Jahre — Ende offen, niemand weiß 
das Ende — bereits eine Steuererhöhung von 7,5 % für 
alle beschlossen hat? 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Mit Billigung der 
SPD!) 

Geißeln Sie sich in diesem Fall selbst? 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Wir haben nie in Abrede gestellt, daß wir nicht 
glücklich darüber sind, den Solidarzuschlag wieder 
einführen zu müssen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aha! Das ist öko-
nomisch aber schwierig!) 

Das ist Ausdruck dessen — ich habe das schon auf die 
Frage des Abgeordneten Jens gesagt —, daß wir die 
Einbrüche im Osten haben hinnehmen müssen. Der 
Wegbruch der Märkte und das Ausmaß der Verrot-
tung der meisten Unternehmen erfordern Aufwen-
dungen, die wir aus der vorhandenen Masse nicht 
leisten können. Das haben wir immer oder seit gerau-
mer Zeit gesagt. 

Ich selbst würde mir wünschen — ich fühle mich da 
einig mit meiner Partei —, daß wir diesen Solidar-
zuschlag möglichst nur für eine begrenzte Zeit erhe-
ben und daß wir möglichst früh auch darüber Aussa-
gen machen können, in welchen Schritten wir ihn 
zurückführen. 

Aber dieser Solidarzuschlag ist allemal etwas Bes-
seres als die von Ihnen gewollte Ergänzungsab-
gabe, 

(Widerspruch bei der SPD) 
die wiederum nur diejenigen treffen soll, die Sie als 
Besserverdienende bezeichnen. Das ist genau der 
Punkt: Sie wollen damit den Menschen, die in diesem 
Land das Rad drehen und die Dinge voranbringen, zu 
einem guten Teil die Luft zum Atmen nehmen. 

(Beifall bei der F.D.P. — Widerspruch bei der 
SPD) 

Das sind Unterschiede zwischen Ihnen und uns. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Die Luft zum 
Atmen!) 

Selbst Empfänger mittlerer Einkommen sollen bei 
Ihnen überdurchschnittlich zur Kasse gebeten wer-
den. Die Arbeitnehmer, die Sie zu vertreten haben, 
werden Ihnen die Quittung erteilen. 

(Widerspruch bei der SPD — Dr. Uwe Jens 
[SPD]: Und Sie wollen die kleinen Leute 

schröpfen!) 
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— Nicht die kleinen Leute. Denn die Ergänzungsab-
gabe ist ein Prozentsatz, der sich auf eine Grundge-
samtheit bezieht. Das heißt: Wer mehr hat, muß auch 
mehr zahlen. Das Gerechtigkeitselement ist in unse-
rem System. Aber Sie wollen diejenigen, von denen 
Sie meinen, daß sie etwas mehr haben — das gehört 
sich nicht nach der Philosophie einiger von Ihnen —, 
besonders heranziehen. 

(Manfred Reimann [SPD]: Aber Sie machen 
es doch auch!) 

Dafür werden Sie die Rechnung bezahlen müssen. 
Verlassen Sie sich darauf. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, ich erteile nunmehr dem Abge-
ordneten Rudolf Dreßler das Wort. 

Rudolf Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Für einen Oppositionspolitiker ist es in 
diesen Monaten unglaublich schwer, nach der Rede 
des sogenannten Bundesministers für Wirtschaft 
inhaltlich zu argumentieren, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

weil dieser Wirtschaftsminister außer heißer Luft und 
Unsinn in diesem Parlament wirklich nichts bringt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Herr Rexrodt, es war schlimm, was Sie hier abgelas-
sen haben. Wenn ich mir überlege, daß der Bundes-
wirtschaftsminister vor wenigen Minuten ernsthaft 
von diesem Pult — Herr Hoyer, auch Sie lächeln schon; 
ich nehme an, Sie wissen, was kommt — von einem 
Menschen in Deutschland, der 2 000 DM Steuern im 
Monat bezahlen darf und der nach SPD-Auffassung 
46 DM mehr bezahlen soll, behauptet hat, daß ihm 
angeblich die Luft ausgehe, dann frage ich: Wo leben 
Sie eigentlich, Herr Rexrodt? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Aber es lohnt wirklich nicht. 
Meine Damen und Herren, das Frühjahrsgutachten 

der fünf wirtschaftswissenschaftlichen Institute signa-
lisiert, daß das Ende der ökonomischen Talfahrt 
unseres Landes erreicht ist. Immerhin, es besteht 
Anlaß zur Hoffnung. Diesen Hoffnungsfunken zu 
leugnen wäre ebenso töricht, wie es allerdings auch 
vermessen wäre, Herr Mischnick, ihn aus kalter, 
wahlpolitischer Berechnung zu einem wirtschaftli-
chen Aufschwung aufzuplustern. 

(Wolfgang Mischnick [F.D.P.]: Habe ich das 
gesagt?) 

— Nein, aber Ihr Fraktionskollege Rexrodt hat das hier 
vor mir getan. 

(Zuruf von der SPD: Nicht „Fraktionskol

-

lege" ! e— Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Er ist 
nicht im Bundestag, aber das macht auch 

nichts!) 
Dazu besteht überhaupt kein Anlaß, denn die öko-

nomischen Rahmendaten sind widersprüchlich. Die 

zaghaften Wachstumstendenzen in der deutschen 
Volkswirtschaft haben nur eine einzige Ursache: Eine 
sich wiederbelebende Weltkonjunktur, mit den USA 
an der Spitze, sorgt für eine deutlich belebte Aus-
landsnachfrage. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, meine Damen und Herren, die Wachstums-
tendenzen sind außenwirtschaftlich bedingt. Wenn 
daraus ein veritabler Aufschwung werden soll, muß 
die außenwirtschaftliche Belebung durch eine posi-
tive binnenwirtschaftliche Entwicklung ergänzt und 
abgestützt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn dies nicht geschieht, dann wird sich die ankün-
digende Wendung ins Positive als Strohfeuer erwei-
sen. 

Die binnenwirtschaftliche Entwicklung bietet je-
doch nach wie vor ein wenig erfreuliches Bild. Die 
Investitionsgüternachfrage stagniert auf unzurei-
chendem Niveau. Die Konsumgüternachfrage liegt 
darnieder — Folge einer ebenso einseitigen wie 
schrägen Steuer- und Sozialpolitik der Regierung. 

Die Kürzungen von sozialen Leistungen haben 
ebenso wie die zahlreichen Steuererhöhungen der 
letzten Jahre die Konsumgüternachfrage schwer 
geschädigt. Die Politik der Regierung hat einseitig auf 
eine Stärkung der Angebotsseite der Volkswirtschaft 
gesetzt und die Nachfrageseite vernachlässigt oder 
gar geschädigt. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Und das will sie 
weiter machen!) 

Das konnte nicht gutgehen; die Ergebnisse sehen wir 
heute. 

Also: Außenwirtschaftlich geht es aufwärts; binnen-
wirtschaftlich bleibt die Lage traurig. Das zeigt, wie 
die ökonomische Entwicklung zu bewerten ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist doch nicht 
wahr! — Das sind doch Wahlsprüche!) 

Das, was an Hoffnung auf Besserung vorhanden ist, 
kommt von außen, hat also mit dem Ergebnis regie-
rungsamtlicher Wirtschaftspolitik nichts zu tun, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Überhaupt nichts!) 

Und da, wo deutsche Wirtschaftspolitik das Maß 
vorgibt, also im eigenen Land, ist wenig Erfreuliches 
zu vermelden. Hans-Ulrich Klose hat völlig recht: Die 
leichte Aufhellung des konjunkturellen Horizontes 
kommt nicht wegen, sondern trotz dieser Bundesre-
gierung zustande. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie stützt die Aufwärtsentwicklung mit ihrer Politik 
nicht, sondern behindert sie. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Natürlich bestreitet die Regierung das; das muß sie 
sogar, weil sie sonst ihr zweifelhaftes Prestige, ihren 
Ruf, beschäftigungspolitisch ignor ant, steuerpolitisch 
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wortbrüchig und wirtschaftspolitisch inkompetent zu 
sein, bestätigen würde. 

(Beifall bei der SPD — Friedhelm Ost [CDU/ 
CSU]: Jetzt hören Sie doch einmal mit der 

Polemik auf!) 

Ich möchte daher dem kollektiven Gedächtnis der 
Koalition mittels weniger Beispiele ein wenig auf die 
Sprünge helfen. 

Vor nicht einmal einem Jahr, meine Damen und 
Herren, wollten Sie mit Ihrer Regierung im Standort-
sicherungsgesetz Abschreibungssätze und damit die 
Ertragslage der Unternehmen verschlechtern, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der kann nicht mal 
bis sechs zählen!) 

um äußerst umstrittene Steuersenkungen für Unter-
nehmen zu finanzieren. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Alles uralt!) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion und die 
SPD-geführten Bundesländer 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Und der Vermitt

-

lungsausschuß!) 

haben dieses absurde und verhängnisvolle Vorhaben 
durchkreuzt. Ohne Einspruch und Gegenwehr der 
SPD wäre dieser Mumpitz heute im Bundesgesetz-
blatt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch im Herbst 1993 pries die Regierung als Aus-
weg aus der Krise eine Verlängerung der Arbeitszeit 
an. Die ökonomische Vernunft jedoch setzte sich 
durch; das Gegenteil trat ein. Unternehmensleitun-
gen, Betriebsräte und zuständige Gewerkschaften 
setzten, wie z. B. bei der Volkswagen AG, eine 
Arbeitszeitverkürzung durch. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Kollektiver Frei
-zeitpark!) 

Diese Arbeitszeitverkürzung sicherte Arbeitsplätze; 
sie half gleichzeitig, die Kosten zu senken und die 
Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Das funktioniert 
nicht!) 

Viele andere Unternehmen sind diesem Beispiel 
gefolgt. In der Krise haben die Unternehmen für die 
Arbeitszeitgestaltung wegweisende Folgerungen ge-
zogen, die in völligem Gegensatz zu den Vorstellun-
gen und Forderungen der Bundesregierung stan-
den. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Ausführungen des Bundeskanzlers in einer 
„SAT 1" -Sendung  am Dienstag dieser Woche habe ich 
zu meiner Verwunderung allerdings entnommen, daß 
er immer noch mit der Arbeitszeit in Deutschland 
hadert. Denn er fand, daß die Deutschen mit über-
reichlich langem Urlaub gesegnet seien. Nun weiß ich 

nicht, wer den Bundeskanzler in solchen Fragen 
berät. 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Kollektiver Freizeit-
park!)  

Man muß ihm freilich einmal erklären, um was es geht 
und daß er sich irgendwie zu entscheiden hat. Wenn er 
meint, die Automobilarbeiter könnten auf Urlaub 
verzichten, dann bereitet er ihnen Probleme, denn 
eine Arbeitszeitverlängerung durch Verkürzung des 
Urlaubs bedeutet abermals Entlassungen, also mehr 
Arbeitslose, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei haben Tarifvertragsparteien sowie Betriebs-
räte und Betriebsleitungen eigentlich Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, daß die Entwicklung auch 
binnenwirtschaftlich wieder aufwärtsgehen kann. 
Durch Kraftanstrengungen, wie sie noch vor einem 
Jahr für unmöglich gehalten worden sind, wurden die 
Löhne und Gehälter schmerzhaft angepaßt, also 
regional verringert. Ferner sind die Bemühungen zur 
Anpassung sowie zur Flexibilisierung der Arbeitszei-
ten zu nennen. Hinzu kommen Modernisierungser-
folge produktionstechnischer und arbeitsorganisato-
rischer Art in vielen Betrieben. Das alles ist doch zum 
Teil gegen die Bundesregierung, zumindest aber 
ohne ihre Unterstützung erreicht worden, meine 
Damen und Herren. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: So ist es! Das ist 
wahr!) 

Das Ergebnis der Bemühungen liegt auf der Hand. 
Die Arbeitsproduktivität ist sprunghaft gestiegen, 
und sie steigt weiter. Muß ich uns wirklich ins 
Gedächtnis rufen, was dies bei einem volkswirtschaft-
lichen Wachstum von nur einem Prozent — und das ist 
optimistisch geschätzt — bedeutet? 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: 1,5 %!) 

Die sich andeutende wirtschaftliche Belebung wird 
nicht nur am Arbeitsmarkt vorbeigehen, sondern die 
Zahl der Arbeitslosen wird weiter steigen, geschätzt 
um weitere 400 000 Menschen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Leider wahr!) 

Ich frage die Bundesregierung: Wo ist die aktive 
Arbeitsmarktpolitik, die dem entgegenwirkt? Die 
Antwort ist mit Händen zu greifen — wir haben sie 
gerade gehört —: Fehlanzeige. 

(Beifall bei der SPD  —Dr.  Peter Struck [SPD]: 
So ist es! — Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Ach 
Gott, ach Gott! Dümmer geht es alles nim-

mer!) 

Wann endlich begreifen CDU/CSU und F.D.P. 
— Herr Hinsken, ich frage mich auch, wann Sie das 
endlich begreifen —: Wirtschaftliches Wachstum 
allein löst nicht die Arbeitsmarktprobleme? 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

Sie sind struktureller, nicht konjunktureller Natur, 
und die politische Antwort der Regierung fehlt. 

(Beifall bei der SPD — Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Die wollen das in Kauf nehmen!) 
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Wer sich die Zeitschrift des Bundes der Selbständi-
gen, Ausgabe 4 vom Ap ril 1994, anschaut, der ver-
steht, wie sehr die Regierung abgewirtschaftet hat. 
Dies ist das eigentliche, grundlegende Thema dieser 
Debatte. Es geht um den dramatischen Verfall von 
Verantwortung und Führungsfähigkeit, den Verfall 
von Kompetenz in der Wirtschafts- und Beschäfti-
gungspolitik. 

(Beifall bei der SPD) 

Weder die Lohnpolitik noch die Arbeitszeiten, 
weder die Lohnnebenkosten insgesamt noch die 
sozialen Schutzgesetze unseres Landes verhindern 
ernsthaft und grundsätzlich den wirtschaftlichen Wie-
deraufstieg. Es sind die Politik dieser Regierung und 
die Folgen ihrer Politik, die niederdrücken, Auf-
schwungkräfte lähmen und Chancen zerstören. 

Auf der Seite 1 der Ausgabe des erwähnten Ver-
bandsorgans wird beklagt, daß es nach dem grund-
sätzlichen Beschluß, das Eigenkapitalhilfeprogramm 
wieder einzusetzen, ein unverständliches und wider-
sinniges Ressortgerangel zwischen den Ministern 
Rexrodt und Waigel gebe. 

Daneben, immer noch auf Seite 1, wird Kritik an der 
Abschaffung des Rabattgesetzes geäußert. Darunter 
werden in Form kurzer Meldungen die von der 
Regierung geplante Erhöhung der Patentgebühren 
um 20 % sowie die rückläufige Zahl der Gründungen 
von selbständigen Existenzen beklagt. Viermal Kritik 
auf Seite 1 dieses Selbständigen-Organs gegen die 
Regierung, Herr Rexrodt, nicht gegen die SPD! 

(Beifall bei der SPD) 

Auf der Seite 2 jammert der Bundeswirtschaftsmini-
ster mit Blick auf Sozialabgaben, Steuerbelastungen 
und komplizierte Gesetzesvorschriften, daß in den 
vergangenen 40 Jahren vieles in die falsche Richtung 
gelaufen sei. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wer war denn der 
Wirtschaftsminister?) 

Ja, wie das, habe ich mich nach der Lektüre des Textes 
von Herrn Rexrodt gefragt. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Was steht denn 
auf Seite 1 noch über die SPD?) 

Sollte Ihnen, Herr Rexrodt, entgangen sein, daß Ihre 
Partei, die F.D.P., in den vergangenen 40 Jahren — mit 
einer relativ kurzen Unterbrechung von drei Jahren, 
das war die Große Koalition — mitgesessen, mitbera-
ten und mitentschieden hat. 

(Dr. Peter S truck [SPD]: Leider!) 

Sollte Ihnen das entgangen sein? 

Anders ausgedrückt: Was auch immer während der 
letzten 37 Jahre vom Gesetzgeber beschlossen oder 
als Richtlinie erlassen wurde, mußte durch den blau-
gelben F.D.P.-TÜV. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN — Dr. Uwe Jens [SPD]: Das 

muß beendet werden!) 

Das heißt doch, wenn es im Laufe der letzten 
40 Jahre kontinuierliche Fehlentwicklungen oder 
sich verschärfende Fehlentwicklungen gegeben ha-
ben sollte, dann sind diese Entwicklungen in erster 

Linie und vor allem mit dem Kürzel F.D.P. ver-
knüpft. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN — Dr. Peter S truck [SPD]: Sehr 

wahr!) 
Man könnte es auch anders sagen. Der Analo-

gieschluß des F.D.P.-Ministers Rexrodt heißt: Die 
F.D.P. ist sich selber zur Erblast geworden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Dreßler, Sie haben die Möglichkeit, eine 
Frage des Abgeordneten Lüder zu beantworten. 

Rudolf Dreßler (SPD): Lassen Sie mich das bitte noch 
zu Ende führen. 

Ein Interview in der „Wirtschaftswoche", Aus-
gabe 17 vom 22. April 1994, ist eine wahre Fundgrube 
für all diejenigen, die sich einen Überblick über die 
Doppelzüngigkeit der CDU/CSU verschaffen wollen. 
Der Fraktionsvorsitzende Schäuble kündigt verklau-
suliert längerfristig Verbrauchsteuererhöhungen und 
höhere Steuern auf — ich zitiere — „das p rivate 
Vermögen" an. 

Wie paßt das zu dem Versprechen der Regierung, 
bis auf die Solidarabgabe die Finger aus den Geldbör-
sen der Leute zu lassen, Herr Waigel? Wie verträgt 
sich das mit der Ankündigung, die Steuer- und Abga-
benquote nicht zu erhöhen? Welche Verbrauchsteu-
ern sind gemeint, Bundesregierung und CDU/CSU? 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Die wollen die Mehr-
wertsteuer erhöhen!) 

Was versteht die CDU unter p rivatem Vermögen? 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Steuerlüge!) 

Werden hier bereits die neuen steuerpolitischen 
Wortbrüche auf die leise Tour vorbereitet? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Und letztlich frage ich Sie: Wieso beschimpfen Sie 
ausgerechnet die SPD als Steuererhöhungspartei, 
wenn Sie hier eine solche Vorbereitungsorgie insze-
nieren? 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
der Abgeordnete Lüder die Möglichkeit, Herrn Dreß-
ler zu befragen. 

Wolfgang Lüder (F.D.P.): Herr Kollege Dreßler, 
abgesehen davon, daß wir um der geschichtlichen 
Wahrheit willen darauf hinweisen müssen, daß die 
CDU zusammen mit der CSU auch einmal eine 
absolute Mehrheit hatte und wir damals nicht dabei 
waren, würde ich gern die Frage stellen, 

(Wolfgang Mischnick [F.D.P.]: Das waren 
acht Jahre Opposition!) 
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ob der „blau-gelbe TÜV" nicht in Zeiten der sozialli-
beralen Koalition der deutschen Politik gut getan 
hat. 

(Zuruf von der SPD: Nein! — Anke Fuchs 
[Köln] [SPD]: Ohne Sie wäre es besser gewe

-

sen!) 

Rudolf Dreßler (SPD): Verehrter Herr Kollege 
Lüder, wenn das eine Einladung zu Gesprächen ab 
dem 17. Oktober sein soll: Herrn Scharpings Adresse 
kann ich Ihnen geben, ganz zweifelsfrei. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Werner Hoyer 
[F.D.P.]: Die haben wir selber!) 

Ich habe mich doch nicht über die sozialliberale 
Koalition beklagt oder zu beklagen; ganz im Gegen-
teil: Wer sich darüber beklagt und partiell hier distan-
ziert hat, waren doch einige Kollegen aus Ihren 
Reihen, aber nicht die SPD. Ich stehe zu dieser Zeit; ich 
war doch daran beteiligt. Überhaupt kein Zweifel. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN — Abg. Ernst Hinsken [CDU/ 
CSU] meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Aber lassen Sie mich jetzt weitermachen. Ich denke, 
es wäre nötig — — 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Entschul-
digung, Herr Abgeordneter, ich muß Sie noch einmal 
unterbrechen. Der Abgeordnete Hinsken möchte eine 
Zwischenfrage stellen. 

Rudolf Dreßler (SPD): Ich möchte jetzt weiterma-
chen. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Dann darf er so 
etwas nicht behaupten, was nicht stimmt!) 

Es wäre freilich nötig, daß in Regierung und Koali-
tion zuallererst zur Kenntnis genommen würde, was 
sich auf dem Arbeitsmarkt getan hat. Die letzte 
tiefergegliederte Strukturuntersuchung der Bundes-
anstalt hat Aufrüttelndes zutage gefördert. 

In den Statistiken über die registrierte Arbeitslosig-
keit stecken mittlerweile über 20 % Arbeitsuchende 
mit Facharbeiterbrief. Weitere über 20 % der Arbeit-
suchenden werden als Angestellte mit gehobener 
Tätigkeit ausgewiesen. 115 000 legten zusammen mit 
der Meldung der Arbeitslosigkeit einen Abschluß an 
einer Fach- oder Berufsfachschule vor. Rund 45 000 
haben mit Erfolg eine Fachhochschule besucht, und 
100 000 Arbeitslose absolvierten ein Universitätsstu-
dium. 

Der Bundesarbeitsminister wird diese Zahlen ken-
nen. Er wird auch wissen, welche Sprengkraft für 
unser Wirtschafts- und Sozialsystem darin steckt, 
wenn diese Entwicklung nicht gestoppt wird. Ich 
nenne es tragisch, daß er sich trotz besseren Wissens 
seit langem nicht mehr durchsetzen kann. 

Die Arbeitslosigkeit, meine Damen und Herren, ist 
aus den Regionen mit längerdauerndem Strukturwan-
del ausgebrochen. Sie hat sich längst in Gebieten mit 
einer Wirtschaftsstruktur eingenistet, die vor wenigen 
Jahren noch als krisensicher galt. Arbeitslosigkeit 
greift heute ebenso nach dem Ungelernten wie nach 
dem Facharbeiter, nach der überaus qualifizierten 

Angestellten ebenso wie nach dem Ingenieur oder 
dem Be triebsleiter. 

Arbeitslosigkeit ist zum Flächenbrand geworden, 
der etwas Wichtiges bedroht, was die Industrie- und 
Dienstleistungsgesellschaft Deutschland hat, nämlich 
Wissen, Kenntnisse, Erfahrungen und Anpassungsfä-
higkeit der Arbeitnehmerschaft. Die Arbeitslosigkeit 
ist das eigentliche Trauma unserer Gesellschaft. Die 
Regierung hat diese Entwicklung schlicht ignoriert. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Richtig!) 

Im Kampf gegen die Langzeitarbeitslosigkeit steht 
sie in den alten Bundesländern wieder da, wo sie 1989 
schon einmal stand. Zusammen mit den 30 % Lang-
zeitarbeitslosen in den neuen Ländern ergibt sich eine 
Größenordnung von 1 Million Menschen, die wenig-
stens seit einem Jahr auf Arbeitsuche sind. Sagen Sie, 
Herr Blüm, was diese Menschen und deren Familien 
von der Politik der Regierung konkret zu erwarten 
haben, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Hoffen auf Herrn 
Rexrodt!) 

der Sie angehören, und erklären Sie bitte hier, Herr 
Blüm, warum ausgerechnet die Arbeitslosen die 
Zeche für die verfehlte Steuer- und Finanzpolitik Ihres 
Kollegen Waigel zahlen sollen! 

(Beifall bei der SPD) 

Denn die Regierung hat die berufliche Aus - und 
Weiterbildung nicht einmal ansatzweise auf dem 
Stand gehalten, der notwendig wäre, um berufliche 
Kenntnisse auf breiter Basis modernen Anforderun-
gen anzupassen. 

Ich will hierzu nur einige Zahlen nennen, die meine 
Fraktionskollegin Renate Jäger kürzlich angegeben 
hat. In den neuen Ländern haben 1992 noch 887 000 
Menschen eine geförderte Weiterbildungsmaßnahme 
beginnen können. 1993 waren es nur noch 294 000. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das darf doch 
nicht wahr sein!)  

Die Regierung Kohl hat die Möglichkeiten beseitigt, 
den Hauptschulabschluß nach der Schulzeit zu 
machen, und sie hat Jugendlichen mit Leistungs-
schwierigkeiten das Leben noch schwerer gemacht. 
Es wurde gekürzt und gestrichen. 

Außerdem wurden die Beiträge zur Arbeitslosen-
versicherung exorbitant erhöht. Heute ächzt die 
Arbeitslosenversicherung überdies unter Aufgaben, 
die objektiv von der Gesellschaft insgesamt ge tragen 
werden müßten. Wenn es also Lohnnebenkostenbela-
stungen gibt, die zum Ärgernis wurden, weil sie 
vermeidbar waren, und sich daher zum H andicap 
entwickelten, dann trägt die Bundesregierung dafür 
die alleinige Verantwortung, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt keinen Politikbereich, in dem der Verfall von 
Verantwortungs- und Führungsfähigkeit so deutlich 
hervortritt wie in der Beschäftigungspolitik. Ich unter-
streiche: Ohne Unterstützung und Ergänzung durch 
den Staat wird es keinen Aufschwung geben, der 
diesen Namen verdient. Das L and braucht um seiner 
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Zukunft willen eine handelnde Regierung, die eine 
Bildungs- und Fortbildungsoffensive einleitet. Dar-
über hinaus muß die Arbeitsbeschaffung ausgeweitet 
und, wo immer es geht, mit Qualifizierung verbunden 
werden. 

Vor wenigen Wochen schrieb mir ein älterer 
Arbeitsloser, der ein langes Berufsleben hinter sich 
hat. Ich will aus seinem B rief einen Satz zitieren: 

Selbst wenn man  mir 30 % kürzen würde, hätte 
ich keinen neuen Arbeitsplatz. 

Für diesen Arbeitslosen und Hunderttausende, die 
ein ähnliches Schicksal zu meistern haben, hält die 
Regierung beschäftigungspolitisch nichts bereit. 
Diese Menschen existieren beschäftigungs- und ord-
nungspolitisch für die Regierung faktisch nicht. Oder 
möchte etwa die Bundesregierung einen 55jährigen 
Facharbeiter zum Abschluß seiner Erwerbstätigkeit 
für 25 DM am Tag in die Pflaumenernte schicken? 

(Beifall bei der SPD) 

Die Konjunkturanalyse zeigt einen Zuwachs der 
Auslandsnachfrage und ein Stagnieren der Inlands-
nachfrage, ein typisches Zeichen für eine gespaltene 
Konjunktur. Das ist kein Aufschwung für alle, sondern 
eine erfreuliche, aber bei weitem nicht ausreichende 
Erhöhung in Teilen der exportierenden Wirtschaft. 
Die Bundesb ank sieht in ihrem jüngsten Geschäftsbe-
richt eine Aufhellung der Perspektiven für die deut-
sche Wirtschaft. Aber in der weiteren Analyse heißt es 
vorsichtig: 

In Westdeutschland zeichnet sich derzeit für die 
ersten Monate des laufenden Jahres noch keine 
eindeutige Aufwärtsentwicklung in der gesamt-
wirtschaftlichen Produktion ab. 

Genau dies ist der Grund, weshalb die SPD die 
Regierung auffordert, die Zeit zu nutzen und den 
positiven Prozeß, der eingesetzt hat, zu stützen. Es 
wäre ein wichtiger Schritt, wenn die Bundesregierung 
während der letzten Monate ihrer Amtszeit wirt-
schafts- und beschäftigungspolitisch eine aufkei-
mende Konjunkturhoffnung fördern würde. Unterläßt 
sie dies und spielt sie weiter wie Herr Rexrodt den 
Gesundbeter, der sich auf eine ritualisierte propagan-
distische Beschwörung der Lage beschränkt, wird die 
sich ergebende Chance für eine bessere Lage erneut 
vertan. 

Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung, Dr. Norbert Blüm, das Wort. 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zunächst eine Selbstverständlichkeit; aber 
nach dieser Debatte habe ich den Eindruck, daß man 
hier Selbstverständlichkeiten wiederholen muß: 
Ohne wirtschaftlichen Aufschwung keine Besserung 
auf dem Arbeitsmarkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb kann man sich über die positiven Zahlen der 
Wirtschaft doch nur freuen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Wie der aus-
sieht, kann der sich nicht freuen!) 

Von den roten Zahlen in die schwarzen Zahlen, das ist 
immer eine gute Nachricht, ist die richtige Fahrtrich-
tung nicht nur für die Wirtschaft, aber auch in der 
Wirtschaft. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Die SPD 
kennt die Reihenfolge nicht!) 

Freilich kommt es darauf an, den Abstand zwischen 
wirtschaftlichem Aufschwung und arbeitsmarktpoliti-
scher Besserung zu verkürzen. Aber, lieber Kollege 
Dreßler, sollten wir uns nicht zusammen freuen? Bei 
Opel — ich war diese Woche in meiner alten Firma — 
gibt es ein Auftragsplus im März von 25 %, 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Da geht der 
Dreßler nicht hin!) 

bei Mercedes sind es 28 %. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Der kann sich 
nicht freuen!) 

Lieber Kollege Dreßler, das betrifft nicht nur den 
Export; auch die Zulassungszahlen im Inland haben 
zugenommen. Kollege Dreßler ist im Moment mit der 
Behauptung aufgetreten: Abschwung hausgemacht, 
Aufschwung exportorientiert. Diese Arbeitsteilung 
können wir nicht vornehmen. 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: Das steht doch da 
drin!)  

— Aber, verehrter Herr Jens, bleiben wir noch einmal 
dabei: Bei Opel 25 % Auftragszuwachs; gleichzeitig 
steigen die Zulassungszahlen in Deutschland. — Wir 
können auch wechseln, wir haben noch mehr Bei-
spiele: Im Baubereich gibt es 30 % mehr Baugenehmi-
gungen, und zwar nicht in der Sahara, sondern hier. 
Das ist kein Export, sondern findet hier bei uns 
statt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie werden ein bißchen nervös. Ich weiß: Das 
Drehbuch war anders geschrieben. Die Wahlkampf-
manager hatten die Drehbücher geschrieben. Pessi-
mismus war angesagt. Sie sind die Depressionsmel-
ker, Sie wollten aus dieser Milch Ihren Wahlkampf 
bestreiten. Und die Milch ist sauer geworden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Jeder Bauer ärgert sich über saure Milch, und Sie 
ärgern sich, daß Sie die Drehbücher einstampfen 
müssen. 

(Zuruf von der SPD: Kölle alaaf! — Abg. 
Rudolf Dreßler [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage — Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/ 
CSU]: Jetzt kommt der Melkmeister! — 
Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Er ist schon auf 

dem Melkschemel!) 

— Nicht „Kölle alaaf" ! Norbert hat recht! So ist das. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr 
Bundesminister, sind Sie bereit, Rudolf Dreßlers 
Frage — — 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Meinem Kollegen Dreßler könnte ich 
nie eine Frage verweigern. 

Rudolf Dreßler (SPD): Herr Minister Blüm, da ich 
soeben ausschließlich die Bewertung des Sachver-
ständigenrats zitiert habe und sonst gar nichts: 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht! — Siegfried Ho rnung [CDU/CSU]: Der 

schmeißt alles durcheinander!) 
Würden Sie dann so freundlich sein und mir sagen, ob 
Sie mich oder den Sachverständigenrat als Depres-
sionsmelker bezeichnen? 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Herr Kollege Dreßler, in der Vereh-
rung des Sachverständigenrats lasse ich mich von 
Ihnen überhaupt nicht übertreffen. 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Nur das DIW ist 
negativ! — Rudolf Dreßler [SPD]: Wer ist nun 

der Depressionsmelker?) 
Richtig ist, daß im Baubereich die Zahl der Baugeneh-
migungen hier zugenommen haben, daß die Zulas-
sungszahlen bei Pkw zugenommen haben. Freilich 
hat auch der Export dazu beigetragen. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Wer ist nun der 
Depressionsmelker?) 

— Sie sind der Depressionsmelker. 

(Rudolf Dreßler [SPD]: Und der Sachverstän

-

digenrat nicht, oder was?) 
— Nein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Es war mir zu peinlich, Sie sozusagen zu outen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Wenn Sie mich aber danach fragen, muß ich die 
Wahrheit sagen. 

Nach diesen Reden frage ich: Was wollen Sie 
eigentlich? Ich habe den Eindruck: Je konkreter, um 
so konfuser. 

Fangen wir einmal mit der Steuerpolitik an. Wenn 
Sie den Besserverdienenden, das unbekannte We-
sen, 

(Jochen Feilcke [CDU/CSU]: Der Besserver

-

dienende, das bekannte Unwesen!) 
definieren sollen, ist Ihre Mobilität bei der Festlegung 
der Grenzen unübertreffbar — wie Kimble immer auf 
der Flucht vor Festlegungen. Nur nebulöse Beg riffe! 

Sie haben auch den Unterschied zwischen Netto 
und Brutto verwechselt. Oder bleiben wir bei ganz 
Aktuellem: Ich habe heute morgen die Zeitung gele-
sen: SPD-Standpunkt zum Tempolimit. Man höre und 
staune: Die einen sind gegen Tempolimit, die anderen 
dafür. Wie schlichtet Scharping diese Frage? 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Überhaupt 
nicht!) 

Er schlichtet sie: Ja, Tempolimit, aber ohne Angaben 
von Kilometerzahlen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Am besten, Sie schaffen den Tachometer ab. Dann 
haben Sie das Problem ganz gelöst. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Ein schwankendes Schilfrohr ist ein Festungsturm 
gegenüber der Biegsamkeit der Positionen der SPD. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Was den F.D.P.-TÜV anbelangt: Lieber Herr Dreß-

ler, einer alten klassischen Arbeiterpartei wie der SPD 
würde ich lieber einen F.D.P.-TÜV gönnen als eine 
grüne Müslikompanie. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ach Gott! Ach Gott!) 

Das würde ich der alten Arbeiterpartei wirk lich gön-
nen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Doch das hat die F.D.P. zu entscheiden. Sie hat sich 
entschieden, was ich sehr begrüßt habe. Aber gut, das 
ist Sache der F.D.P. 

(Dr. Elke Leonhard-Schmid [SPD]: Das kann 
sich ändern!) 

— Regen Sie sich doch nicht so auf! Sie benehmen sich 
wie eine verschmähte Jungfrau, wie ein sitzengeblie-
bener Liebhaber. Deshalb beschimpfen Sie die F.D.P. 
Wenn die Koalitionsaussage der F.D.P. anders verlau-
fen wäre, hätten Sie heute morgen einen Schmusekurs 
gefahren. Jetzt fühlen Sie sich wie eine verschmähte 
Jungfrau und sind böse. Gut; aber das ist Ihr Pro-
blem. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister, Frau Matthäus-Maier fühlt sich bemü-
ßigt, Ihnen eine Frage zu stellen. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Jetzt wird's 
schwierig!) 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Blüm, obwohl 
ich mich mit Ihnen über Ihre Gags freue 

(Dr. Norbert Blüm, Bundesminister: Das ist 
doch etwas Gemeinsames!) 

— ich finde sie wirklich gelungen —: Glauben Sie 
nicht, daß es angemessener wäre, wenn Sie zum 
Thema zurückkämen und sagten, wie Sie mit uns 
zusammen, mit der Bundesbank und mit den Tarifver-
tragsparteien wirklich verhindern wollen, daß in die-
sem und im nächsten Jahr zusätzlich Hunderttau-
sende von Menschen arbeitslos werden? Wäre es nicht 
angemessener, darüber zu reden, 

(Dr. Norbert Blüm, Bundesminister: Doch, 
darüber rede ich!)  

statt darüber Witze zu machen, die mir im übrigen 
gefallen? 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Seien Sie nicht so voreilig; ich bin erst 
bei der Hälfte meiner Redezeit angekommen. Ich 
wollte nur einmal beschreiben, was heute morgen hier 
abgelaufen ist. 

Mehr oder weniger Staat? Wenn ich Sie richtig 
verstehe, wollen Sie immer mehr Staat. Im Grunde soll 
der Schiedsrichter die Tore schießen. 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Richtig!) 

Das ist schon bei dem Spiel des FC Bayern München 
verkehrt gewesen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Ich habe ein anderes Verständnis. 

Frau Matthäus-Maier, könnten Sie mir noch einmal 
Ihre geschätzte Aufmerksamkeit zuwenden? — Wie 
stehen Sie beispielsweise zur Frage einer neuen 
Arbeitszeitordnung? Morgen hat der Bundesrat dar-
über zu entscheiden. Das entscheidet, ob Flexibilisie-
rungsmöglichkeiten gegeben sind oder nicht, nicht 
Ihre Reden. Ich sehe die SPD-Position morgen im 
Bundesrat wie hier: Nein! Damit verhindern Sie 
Beschäftigungschancen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben den Rasenmäher, die Einheitslösungen, 
immer gern. Sie verwechseln den Rasenmäher mit der 
Samenmaschine. Schon wieder eine Verwechslung. 
Wir brauchen Flexibilisierung auch, um den Abstand 
zwischen wirtschaftlichem Aufschwung und Arbeits-
marktbesserung zu verringern. 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Das verstehen 
die nie! — Zuruf der Abg. Anke Fuchs [Köln] 

[SPD]) 

— Ich bin noch nicht am Ende, ich fange erst richtig an , 
Frau Fuchs. 

Bleiben wir beim Arbeitsmarkt. Der Kollege Dreßler 
hat eben gesagt, wir würden nichts tun. Meine Damen 
und Herren, 50 Milliarden DM gibt die Bundesanstalt 
für Arbeitsmarktpolitik aus. Und Herr Dreßler stellt 
sich hin und sagt, das sei nichts. 50 Milliarden — ich 
wiederhole es zum Mitschreiben! Wissen Sie, was das 
für ein Prozentsatz, gemessen an den Ausgaben der 
Bundesanstalt, ist? Rund 50 %. Wissen Sie, wie hoch 
der Prozentsatz 1982 war? 20 %. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Aber die 
Arbeitslosigkeit ist zu hoch!) 

Mein lieber Kollege, Sie können doch nicht erstens 
sagen, wir machten nichts, und zweitens fortfahren, 
das, was wir machten, sei nicht das Ergebnis unserer 
Gesetzgebung. Sie müssen sich schon entscheiden. 

Dann hat der Kollege Dreßler gesagt — ich habe mir 
alles aufgeschrieben —: Keine Fortbildung und 
Umschulung. Wir würden alles zusammenschlagen. 
—15 Milliarden DM für Fortbildung und Umschulung. 
Ist das nichts? Sie können sagen, wir sollten noch mehr 
machen. Ich bin der Meinung, daß in den Bet rieben 
mehr geschehen muß, daß Ausbildung vor Ort, am 
Arbeitsplatz, stattfinden muß, weil das näher an  der 
Praxis ist. Aber unsere Pflicht haben wir erfüllt. 

10 Milliarden DM für Arbeitsbeschaffungspro-
gramme. Man wird sagen, das sei zuwenig. Aber daß 
wir nichts getan hätten, das kann man selbst mit 
bösem Willen nicht sagen. 

Die Förderung des Hauptschulabschlusses sei 
abgeschafft. Lieber Herr Kollege Dreßler, war es nicht 
Ihre Forderung während der letzten Bundestagsde-
batte zu diesem Thema, daß man die Sozialversiche-
rung von sachfremden Aufgaben befreien soll? Seit 
wann ist es denn die Aufgabe der Beitragszahler, der 
Arbeitnehmer und der Handwerksmeister, das Nach-
holen des Hauptschulabschlusses zu finanzieren? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Bun-
desminister, der Abgeordnete Manfred Reimann 
möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Dr. Norbert Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Bitte, obwohl ich so schön in Fahrt 
bin. 

Manfred Reimann (SPD): Herr Minister, es treibt 
einen ja fast vom Stuhl, wenn Sie den Eindruck 
erwecken, als sei es die Regierung, die diese giganti-
sche Leistung von 50 Milliarden DM vollbringt. In 
Wirklichkeit sind es doch die Beiträge der Arbeitneh-
mer, auch der Arbeitgeber, weil es sich um Selbstver-
waltungsorgane handelt. Das heißt, das, womit Sie 
strunzen, zahlen wir alle selbst. Sind nicht auch Sie 
dieser Meinung? 

(Beifall bei der SPD — Friedhelm Ost [CDU/ 
CSU]: Die SPD zaubert das Geld herbei!) 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Nein. Erstens sind es nicht nur die 
Beitragszahler, sondern die Steuerzahler, die diesen 
Beitrag leisten. Denn wir haben einen Bundeszuschuß 
von über 20 Milliarden DM; den haben Sie kurzer-
hand unterschlagen. Zweitens habe ich doch gar nicht 
gesagt: Wir machen das. Aber Sie können uns doch 
nicht wegen des Fehlens von Arbeitsmarktpolitik in 
Nürnberg beschimpfen und anschließend, wenn ich 
Ihnen die Zahlen nenne, sagen: Das ist nicht Ihre 
Sache. Deswegen haben Sie uns doch gerade ange-
griffen. Sie müssen in der Logik Ihrer Argumentation 
bleiben! 

Frau Kollegin Fuchs, noch einmal zum Hauptschul-
abschluß. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie nehmen den 
jungen Menschen die Chancen!) 

— Sagen Sie einmal, warum ist der Herr Schwier, 
Kultusminister in Nordrhein-Westfalen, nicht dafür 
verantwortlich, daß so viele junge Menschen in Nord-
rhein-Westfalen den Hauptschulabschluß nicht schaf-
fen?  

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Diejenigen, die mit dazu beigetragen haben, daß 
unsere Hauptschule verkümmert und daß wir ein 
Gesamtschulsystem haben, das vielen jungen Men-
schen keine Chance gibt, sollen die Zeche zahlen und 
nicht der Beitragszahler. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Wieso sind die Beitragszahler der Lastesel einer 
verfehlten Schulpolitik? Fangen Sie da an! Auf dem 
regulären Weg muß der Hauptschulabschluß ge-
schafft werden und nicht über den Umweg des 
Arbeitsamtes. Dieser ist für Hauptschulen nicht vorge-
sehen. Wir sind nicht der Notnagel, der von den 
Arbeitnehmern und von den Handwerkern bezahlt 
wird. Dafür sind die Steuerzahler zuständig. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Bei der SPD 
ist es der Staat!) 

Ich habe davon gesprochen, daß es darum geht, den 
herkömmlichen Abstand zwischen wirtschaftlichem 
Aufschwung und arbeitsmarktpolitischer Besserung 
zu verringern. Diesen Abstand gab es immer. Jeder 
Tag ist verloren. Deswegen bin ich für befristete 
Arbeitsverträge, die Sie bekämpft haben, weil ich 
glaube, daß man sich in unsicheren Zeiten, bei der 
unsicheren ersten Phase des Aufschwungs, mit Ein-
stellungen erwiesenermaßen zurückhält, da man sich 
über die Dauer des Aufschwungs nicht sicher ist. 
Diese Unsicherheit könnte man mit bef risteten 
Arbeitsverträgen überbrücken, die anschließend in 
unbefristete übergeführt werden. Ich finde, bef ristete 
Arbeit ist noch immer besser als unbefristet arbeits-
los. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich halte von befristeten Arbeitsverträgen mehr als 
davon, Überstunden zu schieben. Darin stimmen wir 
doch hoffentlich überein. Es könnte sein, daß — wie 
immer beim Aufschwung — zunächst einmal Über-
stunden gefahren werden. Deswegen bin ich dafür, 
statt zu reglementieren, Instrumente für Einstellungen 
zu schaffen. Dazu gehört auch die Teilzeitarbeit. 

Lassen Sie mich noch etwas zu dem attackierten 
Sparkurs sagen. Ich gestehe: Auch mir fällt Sparen 
nicht leicht. Nicht daß Sie meinen, das wäre ein 
ungeheurer Lustgewinn. Nur, die Früchte des Sparens 
genießen auch die Rentner und Arbeitnehmer. Daß 
die Preissteigerungsrate zurückgegangen ist, das ist 
auch das Ergebnis einer Konsolidierungspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen: 1 % weniger Inflation ist besser und 
viel gerechter als 2 % Lohnsteigerung, denn der 
Betrüger war und ist immer die Inflation. 

(Friedhelm Ost [CDU/CSU]: Richtig!) 

1 % weniger Kaufkraft durch Preissteigerung 
bedeutet für einen Arbeitslosen mit zwei Kindern in 
einem Jahr einen Verlust von 260 DM. Da wird den 
Leuten ganz geräuschlos Geld weggenommen. Die 
Inflation ist ein verrücktes Sparkonzept, denn es 
beklaut die kleinen Leute, es betrügt sie um ihre 
Kaufkraft. 

Wenn wir eine Stabilitätspolitik betreiben, bekämp-
fen wir die Inflation und helfen wir damit den kleinen 
Leuten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich finde, daß in aller wechselseitigen Kritik unser 
Standort zwei große Vorteile hat. Es gilt, die Stärken 
auszubauen und die Schwächen zu beseitigen. Von 
den Schwächen habe ich gesprochen: Erstarrung 

unserer Arbeitszeitorganisation, verkrustetes Arbeits-
zeitmanagement. 

Zu den Stärken gehört die Qualifikation. Es gibt 
kaum einen Standort auf der Welt mit so qualifizierten 
Arbeitnehmern. Wir sind neben Jap an  das einzige 
Land, in dem die Jugendarbeitslosigkeit niedriger ist 
als die allgemeine Arbeitslosigkeit. Das basiert sicher-
lich auch darauf, daß wir eine hervorragende Lehr-
lingsausbildung haben. Es gilt, dieses duale System 
zu stärken, die Anstrengungen vieler Ausbildungs-
betriebe zu unterstützen, sie auch anzuerkennen, 
auch die Betriebe, die im letzten Jahr mehr ausgebil-
det haben, als sie zur Erfüllung ihres augenblicklichen 
Bedarfs benötigen. Solchen Bet rieben in Ost und West 
gilt es Mut zu machen, statt immer herumzumäkeln 
und alles mieszumachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir brauchen Weiterbildung, auch der älteren 
Arbeitnehmer. Ich halte es für bedenklich, daß bei den 
Weiterbildungsmaßnahmen diejenigen, die über 
50 Jahre alt sind, nur mit einem Anteil von 15 % 
vertreten sind. Das entspricht einem Trend, dem wir 
uns gemeinsam entgegenstellen müssen. Wir müssen 
uns gegen das Abdrängen der älteren Arbeitnehmer 
wenden. Viele Betriebe haben ihre Personalprobleme 
durch Frühverrentung gelöst. Das ist erstens unsozial 
und zweitens unwirtschaftlich. Ich sehe darin gera-
dezu eine kulturelle Gefahr. Einer Gesellschaft, die 
unter einem Jugendtick leidet, die den Jüngeren und 
Gesunden alle Chancen bietet, aber die Älteren 
abdrängt, müssen wir auch durch Qualifikation entge-
gentreten; im übrigen auch durch flexible Altersgren-
zen, die nicht gesetzlich reglementiert werden. 

Den zweiten großen Vorteil unseres Standorts sehe 
ich in der sozialen Partnerschaft. Sie hat gerade in 
diesem Frühjahr ihre Bewährungsprobe bestanden. 
Wo auf der Welt gibt es so kooperative Sozialbezie-
hungen wie in Deutschland? 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wo gibt es soviel Vernunft und Verantwortung, daß 
ohne jeden Arbeitskampf die Arbeitnehmer aus Ein-
sicht und Verantwortung auf Lohnzuwächse verzich-
tet haben? 

Dies ist auch die Stunde, den Tarifpartnern unsere 
Anerkennung für ihre Einsicht und ihre Verantwor-
tung auszusprechen. 

Wir haben also zwei wichtige Standortvorteile. Es 
gilt, mit den Pfunden zu wuchern, die Schwächen 
abzubauen und dem wirtschaftlichen Aufschwung auf 
schnellstmögliche Weise den Aufschwung auf dem 
Arbeitsmarkt folgen zu lassen. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen von der 
Opposition, es ist richtig: Jeder Arbeitslose ist eine 
Herausforderung für den Sozialstaat. Es geht nicht nur 
um Zahlen und Prozentsätze, sondern hinter allem 
verbirgt sich ein Schicksal. Deshalb ist der Wettbe-
werb, den wir in den Diskussionen hier austragen, 
kein Wettbewerb gegen oder für die Arbeitslosen, 
sondern es geht einfach nur darum, welcher Weg der 
bessere ist. Darüber laßt uns streiten, denn Arbeitslo- 
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sigkeit ist eine schwere Beschädigung unseres Sozial-
staats, die wir gemeinsam bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Friedhelm Ost. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Jetzt kommt 
noch mal was Gutes!) 

Friedhelm Ost (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Lieber Herr 
Kollege Dreßler, ich war überrascht über Ihren Immo-
bilismus. Das, was Sie hier als Ergebnis Ihres ökono-
mischen Denkens vorgetragen haben, war sehr sta-
tisch. Ich muß sagen: Diese Staatsgläubigkeit, die 
Ihnen Bundesminister Blüm bereits vorgehalten hat, 
überrascht mich ein wenig. 

Vor allem wird mir angst, wenn ich bedenke, daß 
Sie dann sozusagen an  den Schalthebeln des Staates 
sitzen und Wirtschafts- und Sozialpolitik betreiben. 

(Dr. Theodor Waigel [CDU/CSU]: Nein! 
Nein! Nein! — Siegfried Hornung [CDU/ 

CSU]: Das ist eine Katastrophe!) 

Das ist, glaube ich, ziemlich schlimm. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Gott bewahre 
uns davor!) 

Aber Sie hätten vielleicht vom Wirtschaftsminister 
und vom Finanzminister erfahren können, daß wir 
eben nicht allein auf den Staat setzen. Wir unterstüt-
zen mit staatlichen Rahmenbedingungen die wirt-
schaftliche und die soziale Entwicklung. Aber wir 
setzen auf private Initiative in allen Bereichen, um 
Wachstum zu schaffen, zu investieren, Erträge zu 
erzielen 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Damit nehmen Sie 
Arbeitsplatzverluste bewußt in Kauf, Herr 

Kollege!) 
und rentable, zukunftsträchtige Arbeitsplätze zu 
schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Liebe Frau Kollegin Fuchs, jetzt sage ich Ihnen 
eines: Kaufen Sie in Ihrer Fraktion für das viele Geld, 
das Sie haben, ein paar Bücher von Karl Schiller! 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Der war immer 
dafür, daß man Arbeitslosigkeit bekämpft!) 

Verteilen Sie sie und lesen Sie sie; damit machen Sie 
aktive Fortbildungspolitik in Ihren eigenen Reihen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Ich sage Ihnen eines ganz offen: Daß Sie als SPD in der 
Wirtschaftspolitik und in allen Bereichen den Rück-
wärtsgang einlegen und dann noch nach einem Tem-
polimit schreien, hat in der Tat nichts mit guter 
Wirtschaftspolitik zu tun, nicht einmal mit richtiger 
Verkehrspolitik. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

„Fünf zu eins für den Aufschwung in Deutschland" 
heißt es heute in der „Neuen Zürcher Zeitung" . Herr 
Dreßler kann übrigens nicht einmal bis sechs zählen. 
Er wirft fünf Weise und sechs Forschungsinstitute 

durcheinander. Das zeigt, daß er sich gar nicht ernst-
haft damit beschäftigt. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das ist lächer-
lich! — Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aber Sie 

tun es?) 

„Fünf zu eins für den Aufschwung in Deutschland". — 
Ja, ich lese die Dinge richtig und bewerte sie auch. 

Vielleicht hätten Sie auch einige Kolleginnen und 
Kollegen nach Hannover schicken können. Dann 
hätten Sie nicht nur aus Institutsberichten und For-
schungsberichten sehen, fühlen und spüren können: 
Es geht wirtschaftlich aufwärts. Daß wir im Export 
erfolgreich sind, muß Sie doch freuen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Das will die 
SPD nicht! — Georg Gallus [F.D.P.]: Der 

Aufschwung kommt für die zu früh!) 

Das zeigt, daß wir in vielen Bereichen wettbewerbs-
fähig sind, daß wir aufgeholt haben. Schauen Sie 
einmal in den Bundesbankbericht! Schauen Sie zum 
Statistischen Bundesamt! Schauen Sie in die Firmen-
teile der Zeitungen und lesen Sie wenigstens die 
Überschriften! Da können Sie sehen, wie es aufwärts 
geht. 

(Dr. Uwe Jens [SPD]: In anderen Ländern!) 

— Nein, auch bei uns, lieber Kollege Jens, auch 
natürlich bei uns. — Schauen Sie heute in die FAZ! Die 
hat extra einen Konjunktur-Artikel, damit Sie alle 
Fakten und Daten serviert bekommen. Schauen Sie 
sich das einmal ganz genau an! 

Hier in Westdeutschland geht es wieder aufwärts. 
Wir selber haben nicht nur reagiert, wir haben pro-
phylaktische Wirtschaftspolitik betrieben. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wo denn?) 

Wir haben rechtzeitig Weichen gestellt, damit sich der 
Einbruch nicht verstetigt. Wir haben fünfzehn Monate 
lang eine Schwäche gehabt, eine Rezession. Das 
stimmt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Eine welt-
weite!) 

Aber wir sind aus diesem Tal der Rezession raus. Wir 
sind auf der Bergfahrt. Schauen Sie sich das alles 
richtig an! Sie müssen Fakten und Daten zur Kenntnis 
nehmen 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Schauen Sie auf 
den Arbeitsmarkt, Herr Kollege!) 

und dürfen nicht nur blinde Ideologie betreiben. 
Damit bekommen wir die Wirtschaftspolitik nicht 
nach vorne. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Es ist wirklich falsch, wenn gesagt wird, in Ost-
deutschland gehe es nicht bergauf. Wir haben 
Zuwächse von 7 % bis 8 % . Das ist mir nicht genug; ich 
sage das ganz offen. Aber wir sind auf dem Weg nach 
oben, nach vorne. Das müssen Sie unterstützen, statt 
mit miesepetrigen Reden die Stimmung weiter zu 
verschlechtern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 



19400 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 

Friedhelm Ost 

Nun sage ich auch ganz ehrlich — der Bundesmini-
ster Blüm hat das deutlich gesagt —: Wir haben große 
Erfolge an allen Fronten, in der Finanzpolitik, in der 
Wirtschaftspolitik, in der Geldwertstabilitätspolitik. 

(Adolf Ostertag [SPD]: In der Arbeitsmarkt
-

politik!) 
Frau Kollegin Maier, Sie verstehen das nicht. Wie 

eine Oberlehrerin mäkeln Sie dauernd an irgendwel-
chen Dingen herum. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: „Oberlehrerin" ist 
neu!) 

Das kann kein Mensch draußen mehr ertragen. Wir 
haben eine Preisstabilität, die bald in Richtung einer 
Zwei vor dem Komma geht. Ich denke, diese Preis- 
und Geldwertstabilität ist ein Vorteil für alle: für die 
Wirtschaft, für Arbeitnehmer, für Sparer, für Rentner. 
Sie wollen das nicht. Sie wollen mehr Staat, mehr 
Inflation, mehr Deficit-Spending, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Quatsch!) 
mehr Verschuldung und mehr Steuererhöhung. Dau-
ernd sind Sie dabei. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Ost, der Abgeordnete Professor Jens 
möchte Ihnen gern eine Frage stellen. Sind Sie 
bereit? 

Friedhelm Ost (CDU/CSU): Bitte; immer gerne! 

Dr. Uwe Jens (SPD): Herr Kollege Ost, können Sie 
mir vielleicht zustimmen, daß das, was das Bundes-
wirtschaftsministerium herausgibt, einigermaßen se-
riös ist? Ich habe hier die internationalen Verbrau-
cherpreise im Vergleich und stelle fest, daß wir im 
März eine Preissteigerungsrate von 3,2 % hatten. 
Insgesamt 14 Länder waren deutlich besser als wir. 
Wie können Sie da von einer großen Preisstabilität 
reden? Können Sie mir vielleicht erklären, wie es 
hinhaut, daß wir jetzt 4 Millionen Menschen haben, 
die als Arbeitslose registriert sind, daß 6 Millionen 
einen Arbeitsplatz suchen, daß wir Kapazitäten 
haben, die nicht ausgelastet sind, aber trotzdem die 
Preise bei uns noch urn über 3,2 % steigen? 

Friedhelm Ost (CDU/CSU): Lieber Herr Kollege 
Jens, das erkläre ich Ihnen gerne. Ich habe gesagt, wir 
sind auf dem Wege zu einem höheren Maß an Stabi-
lität. Wir haben administrierte Preise angehoben. Wir 
haben auch — das muß man ehrlich sagen — die 
Mineralölsteuer erhöht. Ohne das hätten wir eine 
Zwei vor dem Komma, wie Sie selber wissen und wie 
Sie sicherlich auch schon im Seminar besprochen 
haben. 

(Zurufe von der SPD) 
— Ich komme gleich noch auf den Arbeitsmarkt, 
warten Sie einen Moment ab. Ich wollte meinen 
Vortrag erst mal so fortführen. 

Ich sage Ihnen auch ganz offen: Wir haben durch die 
Finanzpolitik und durch die Stabilitätspolitik Spiel-
räume für die Bundesbank geschaffen. Sie haben die 
Bundesbank immer wieder wegen der Geldpolitik 
angegriffen. Ich kann das nicht mittragen, weil die 

Bundesbank jeden Spielraum genutzt hat und damit 
auch die Chancen geschaffen hat, Freiräume für 
Zinssenkungen, Kreditzinssenkungen zu nutzen. Ich 
denke, daß Banken und Sparkassen, vor allem Insti-
tute mit öffentlich-rechtlichem Charakter, hier mehr 
Wettbewerb machen sollten. 

Lieber Herr Kollege Hoyer, die Diskussion über den 
Solidaritätszuschlag sollten wir im eigenen Interesse 
bald einstellen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nein, macht wei-
ter!) 

Denn dies hängt von vielen Faktoren ab, Variablen in 
einer Rechnung, die wir alle heute noch nicht sehen 
können. Selbst die interessante Diskussion von Ihrer 
Seite schafft Verwirrung und nach jeder Diskussions-
runde Verwirrung auf höherem Niveau. Deswegen 
sollten wir das einstellen. 

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
der Aufschwung muß gepflegt werden und gestärkt 
werden, und zwar nicht dadurch, daß wir dauernd 
neue psychologische Hagelschauer durch Ihre Pro-
grammdiskussionen erleben, ob Regierungspro-
gramm oder ähnliches. Ihr Kollege Klose ist damit 
auch ganz unzufrieden. Heute morgen hat mich 
gewundert, daß er große Forderungen stellt und 
Hinweise auf Roland-Berger-Analysen und andere 
Dinge bringt. Ich weiß gar nicht, ob Sie sich noch mit 
Betriebsräten über Kernenergie, Luft- und Raumfahrt, 
Gentechnologie, Transrapid und ähnliche Dinge 
unterhalten. 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Hat man Ihnen 
doch aufgeschrieben!) 

Da bekommen Sie die richtigen Antworten. Sprechen 
Sie auch, wie das der Bundesarbeitsminister gemacht 
hat, mit den Betriebsräten in den Automobilfabriken! 
Die können Ihre Tempolimitdiskussion doch über-
haupt nicht mehr verstehen, zu einem Zeitpunkt, da 
die Automobilindustrie wieder nach vorne rollt. Stel-
len Sie dieses Gerede ein; es wirkt auch psychologisch 
wie eine Heuschreckenplage in einem frisch aufblü-
henden Feld. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Lieber Herr Kollege Jens, nun komme ich zu den 
Arbeitsplätzen. Wir haben 35 Millionen Beschäftigte, 
Gott sei Dank. Ich denke, das wichtigste Signal auch 
der Forschungsinstitute, der Bundesbank, der Kon-
junkturanalysen an diese 35 Millionen ist: Eure 
Arbeitsplätze sind sicherer geworden, sie werden 
sicherer mit einem weiteren Aufschwung. Dies ist ein 
ganz wichtiges Signal. Wir müssen überlegen — es ist 
doch wirklich absurd, was der Kollege Dreßler sagt —, 
wie man mit einer aktiven Arbeitsmarktpolitik 
Arbeitsplätze schaffen kann, aber dies kann doch nur 
ein kleiner Behelfsweg sein. Der wichtigste Weg ist, 
daß wir mittlere und kleinere Unternehmer ermuti-
gen, zu Zigtausenden neue Existenzen zu gründen, 
neue Arbeitsplätze zu schaffen, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

vorhandene Arbeitsplätze zu sichern, Neueinstellun-
gen vorzunehmen. Das schaffe ich nicht mit immer 
neuen Belastungen, mit Steuererhöhungen und ähn- 
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lichem, sondern mit Entlastung an allen Fronten. 
Kostenentlastung bedeutet z. B. Entlastung der 
Kosten im Lohnbereich. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Aber davon 
träumen die Sozialisten immer noch!) 

Da kann ich nur sagen: Was hier von einigen Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbänden in diesem Jahr 
geleistet worden ist, ist beispielhaft. Es darf nicht auf 
dieses Jahr begrenzt bleiben, sondern muß mit unse-
rer Hilfe, mit Investivlohn und ähnlichen Dingen 
fortgesetzt werden. Das war das größte Signal an die 
heimische Wirtschaft und an die ausländische Wirt-
schaft. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Es geht auch um Kosten in anderen Bereichen, 

Kosten, die anfallen, weil wir immer zu hohe Ansprü-
che an den Staat stellen oder solche Ansprüche 
aufnehmen und durchsetzen wollen. Wir brauchen 
Entlastung an allen Fronten. Ich denke, wenn Sie das 
Erste und das Zweite Steueränderungsgesetz und das 
Standortsicherungsgesetz genau studieren, werden 
Sie feststellen, daß Bundesregierung und Koalition 
wichtige Weichenstellungen vorgenommen haben. 

Hugo Müller-Vogg, einer der Herausgeber der 
F.A.Z., hat ein Buch geschrieben— ich rate a llen, es zu 
lesen —: „Deutschland, deine Stärken". Wir haben 
wieder an  Stärke gewonnen. Wir sind noch nicht 
überall stark, aber wir haben die Ch ance, die 
Zukunftsperspektiven gut zu gestalten, die konjunk-
turellen Impulse aufzunehmen, um so auch in einem 
Aufschwung die strukturellen Probleme, die Schwie-
rigkeiten besser zu lösen. 

Vielen herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Als näch-
stem erteile ich dem Abgeordneten Ortwin Lowack 
das Wort. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Die Bundesregierung erinnert mich an  die End-
zeit des SED-Regimes: Man belügt sich nur noch 
und schließt vor den Problemen die Augen; einige 
wiegen sich noch in trügerischer Sicherheit. 

So sagte es mir vor wenigen Tagen ein Mann in 
Leipzig wörtlich. Ich glaube aber, das könnte in jeder 
x-beliebigen Stadt in Westdeutschland genauso 
gesagt werden. Das ist in der Zwischenzeit in weiten 
Bereichen der Bevölkerung einhellige Meinung, ein 
überraschender Aspekt der deutschen Einheit. 

Es ist auch wirk lich imponierend, mit welcher 
Unverfrorenheit die Bundesregierung künstlich Opti-
mismus erzeugt, um, weil sie sonst keine anderen 
Möglichkeiten findet, die Wirtschaft anzukurbeln und 
zu neuen Investitionen zu veranlassen. Dieser künst-
liche Höhenflug wird für beide nur von kurzer Dauer 
sein. 

Die Arbeitslosigkeit bleibt nicht nur, sie geht weiter 
nach oben. Die Kaufkraft wird damit mit Sicherheit 
auch nicht zunehmen; sie wird abnehmen. Die Struk-
turkrise bleibt. Sie ist zwischenzeitlich weit weniger 

eine betriebswirtschaftliche oder volkswirtschaftli-
che, sondern vor allen Dingen eine politische struktu-
relle Krise. Wer das übersieht, wird überhaupt nicht 
die richtigen Mittel und Antworten finden. 

Die Politik findet keine Mittel gegen den hohen 
Staatsanteil, für den ausschließlich sie die Verantwor-
tung trägt. Im Gegenteil, der Staatsanteil nimmt zu 
und liegt heute bei über 54 %. 

Die Politik findet kein Mittel für die dringend 
notwendigen Steuersenkungen. Im Gegenteil, die 
Steuer- und Abgabenlast nimmt zu, und der Solidari-
tätszuschlag ist ja nichts anderes als ein semantischer 
Betrug an  den Bürgern. 

Die Politik findet kein Mittel für die dringend 
notwendige Sparsamkeit. Im Gegenteil, die hohen 
Schulden nehmen überproportional zu. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, nahezu 100 % der 
privaten Ersparnisse in Deutschland werden bereits 
verwendet, um die Zinsen aus den Schulden der 
öffentlichen Hand zu bezahlen. Dieses Geld fehlt für 
die notwendigen Investitionen. 

Die Politik findet kein Mittel gegen Unternehmens-
zusammenbrüche. Im Gegenteil, die Zahl der Pleiten 
nimmt dramatisch zu. Wir haben Hochkonjunktur bei 
den Unternehmenszusammenbrüchen. Ich frage den 
Bundesfinanzminister, warum er, wenn es um die 
Frage der Sparsamkeit geht, erst jetzt darauf kommt, 
für Deutschland auch nur die Beiträge zur Europäi-
schen Gemeinschaft einzufordern, die unserer Wirt-
schaftskraft entsprechen, und warum er das nicht 
bereits vor zwei oder drei Jahren getan hat. Allein die 
Ersparnisse hieraus würden jede Steueranhebung 
zum 1. Januar 1995 überflüssig machen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren hier im 
Kollegium, Sie verbrauchen für Ihre Fraktionen und 
Gruppen in diesem Jahr an die 100 Millionen DM. 
Auch das ist kein Investitionsgeld. Auch das ist eine 
Belastung durch öffentliche Haushalte und dient nicht 
dem Investitionsklima. Ich freue mich, daß ich mit 
0,0 DM das nicht brauche. Es erzieht zu einer eminen-
ten Selbständigkeit im Denken und ist vielleicht 
allgemein empfehlenswert. 

Die Politik greift den für eine gesunde wirtschaftli-
che Struktur so wichtigen Mittelstand an, indem sie 
die Abschreibungsbedingungen schon verschlechtert 
hat. Sie hat sich entschieden, in erster Linie die zu 
begünstigen, die zu der Klientel der Großverdiener 
gehören. Die Bereiche der Selbständigen, der Ärzte, 
Zahnärzte, Apotheker, Rechtsanwälte, aber auch 
unsere Bauern, unser gesamter ländlicher Bereich, 
werden von der Politik systematisch diffamiert. 

Ich frage Sie: Wer soll denn eigentlich der Motor der 
positiven wirtschaftlichen Entwicklung in Deutsch-
land sein? Wer ist denn eigentlich der Adressat der 
Appelle, die von hier immer wieder in das L and 
hinausgehen? 

Nein, wir brauchen eine völlig neue Politik in und 
für Deutschland. Wir brauchen freie Bürger, die nicht 
an allen Ecken und Enden gegängelt, schikaniert, mit 
Abgaben und Steuern ausgebeutet und bürokratisiert 
werden. Wir brauchen eine Gemeinschaft, eine wirk-
liche Union leistungs- und verantwortungsbewußter 
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Bürger, kein System sich gegenseitig Knüppel zwi-
schen die Beine werfender politischer Spielwiesen-
betreiber. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
brauchen Deutschland, unser Land, als Motivation. 
Wir müssen weltweit einen Spitzenplatz einnehmen 
wollen. Wer dies leugnet oder gar noch mit Hysterie 
darauf reagiert, lügt sich in die Tasche und bereitet ein 
langes Fiasko in der deutschen wirtschaftlichen Ent-
wicklung vor. 

Nicht der Erhalt einer Bundesregierung und zahllo-
ser Posten und Pöstchen kann im Mittelpunkt der 
Politik stehen. Im Mittelpunkt steht das Leben von 
Millionen von Menschen, die draußen einen alltägli-
chen, immer schwierigeren Kampf führen müssen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Dr. Peter Ramsauer das 
Wort . 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Es 
macht wirklich Spaß, am Ende einer solch langen 
Debatte nachzutarocken und aufzuräumen. Ich 
möchte mit zwei Bemerkungen beginnen, und zwar 
erstens mit einem herzlichen Dank an den Bundes-
wirtschaftsminister und auch an den Kollegen Ost, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das muß doch 
nicht sein!) 

daß die beiden in so bewundernswerter Art und Weise 
den Kollegen Gysi und Reimann eine lange, gedul-
dige Einführung in die Grundlagen unseres Wirt-
schafts-, Steuer- und Sozialrechts gegeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Zweitens zum Kollegen Dreßler von der SPD, der 

mich übrigens gebeten hat, ihn zu entschuldigen; er 
mußte weg. Wenn man  anhört, was er steuerpolitisch 
vorschlägt, dann kommen einem fast die Tränen. Man 
muß sich auch in Erinnerung rufen, was die SPD zum 
Thema Solidarzuschlag vorschlägt. Sowenig ein 
Hund eine Wurst bewachen kann, könnte die SPD 
dem Versuch widerstehen, diesen zehnprozentigen 
Solidarzuschlag so schnell wie möglich in die Ta rife 
einzubauen und das dann nicht mehr Solidarzuschlag 
zu nennen, sondern ganz einfach den Spitzensteuer-
satz auf 56 % oder 60 % zu setzen, wie sie es ja schon 
einmal getan hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf bei der 
SPD: Es gibt gut dressierte Hunde!) 

Nun zum eigentlichen Thema, meine Damen und 
Herren. Ich kann überhaupt nicht verstehen, warum 
die SPD-Fraktion die Rede ihres Vorsitzenden Klose 
so lange bejubelt hat. Dieser Jubel paßt überhaupt 
nicht zu der Miesmacherei, die die Opposition und vor 
allen Dingen die SPD heute vormittag verbreitet hat. 
Wenn man sich die ersten Reaktionen und Stellung-
nahmen, vor allen Dingen von SPD-Seite zum Früh-
jahrsgutachten der Wirtschaftsinstitute ansieht, kann 
man nur zu dem Schluß kommen, daß diese in der Tat 
positive wirtschaftliche Entwicklung hinten und vorne 
nicht in das Wahlkampfkonzept der SPD paßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So beklagt beispielsweise Oskar Lafontaine, daß der 
begonnene Aufschwung „kein richtiger Aufschwung 
für alle" sei, und er wirft der Bundesregierung eine 
weiterhin unzureichende Wirtschafts- und Finanzpo-
litik vor, die den Beschäftigungsabbau und steigende 
Massenarbeitslosigkeit untätig hinnehme. 

Meine Damen und Herren, wer sich hier in Bonn 
einigermaßen auskennt, kann so etwas nicht ernst 
nehmen. Ich gehe auch davon aus, daß die Öffentlich-
keit in Deutschland und darüber hinaus dies nicht 
ernst nimmt. Herr Lafontaine und viele von Ihnen, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der SPD, 
tun ja geradezu so, als herrsche in Deutschl and 
Jammer, Not und Elend. 

(Siegfried Ho rnung [CDU/CSU]: In einigen 
SPD-regierten Ländern stimmt das! — 

Lachen bei der SPD) 
— In diesen Ländern mag das zum Teil zutreffen, 
lieber Herr Kollege Ho rnung. Aber es paßt ganz und 
gar nicht zu den vielen Meldungen aus vielen Br an

-chen. Ich nenne beispielsweise nur die Reisebranche, 
die für heuer historische Rekordbuchungen, vor allen 
Dingen bei den weiten Auslandsflugreisen, meldet. Je 
weiter die Auslandsflugreise, desto ausgebuchter, 
sagen die Reiseexperten. Das ist die Wirklichkeit in 
Deutschland, meine Damen und Herren. Deswegen 
muß ich sagen, daß Sie von der SPD ein übles Spiel mit 
Menschen, Arbeitsplätzen und Investitionen betrei-
ben, die einer zivilisierten Nation und einer Politik, 
wie sie hier betrieben werden soll, nicht würdig ist. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Herr Kollege, was 
Sie da bieten, ist nicht mal Wahlkampfni-

veau!) 
Ich appelliere an Sie, meine Damen und Herren von 

der Opposition, und an Ihre wissenschaftlichen Was-
serträger, die jetzige unzweifelhaft positive Konjunk-
turentwicklung nicht aus kurzfristigen Wahlkampfer-
wägungen heraus kaputtzureden. Sie wissen genau, 
daß wirtschaftliche Entwicklung und Stimmung zu 
einem großen Teil psychologisch angelegt sind. Wer 
die Lage wider besseres Wissen schlechter redet, als 
sie ist, der macht sich als Investitionsschreck schuldig. 
Da denke ich gerade an eine Rede wie die des 
Kollegen Dreßler oder an Reden Ihrer Ländermini-
ster. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der 
SPD, es wird Ihnen in den kommenden Monaten 
ohnehin immer schwerer fallen, die Lage in Deutsch-
land mieszureden, auch wenn Sie dieses für Ihren 
Wahlkampf gerne so haben möchten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
— Der Herr Kollege Professor Jens hat eine Zwischen-
frage. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Bitte 
sehr! 

Dr. Uwe Jens (SPD): Herr Kollege Ramsauer, könn-
ten wir uns vielleicht darauf einigen: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mach lieber ein 
Kompliment; das ist angebracht!) 
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Wir bemühen uns, die Situation so zu schildern, wie sie 
ist. Mir persönlich liegt überhaupt nichts daran, alles 
mieszureden. Könnten Sie dem zustimmen? Aber Sie 
sollten sich darum bemühen, die Situation nicht 
schönzureden. Das ergibt überhaupt keinen Sinn. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das tut er doch nicht!) 

Und können Sie mir vielleicht sagen, was Sie ganz 
konkret für die 6 Millionen Menschen, die in diesem 
Land einen Arbeitsplatz suchen, tun? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Kollege Pro-
fessor Jens, ich schätze Ihre Kompetenz im Wirt-
schaftsausschuß des Bundestages außerordentlich. 
Denn man hat nicht alle Tage einen ordentlichen 
Wirtschaftsprofessor in einem Bundestagsausschuß. 
Aber wo Sie schiefliegen, da liegen Sie schief, Herr 
Kollege Jens. Sie kommen auch hin und wieder ins 
Ausland. Das Ausland lacht langsam über dieses 
weinerliche Oppositionsgehabe. Während beispiels-
weise die Japaner mit Quantensprüngen darangehen, 
ihre eigene Strukturkrise zu überwinden, machen 
Leute wie Sie klein in klein, 

(Zurufe von der SPD: Frage beantworten!) 
nicht Sie persönlich, Herr Professor Jens, aber Ihre 
Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Auch der 
Abgeordnete Hinsken sollte Gelegenheit haben, sei-
nem Freund Ramsauer eine Frage zu stellen. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Sehr gern; noch 
viel lieber. 

Ernst Hinsken (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. Ram-
sauer, wären Sie bereit, dem Kollegen Professor Jens 
unser 30-Punkte-Aktionsprogramm zur Verfügung 
zu stellen, damit er sich einlesen kann, wie wir 
ansetzen wollen, um die Wirtschaft noch mehr in Fluß 
zu bringen, als sie momentan ist. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Dreiecks-
fragen lasse ich nicht zu. Herr Dr. Ramsauer, fahren 
Sie fort. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Herr Präsident, ich 
fahre fort. Aber die Fragen sind nun einmal so gestellt, 
und ich greife die Anregung des Kollegen Hinsken 
gern auf, Ihnen dieses Programm noch einmal zur 
Verfügung zu stellen. Darin stehen die wichtigen 
Schritte, die wir zum Teil gerade umsetzen. Und daß 
die Richtung so richtig ist, zeigen die Daten, die uns 
vorgestern vorgelegt worden sind. 

Die Erholung nach einem so langen Tal geht nicht 
von heute auf morgen, und daß dies heuer noch hohe 
Arbeitslosigkeit zurückläßt, ist ganz klar. Jeder Wirt-
schaftskundige weiß, daß nach einem so langen Tal, 
nach einer solchen Krise erst einmal die nicht ausge-
schöpften Ressourcen voll ausgefahren werden. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Also bleiben die 
Menschen arbeitslos?) 

Bei den maschinellen Ressourcen und bei den perso-
nellen Reserven wird zuerst ausgefahren, und erst 
dann wird zusätzlich eingestellt. So, glaube ich, ver-
stehen wir beide uns auch, Herr Jens und ich, als 
wirtschaftskundige Leute. 

Meine Damen und Herren, bei der Beurteilung der 
gesamten konjunkturellen Lage dürfen wir auch nicht 
so tun, als hätte sich in Europa in den letzten fünf 
Jahren nichts verändert. Wir merken heute erst, welch 
wirtschaftlicher Schutzzaun der Eiserne Vorhang, der 
Gott sei Dank gefallen ist, gewissermaßen war, weil 
Investitionen und Arbeitsplätze nicht in osteuropäi-
sche Länder abwandern konnten. Seit der Öffnung 
nach Osten, die wir alle begrüßen, ist das nun der Fall. 
Die Investitionen und die Arbeitsplätze, die in den 
vergangenen fünf Jahren abgewandert sind, kommen 
natürlich auch bei einem Konjunkturaufschwung 
nicht sofort zurück, sondern es bedarf langer Anstren-
gungen, bis auf den vielen, vielen Feldern, wo in den 
letzten Jahren und Jahrzehnten Fehlentwicklungen 
eingetreten sind, die schmerzhaften Korrekturen zu 
vollziehen sind: im Bereich der Steuerpolitik, im 
Bereich der Bürokratie, im Bereich von vielen, vielen 
Belastungen für die Wirtschaft, gerade für die mittel-
ständische Wirtschaft, die so nicht hingenommen 
werden können. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Von welcher 
Regierung sprechen Sie jetzt?) 

Sehen Sie sich einmal an , Frau Kollegin Fuchs, was 
beispielsweise aus dem SPD-beherrschten Bundesrat 
alles an Folter- und Marterinstrumenten für die Wirt-
schaft vorgeschlagen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Da haben wir als Regierungspartei alle Hände voll zu 
tun, um das abzuwehren. 

Lassen Sie mich einen letzten Punkt nennen, der 
heute zu kurz gekommen ist. Wir können als Koali-
tionsparteien wirklich stolz darauf sein, daß unsere 
solide Finanzpolitik und unsere Konsolidierungspoli-
tik jetzt auch die Inflationsrate unglaublich stark nach 
unten drücken. Sie liegt jetzt bei 3 %. Die Wirtschafts-
forscher sagen uns für das zweite Halbjahr 2 % voraus 
und sind der Meinung, daß die Inflationsrate im 
kommenden Jahr noch weiter sinkt. 

Gegen etwas habe ich starke Bedenken, daß näm-
lich diese positiven Entwicklungen bei uns als Staats-
geheimnis gehütet werden. Über solche guten Nach-
richten sollte man reden. 

(Dr. Wolfgang Mischnick [F.D.P.]: Sehr rich
-tig!)  

Man kann nicht oft genug darüber reden, damit den 
Sparern in Deutschland, den Konsumenten und auch 
denjenigen, die investieren wollen, Sicherheit und 
Vertrauen gegeben werden. Deshalb haben wir über-
haupt keinen Anlaß, Trübsal zu blasen, mies und mies 
zu machen und in klein-klein zu machen, wie das von 
Oppositionsseite heute passiert ist. Vielmehr können 
wir sicher davon ausgehen, daß wir auf einem hervor-
ragenden und erfolgversprechenden Weg nach oben 
sind. 
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Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, damit sind wir am Ende der 
Aussprache zu diesem Tagesordnungspunkt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

— Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Erleichterung der Ein-
bürgerung und Hinnahme der Doppel-
staatsangehörigkeit 
— Drucksache 12/4533 — 
(Erste Beratung 155. Sitzung) 

— Zweite und dritte Beratung des vom Bun-
desrat eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung und Ergänzung des 
Staatsangehörigkeitsrechts 
— Drucksache 12/5684 — 
(Erste Beratung 189. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 12/7318 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Meinrad Belle 
Cornelia Schmalz-Jacobsen 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 

Zu diesem Gesetzentwurf der SPD liegt Ihnen ein 
Entschließungsantrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vor. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen eine Debattenzeit von 
einer Stunde vor. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Das ist offensichtlich der Fall. 

Wir können die Aussprache eröffnen. Ich erteile 
zunächst einmal der Abgeordneten Frau Dr. Cornelie 
Sonntag das Wort. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine Herren und Damen! Die erste Lesung 
dieses Gesetzentwurfes liegt jetzt genau ein Jahr 
zurück. Ich finde, für ein so konkretes, überschauba-
res und einleuchtendes Vorhaben ist das eine lange 
Zeitspanne. Das Parlament hätte zu dieser Reform 
längst ja sagen können, 

(Beifall bei der SPD) 

denn sie ist überfällig, sie ist notwendig, und sie findet 
auch bei der Mehrheit der Bevölkerung Beifall. Das 
weiß ich aus vielen Resolutionen, aus Briefen, aus 
Unterschriftensammlungen und Gesprächen. Ich 
kenne auch das geheime Kopfnicken hinein bis in die 
Reihen der Koalition. 

Wir sind geduldige Leute, und das Warten auf eine 
bessere Einsicht war uns die Sache wert. Sie, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, haben sich im Innenaus-
schuß über Monate hinweg mit gewundenen Erklä-
rungen geziert. Aber nun muß Schluß sein. Denn eine 
vorwärtsgerichtete Ausländerpolitik verträgt keinen 

Kriechgang, sondern verlangt einen deutlichen 
Schritt nach vorn. 

(Beifall bei der SPD) 

Außerdem: Die interessierten Bürger wollen nun Klar-
heit. Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen der 
Koalition, müssen deswegen Flagge zeigen. 

Unsere Forderungen sind im übrigen dringlich und 
aktuell wie eh und je. Wir wollen für die hier lebenden 
Ausländerinnen und Ausländer die Einbürgerung von 
bürokratischen und psychischen Hemmnissen be-
freien. Wir wollen den Anspruch auf Einbürgerung 
nach acht Jahren, für Ehepartner von Deutschen 
erheblich früher. Wir wollen die Möglichkeit im Rah-
men der Ermessensentscheidung ab fünf Jahren Auf-
enthalt. Mehrstaatigkeit kann hingenommen werden. 
Wir wollen weiterhin für die Angehörigen der dritten 
Ausländergeneration den Erwerb der Staatsangehö-
rigkeit durch die Geburt. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates, den wir heute 
ebenfalls beraten, ist nicht deckungsgleich mit unse-
ren Vorstellungen. Aber er zielt in dieselbe Richtung, 
und er hat unserem Anliegen Schubkraft gegeben. 

Allerdings muß ich nun auf ein Kuriosum hinweisen: 
Diese Bundesratsinitiative entspricht wortwörtlich 
den Vorschlägen der Ausländerbeauftragten der 
Bundesregierung. 

(Gerd Andres [SPD]: Wie das wohl kommt!) 

— Das kommt so: Die Länder mußten praktisch in die 
Rolle der Hebamme schlüpfen, um diesem Vorhaben 
auf die parlamentarischen Sprünge zu helfen. Denn 
leider haben die Kollegen der F.D.P.-Bundestagsfrak-
tion weder die Kraft noch die Eigenständigkeit, den 
Koalitionspartner zu einer Zustimmung für ein Vorha-
ben zu bringen, das sie politisch wollen. Offensichtlich 
sehen Sie, liebe Kollegen aus dem liberalen Lager, das 
Konfliktpotential nach dem langen Tauziehen um die 
Pflegeversicherung ausgeschöpft. Ein Streit wird 
nicht mehr riskiert. Also spitzen Sie nur noch die 
Lippen, aber gepfiffen wird nicht mehr. 

Deswegen geben wir auch nichts mehr auf die 
Beteuerungen, die wir noch am zurückliegenden 
Wochenende etwa vom Vorsitzenden Kinkel hören 
und nachlesen konnten, daß nämlich die F.D.P. nun 
endlich bei der CDU mit allem Nachdruck auf eine 
liberale Einwanderungspolitik und die Zulassung der 
doppelten Staatsbürgerschaft dringen wird. Sie ver-
künden verbal den aufrechten Gang und üben sich 
dann aus Koalitionsräson im Kniebeugen. So geht es 
nicht weiter. Die bei uns lebenden Einwanderer 
müssen das büßen. Ich finde, das ist ein armseliges 
Schauspiel. 

(Beifall bei der SPD) 

Niemand von uns behauptet, daß mit unserer 
Gesetzreform Gewalttätern und Brandstiftern das 
Handwerk gelegt wird. Wer Ausländer beschimpfen, 
schlagen oder ermorden will, der läßt sich nicht 
dadurch beeindrucken, daß die Opfer vielleicht deut-
sche Pässe haben. 

Aber es geht uns ja um etwas anderes: Es geht um 
gegenseitige Anerkennung, partnerschaftliches Zu-
sammenleben von Menschen unterschiedlicher Her- 
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kunft. Die eingewanderten Bürgerinnen und Bürger, 
die hier seit langem ansässig sind, sollen sich heimisch 
und anerkannt fühlen, nicht nur als Steuerzahler, als 
Lückenfüller auf dem Arbeitsmarkt, als Absicherer 
von Renten, sondern eben als Partner, die an  der 
politischen und gesellschaftlichen Willensbildung voll 
teilhaben können. 

Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen aus der CDU/ 
CSU, unterliegen einem fundamentalen Irrtum; denn 
Sie werten es als Zeichen mangelnder Identifizierung 
mit unserem Land, wenn Migr anten nicht ohne wei-
teres bereit sind, auf ihre bisherige Staatsangehörig-
keit zu verzichten. Aber Sie wissen doch ganz genau, 
daß mit einem solchen Verzicht in vielen Fällen 
erhebliche rechtliche und materielle Nachteile ver-
bunden sind. Außerdem fühlen sich viele — obwohl 
sie in der Bundesrepublik längst fest verwurzelt 
sind — mit ihrem Herkunftsland weiter verbunden. 
Sie wollen den Kontakt zu Familie und Freunden 
erhalten, wollen ihre kulturellen und mitmenschli-
chen Bindungen wahren. Was eigentlich ist so 
schlecht daran? 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Dazu brau

-

chen wir doch keine Doppelstaatsangehörig

-

keit!) 

Wir jedenfalls verlangen nicht, daß sie alle Brücken 
hinter sich abreißen. Für uns setzt der Anspruch auf 
Einbürgerung nicht die Meisterprüfung in deutscher 
Wesensart voraus. Darum geht es! 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Wolfgang 
Lüder [F.D.P.]) 

Gerade die Chance, alle Rechte und Pflichten so 
selbstverständlich wahrzunehmen wie ihre deutschen 
Kollegen und Freunde, hilft den Einwanderern auf 
dem Weg zur Integra tion. 

Und Integration, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
soll eben kein mühsames Hürdenrennen bis zum 
bitteren Ende sein, sondern ein Prozeß, bei dem auch 
wir den ausländischen Bürgern ein Stück entgegen-
kommen können. 

Im übrigen, drei Jahrzehnte Einwanderung nach 
Deutschland sind nicht mehr umkehrbar. Manches, 
was unser Gesetzentwurf vorsieht, vollzieht schlicht 
die Lebenswirklichkeit nach; denn in vielen Fällen 
wird schon jetzt etwa Mehrstaatigkeit hingenommen, 
ohne daß unser Staatswesen in seinen Grundfesten 
wankt. Ich erinnere da an die Kinder aus binationalen 
Ehen, ich erinnere an den Status der Aussiedler, bei 
denen die ausländische Staatsangehörigkeit in der 
Regel fortbesteht, und ich erinnere daran, daß in 
einem Viertel der Ermessenseinbürgerungen Mehr-
staatigkeit akzeptiert wird. 

Und noch etwas, liebe Kolleginnen und Kollegen. In 
diesem Jahr dürfen bekanntlich Unionsbürger erst-
mals bei der Europawahl am 12. Juni zu den Urnen. 
Demnächst kommt für sie die Teilnahme an der 
Kommunalwahl dazu. Es geht deshalb nicht an, daß 
andere Migranten, die seit langem hier leben, von 
dieser Chance ausgegrenzt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht auch nicht, daß der größten Gruppe unter 
den Migranten in Deutschland — und das sind die 

Türken — auf Dauer wichtige Rechte vorenthalten 
werden. Wir wollen keine Ausländer zweiter und 
dritter Klasse! 

(Beifall bei der SPD) 

In die Mottenkiste althergebrachter Einwände 
gehört der Hinweis auf das inte rnationale Abkommen 
vom 6. Mai 1963 über die Verringerung der Mehrstaa-
tigkeit. Das nämlich verpflichtet nur den Vertrags-
staat, der einen Bürger aus der Staatsangehörigkeit 
entläßt, nicht aber den, der ihn einbürgern soll. Und 
was ist nun? Wir Deutschen wetteifern mit Österreich 
und Luxemburg um eine besonders restriktive Praxis. 
Unsere übrigen europäischen Partner sind da viel 
großzügiger. 

Im übrigen hat beim Hearing zu unserem Gesetz-
entwurf im vergangenen September keiner der 
Experten ernsthafte völkerrechtliche Bedenken geäu-
ßert. 

Vergessen Sie auch das Märchen von der sogenann-
ten Rosinentour! Die Loyalität, die Rechte und Pflich-
ten hat man nämlich gegenüber dem L and zu üben, in 
dem man seinen Hauptaufenthalt hat. Da gibt es kein 
Herauspicken nach Gusto und Vorteil. 

Kürzlich, meine Damen und Herren, haben einige 
von Ihnen aus der CDU/CSU — ich denke da etwa an 

 Peter Hintze — unsere Vorschläge in diesem Gesetz 
als Bedrohung der inneren Sicherheit diffamiert. 

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

Meine Kollegen und Kolleginnen, die These, kurdi-
sche Aktivisten würden die Zulassung von Mehrstaa-
tigkeit als Ermunterung nehmen, ihre handfesten 
Interessen auf deutschem Boden zu vertreten, ist 
einfach abstrus. Sie wissen doch, daß unser Gesetz-
entwurf durchaus die Möglichkeiten zur Einbürge-
rung mit der Frage nach Straffälligkeit verknüpft, und 
Sie wissen auch, daß wirklich militante PKK-Anhän-
ger sich einen feuchten Kehricht darum kümmern, 
welchen eigenen bürgerlichen Status sie haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen geht man die Lösung der Kurdenpro-
blematik anders an. Man geht sie eher dadurch an, 
daß man  über Waffenlieferungsstops nachdenkt und 
auf unseren NATO-Partner Einfluß nimmt, endlich die 
Menschenrechte dort voll zu wahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Abwegig, meine Damen und Herren, ist im übrigen 
auch Ihr Schielen auf bilaterale Verhandlungen mit 
der Türkei mit dem Ziel, rechtliche Nachteile für 
ehemalige Landsleute abzuschaffen. Ich finde, das ist 
durchaus ein sinnvolles Ziel. Aber wie wir Deutschen 
unser Staatsangehörigkeitsrecht gestalten, ist keine 
Sache gegenseitiger Vereinbarungen, sondern unsere 
ureigene souveräne Angelegenheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der 
Abg. Cornelia Schmalz-Jacobsen [F.D.P.]) 

Das Schlimme ist ja nun: Ihnen ist momentan kein 
Argument zu fadenscheinig, kein populistischer 
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Schachzug zu billig, um ja kein ausländerfreundliches 
Signal zu setzen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Punktsiege am Stammtisch sind Ihnen wichtiger. Das 
müssen wir Ihnen vorhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn es dazu noch eines Beweises bedurft hätte, 
dann war es die Methode, wie sich die CDU/CSU-
Fraktion und die noch amtierende Bundesregierung 
aus einem wichtigen Versprechen für die laufende 
Legislaturperiode herausgemogelt haben. Denn nach 
einer langen Hängepartie haben Sie nun die verbind-
lich zugesagte umfassende Reform des Staatsangehö-
rigkeitsrechts endgültig auf Eis gelegt und bis nach 
der Wahl verschoben. 

(Wolfgang Zeitlmann [CDU/CSU]: Die Vor

-

lage!) 

— Herr Zeitlmann, ich darf Ihrem Gedächtnis auf die 
Sprünge helfen. 

Erstens. Diese Reform ist bei den Koalitionsverein-
barungen im Dezember 1990 verbindlich zugesagt 
worden. 

Zweitens. Auch der Parteienkompromiß vom 6. De-
zember 1992 zum Asylrecht sagt ausdrücklich — ich 
zitiere —: „Die Einbürgerung von Ausländern soll 
gegenüber der bestehenden Rechtslage weiter 
erleichtert werden. " 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Die F.D.P. ist 
eingeknickt!) 

Drittens. Beredt engagierte sich der Kanzler, der zur 
Zeit noch aus Ihren Reihen, von der Union, gestellt 
wird, am 16. Juni 1993 in diesem Sinne. Ich zitiere aus 
der Regierungserklärung „Aktuelle Lage der deutsch-
türkischen Beziehungen, Bekämpfung von Gewalt 
und Extremismus sowie Maßnahmen für eine verbes-
serte Integra tion der Ausländer in  Deutschland". 

 Damals sagte Helmut Kohl — hören Sie bitte 
hin —: 

Unser Staatsangehörigkeitsrecht ist jetzt 80 Jahre 
alt. Ich denke, wir sind gemeinsam der Auffas-
sung, daß es jetzt notwendig ist, daß wir die 
Regelungen des geltenden Rechts überprüfen. 

(Beifall des Abg. Dieter Wiefelspütz [SPD]) 

Er sagte weiter: 

Wir wollen weitere Regelungen schnell treffen. 
Das heißt, wir wollen sie noch in dieser Legisla-
turperiode verabschieden. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Wo er recht hat, 
hat er recht!) 

Das war des Kanzlers Rede einst, noch unter dem 
Schock der Schreckenstat von Solingen. Was ist jetzt? 
Verflogen die guten Vorsätze, beiseite gefegt der 
Wille, zur besseren Integra tion von Ausländern kon-
kret etwas beizutragen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Bedauerlich!) 

Sie haben nicht nur die Erwartungen vieler Betroffe

-

ner bitter enttäuscht, sondern auch frei nach dem 
Motto „Was schert mich mein Geschwätz von 

gestern?" einen weiteren Wortbruch geliefert. Knapp 
ein halbes Jahr vor der Bundestagswahl stehen Sie 
offenbar unter dem Zwang, sich vor dem rechten Rand 
der Wählerschichten zu verbeugen. Das ist die Wahr-
heit, und das werden wir nicht nur heute laut und 
deutlich sagen. 

(Beifall bei der SPD) 
Sie, Herr Marschewski, haben uns kürzlich wissen 

lassen, wie die nun auf irgendeine vage Zukunft 
verschobene Reform des Staatsangehörigkeitsrechts 
aussehen könnte. Ich finde, wesentlich aufschlußrei-
cher ist das, was in Ihrer Aufzählung jetzt nicht mehr 
enthalten ist. Sie haben uns seinerzeit immerhin 
angedeutet, wie und wo Sie uns entgegenkommen 
könnten: 

(Erwin Marschewski [CDU/CSU]: Hören Sie 
erst einmal zu, was ich gleich sagen 

werde!) 
Es sei z. B. daran zu denken, die Frist für den 
Anspruch auf Einbürgerung von jetzt 15 Jahren 
abzusenken, in Deutschland geborenen Kindern von 
Ausländern mit Einwilligung der Eltern unmittelbar 
die deutsche Staatsangehörigkeit zu geben und die 
Möglichkeiten zur Hinnahme der doppelten Staats-
angehörigkeit wenigstens zu präzisieren und zu 
erweitern. Davon, Herr Marschewski, ist jetzt nicht 
mehr die Rede. Ich schließe daraus: Sie haben damals 
nur Entlastungsargumente gesucht; ernst waren Ihre 
Vorschläge offenbar nie gemeint. 

(Beifall bei der SPD — Gerd Andres [SPD]: 
Leider wahr!) 

Sie, liebe Kollegen aus der Koalition, haben jetzt 
zwei Alternativen: Entweder Sie schwenken noch in 
letzter Minute um und billigen unseren Gesetzent-
wurf, oder Sie verabschieden sich aus dem Kreis derer, 
die eine Reform für nötig halten. Denn in der nächsten 
Legislaturperiode brauchen Sie einen neuen Anlauf 
nicht mehr zu nehmen. Dann wird in diesem Hause 
eine andere, eine sozialdemokratisch geführte Mehr-
heit die Arbeit leisten, 

(Uwe Lühr [F.D.P.]: Haha!) 

die Sie hätten leisten sollen, aber offenbar nicht leisten 
wollen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Erwin Marschewski das 
Wort. 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zu Beginn zwei Fragen: 

Erstens. Kann sich die Bundesrepublik Deutschl and 
eines gewalttätigen Ausländers oder eines ausländi-
schen Drogentäters entledigen, wenn diese die dop-
pelte Staatsbürgerschaft besitzen? 

Zweitens. Könnten oder dürften wir es hinnehmen, 
daß sich Deutsche, die zugleich bosnische oder serbi-
sche Staatsangehörige sind, im jugoslawischen Bür-
gerkrieg gegenseitig umbringen, daß sie diesen Krieg 
mitten in unser Land tragen? 
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Die Antwort auf beide Fragen lautet unmißver-

ständlich: Wir können es nicht. Wir dürfen es nicht. 
Wir wollen dies nicht. Schon deswegen kommt die 
generelle Zulassung der doppelten Staatsbürger-
schaft für uns nicht in Frage. 

Es ist absurd, Frau Kollegin, wenn — wie ich gelesen 
habe — die SPD uns vorwirft, unsere Ablehnung der 
doppelten Staatsbürgerschaft sei Ausfluß — ich 
zitiere — „von obskuren, irrationalen Blut-und

-

Boden-Ideologien". Ich glaube, man sollte überlegen, 
was man sagt und wie man das sagt. 

Darüber hinaus, genau das Gegenteil ist richtig: Nur 
die eindeutige Zuordnung staatsbürgerlicher Rechte 
und Pflichten verbürgt diejenige Rechtssicherheit, die 
ein auf rationalen Prinzipien und Toleranz beruhen-
des Zusammenleben von Deutschen und Ausländern 
in unserem Land möglich macht. 

Die generelle Zulassung von Doppelstaatsangehörig-
keiten widersp richt aber nicht nur dem Gebot der 
Rechtssicherheit und der Rechtsklarheit; sie ist auch mit 
dem Wesen der Staatsangehörigkeit unvereinbar. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
ergibt sich aus der Staatsangehörigkeit ein umfassen-
des Rechtsverhältnis, aus dem Rechte und Pflichten 
erwachsen. Die Staatsbürgerrechte und -pflichten sind 
also keineswegs beliebig austauschbare Äußerlichkei-
ten. Sie betreffen vielmehr den innersten Kern unseres 
Staates und unserer Demokratie. 

Deutscher Staatsbürger zu sein heißt für mich, 
dieses Land anzunehmen, es zu akzeptieren mit 
seinen Nachteilen, mit seinen Vorteilen, sich zu iden-
tifizieren mit Vergangenheit, mit der Gegenwart, mit 
unserer Geschichte. Für mich bedeutet, deutscher 
Staatsbürger zu sein, dieser Schicksalsgemeinschaft 
anzugehören, aus der man nicht nach Belieben ein- 
oder austreten kann. Es bedeutet, daß man nicht nach 
Belieben zwei oder drei oder mehr Staatsangehörig-
keiten annehmen kann. 

(Beifall des Abg. Clemens Schwalbe [CDU/ 
CSU]) 

Voraussetzung ist die eindeutige Hinwendung, die 
Integration — so sagt es zumindest das Bundesverfas-
sungsgericht. Aus dieser Tatsache folgt zwingend: 
Nicht die Einbürgerung ist Voraussetzung für die 
Integration, sondern umgekehrt: Die Integration ist 
Voraussetzung für die Einbürgerung. 

Deutscher Staatsbürger darf nur werden, wer durch 
sein Verhalten die Integration in unsere Gesellschafts-  
und Staatsordnung glaubhaft gemacht hat und sich 
ohne Wenn und Aber zur staatlichen Gemeinschaft 
bekennt. Dazu gehört, Frau Kollegin, in der Regel auch 
die Kenntnis der deutschen Sprache. 

Es ist falsch, wenn immer wieder behauptet wird, 
die erleichterte Einbürgerung fördere die Integration 
der betreffenden Ausländer in unsere Gesellschaft 
dann, wenn wir die doppelte Staatsbürgerschaft 
grundsätzlich verleihen. Ich meine, genau das Gegen-
teil ist der Fall: Es ist gerade die mangelnde eigene 
Identifizierung mit Deutschland, die dazu führt, daß 
Ausländer oft nicht bereit sind, ihre angestammte 
Staatsangehörigkeit aufzugeben. 

Meine Damen und Herren, die generelle Zulassung 
der doppelten Staatsbürgerschaft ist kein taugliches 

Mittel gegen rechtsradikale Verbrechen und fanati-
sierten Vandalismus. Ein deutscher Paß schützt 
unsere ausländischen Mitmenschen nicht vor Über-
griffen verblendeter Gewalttäter. Vielmehr — da sind 
wir wieder beim Punkt — muß das Gewaltmonopol 
des Staates wieder verstärkt zur Geltung gebracht 
werden. Nur so können alle, Deutsche und Ausländer, 
in Frieden und Freiheit zusammenleben. 

Es ist ein schwerer und verhängnisvoller Irrtum, 
einen ursächlichen Zusammenhang zwischen dem 
geltenden Staatsbürgerrecht und der wachsenden 
Gewalt gegen Ausländer herzustellen, weil so deren 
eigentliche Ursachen übersehen werden. 

Meine Damen und Herren, das gedeihliche Zusam-
menleben zwischen Deutschen und Ausländern kann 
nur gefördert werden, wenn wir die Integration der bei 
uns lebenden Ausländer verbessern. Dazu zählt ins-
besondere, daß integrationswilligen Ausländern bei 
ihrer Einbürgerung keine unnötigen Schwierigkeiten 
gemacht werden. Deswegen haben wir uns ebenso 
erfolgreich wie intensiv dafür eingesetzt, im Bereich 
der Asylgesetze beträchtliche Erleichterungen der 
Einbürgerung zu erreichen. Ich darf dies noch einmal 
sagen. 

Erstens. Das Erfordernis der einheitlichen Staatsan-
gehörigkeit der Familie ist entfallen. 

Zweitens. Den Ausländern, die seit 15 Jahren recht-
mäßig ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesge-
biet haben, wird künftig ein Anspruch auf Einbürge-
rung eingeräumt. Der Einbürgerungsanspruch von 
jungen Ausländern der zweiten und dritten Genera-
tion wird erweitert. 

Drittens. Auch nichtehelichen Kindern deutscher 
Väter wird die Möglichkeit gegeben, Deutsche zu 
werden, natürlich nur dann, wenn die wirksame 
Feststellung der Vaterschaft erfolgt ist. 

Viertens. Wir haben die Verwaltungsgebühr für die 
Einbürgerung erheblich gesenkt. Sie beträgt jetzt 
nicht mehr bis zu 5 000 DM, sondern maximal 500 DM 
für Erwachsene und 100 DM für Kinder. 

Diese Rechtsänderungen, die Sie offensichtlich ver-
gessen haben, Frau Kollegin, 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Alles 
Dinge, die wir Ihnen abgerungen haben!) 

stellen einen spürbaren Fortschritt dar, weil sie inte-
grationswilligen Ausländern die Entscheidung, Deut-
scher zu werden, erheblich erleichtern. Wir müssen 
keineswegs die generelle doppelte Staatsbürger-
schaft anerkennen, um Ausländer bei uns heimisch 
werden zu lassen. 

Zur Zukunft, meine Damen und Herren: Es ist 
allgemein bekannt, daß das im wesentlichen aus dem 
Jahre 1913 stammende Staatsangehörigkeitsrecht 
mittlerweile veraltet und reformbedürftig ist, und 
deswegen ist natürlich eine grundlegende Reform 
vonnöten. Wir haben nicht gesagt, daß wir dieses 
Recht in dieser Pe riode reformieren wollen. Das weiß 
der Koalitionspartner, mit dem wir uns einig sind. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das steht aber in 
der Koalitionsvereinbarung! — Dr. Cornelie 
Sonntag-Wolgast [SPD]: Ich habe doch das 

Zitat des Bundeskanzlers gebracht!) 
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Wir haben gesagt: Wir wollen die Reform des Staats-
angehörigkeitsrechts in Angriff nehmen. Meine 
Damen und Herren, Sie wissen natürlich, daß ein 
erster Entwurf im Innenministerium bereits erstellt 
ist. Ich werde Ihnen jetzt über die wesentlichen 
Punkte dieser Reform Mitteilung machen. 

Erstens. Wir wollen den Grundcharakter der Ein-
bürgerung ändern. Das ist eine wichtige Bestimmung. 
Wir wollen an die Stelle des Ermessens die Anspruchs-
entscheidung setzen. 

Ein zweiter Punkt: Wir wollen weitere Erleichterun-
gen der Einbürgerung erreichen. So wollen wir — Sie 
haben dies vorhin erfragt, und ich will dies sagen — 
erstens die Mindestaufenthaltsdauer für ein Einbür-
gerungsrecht rechtmäßig in der Bundesrepublik 
Deutschland lebender Ausländer von 15 auf 10 Jahren 
herabsetzen und zweitens die Härteklausel für Perso-
nen, denen bei Aufgabe ihrer angestammten Staats-
angehörigkeit unzumutbare Rechtsverluste drohen, 
erweitern. Dabei mache ich auch darauf aufmerksam, 
daß es vorrangig die Aufgabe der Herkunftsstaaten 
ist, für die Vermeidung unnötiger Härten und büro-
kratischer Hemmnisse Sorge zu tragen. Sie wissen, 
was ich damit meine, wenn ich dieses anspreche. Ich 
denke an Erschwernisse, die z. B. in der Türkei leider 
vorhanden sind. Deswegen sollte die Bundesregie-
rung — sie tut dies bereits auch — bilateral mit den 
entsprechenden Staaten reden, um eine notwendige 
Änderung der entsprechenden Rechtsordnungen zu 
erreichen. 

Das Staatsbürgerrecht ist sehr kompliziert, meine 
Damen und Herren, und wir wollen weitere Dinge 
regeln. 

Drittens ist z. B. die Lösung offener Fragen im 
Zusammenhang mit der früheren DDR-Staatsbürger

-

schaft nötig. Hier ist insbesondere die Wirkung des 
Verlustes der ehemaligen DDR-Staatsbürgerschaft 
auf die deutsche Staatsangehörigkeit zu nennen. 

Viertens. Wir streben an, über die sogenannte 
Statuseigenschaft Deutschen ohne deutsche Staats-
angehörigkeit gemäß Art. 116 Abs. 1 Grundgesetz 
unter gewissen Voraussetzungen die Möglichkeit zu 
geben, in die deutsche Staatsbürgerschaft übergelei-
tet zu werden. 

Fünftens. Wir wollen eine Rechtsgrundlage schaf-
fen zur bindenden Feststellung der Staatsangehörig-
keitsverhältnisse durch die Staatsangehörigkeitsbe-
hörden. 

Sechstens. Wir wollen die Gründe für den Verlust 
der deutschen Staatsangehörigkeit ausdrücklich 
regeln. Wir können nicht nur auf der einen Seite 
Erleichterungen anbieten; wir wollen diesen ganzen 
schwierigen Bereich insgesamt regeln. Wer z. B. 
— das ist ein typischer Fall — eine fremde Staatsan-
gehörigkeit erwirbt, obwohl er dauernd, nachdem er 
Deutscher geworden ist, bei uns lebt, oder wer end-
gültig in sein Heimatland zurückkehrt, der soll auch 
die deutsche Staatsbürgerschaft verlieren. 

Die Frage, unter welchen Voraussetzungen Deut-
sche, die in zweiter oder dritter Generation dauernd 
im Ausland leben, die deutsche Staatsangehörigkeit 
weiter behalten können, sollte ebenfalls geregelt 

werden. Sie sehen, meine Damen und Herren, es ist 
ein sehr kompliziertes Regelungswerk. 

(Gerd Andres [SPD]: Deswegen konnten Sie 
bis jetzt nichts machen! — Anke Fuchs [Köln] 

[SPD]: Alles ganz neu!) 

— Nein, in den verbleibenden wenigen Monaten sind 
mehr Leistungen im Bereich der Innenpolitik — ich 
nenne Asylrecht auf der einen Seite, Verbrechensbe-
kämpfungsgesetz auf der anderen Seite, Sicherheits-
überprüfungsgesetz, Ausländerzentralregistergesetz 
und das Bundesgrenzschutzgesetz, das mit Sicherheit 
kommen wird — nicht möglich. Mehr ist in dieser 
Periode nicht machbar. 

Ich möchte ein Gesetz für die Zukunft schaffen, das 
100 Jahre hält und das von uns wirklich ganz sorgsam 
erarbeitet werden muß. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P. — Dieter Wiefelspütz [SPD] meldet 

sich zu einer Zwischenfrage) 

Ich komme zum Schluß, meine Damen und Herren. 
Herr Kollege Wiefelspütz, ich bitte um Verständnis. 

Eines aber werden wir nicht ändern. Wir werden im 
Rahmen der umfassenden Reform des Staatsangehö-
rigkeitsrechts am Abstammungsprinzip festhalten. 
Vor allem, meine Damen und Herren von der SPD: Für 
uns ist und bleibt die grundsätzliche Bereitschaft zur 
Aufgabe der bisherigen Staatsangehörigkeit Voraus-
setzung für eine Einbürgerung. Eine generelle Dop-
pel- oder Mehrfachstaatsbürgerschaft wird es mit der 
Union nicht geben. 

Ihre Forderung, denke ich, stärkt den gesellschaft-
lichen Grundkonsens in unserem Lande nicht. Dies 
fördert keine Integration, und wie es die neuesten 
Umfragen klar gesagt haben, Frau Kollegin Sonntag, 
ignorieren Sie mit dieser Forderung den Willen der 
überwältigenden Mehrheit unseres Volkes. Die mei-
sten Deutschen wollen keine generelle doppelte 
Staatsangehörigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daher lehnen wir Ihren Gesetzentwurf und den des 
Bundesrates mit allem Nachdruck ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat nunmehr der Abgeordnete Dr. Burkhard Hirsch. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Frau Kollegin 
Sonntag-Wolgast, Sie waren mit Verlaub etwas zu 
selbstgerecht. Der erste Ausländerbeauftragte war 
der von mir sehr verehrte Heinz Kühn. Er hat den 
ersten Vorschlag gemacht, die Einbürgerung dra-
stisch zu erleichtern. 

Wir sind in unserer damaligen Koalition keinen 
Zentimeter weitergekommen. Ich habe mit größter 
Mühe einen Gesetzentwurf über die Einbürgerung 
von Kindern, also von hier geborenen Ausländern, 
durch das Kabinett und in den Bundesrat bekommen. 
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Nichts hat sich bewegt, keinen Zentimeter. Bitte 
verdrängen Sie nicht Ihre eigene Vergangenheit. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. — Anke 
Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist 20 Jahre her!) 

Wir haben in der Koalitionsvereinbarung festgelegt, 
in dieser Legislaturperiode mit der Reform des Staats-
angehörigkeitsrechts zu beginnen. Dieses Ziel haben 
wir nicht erreicht, obwohl wir Erklärungen des Bun-
deskanzlers nach schrecklichen Brandanschlägen 
entnehmen konnten, daß eine allgemeine Bereitschaft 
vorhanden sei, wirklich drastische Schritte zur 
Erleichterung des Erwerbs der deutschen Staatsange-
hörigkeit zu unternehmen. 

Es muß verhindert werden, daß in unserer Mitte 
eine neue Diaspora entsteht, eine Bevölkerungs-
gruppe minderen Rechtes, die sich selbst zunehmend 
abkapselt und ihrerseits zum Gegenstand von Angrif-
fen und Diskriminierungen wird. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Wir haben unsere Zielvorstellungen in einem 
Gesetzentwurf festgehalten, der entscheidend von der 
Ausländerbeauftragten, Frau Schmalz-Jacobsen, ent-
wickelt worden war und auf den dann der Gesetzent-
wurf des Bundesrates und später auch Ihr Gesetzent-
wurf aufgebaut haben. Das ist ein Gesetzentwurf, den 
unsere Fraktion einmütig beschlossen hatte. Er bein-
haltet Anspruch auf eine Einbürgerung nach achtjäh-
rigem rechtmäßigen Aufenthalt in der Bundesrepu-
blik bei einwandfreiem Leumund, Erleichterungen 
der Einbürgerung gegenüber dem jetzigen Recht 
nach fünfjährigem Aufenthalt in der Bundesrepublik, 
die Hinnahme der doppelten Staatsangehörigkeit 
dann, wenn der Ausländer seine bisherige Staatsan-
gehörigkeit nicht oder nur unter besonders schwieri-
gen Bedingungen aufgeben kann, und insbesondere 
den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch 
die Geburt im Inland, wenn es sich um die dritte 
Generation handelt, d. h. wenn schon ein Elternteil in 
der Bundesrepublik geboren wurde. 

Ich halte es für falsch, den Erwerb der Staatsange-
hörigkeit durch Abstammung als „Blutrecht" zu ver-
teufeln. Das Jus soli, das „Bodenrecht", kann im 
Zugriff auf Fremde sehr viel härter sein, wenn es nicht, 
wie das deutsche Recht und auch unser Gesetzent-
wurf, vollkommen am Grundsatz der Freiwilligkeit 
festhält. Man  kann aber die Augen nicht vor der 
Tatsache verschließen, daß jemand, der in der dritten 
Generation hier geboren wurde, nicht ein Ausländer, 
sondern ein Deutscher mit ausländischem Paß ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Eckart 
Kuhlwein [SPD]) 

Wer auch hier Angst hat und Hürden beibehalten 
will, der scheint kein großes Vertrauen in die Integra-
tionskraft und Stärke unserer Kultur und unserer 
Lebensweise zu haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Dieter 
Wiefelspütz [SPD]) 

Die Scheu vieler, gerade junger Ausländer, in der 
Staatsangehörigkeit mit ihrer Familie und ihrer Her-
kunft zu brechen, liegt in einem ganz anderem Punkt 
begründet, nämlich in der berechtigten Frage, ob wir 

Deutsche bereit sind, sie als Menschen anzuneh-
men. 

Wenn jemand Izmir Öztürk heißt und äußerlich als 
Anatolier erkennbar ist, akzeptieren wir ihn denn 
dann ohne Einschränkung und Vorbehalt als Deut-
schen, wenn er seine ererbte türkische Staatsangehö-
rigkeit aufgegeben hat und es nun wagt, seine 
Zukunft ausschließlich in Deutschland zu finden? 

Es ist scheinheilig, wenn wir von einem Ausländer 
verlangen, sich zu entscheiden, solange wir selbst 
nicht offen genug sind. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Integration ist ein Geschäft auf beiden Seiten. Nicht 
nur die Ausländer, die bei uns leben, sondern auch wir 
selbst müssen endlich die Folgerungen daraus ziehen, 
daß die Zeiten nationaler und völkischer Isolierung in 
Europa vorbei sind. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der SPD — Dieter 
Wiefelspütz [SPD]: Was schließen Sie dar-

aus?) 

Es wird auch Zeit, daß wir endlich unser eigenes 
Recht durchforsten, wie die Niederländer es get an 

 haben, ob die Unterschiede zwischen Deutschen und 
Ausländern in allen Punkten noch gerechtfertigt sind. 
Natürlich sind sie es nicht. Es wird Zeit, uns aus den 
Fesseln des 19. Jahrhunderts zu befreien und endlich 
Europäer zu werden. 

Wir sind mit der Reform des Staatsangehörigkeits-
rechts nur schrittweise vorangekommen, indem wir 
insbesondere — das, Herr Kollege Marschewski, ist 
wirklich die Leistung dieser Koalition und neu im 
deutschen Recht — klar definierte Ansprüche auf 
Erwerb der Staatsangehörigkeit sowohl für hier 
geborene Ausländer als auch für langjährig hier 
lebende Ausländer durchgesetzt haben. Das haben 
wir in das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht einge-
führt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Aber natürlich haben wir uns mit der Koalitionsver-
einbarung und im Asylkompromiß weit mehr vorge-
nommen. 

Aber: Wir haben es mit drei Innenministern in dieser 
Legislaturperiode zu tun gehabt. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Jawohl! — 
Dr.  Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Das 

wird ja im Ministerium erarbeitet!) 

Wir sind am Ende einer Legislaturperiode, und in ihr 
ist die Zeit für große Würfe auf diesem und auch auf 
anderen Rechtsgebieten vorbei. Jeder weiß das. 

Es bleibt aber dabei, daß wir gemeinsam mit der 
Fraktion der CDU/CSU und sobald wie möglich die 
Mindestaufenthaltsdauer — wie der Kollege Mar-
schewski das ausgeführt hat — für einen Einbürge-
rungsanspruch rechtmäßig in der Bundesrepublik 
lebender Ausländer von 15 auf 10 Jahre herabsetzen 
und die Härteklausel für Personen erweitern werden, 
denen bei Aufgabe ihrer angestammten Staatsange-
hörigkeit unzumutbare Rechtsverluste drohen. 
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Im Vertrauen auf die notwendige umfassende 
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts wird die 
F.D.P.-Fraktion 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: In welcher Koali -
tion bitte?) 

die Gesetzentwürfe ablehnen, weil wir bei der Defini-
tion der Frage, wer Deutscher ist oder werden kann 
— das ist ja eine Frage, die eigentlich Verfassungs-
rang hat —, eine größere Mehrheit suchen wollen, als 
sie heute erreicht werden kann. Aber eine ganze 
Reihe von Kollegen und ich selbst können und wollen 
diese Gesetzentwürfe nicht ablehnen, die nach unse-
rer Überzeugung richtig sind. Dazu gehört auch die 
Ausländerbeauftragte Frau Schmalz-Jacobsen, die in 
einer besonders schwierigen parlamentarischen Lage 
ist und deren Verhalten und Leistung unseren beson-
deren Respekt verdienen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und der 
SPD) 

Wir werden uns der Stimme mit der klaren Absicht 
enthalten, bei einer Fortsetzung der Koalition — — 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Mit der CDU? — 
Zurufe von der CDU/CSU: Ja! — Natür

-

lich!) 

— Gnädige Frau, ich weiß gar nicht, mit welcher 
Sicherheit Sie eigentlich hier den Wähler bevormun-
den wollen. Behalten Sie doch einmal Ihr Pulver 
trocken, und warten Sie bitte ab, was die nächste Wahl 
ergibt. Dann reden wir weiter. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich bin einmal neugierig, ob Sie dann, wenn Sie in 
die Regierung kommen sollten, in der Frage der 
Staatsangehörigkeit mutiger sind, als Sie in den gan-
zen letzten Legislaturperioden waren. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Ich kann nicht akzeptieren, daß Sie hier so tun, als 
ob die Frage der Staatsangehörigkeit heute vom 
Himmel fällt, während es jahrelang, in denen wir uns 
zusammen bemüht haben, keinen Zentimeter Bewe-
gung gab. Darüber müssen Sie doch auch einmal 
nachdenken. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die Abge-
ordneten Wiefelspütz und Anke Fuchs möchten Zwi-
schenfragen stellen. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Nein, diesmal keine. 
Ich habe schon genug Zwischenrufe bekommen. 

Ich sage für die Fraktion, daß wir die Gesetzent-
würfe ablehnen werden. Aber einige Kollegen wer-
den sich der Stimme enthalten, mit der klaren Absicht, 
bei einer Fortsetzung der Koalition nach den gemach-
ten Erfahrungen eindeutige und unzweifelhafte Ver-
einbarungen in der Koalitionsvereinbarung festzule-
gen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Die Abge-
ordnete Frau Ulla Jelpke hat nun die Möglichkeit zu 
sprechen. 

Ulla Jelpke (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich meine, daß mit der 
heutigen Ablehnung der beiden Gesetzentwürfe 
eines der beschämendsten Kapitel dieser Legislatur-
periode abgeschlossen wird. Ich darf daran erinnern, 
daß sich erst nach den Morden von Mölln und Solin-
gen eine größere Öffentlichkeit für Fragen der erleich-
terten Einbürgerung und doppelten Staatsbürger-
schaft interessiert hat. Erst da kamen Bundesrat und 
SPD-Fraktion auf die Idee, durch einige Selbstver-
ständlichkeiten den Hindernislauf zum deutschen Paß 
zu erleichtern. Aber wir wären nicht im Deutschland 
des Jahres 1994, wenn dies nicht auf den härtesten 
Widerstand vor allen Dingen der Unionsfraktion 
gestoßen wäre. Umfassende Reform des Art. 116 des 
Grundgesetzes heißt die billige Ausrede, mit der 
schon in der Asyldebatte beschwichtigt wurde. 
Umfassende Reform irgendwann einmal, vielleicht in 
der nächsten Legislaturperiode. 

Es fehlt nicht an praktikablen Vorschlägen; diese 
sind meines Erachtens vorhanden. Es liegt daran, daß 
diese Regierung und die Mehrheit dieses Hauses in 
den vergangenen Jahren in keiner einzigen Frage zu 
einer wirklich großzügigen und klaren Entscheidung 
zugunsten der ausländischen Bürgerinnen und Bür-
ger willens und fähig waren. Etwa 6 Millionen Men-
schen nichtdeutscher Herkunft leben in diesem L and. 
Herr Marschewski, ich möchte Ihnen sagen, daß Sie 
mit der Einleitung Ihres Redebeitrags diese Menschen 
hier heute faktisch zu Kriminellen und potentiellen 
Gewalttätern gestempelt haben. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Davon leben etwa 70 % seit zehn Jahren hier, und fast 
vier Fünftel der nichtdeutschen Kinder sind hier 
geboren. 

All das konnte die Unionsfraktion nicht dazu bewe-
gen, auf die völkischen Relikte des Einbürgerungs-
rechts zu verzichten. Es soll dabei bleiben, in die 
deutsche Schicksalsgemeinschaft, wie Herr Schäuble 
und Kollege Marschewski diesen Staat immer häufi-
ger nennen, darf mensch nur noch bei einer besonders 
großen Loyalität zu diesem Staat aufgenommen wer-
den. Wir werden also — da folge ich der Ausländer-
beauftragten des Landes Berlin, Frau John — auch 
noch von Ausländern der 20. und 25. Generation 
sprechen müssen. Reform des Art. 116 des Grundge-
setzes irgendwann einmal — und so lange wird immer 
lauter behauptet, Deutschland sei kein Einwande-
rungsland. Die CSU will die Überfremdung gar als 
Hauptthema im Wahlkampf in diesem Jahr benutzen. 
Da mögen Häuser brennen und Menschen geschla-
gen und beleidigt werden, Sie scheint das offenbar 
nicht zu interessieren. Vermutlich werden auch noch 
einige Millionen mehr Unterschriften gesammelt wer-
den müssen, damit die doppelte Staatsbürgerschaft 
endlich durchgesetzt werden kann. 

Selbst Kritik aus Ihren eigenen Reihen hat Sie nicht 
davon abgehalten, heute hier tatsächlich einen Vor-
schlag vorzulegen. Herr Marschewski, ich frage mich: 
Warum haben Sie im ganzen letzten Jahr nicht den 
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man sich wirklich hätte auseinandersetzen können? 

Ich möchte zu Frau Sonntag-Wolgast sagen, daß 
auch die SPD ihren Anteil daran hat, daß die doppelte 
Staatsbürgerschaft nicht zustande kommt. Sie haben 
der Asylrechtsänderung hier zugestimmt und haben 
damals von einem Paket gesprochen. Da ging es zum 
einen um die Bürgerkriegsflüchtlinge, zum anderen 
ging es um die Erleichterung der Einbürgerung. 
Dieses Paket ist faktisch nie zustande gekommen. Sie 
haben damals selbst gesagt, daß Sie nur eine Paket-
lösung wollen. Ich kann nur daran erinnern, daß Sie 
die Vorschläge zur erleichterten Einbürgerung erst 
später eingebracht haben. 

Der SPD-Entwurf zur Erleichterung der Einbürge-
rung ist restriktiver als der des Bundesrates. Sie waren 
nicht bereit, Ihren Entwurf zugunsten des Bundesrats-
entwurfs zurückzuziehen. Die SPD ist meines Erach-
tens viel zu sehr damit beschäftigt, sogenannte Miß-
brauchslücken zu schließen — ich denke da nur an das 
Beharren auf einen biologischen Vaterschaftsnach-
weis eines deutschen Vaters —, statt alles für eine 
erleichterte Einbürgerung zu tun, die diesen Namen 
auch verdient. 

Die — ablehnende — Beschlußempfehlung des 
Innenausschusses ist ein weiterer Schlag ins Gesicht 
der 6 Millionen nichtdeutschen Menschen in diesem 
Land. Erneut wird ihnen klar gemacht, daß Regierung 
und Parlamentsmehrheit für sie weiterhin den Status 
minderen Rechts festschreiben. 

Ich werde zwar beiden Entwürfen, also dem Bun-
desrats- und dem SPD-Entwurf, zustimmen. Das ist 
aber auf die Tatsache zurückzuführen, daß die CDU/ 
CSU überhaupt keinen Schritt in Sachen erleichterte 
Einbürgerung tun will . 

Danke. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Konrad Weiß das 
Wort . 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Am 31. De-
zember 1993 lebten in Deutschland 6,5 Millionen 
Menschen mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit. 
Zwei Drittel dieser Menschen leben länger als 
10 Jahre unter uns. Sie haben hier ihren Lebensmit-
telpunkt gefunden, sind hier zu Hause. Mehr noch: 
Deutschland ist ihre Heimat geworden. Viele Kinder 
von Einwanderern und Flüchtlingen wurden in 
Deutschland geboren, sind hier aufgewachsen und 
zur Schule gegangen. Sie bejahen unsere Demokra-
tie. Wir aber verweigern ihnen hochmütig das Bürger-
recht. 

Es muß endlich Schluß sein mit dem politischen 
Skandal, daß wir Menschen nichtdeutscher Herkunft 
von der aktiven Einflußnahme auf die demokratische 
Gestaltung des Landes, in dem sie leben, arbeiten und 
Steuern zahlen, ausschließen. Das geltende Staatsan-
gehörigkeitsrecht der Bundesrepublik Deutschland 
ist ein vordemokratisches Unrecht, das Menschen 
allein wegen ihrer ethnischen Herkunft dazu verur-
teilt, Mitbürger statt Bürger und geduldet statt gleich-
berechtigt zu sein. 

Das völkische Recht, das immer noch gilt, ist ent-
setzlich antiquiert und undemokratisch. Vor 200 Jah-
ren waren die Preußen schon weiter: Preuße war, wer 
Preuße sein wollte. Ein modernes Staatsbürgerrecht 
kann dahinter nicht zurück: Deutscher soll sein, wer 
Deutscher sein will. Alles andere, was wieder Mode 
wird, diese Tümelei von deutscher Art, deutschem 
Blut und Schicksalsgemeinschaft, ist einfach erbärm-
lich. 

Angesichts der nationalistischen und restaurativen 
Tendenzen in unserer Gesellschaft, angesichts der 
Überfälle auf Ausländer und Mordbrennereien, ange-
sichts der rassistischen Verirrung und Verführung 
muß endlich Schluß sein mit dem Zögern und Zau-
dern, mit dem Hinhalten und Verschleppen der 
Reform des Staatsbürgerrechtes. Es sollte für das 
Parlament der Wiedervereinigung eine Ehrenpflicht 
sein, Einwanderer und Flüchtlinge rechtlich und poli-
tisch gleichzusetzen. Offensichtlich hat jedoch die 
Union — aus lauter Angst, Wählerinnen und Wähler 
von Rechtsaußen zu verlieren — die Reformliberos ins 
Abseits und den Bremser vom 1. FC Recklinghausen 
ins Tor gestellt, um jegliche Änderung des Staatsan-
gehörigkeitsrechtes in dieser Legislaturperiode zu 
blockieren. Das wird aber nicht viel nützen. Ein 
solidarisches Staatsbürgerrecht wäre ein besserer 
Schutz vor nationalistischen Attacken. Das starre 
Festhalten an einem Reichs- und Staatsangehörig-
keitsgesetz, das von Wilhelminischer Deutschtümelei 
geprägt ist, ist für ein demokratisches Land, zumal für 
ein Land der Europäischen Union, schlichtweg ein 
Anachronismus. 

In der Bundesrepublik Deutschl and gab es 1993 
eine breite gesellschaftspolitische Aktion zugunsten 
der doppelten Staatsangehörigkeit und der erleich-
terten Einbürgerung. Was anfänglich kaum jemand 
für möglich hielt, wurde wahr. Mehr als 1 Million 
Unterschriften wurde gesammelt; das kann man nicht 
einfach ignorieren. Umfragen zufolge spricht sich 
inzwischen eine deutliche Mehrheit in Deutschl and 
dafür aus, die Einbürgerung zu erleichtern. 

Das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat, wie auch die 
Fraktion der GRÜNEN in den Legislaturperioden 
zuvor, immer wieder die Reform des Staatsbürger-
rechtes eingefordert und zahlreiche Vorschläge 
hierzu eingebracht. Angesichts der Anschläge auf 
Einwanderer und Flüchtlinge halten wir es für dring-
licher als je zuvor, die Möglichkeiten des Erwerbs der 
deutschen Staatsangehörigkeit wesentlich zu erwei-
tern  und zu erleichtern. Die politische Gleichstellung 
von Einwanderern und Flüchtlingen kann ein wirk-
samer Beitrag gegen Rassismus, Ausländerfeindlich-
keit und Diskriminierung sein. Nach unserer Auffas-
sung hätte der Entwurf des Bundesrates das weitge-
hend leisten können. 

Wir bedauern, daß sich die F.D.P. von eigenen 
Parteitagsbeschlüssen entfernt und sich letztlich auch 
vom Entwurf der Ausländerbeauftragten distanziert 
hat. 

Der Gesetzentwurf der SPD bleibt in manchem 
hinter dem Entwurf des Bundesrates zurück. So ist 
z. B. nicht einleuchtend, warum die Erlangung der 
Staatsbürgerschaft für in Deutschl and geborene Kin-
der vom Geburtsort der Eltern abhängig sein soll. Wir 
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werden dennoch dem Vorschlag der SPD zustimmen, 
weil uns ein kleiner Fortschritt wichtiger erscheint als 
keiner, vor allem aber weil wir die Hoffnung haben, 
daß dieses Gesetz die tatsächliche Situation der 
— noch — nichtdeutschen Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland mit verbessern wird. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, bevor ich Gerd Andres das Wort 
gebe, möchte ich Sie über die Geschäftslage kurz 
informieren. 

Diese Debatte ist nach zwei weiteren Beiträgen 
voraussichtlich zu Ende. Wir werden dann eine Fra-
gestunde haben. Die Fragestunde wird relativ kurz 
sein, weil nur drei Geschäftsbereiche — Bundeskanz-
leramt, Auswärtiges Amt und Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit — mit 
relativ wenigen Fragen abgehandelt werden. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wollen Sie mehr 
Fragen, Herr Präsident? — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

— Das ist keine Aufforderung, durch zusätzliche 
Fragen das Unternehmen zu verlängern. 

Wir werden dann unterbrechen, weil eine Sonder-
fraktionssitzung der Union stattfindet. Nach dem 
jetzigen Stand der Dinge gehe ich davon aus, daß wir 
gegen 15 Uhr in der Tagesordnung fortfahren. 

Wann die Sitzung des Ältestenrates beginnt, wer-
den wir Ihnen noch mitteilen. 

Ich habe nun, weil sich die Zeiten verschoben 
haben, an die Geschäftsführer der Fraktionen das 
Anliegen, daß sie dafür Sorge tragen, daß die Frage-
steller anwesend sein werden, und an die Regierung 
die Bitte, daß die Antwortenden da sein werden, damit 
wir nicht in Verlegenheit kommen. 

In der Annahme, daß alles klappt, kann ich nun-
mehr dem Abgeordneten Gerd Andres das Wort 
geben. 

Gerd Andres (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich will zunächst ein Wort an den 
Abgeordneten Burkhard Hirsch richten. Wenn man 
sich die Entwicklung dieser ganzen Debatte ansieht, 
ist es leicht, zuzugestehen, daß wir bei unserem 
Entwurf, bei unseren Überlegungen auf Vorarbeiten 
zurückgegriffen haben, die Sie über viele Jahre gelei-
stet haben und die auch Frau Schmalz-Jacobsen 
geleistet hat. Wir unterscheiden uns in einigen Punk-
ten, deswegen unser Entwurf. 

Ich kann, nachdem ich Sie am vergangenen Sams-
tag im Fernsehen in der schönen Sendung „Babylon" 
für unsere ausländischen Mitbürgerinnen und Mit-
bürger gesehen habe, verstehen, daß Ihr eigentliches 
Problem darin besteht, daß all das, was auch Sie — so 
wie wir — für richtig halten, deswegen nicht realisiert 
werden kann, weil eine Seite dieses Hauses das 
kaputtmacht. Es hilft überhaupt nichts, sich hier über 
uns zu erregen und auf lange zurückliegende Legis-
laturperioden hinzuweisen; das wi ll  ich nicht tun. 

Damit bin ich bei Herrn Marschewski. Ich kann hier 
jetzt viel zitieren, Herr Marschewski: von Herrn Ger-
ster über Kanzleramtsminister Bohl bis hin zum Bun-
deskanzler, der einmal nach einem Türkei-Besuch 
von einer Fünfjahresfrist gesprochen und erklärt hat, 
man  müsse das alles bearbeiten. Das eigentliche 
Geheimnis, warum Sie in diesem Bereich nichts fer-
tigbringen, ist, daß damit Ihre innere Einheit im Eimer 
wäre, die Einheit Ihrer Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie sind wegen des nationalkonservativen Teils Ihrer 
Partei nicht handlungsfähig. Weil Sie das wissen, 
bringen Sie nichts auf den Weg. 

(Beifall bei der SPD) 

Für uns bleibt es dabei, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, an  das zu erinnern, was der 
Bundespräsident aus seiner Erfahrung als Regieren-
der Bürgermeister einmal geäußert hat: 

Nicht nur die Lebenslage der dauerhaft und 
rechtmäßig hier lebenden Einwohner ohne deut-
sche Staatsangehörigkeit könnte verbessert wer-
den, wenn wir ihnen den Zugang zur deutschen 
Staatsangehörigkeit erleichterten, und sei es 
neben ihrer bisherigen. Es würde darüber hinaus 
auch unser Zusammenleben fördern. 

Diese Aussage ist auch der zentrale Punkt einer von 
der SPD-Fraktion angestrebten umfassenden, zu-
kunftsorientierten Migrationspolitik, in der Rechts-
sicherheit vermittelt, Integration gefördert und sozia-
ler Frieden geschaffen werden so ll . Gesetzliche und 
soziale Rahmenbedingungen so zu gestalten, daß sie 
allen hier lebenden Menschen gleichberechtigte Per-
spektiven sowie eine sinnvoll erscheinende Lebens-
planung und -führung eröffnen, ist unser Ziel. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur Verwirklichung dieser Zielsetzung gibt es auf 
Dauer keine Alternative. Ebensowenig gibt es eine 
Alternative zu der Notwendigkeit, unser aus nationa-
listischem Erbe stammendes Reichs- und Staatsange-
hörigkeitsgesetz grundlegend zu ändern. 

Kein Staat kann es auf Dauer hinnehmen, daß ein 
zahlenmäßig wachsender, bedeutsamer Teil der 
Bevölkerung über Generationen hinweg außerhalb 
der staatlichen Gemeinschaft und außerhalb der 
Loyalitätspflichten ihm gegenübersteht. Keinem Zu-
wanderer, der seit 20, 30 oder 40 Jahren in der 
Bundesrepublik lebt oder als Kind einer Migrantenfa-
milie in diesem Land geboren wurde, hier aufgewach-
sen ist, Lebensweisen und Wertvorstellungen der 
Einheimischen teilt, ist zuzumuten, nach den jetzigen 
Gesetzen als Ausländer ausgegrenzt zu werden. 

(Beifall bei der SPD) 

In Frankreich, Belgien, Großbritannien und den 
Niederlanden würde die überwiegende Mehrheit der 
etwa 1,6 Millionen „Jugendlichen" unter 16 Jahren 
— das sind ca. 24 % aller Ausländer —, die in der 
Bundesrepublik Deutschland leben, als Inländer gel-
ten. 

In Deutschland sind Ausländer in vielfacher Hin-
sicht von Rechten und Chancen ausgeschlossen, die 
deutschen Bürgern im Bereich der staatlichen Mei- 
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nungsbildung zustehen. Vor allem das Wahlrecht war 
bisher Nichtdeutschen generell und ausnahmslos ver-
sagt. Eine Mitwirkung an der Staatswillensbildung 
war daher nicht möglich. Die Versuche in Hamburg 
und Schleswig-Holstein, länger hier ansässigen Aus-
ländern auf kommunaler Ebene die politische Mitbe-
stimmung durch Einräumung des Wahlrechts nach 
einer gewissen Aufenthaltsdauer zu eröffnen, schei-
terte am Grundgesetz und der Ablehnung der Regie-
rungskoalition, dem von der SPD in die Verfassungs-
kommission eingebrachten Änderungsantrag für ein 
kommunales Wahlrecht von Ausländern zuzustim-
men. 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt!) 

Das kommunale Wahlrecht für Angehörige von 
EG-Staaten gemäß den Maastrichter Verträgen kann 
nun vielleicht als erster Schritt auf dem Weg zu einer 
politischen Gleichberechtigung verstanden werden. 
Man könnte die Privilegierung der EG-Staatler aber 
auch als eine Art von Diskriminierung der übrigen auf 
Dauer in der Bundesrepublik lebenden Ausländer, 
beispielsweise der rund 1,9 Millionen Türken, anse-
hen. Diesen bleibt nur eine politische Beteiligung im 
Rahmen der beratend tätigen sogenannten Auslän-
derbeiräte übrig. 

Selbstverständlich gibt es kleine Schritte auf dem 
Weg zu einer umfassenden Migrationspolitik. Ich 
kann sie hier jetzt nicht alle aufzählen. Wir haben viele 
davon, auch diejenigen, die Sie hier genannt haben, 
gegen den erbitterten Widerstand der Union auch in 
den Asylverhandlungen durchsetzen müssen. Sie sind 
von uns eingebracht worden. Sie sind nicht sozusagen 
als freiwillige Morgengabe von Ihnen auf den Weg 
gebracht worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Für das Festhalten an der traditionellen Staatsange-
hörigkeitskonzeption und der einheitlichen deut-
schen Staatsangehörigkeit bestanden nach Meinung 
vieler deutscher Bürger wegen der nicht gelösten 
deutschen Frage bis 1989 gute Gründe. Nach der 
Wiedervereinigung sind diese rechtlichen und politi-
schen Gründe gegen eine deutlich erleichterte Ein-
bürgerung entfallen. 

Die Zugehörigkeit zu einem bestimmten Staat kann 
nicht nur unter rationalen, staatspolitischen Gesichts-
punkten eines L andes betrachtet werden. Es spielen 
auch emotionale Beweggründe der Be troffenen eine 
Rolle, wenn außerhalb eines Staatsgebiets lebende 
Menschen dazu neigen, eine fremde Staatsangehörig-
keit nicht anzunehmen oder zumindest zu versuchen, 
ihre bisherige beizubehalten. 

Für die in der Bundesrepublik Deutschl and leben-
den Migranten spielte die Frage der Einbürgerung 
zunächst eine untergeordnete Rolle. Sie wird aber 
immer wichtiger. In zahlreichen westeuropäischen 
Ländern wird der doppelten Identität zugewanderter 
ausländischer Wohnbevölkerung schon lange Rech-
nung getragen, um ihr hierdurch die Möglichkeit der 
uneingeschränkten Gleichbehandlung zu eröffnen. 
Ich erinnere in diesem Zusammenhang an das zweite 
Zusatzprotokoll zum „Übereinkommen über die Ver-
meidung der Mehrstaatigkeit". Wer sich ansieht, wie 
sich die Beurteilungen in dieser Hinsicht verändert 

haben, muß zugestehen, daß viele unserer europäi-
schen Nachbarländer und Unterzeichnerstaaten auch 
des Zusatzprotokolls anerkennen, daß ein wichtiger 
Punkt für die Integration auch die Hinnahme der 
doppelten Staatsangehörigkeit ist. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir wissen, daß zwei Drittel der Bevölkerung 

sowohl die verbesserte Einbürgerungsmöglichkeit als 
auch die Hinnahme der doppelten Staatsangehörig-
keit billigen. Deswegen ist nicht zu verstehen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren von der Union, 
warum Sie sich mit fadenscheinigen Argumenten seit 
Jahren gegen diese Konstruktion und damit auch 
gegen unseren Gesetzentwurf wehren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wie ein Kind, das verstockt im Sandkasten sitzt und 
erst auf die Mahnung der Mutter hin zuläßt, daß auch 
andere im Sand spielen können, werden auch Sie, 
meine Damen und Herren der Regierungskoalition, 
nicht umhin kommen, die Mahnung des Europäi-
schen Parlaments zu einer gemeinsamen Migrations-
politik mit einem menschlichen, zukunftsorientierten 
Staatsangehörigkeitsgesetz zu akzeptieren. Das, was 
Sie jetzt betreiben, nennt man in der Kindererziehung 
Bocken. 

Ich erinnere mich an die Debatte zum Ausländerge-
setz 1990. Das haben Sie ganz schnell über den Tisch 
gezogen: wegen zu erwartender veränderter Mehr-
heitsverhältnisse in Niedersachsen. Wir standen hier 
und haben Ihnen gesagt: Sie machen das nur, weil Sie 
sonst im Bundesrat keine Mehrheit mehr für Ihr 
Gesetz haben. Ich sage Ihnen vorher: Eine sozialde-
mokratisch geführte Bundesregierung wird die Kraft 
und die Kompetenz haben, diese Frage im Interesse 
der hier lebenden ausländischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürger und im Interesse unserer eigenen Bürgerin-
nen und Bürger entsprechend zu lösen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Ich erteile 
nunmehr dem Abgeordneten Belle das Wort. 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Mein Freund Erwin Mar-
schewski hat zu den Gesetzentwürfen umfassend 
Stellung genommen. Ich will mich daher mit einer 
dpa-Meldung der letzten Tage beschäftigen. Sie hat 
nach meinem Eindruck zuwenig Beachtung gefun-
den. 

Der türkische Staatspräsident Demirel hat — ich 
zitiere mit der freundlichen Genehmigung des Präsi-
denten — „die in Deutschland lebenden rund 1,8 Mil-
lionen Türken aufgerufen, die deutsche Staatsbürger-
schaft anzunehmen" . Die türkische Staatsbürger-
schaft sollten sie aufgeben. Dann bietet er an, die 
Türkei könne die Wiedereinbürgerung auf Wunsch 
vereinfachen. Nun wird Staatspräsident Demirel 
wörtlich zitiert: 

Für die Ausreise von rund 60 %-70 % der etwa 
3 Millionen Türken in Europa war ich in den 60er 
und 70er Jahren verantwortlich, weil ich immer 
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eine Lobby in Europa haben wollte. Mir geht es 
nicht um bloße Propaganda für die Türkei, son-
dern darum, daß die Realitäten in unserem Lande 
weitab von Vorurteilen und falscher Informa tion 
gesehen werden. 

Meine Damen und Herren, diese Meldung, die bei 
der Fülle täglich auf uns einströmender Nachrichten 
leicht überlesen werden konnte, lohnt durchaus eine 
genauere Be trachtung und Analyse. Sie ist nämlich 
praktisch die Aufforderung, für die Interessen der 
Türkei — wie auch immer — Partei zu ergreifen, aktiv 
zu werden, ohne Rücksicht auf den besonderen Status 
im Gastland und die dadurch gebotene Zurückhal-
tung. 

Meine Damen und Herren, dies ist nicht nur eine 
tagespolitische Meldung. Sie zeugt von einem tief-
greifenden Unterschied im Verständnis der Staatsan-
gehörigkeit und des Staatsbürgerrechts. Staatspräsi-
dent Demirel gibt klar und deutlich zu erkennen, daß 
er die Frage des Erwerbs der deutschen Staatsange-
hörigkeit bzw. des Wiedererwerbs der türkischen 
Staatsangehörigkeit ausschließlich aus dem Blickwin-
kel der möglichen Vertretung der Interessen des 
türkischen Staates be trachtet. Auf diesem Wege kön-
nen wir ihm — auch im Sicherheitsinteresse der 
Bundesrepublik Deutschland — nicht folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Georg Gallus [F.D.P.]) 

Unter solchen Umständen können wir auch die 
doppelte Staatsbürgerschaft nicht generell zulassen. 
Wer bisher, meine Damen und Herren von der SPD, 
bei der doppelten Staatsbürgerschaft das Entstehen 
von Loyalitäts-, von Interessenkonflikten geleugnet 
hat, muß sich durch solche Meldungen eines Besseren 
belehren lassen. 

Gerne will ich anerkennen, Frau Schmalz-Jacobsen 
und Herr Dr. Hirsch, daß mich ein großer Teil Ihrer 
Ausführungen in den Koalitionsgesprächen zu diesem 
Thema beeindruckt hat. Ich vermag Ihnen aber leider 
nicht ganz zu folgen. Wir alle wissen, daß wir nicht in 
einer heilen Welt leben. Wir müssen daher nach wie 
vor mißbräuchliche Anwendungen unseres Staats-
bürgerrechtes ausschließen. Deshalb sind wir der 
Auffassung, daß wirklich jeder, der auf die Dauer hier 
bei uns leben will, die deutsche Staatsangehörigkeit 
erhalten will, sich einfügen, sich integrieren muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Georg Gallus [F.D.P.]) 

Er muß die Grundwerte unserer Verfassung akzeptie-
ren, die Gleichberechtigung, die Glaubens-, Gewis-
sens- und Religionsfreiheit anerkennen. Die erklärte 
Bindung an die Bundesrepublik Deutschland muß 
glaubhaft und nachvollziehbar sein. Unverändert 
kann daher für uns die Einbürgerung nur am Ende des 
Integrationsprozesses stehen. 

Auch ich will noch einmal festhalten, daß wir in den 
letzten Jahren die Einbürgerungsmöglichkeiten er-
heblich verbessert haben. Einzelne, auch an mich 
gestellte Fragen, ob wir bei diesen Einbürgerungser-
leichterungen nicht schon zu weit gegangen seien, 
habe ich bisher immer mit einem klaren Nein beant-
wortet, und ich werde dies auch in Zukunft so tun. 

Aber ich sehe mich außerstande, weiteren aufwei-
chenden Teillösungen zuzustimmen. Wir brauchen 
wirklich die Gesamtreform des Staatsangehörigkeits-
rechts, und diese Reform muß, neben weiteren Ein-
bürgerungserleichterungen, auch Regelungen für 
den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit bei 
dauerndem Wohnsitz im Ausland bzw. dauerhafter 
Rückkehr in das ursprüngliche Heimatland enthal-
ten. 

Die Vorarbeiten für diese umfassende Gesamtre-
form sind so weit gediehen, daß wir sie in der neuen 
Legislaturperiode zügig in Ang riff nehmen können. 
Ich lehne daher die vorliegenden Gesetzentwürfe 
ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Georg Gallus [F.D.P.]) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, die Verlängerungen, die sich im 
Laufe des Tages ergeben haben und voraussichtlich 
noch ergeben werden, bedeuten, daß wir aller Vor-
aussicht nach nicht vor Mitternacht mit dem Plenum 
fertig werden. 

Die Geschäftsführer sind deswegen — zu Recht, 
meine ich — bemüht, die Dinge so ökonomisch wie 
nur irgend möglich zu gestalten. Deswegen erbitte ich 
mir Ihre Zustimmung, daß ich nach der Abstimmung 
über diesen Tagesordnungspunkt über die Punkte 
abstimmen lasse, die zwar zum Teil kontrovers sind, 
die aber ohne Aussprache beraten werden sollen. 
Dadurch gewinnen wir Zeit, und anschließend 
machen wir die Fragestunde. — Das Haus ist offen-
sichtlich mit diesem Vorschlag einverstanden. Dann 
werde ich so verfahren. Danke schön. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr 
zur Abstimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion 
der SPD zur Erleichterung der Einbürgerung und 
Hinnahme der Doppelstaatsangehörigkeit auf Druck-
sache 12/4533. Der Innenausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 12/7318 unter Nr. 1, den Gesetzentwurf 
abzulehnen. 

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf abstimmen. 
Wer dem Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich? — Der Gesetzentwurf ist in 
zweiter Beratung mit den Stimmen der CDU/CSU, bei 
unterschiedlichem Stimmverhalten und einigen Ent-
haltungen in der F.D.P.-Fraktion abgelehnt worden. 

Die dritte Beratung entfällt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 12/7424. Wer dem Ent-
schließungsantrag des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich? — Für den Vorschlag haben gestimmt: je ein 
Vertreter der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und PDS/Linke Liste. Enthalten hat sich die SPD-
Fraktion, und abgelehnt haben ihn die CDU/CSU-
und die F.D.P.-Fraktion. 
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Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf des Bundesrats zur Änderung und 
Ergänzung des Staatsangehörigkeitsrechts auf Druck-
sache 12/5684. Der Innenausschuß empfiehlt auf 
Drucksache 12/7318 unter Nr. 2, den Gesetzentwurf 
abzulehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf des Bundesrates 
auf Drucksache 12/5684 abstimmen. Wer für diesen 
Gesetzentwurf ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — Für 
den Bundesratsentwurf hat der Abgeordnete Weiß 
gestimmt, enthalten hat sich die SPD-Fraktion, und 
dagegen gestimmt haben — bei unterschiedlichem 
Stimmverhalten der F.D.P.-Fraktion — die CDU/CSU- 
und die F.D.P.-Fraktion. Damit ist dieser Gesetzent-
wurf abgelehnt. 

Eine weitere Beratung entfällt. 

Ich komme jetzt, wie angekündigt, zu den Tages-
ordnungspunkten ohne Aussprache. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 a und 17 c bis 17m 
sowie Zusatzpunkt 2 a und b auf: 

17. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Übereinkommen vom ... über 
die Erhebung von Gebühren für die Benut-
zung bestimmter Straßen mit schweren 
Nutzfahrzeugen 
— Drucksache 12/7267 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des D-Markbilanz-
gesetzes 
— Drucksache 12/7262 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Umwandlungs-
steuerrechts 
— Drucksache 12/7263 — 

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

e) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Bereinigung des Umwandlungs-
rechts (UmwBerG) 
— Drucksache 12/7265 —  

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

f) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Grundgesetzes 
— Drucksache 12/7269 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Post und Telekommunikation 

g) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Neuordnung des Postwesens und 
der Telekommunikation (Postneuord-
nungsgesetz — PTNeuOG) 
— Drucksache 12/7270 — 

Überweisung  
Ausschuß für Post und Telekommunikation 
(federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wi rtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

h) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Siegfried Hornung, Dr. Hans Stercken, 
Michael von Schmude, weiteren Abgeord-
neten und der Fraktion der CDU/CSU sowie 
den Abgeordneten Hans-Joachim Otto 
(Frankfurt), Ina Albowitz, Gerhart Rudolf 
Baum, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der F.D.P. eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über den deutschen Aus-
landsrundfunk 
— Drucksache 12/7401 — 

Überweisungsvorschlag: 
Innenausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

i) Erste Beratung des von den Fraktionen 
der CDU/CSU und F.D.P. eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wett-
bewerb (UWG-Änderungsgesetz — 
UWGÄndG) 
— Drucksache 12/7345 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

j) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Raumordnungsbericht 1993 
— Drucksache 12/6921 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 
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k) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Monika Ganseforth, Hermann Bachmaier, 
Holger Bartsch, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der SPD 
Kündigung des deutsch-brasilianischen 
Abkommens über Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie 
— Drucksache 12/6881 — 

Überweisungsvorschlag : 
Ausschuß für Forschung, Technologie und 
Technikfolgenabschätzung (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 

1) Beratung der Unterrichtung durch das Euro-
päische Parlament 
Entschließung zur Gleichberechtigung von 
Schwulen und Lesben in der EG 
— Drucksache 12/7069 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Familie und Senioren 
Ausschuß für Frauen und Jugend 

m) Beratung des Antrags des Bundesministeri-
ums der Finanzen 
Veräußerung bundeseigener Liegenschaf-
ten im Wert von mehr als 30 Mio. DM; 
hier: Ehemalige NVA-Kaserne in Zwickau, 
Werdauer Straße 
— Drucksache 12/7311 — 

Überweisungsvorschlag: 
Haushaltsausschuß (federführend) 

ZP2 a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Sieb-
zehnten Gesetzes zur Änderung des Bun-
desausbildungsförderungsgesetzes 
(17. BAföGÄndG) 
— Drucksache 12/7430 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie und Senioren 
Ausschuß für Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Zehnter Bericht nach § 35 Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz 
— Drucksache 12/6605 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie und Senioren 
Ausschuß für Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuß 

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfach-
ten Verfahren ohne Debatte. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Druck-
sache 12/7262, das Zweite Gesetz zur Änderung des 
D-Markbilanzgesetzes — das ist Tagesordnungs-
punkt 17c —, soll zusätzlich an den Finanzausschuß 
und an den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau überwiesen werden. 

Ist das Haus damit einverstanden? — Weitere Vor-
schläge wurden nicht gemacht. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 18 a und 18 d bis q 
sowie den Zusatzpunkt 3 auf: 

18. Abschließende Beratungen ohne Aussprache 

a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über Umweltstatistiken 
(Umweltstatistikgesetz — UStatG) 

— Drucksache 12/6754 — 
(Erste Beratung 210. Sitzung) 

aa) Beschlußempfehlung und Be richt des 
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (17. Ausschuß) 

— Drucksache 12/7397 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Erhard Niedenthal 
Dietmar Schütz 
Dr. Jürgen Starnick 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 12/7398 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Helmut Esters 
Michael von Schmude 
Dr. Sigrid Hoth 

d) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Siebten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Errichtung einer Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder" 

- Drucksache 12/6848 - 
(Erste Beratung 219. Sitzung) 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Familie und Senioren 
(13. Ausschuß) 

— Drucksache 12/7361 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Christel Hanewinckel 
Herbert Werner (Ulm) 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 12/7362 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Dr. Konstanze Wegner 
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e) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung von Vor-
schriften über die Deutsche Bundesbank 

— Drucksache 12/6909 — 
(Erste Beratung 213. Sitzung) 

aa) Beschlußempfehlung und Be richt des 
Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 12/7346 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Karl H. Fell 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 12/7355 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dieter Pützhofen 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 

f) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes über den Bei-
tritt der Griechischen Republik zur Westeu-
ropäischen Union und über die assoziierte 
Mitgliedschaft der Republik Island, des 
Königreichs Norwegen und der Republik 
Türkei in der Westeuropäischen Union 

— Drucksache 12/5439 — 
(Erste Beratung 185. Sitzung) 

aa) Beschlußempfehlung und Be richt des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) 

— Drucksache 12/7385 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Klaus Francke (Ham-
burg) 
Karsten D. Voigt (Frankfurt) 
Ulrich Irmer 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 12/7386 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Klaus Rose 
Dr. Sigrid Hoth 
Ernst Waltemathe 

g) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Rechts-
pflegergesetzes und anderer Gesetze 

— Drucksache 12/6243 — 
(Erste Beratung 199. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 12/7277 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Joachim Gres 
Dr. Eckhard Pick 

h) Zweite Beratung und Schlußabstimmung 
des von der Bundesregierung eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Über-
einkommen vom 15. Juni 1990 über die 
Bestimmung des zuständigen Staates für 
die Prüfung eines in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Gemeinschaften gestell-
ten Asylantrags (Dubliner Übereinkom-
men) 

— Drucksache 12/6485 — 
(Erste Beratung 206. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Be richt des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 12/7381 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Gerd Wartenberg (Berlin) 
Michael Stübgen 
Wolfgang Lüder 

i) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur steuerlichen Entlastung 
von Grenzpendlern und anderen be-
schränkt steuerpflichtigen natürlichen Per-
sonen (Grenzpendlergesetz) 

— Drucksache 12/6476 — 
(Erste Beratung 202. Sitzung) 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 12/7427 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Karl H. Fell 
Dr. Walter Hitschler 
Günter Oesinghaus 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 12/7428 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dieter Pützhofen 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 

j) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Bildung und 
Wissenschaft (21. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
F.D.P. 
Aktionsprogramm SOKRATES und 
LEONARDO 

— Drucksachen 12/6939, 12/7274 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Egon Jüttner 
Siegfried Vergin 
Dirk Hansen 

k) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem 
Antrag des Bundesministeriums der Finan-
zen 
Einwilligung in die Veräußerung einer 
Teilfläche der ehemaligen WGT-Garnison 



19418 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg 

in Halle-Heide an das Land Sachsen-Anhalt 
gemäß § 64 Abs. 2 Bundeshaushaltsord-
nung 
— Drucksachen 12/6412, 12/7285 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Nils Diederich (Berlin) 
Adolf Roth (Gießen) 
Werner Zywietz 

1) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Überplanmäßige Ausgabe im Haushalts-
jahr 1992 bei Kapitel 10 02 Titel 656 54 —
Zuschüsse zur Sicherung der späteren 
Altersversorgung als Arbeitnehmer bei 
Abgabe landwirtschaftlicher Unternehmen 
(Nachentrichtungszuschüsse) 
— Drucksachen 12/2590, 12/7286 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Bartholomäus Kalb 
Dr. Sigrid Hoth 
Ernst Kastning 

m) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 
Bericht der Bundesregierung zur Verringe-
rung von Beteiligungen und Liegenschaf-
ten des Bundes 
— Drucksachen 12/6889, 12/7287 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Adolf Roth (Gießen) 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
Helmut Wieczorek (Duisburg) 

n) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem 
Antrag des Bundesministeriums der Finan-
zen 
Einwilligung gemäß § 64 Abs. 2 der Bun-
deshaushaltsordnung zur Veräußerung der 
von den britischen Streitkräften freigege-
benen bundeseigenen Wohnsiedlung in 
Soest 
— Drucksachen 12/6879, 12/7288 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Nils Diederich (Berlin) 
Adolf Roth (Gießen) 
Werner Zywietz 

o) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bun-
desregierung 
Aufhebbare Einhundertdreiundzwanzigste 
Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz 
— Drucksachen 12/6542, 12/7347 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Elke Leonhard-Schmid 

p) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bun-
desregierung 

Einunddreißigste Verordnung zur Ände-
rung der Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksachen 12/6543, 12/7348 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Josef Grünbeck 

q) Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 
Sammelübersicht 148 zu Petitionen 

— Drucksache 12/7335 — 

ZP3 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuß) zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
Friedliche Lösung des Kurdenproblems 

— Drucksachen 12/6858, 12/7224 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Friedrich Vogel (Ennepetal) 
Karsten D. Voigt (Frankfurt) 

Es handelt sich um Beschlußfassungen zu Vorlagen, 
zu denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Zu Tagesordnungspunkt 18i — Grenzpendlerge-
setz — liegen ein Entschließungsantrag und ein Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD vor. 

Zunächst Tagesordnungspunkt 18a: Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf über Umweltstatistiken auf den Druck-
sachen 12/6754 und 12/7397. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit hat mich gebeten, Ihnen folgende 
Berichtigung bekanntzugeben. In der Beschlußemp-
fehlung auf Drucksache 12/7397 ist bei Art. 1 § 2 Abs. 
2 versehentlich der Satz 2 vergessen worden. Sowohl 
unter „Entwurf" als auch unter „Beschlüsse des 
17. Ausschusses" ist der Satz hinzuzufügen: 

Die Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes 
umfaßt den Acker-, Garten- und Dauerkultur

-

bau. 

Ich nehme an, daß Sie das alles mitbekommen 
haben. 

Ich bitte nunmehr diejenigen, die dem Gesetzent-
wurf in der Ausschußfassung mit der vorgetragenen 
Berichtigung zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei 
Enthaltung der SPD-Fraktion mit Zustimmung der 
Koalitionsfraktionen angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Wer dem Ganzen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Mit Zustim-
mung der Koalitionsfraktionen bei Enthaltung des 
Rests des Hauses angenommen. 

Tagesordnungspunkt 18d: Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Änderungs-
entwurf zum Gesetz über die Errichtung einer Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder". Er liegt Ihnen auf 
Drucksache 12/6848 vor. Der Ausschuß für Familie 
und Senioren empfiehlt auf Drucksache 12/7361, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 
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Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zuzu-
stimmen wünschen, um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung 
von Frau Köppe haben alle übrigen zugestimmt. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Wer dem Ganzen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Mit den glei-
chen Mehrheitsverhältnissen ist der Gesetzentwurf 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 18 e: Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Änderung von Vorschriften über die Deut-
sche Bundesbank. Er liegt Ihnen auf den Drucksachen 
12/6909 und 12/7346 vor. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. — Wer ist dagegen? — Enthaltungen? — Bei 
Enthaltung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit 
Zustimmung der übrigen Fraktionen angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Wer dem Ganzen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer ist 
dagegen? — Enthaltungen? — Mit den gleichen 
Mehrheitsverhältnissen ist der Gesetzentwurf ange-
nommen. 

Tagesordnungspunkt 18f: Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf über den Beitritt der Griechischen Republik zur 
WEU und über die assoziierte Mitgliedschaft der 
Republik Island, des Königreichs Norwegen und der 
Republik Türkei in der WEU. Er liegt Ihnen auf der 
Drucksache 12/5439 vor. Der Auswärtige Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 12/7385, den Gesetzent-
wurf unverände rt  anzunehmen. 

Wer dem Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Offensichtlich keiner. Einstimmig 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 18g: Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Änderung des Rechtspflegergesetzes und 
anderer Gesetze. Das liegt Ihnen auf den Drucksachen 
12/6243 und 12/7277 vor. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Bei Enthaltung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ange-
nommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Wer dem Ganzen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist der 
Gesetzentwurf mit der gleichen Mehrheit wie in der 
zweiten Lesung angenommen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 18h: 
Abstimmung über den von der Bundesregierung ein

-

gebrachten Gesetzentwurf zum Dubliner Überein-
kommen, Drucksache 12/6485. Der Innenausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 12/7381, den Gesetzent-
wurf unverändert anzunehmen. Wer dieser Beschluß-
empfehlung zu folgen gedenkt, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Enthaltungen? 
— Der Gesetzentwurf ist angenommen. 

Tagesordnungspunkt 18i: Abstimmung über den 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Grenzpendlergesetzes, Drucksachen 12/6476 
und 12/7427. Hierzu gibt es einen Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD. Dieser liegt Ihnen auf Drucksa-
che 12/7440 vor. 

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag 
abstimmen. Wer für den Änderungsantrag ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich? — Dieser Änderungsantrag 
ist bei Enthaltung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen abgelehnt. 

Jetzt lasse ich über den Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung abstimmen. Wer stimmt dem Ge-
setzentwurf in der Ausschußfassung zu? —Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Bei unterschiedlichem 
Abstimmungsverhalten der SPD-Fraktion und Enthal-
tung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist der Gesetz-
entwurf angenommen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Die SPD hat sich zum Teil enthalten und zum Teil 
dagegen gestimmt. Ich kann das jetzt im einzelnen 
aufzählen, Herr Kollege. 

Wie dem auch ist, der Gesetzentwurf ist in zweiter 
Beratung mit der Mehrheit der Koalitionsfraktion 
angenommen. 

Wir kommen zur 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung. Diejenigen, die dem Gesetz-
entwurf zustimmen wollen, bitte ich, sich zu erheben. 
— Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei 
nunmehr geschlossenem Abstimmungsverhalten der 
SPD-Fraktion und bei Enthaltung von BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN ist der Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen angenommen. 

Dann haben wir noch über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD zu Tagesordnungspunkt 18 i 
auf Drucksache 12/7433 abzustimmen. Wer stimmt 
diesem Entschließungsantrag zu? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der 
Abgeordneten Köppe ist der Antrag mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen abgelehnt worden. 

Tagesordnungspunkt 18j: Beschlußempfehlung des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft zu dem 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. 
zu den Aktionsprogrammen SOKRATES und LEO-
NARDO. Dieser liegt Ihnen auf Drucksache 12/7274 
vor. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Druck-
sache 12/6939 anzunehmen. Wer stimmt dieser 
Beschlußempfehlung zu? — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die Abgeordnete Frau Köppe hat 
sich enthalten. Ansonsten ist die Beschlußempfehlung 
einstimmig angenommen. 
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Tagesordnungspunkt 18k: Beschlußempfehlung 
des Haushaltsausschusses zur Veräußerung eines 
bundeseigenen Grundstückes in Sachsen-Anhalt. 
Dies liegt Ihnen auf den Drucksachen 12/6412 und 
12/7285 vor. Wer stimmt dieser Beschlußempfehlung 
zu? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei 
Enthaltung der Abgeordneten Frau Köppe einstimmig 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 181: Beschlußempfehlung des 
Haushaltsausschusses zu einer überplanmäßigen 
Ausgabe im Haushaltsjahr 1992, Drucksachen 
12/2590 und 12/7286. Wer stimmt dieser Beschluß-
empfehlung zu? — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Mit den gleichen Mehrheitsverhältnissen 
wie eben angenommen. 

Tagesordnungspunkt 18m: Beschlußempfehlung 
des Haushaltsausschusses zum Bericht der Bundesre-
gierung zur Verringerung von Beteiligungen und 
Liegenschaften des Bundes. Dies liegt Ihnen vor auf 
den Drucksachen 12/6889 und 12/7287. Wer stimmt 
dieser Beschlußempfehlung zu? — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN einstimmig angenommen *). 

Tagesordnungspunkt 18n: Beschlußempfehlung 
des Haushaltsausschusses zur Veräußerung einer 
bundeseigenen Wohnsiedlung in Soest, Drucksachen 
12/6879 und 12/7288. Wer stimmt dieser Beschluß-
empfehlung zu? — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Bei Enthaltung der Abgeordneten Frau 
Köppe einstimmig angenommen. 

Tagesordnungspunkt 18 o: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Wirtschaft zur Änderung der 
Einfuhrliste, Drucksachen 12/6542 und 12/7347. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. 

Tagesordnungspunkt 18p: Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Wirtschaft zur Änderung der 
Außenwirtschaftsverordnung, Drucksachen 12/6543 
und 12/7348. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? —
Mit denselben Mehrheitsverhältnissen wie eben 
angenommen. 

Tagesordnungspunkt 18 q: Beschlußempfehlung 
des Petitionsausschusses auf Drucksache 12/7335. 
Das ist die Sammelübersicht 148. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Bei Enthaltung von BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN angenommen. 

Zusatzpunkt 3: Beschlußempfehlung des Auswärti-
gen Ausschusses zu dem Antrag der Fraktion der SPD 
zu einer friedlichen Lösung des Kurdenproblems, 
Drucksachen 12/6858 und 12/7224. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Abgeordne-
ten Köppe angenommen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Schluß der Tagesordnungspunkte, über die ohne 
Debatte beraten wird. 

Wir kommen jetzt zur Fragestunde. Dazu übergebe 
ich den Vorsitz an den Kollegen Becker. 

*) Erklärung nach § 31 GO siehe Anlage 2 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, wie Herr Vizepräsident Cronenberg schon 
angekündigt hat, kommen wir jetzt zu Punkt 1 der 
Tagesordnung: 

Fragestunde 
— Drucksache 12/7356 — 

Ich rufe zuerst den Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramtes auf. 

Zur Beantwortung steht uns Herr Staatsminister 
Bernd Schmidbauer zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 3 der Frau Abgeordneten Ing rid 
Köppe auf: 

Welchen Inhalt hatten das von dem iranischen Minister 
Fallahian anläßlich seiner Unterredungen Anfang Oktober 1993 
mit dem Staatsminister im Bundeskanzleramt, Bernd Schmid-
bauer — ausweislich eines Protokollvermerks des Bundeskanz-
leramtes hierüber —, vorgetragene „Paket" von „Maximalfor-
derungen" sowie die von Staatsminister Bernd Schmidbauer 
daraufhin angeregten Maßnahmen zur „politischen Schadens-
begrenzung" nach dem „Mykonos"-Attentat, und welche dieser 
wechselseitigen Vorschläge sind inzwischen realisiert wor-
den? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister beim Bundes-
kanzler: Frau Kollegin, zum Inhalt des „Pakets" von 
„Maximalforderungen" gehörte u. a. auch, daß von 
deutscher Seite auf den  Mykonos -Prozeß eingewirkt 
werden sollte. Darüber hinaus gibt die Bundesregie-
rung, wie ich schon mehrfach gesagt habe, keine 
öffentlichen Erklärungen über den Inhalt der Gesprä-
che ab, damit deren zentraler Zweck, nämlich die 
Lösung konkreter humanitärer Härtefälle, nicht 
gefährdet wird. 

Die Parlamentarische Kontrollkommission ist von 
mir über Verlauf und Inhalt der Gespräche im einzel-
nen unterrichtet worden und hat den Grund, warum 
ich diese Gespräche geführt habe, ausdrücklich unter-
stützt. 

Im übrigen steht in dem Protokollvermerk, den Sie 
ja insoweit genau kennen, ganz eindeutig, in welchem 
Sinne ich die iranische Seite zur politischen Schadens-
begrenzung aufgefordert habe. Diese Aufforderung 
ist so einfach zu verstehen, daß ich mich über Ihre 
Frage in dieser Weise nur wundern kann. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin 
Köppe. 

Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie 
haben noch nicht den zweiten Teil der Frage beant-
wortet, der da lautete: Welche dieser wechselseitigen 
Vorschläge sind inzwischen realisiert worden? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister: Liebe Frau 
Köppe, es war wieder so eindeutig, daß ich mich 
wieder nur wundern kann, in welcher Weise Sie 
insistieren, wenn ich Ihnen deutlich sage, daß die 
Parlamentarische Kontrollkommission im einzelnen 
und detailliert informiert wurde, ich auch jederzeit für 
Gespräche zur Verfügung stehe, wenn es um Punkte 
geht, die vielleicht nicht klar sein sollten, ich aber in 
der Öffentlichkeit über dieses Paket aus gutem Grund 
keine Antworten geben kann. Ich habe hier in der 
Fragestunde und auch zu einem anderen Zeitpunkt 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 	19421 

Staatsminister Bernd Schmidbauer 

wiederholt betont, daß es Möglichkeiten gibt, sich hier 
zu informieren. 

Ich will  auch nicht verschweigen, daß ich es sehr 
begrüße — es hat mir auch sehr gutgetan in dieser 
Phase —, daß alle Fraktionen, die in der PKK vertreten 
sind, dies verstanden und gebilligt haben. Sicher 
besteht auch für Sie die Möglichkeit, sich im einzelnen 
zu informieren. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin 
Köppe. 

Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): In wel-
chem Zusammenhang mit den Gesprächen bzw. Non-
gesprächen einerseits mit Fallahian sowie anderer-
seits mit der iranischen Parlamentarierdelegation 
unter Leitung eines Mitglieds des Nationalen Sicher-
heitsrates des Iran im Januar 1994 stehen denn dann 
folgende, wie ich meine, auffällige Entgegenkommen 
der Bundesregierung gegenüber dem Iran, nämlich 
erstens die Entfernung eines einschlägigen BND-
Vermerks aus den Mykonos-Ermittlungsakten auf 
Veranlassung des Bundeskanzleramtes und zweitens 
die Beiordnung zweier Pflichtverteidiger für den im 
Mykonos-Verfahren angeklagten Amin, welche nach 
einer Meldung der iranischen Zeitung KAR vom 
November 1993 mit dem BND bzw. dem Verfassungs-
schutz verbunden sein sollen? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister: Frau Kollegin, 
ich bin  hier der völlig falsche Ansprechpartner. Das 
Verfahren liegt in Berlin bei der Generalbundesan-
waltschaft und dem zuständigen Gericht. Die Begrün-
dung zu dem einen Vermerk, den Sie heranziehen, ist 
in diesem Verfahren gegeben worden. Soweit ich das 
beurteilen kann, ist sie eindeutig gegeben worden. Es 
sollte kein Sachinhalt unterschlagen werden, wie Sie 
das unterstellen, sondern es ging und geht hier einzig 
und allein — das können das Ge richt und auch die 
zuständigen Ermittlungsbehörden beurteilen — um 
den Schutz einer Quelle. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Jetzt kommen wir 
zur Frage 4 der Frau Abgeordneten Köppe: 

Wann wird der Staatsminister im Bundeskanzleramt Bernd 
Schmidbauer — auch unter Berücksichtigung des Rücktritts 
seines Amtsvorgängers Ende 1991 aufgrund unzutreffender 
Auskünfte gegenüber dem Deutschen Bundestag — die gebote-
nen Konsequenzen aus dem Umstand ziehen, daß er auf mehr-
fache Anfragen im Deutschen Bundestag, ob die geführten 
Unterredungen mit dem iranischen Minister Fallahian im Okto-
ber 1993 sich auch auf den „Mykonos"-Prozeß bezogen hätten, 
unzutreffend geantwortet hat? *) 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister: Daß Sie, Frau 
Kollegin Köppe, mir trotz meiner klaren, unzweideu-
tigen Antwort auf Ihre schon in der vergangenen 
Woche gestellte Frage den Vorwurf machen, auf Ihre 
Anfragen im Bundestag unzutreffend geantwortet zu 
haben, läßt mich an der Fähigkeit zum richtigen 
Verständnis meiner Antwort sehr zweifeln. In eindeu-
tiger, klarer Weise habe ich Ihnen diese Antwort 

*) Nach Auffassung von Präsidium und Ältestenrat war diese 
Frage nicht zulässig, weil sie ehrenrührige Unterstellungen 
enthält. 

gegeben. Ich erspare mir deshalb auch die Wiederho-
lung dieser Antwort. Sie ist mittlerweile veröffent-
licht. 

Ich gehe auch nicht näher auf Ihren menschlich 
fragwürdigen Versuch ein, bei dieser Gelegenheit die 
Erinnerung an einen verstorbenen Kollegen, der sich 
große Verdienste um unser Land erworben hat, ins 
Negative zu ziehen. Dabei wissen Sie als Mitglied des 
1. Untersuchungsausschusses doch ganz genau um 
die Hintergründe der damaligen Vorgänge und hätten 
deshalb nicht zu dieser Aussage kommen dürfen. 

Aus meiner Antwort von voriger Woche ist mit aller 
nur wünschenswerten Klarheit zu erkennen, daß ich 
den Versuch, den Mykonos-Prozeß zum Gegenstand 
des Gesprächs zu machen, kategorisch unterbunden 
habe. Daran können Sie auch durch noch so viele 
weitere Variationen bei der Formulierung Ihrer Fra-
gen nichts ändern. All diejenigen, die den normalen 
Sprachgebrauch in der Politik verstehen, haben, 
glaube ich, auch sehr gut verstanden, was ich dazu 
gesagt habe. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin 
Köppe. 

Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Schmidbauer, Sie haben in der Vergangenheit hier im 
Parlament erklärt, Fallahians Besuch habe nicht mit 
den Ermittlungen zum Fall Mykonos — ich zitiere — 
im Zusammenhang gestanden. Dann haben Sie wei-
terhin erklärt, das Mykonos-Verfahren habe — ich 
zitiere — keinen Gegenstand dieser Gespräche gebil-
det. Darüber hinaus haben Sie auf die Frage des 
Abgeordneten Gansel formuliert — ich zitiere —: „Die 
Gespräche mit Minister Fallahian ... standen in 
keinem Zusammenhang mit dem Fall  Mykonos."  

Wie wir inzwischen wissen, haben Sie bei diesen 
Gesprächen natürlich mit Fallahian über den Fall 
Mykonos gesprochen. Ich möchte Sie fragen: Sind Sie 
tatsächlich der Auffassung, daß solcherlei semanti-
sche Spitzfindigkeiten, wie Sie sie hier vortragen, den 
sich aufdrängenden Eindruck beseitigen können, daß 
Sie gegenüber dem Deutschen Bundestag die 
Unwahrheit gesagt haben? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister: Frau Kollegin, 
ich wehre mich ganz entschieden gegen diese Unter-
stellungen am laufenden Band im Plenum des Deut-
schen Bundestages. Die PKK hat lückenlos die Proto-
kollvermerke eingesehen und hat lückenlos gesehen, 
was Gegenstand der Verhandlungen war und was 
nicht. Wenn irgendein Gesprächspartner den Wunsch 
hat, etwas zu besprechen und dieser Wunsch abge-
lehnt wird, dann können Sie nicht behaupten, daß 
darüber gesprochen wurde. 

Ich sage noch einmal: Es ist ein skandalöser Vor-
gang, mir dies zu unterstellen. Ich stehe zu jedem Satz 
in der Fragestunde und zu meinen Äußerungen in 
diesem Plenum. Was Sie hier nicht nur einem verstor-
ben Kollegen, sondern auch mir zu unterstellen ver-
suchen, geht an  die Grenze des Machbaren. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Kollegin 
Köppe, noch eine Zusatzfrage. 
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Ingrid Köppe (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Aber 
Sie sind doch, inzwischen jedenfalls, bereit zuzuge-
ben, daß über den Wunsch von Fallahian, nämlich das 
Mykonos-Verfahren niederzuschlagen, bei diesem 
Gespräch am 7. Oktober 1993 gesprochen wurde? 

Bernd Schmidbauer, Staatsminister: Ich bin über-
haupt nicht bereit, Ihnen etwas zuzugestehen, wenn 
Sie in Ihren Fragestellungen ständig Unterstellungen 
vorbringen. 

Nehmen Sie zur Kenntnis — Sie haben selbst das 
Protokoll; ich zitiere jetzt aus diesem Protokoll —: 
„Staatsminister lehnt weitere Verhandlungen auf der 
Grundlage ... ab."  Es geht dann weiter: „Staatsmi-
nister — — 

(Ingrid Köppe [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie haben darüber gesprochen! Das ist die 

Frage!) 
— Ich bitte Sie doch inständig, einmal zur Kenntnis zu 
nehmen: Wenn ein Gesprächspartner einen Wunsch 
hat und der Wunsch sofort abgelehnt wird, dann gibt 
es keine Gespräche darüber, keine Verhandlungen, 
sondern da gibt es ein miserables Ergebnis der 
Gespräche, wie sich herausgestellt hat. Das ist Ihnen 
übrigens sehr geläufig; denn Sie zitieren aus diesem 
Protokoll, das von mir persönlich dem Ge richt über-
geben wurde. 

(Ingrid Köppe [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Weil daraus hervorgeht, daß Sie darüber 

gesprochen haben!)  
Ich weiß nicht, wie Sie dazu kommen, hier solche 
Unterstellungen vorzutragen. 

Ich habe Ihnen noch einmal gesagt: Ich verbitte mir 
diese Unterstellungen in diesem Parlament. Ich bin 
auch Angehöriger dieses Parlaments und weiß, wie 
ich mit dem Parlament umzugehen habe. Ich bin 
bislang mit Sicherheit auch dafür bekannt, daß ich 
immer einen Ausgleich suche und, wenn offene Fra-
gen sind, gern bereit bin, auch mit oppositionellen 
Mitgliedern dieses Hauses zu sprechen. 

Suchen Sie das Gespräch, aber versuchen Sie nicht, 
in der Öffentlichkeit einen solchen Eindruck zu 
erwecken, und zwar mit allen Möglichkeiten, die 
offensichtlich genutzt werden, auch wenn ich an 
bestimmte Pressemitteilungen in dieser Woche 
denke. Es ist eine Unterstellung, die Sie hier vortra-
gen. Es sind keine Fragen, die eine solide Grundlage 
hergeben. 

Im übrigen: Ziehen Sie bitte nicht die Kollegen einer 
anderen Fraktion als Beispiel heran. Diese Kollegen 
wissen, wovon sie reden, sie wissen auch, welche 
Fragen sie gestellt und welche Antworten sie bekom-
men haben. Ich will Ihnen noch einmal deutlich sagen: 
Auch mit diesen Kollegen gab es ausführliche und 
längere Gespräche im Rahmen der Parlamentarischen 
Kontrollkommission. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich kenne die Auseinander-
setzungen und die vorangegangenen Fragestunden 
nicht, nicht die Fragen und nicht die Antworten, aber 
auf eines will  ich aufmerksam machen: Wir haben eine 
Geschäftsordnung. In dieser Geschäftsordnung steht 
in Anlage 4: 

Die Fragen müssen kurz gefaßt sein und eine 
kurze Beantwortung ermöglichen. Sie dürfen 
keine unsachlichen Feststellungen oder Wertun-
gen enthalten. Jede Frage darf in zwei Unterfra-
gen unterteilt sein. 

Ich sage nur allgemein, welche Geschäftsgrundlage 
wir haben. Den Fall selbst kann ich nicht beurtei-
len. 

Herr Staatsminister, herzlichen Dank für Ihre 
Anwesenheit und die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers des Auswärtigen Amtes. Zur Beantwor-
tung steht uns Herr Staatsminister Helmut Schäfer zur 
Verfügung. 

Zunächst rufe ich die Frage 9 unseres Kollegen 
Friedhelm Julius Beucher auf: 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen oder 
was hat sie bereits unternommen, um die Einreise deutscher 
Neonazis nach Südafrika, die die Ausübung eines Anschlages 
auf Nelson Mandela zum Ziel haben, zu verhindern? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Der Bundesregierung ist bekannt, daß einzelne 
deutsche Rechtsextremisten in Südafrika Aktivitäten 
entfalten. Es liegen jedoch keine konkreten Anhalts-
punkte vor, daß deutsche rechtsextremistische Grup-
pierungen oder Einzeltäter einen Anschlag auf Nel-
son Mandela planen. Unabhängig von der Visafrei-
heit für Reisen Deutscher nach Südafrika kann die 
Bundesregierung wegen der Freizügigkeit Ausreisen 
nach Südafrika nicht verhindern, solange keine kon-
kreten Hinweise für denkbare strafrechtlich relevante 
Handlungen vorliegen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Beu-
cher, Zusatzfrage. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatsmi-
nister, ist Ihnen in diesem Zusammenhang bekannt, 
daß Herr Busse, der Vorsitzende der FAP, in einer 
Fernsehsendung am 6. April 1994 geäußert hat, daß 
der Gewalt von Herrn Mandela notfalls auch mit 
deutscher Gewalt begegnet werden müsse? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
pflege nicht alle Äußerungen, die im deutschen Fern-
sehen gemacht werden, zu verfolgen, vor allem nicht 
die Aussagen von Leuten, die überhaupt keine Bedeu-
tung haben. Ich glaube, wir sollten Äußerungen 
einzelner Figuren, die sich der rechtsradikalen Szene 
zuordnen, nicht so bedeutend machen, daß wir sie hier 
zum Gegenstand unserer Diskussion erheben. 

Ich glaube nicht, daß wir uns den Vorwurf machen 
können, irgendwelche Aktivitäten von Rechtsextre-
misten in Südafrika zu unterstützen oder leichtfertig 
nicht zur Kenntnis zu nehmen. Wir sind gerade im 
Hinblick auf die Vorbereitung dieser Wahlen im Sinne 
derer sehr aktiv geworden, die sich zur Wahl stellen, 
auch im Sinne von Nelson Mandela. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere 
Zusatzfrage des Kollegen Brecht, bitte. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatsminister, sind 
Ihnen Verbindungen zwischen der deutschen rechts- 
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extremen Szene und den südafrikanischen Rechtsex-
tremisten bekannt, und würde es sich vor solch einem 
Hintergrund nicht anbieten, die Reisetätigkeit von 
Rechtsradikalen durch den Verfassungsschutz über-
prüfen zu lassen? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Es ist natürlich 
ungemein schwierig, die Reisetätigkeiten aller der 
rechten Szene im weitestgehenden Sinne zuzuord-
nenden Personen nach Südafrika zu verfolgen. Sie 
müßten dann schon vorher in der Lage sein, alle diese 
möglicherweise Reisenden ständig zu überwachen. 
Dies ist gar nicht möglich. 

Wir sind darüber informiert, daß es in Publikationen 
deutscher Rechtsextremisten — wie bei solchen Äuße-
rungen, die der Kollege Beucher genannt hat —
gelegentlich Zustimmung zum politischen Vorgehen 
der dortigen Rechtsextremen, der weißen radikalen 
Szene gegeben hat. Es gab wohl auch Kontakte 
einzelner. Wir wissen ja, daß Deutsche im März bei 
einem Schußwechsel verhaftet worden sind. Aber 
man kann auch nicht in allen Fällen, wo Sympathie für 
den Rechtsextremismus in Südafrika zum Ausdruck 
gebracht wird, davon ausgehen, daß dies immer die 
rechtsextreme Szene ist. Es gibt auch in Südafrika 
selbst Abenteurer, Söldner, Figuren, die sich in dieser 
Gegend schon lange herumtreiben, so daß es sehr, 
sehr schwer sein würde, alle diejenigen, die Sympa-
thien für den Rechtsextremismus in Südafrika haben, 
zu überwachen oder bei ihrer Reisetätigkeit so zu 
kontrollieren, daß wir völlig ausschließen können, daß 
einer von ihnen dorthin fährt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zusatzfrage des 
Kollegen Klaus Kübler. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Herr Staatsminister, hat die 
Bundesregierung die Absicht, diese Frage in der 
Zukunft mit der südafrikanischen Regierung intensiv 
zu besprechen? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Solange es sich 
nicht um intensive Bemühungen von wirklich bedeu-
tenden Kräften in Deutschland handelt, haben wir 
nicht die Absicht, mit der südafrikanischen Regierung 
darüber zu sprechen. Eher käme wohl die südafrika-
nische Regierung auf uns zu, wenn tatsächlich die 
Gefahr bestünde, daß sich deutsche Rechtsextreme in 
großem Umfang oder in gefährlicher Weise mit 
Rechtsextremen in Südafrika verbinden. Aber Sie 
können sicher sein, daß wir im Kontakt mit der 
südafrikanischen Regierung darauf achten werden, 
daß eine solche Entwicklung nicht eintritt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Nunmehr rufe ich 
die Frage 10 unseres Kollegen Friedhelm Ju lius Beu-
cher auf: 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung ergreifen oder 
hat sie bereits unternommen, um ihre Erkenntnisse über Aktio-
nen und Aufenthalt deutscher Rechtsradikaler in Südafrika an 
die für die Sicherheit Nelson Mandelas und weiterer gefährdeter 
Personen zuständigen südafrikanischen Stellen weiterzuge-
ben? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege Beu-
cher, die Bundesregierung nimmt die kürzlichen Vor-

fälle in Südafrika ernst und beobachtet die weitere 
Entwicklung der Situation sorgfältig. Es ist sicherge-
stellt, daß etwaige Erkenntnisse über geplante Aktio-
nen deutscher Rechtsextremisten unverzüglich den 
zuständigen südafrikanischen Sicherheitsbehörden 
und damit auch den für den Personenschutz von 
Nelson Mandela und anderen möglicherweise gefähr-
deten Personen Zuständigen weitergeleitet werden. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herzlichen Dank, 
Herr Staatsminister. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Die Frage 11 unseres Kollegen Claus Jäger soll 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Somit kommen wir zu Frage 12 unseres Kollegen 
Dr. Klaus Kübler: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, einen Bei-
trag gemeinsam mit anderen europäischen Staaten zu einer 
politischen Lösung in Ruanda, einem Land, mit dem Deutsch-
land historisch und aktuell eng verbunden ist, zu leisten, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für humani-
täre Hilfsaktionen in Ruanda? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege Küb-
ler, die Bundesregierung betrachtet die seit dem 
6. April in Ruanda anhaltenden gewaltsamen Ausein-
andersetzungen mit großer Sorge. Die Bundesregie-
rung hat daher, zunächst im Rahmen humanitärer 
Soforthilfemaßnahmen, verschiedenen Hilfsorgani-
sationen bisher insgesamt 1,45 Millionen DM für die 
notleidende ruandische Bevölkerung zur Verfügung 
gestellt; im einzelnen dem Internationalen Komitee 
des Roten Kreuzes 500 000 DM zur Versorgung und 
Evakuierung von Verletzten, dem Deutschen Caritas-
verband 350 000 DM zum Ankauf und Tr ansport von 
Medikamenten, dem Malteser-Hilfsdienst 292 000 
DM für die medizinische Notversorgung in Ruanda 
lebender burundischer Flüchtlinge und schließlich 
dem Deutschen Roten Kreuz 308 000 DM für allge-
meine Hilfsmaßnahmen in Ruanda. 

Die Bundesregierung begrüßt die regionalen Bemü-
hungen zur Konfliktlösung und unterstützt im Rahmen 
der Europäischen Union die Initiative des tansani-
schen Präsidenten zu einem Treffen zwischen der 
Ruandischen Patriotischen Front und der provisori-
schen ruandischen Übergangsregierung in Arusha. 
Die für den 23./24. April 1994 vorgesehene erste 
Gesprächsrunde dort, an der auch der deutsche Bot-
schafter in Daressalam als Beobachter teilnehmen 
sollte, kam wegen Nichterscheinens der ruandischen 
Regierungsdelegation nicht zustande. Präsident Mwi-
nyi von Tansania setzt seine Bemühungen um eine 
Lösung des Konfliktes in diesem Sinne fort. 

Die EU hat in zwei öffentlichen Erklärungen vom 
12. April 1994, 18. April 1994 und einem gemeinsa-
men Kommunique vom 25. April 1994 die gewaltsa-
men Ausschreitungen in Ruanda verurteilt und die 
Verantwortlichen aufgefordert, auf der Basis des 
Arusha-Friedensvertrages nach einer politischen 
Lösung des Konflikts zu suchen. Möglichkeiten wei-
terer humanitärer Hilfsmaßnahmen werden in enger 
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Abstimmung mit den vor Ort tätigen Hilfsorganisatio-
nen geprüft. Die Lage vor Ort macht es allerdings sehr 
schwierig, die Hilfsgüter zu den notleidenden Men-
schen zu bringen. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Eine Zu-
satzfrage des Kollegen Klaus Kübler. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Herr Staatsminister, wir 
gehen wohl übereinstimmend davon aus, daß es sich 
hier um einen Völkermord h andelt. Ist die Bundesre-
gierung bereit, zu prüfen, ob nicht auch ein öffentli-
cher Appell des Bundeskanzlers — es gab ja verschie-
dene öffentliche Appelle von verantwortlichen Per-
sönlichkeiten — hier eine gewisse Funktion haben 
könnte? Ist die Bundesregierung deshalb bereit, zu 
prüfen, ob sich auch der Bundeskanzler in der Form 
äußert und ob er dazu auffordert, diesen Völkermord 
zu beenden? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, der 
Bundesaußenminister hat einen solchen Appell an die 
kämpfenden Parteien in Ruanda gerichtet. Aber 
gestatten Sie mir, als ein — wenn ich mir erlauben 
darf, das zu sagen — erfahrener Außenpolitiker zu 
sagen, daß Appelle in einer Situation, in der im Busch 
gekämpft wird, nur sehr schwer vermittelbar sind. 

Ich glaube, wir sollten vor allem darauf setzen, daß 
jetzt tatsächlich die Nachbarstaaten — insbesondere 
der tansanische Präsident, der sehr bemüht ist; der 
deutsche Botschafter wirkt ja mit — von uns unter-
stützt werden, damit es zu Gesprächen zwischen den 
sich befehdenden beiden Parteien — im wesentlichen 
sind das die Regierung und die Rebellen — kommt. 

Ich glaube, daß man auch seitens der Vereinten 
Nationen alles tun muß — wir sind gerne bereit, auch 
solche Appelle zu machen —, damit die schreckliche, 
grauenhafte Kampftätigkeit eingestellt wird, die 
inzwischen schon zu Zehntausenden von Toten 
geführt hat. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere 
Zusatzfrage des Kollegen Kübler. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Ich gehe davon aus, daß der 
Bundesregierung bekannt ist, daß Anfang nächster 
Woche der Übergangsaußenminister — oder wie 
immer man  das nennen mag — der bisherigen man

-

dischen Regierungsseite hier ist. Kann man davon 
ausgehen, daß die Bundesregierung alle Möglichkei-
ten ausschöpft, um auch auf ihn Druck auszuüben? 
Natürlich ist Ihnen und mir bewußt, wie relativ 
Appelle sind. Gleichwohl scheinen sie möglicher-
weise nicht ganz überflüssig zu sein. 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, alles 
was wir tun können, tun wir. Wenn der ruandische 
Außenminister kommt — mir ist das zwar schon 
angedeutet worden, aber wir sind noch nicht ganz 
sicher, ob es denn auch eintreten wird —, dann 
werden wir natürlich auch ihm sagen — verstehen Sie 
das auch als Appell! —, daß er und seine Partei alles 
tun müssen, um diesen grauenhaften Auseinanderset-
zungen ein Ende zu bereiten, d. h. daß sie vor allen 
Dingen auch bereit sein müssen, sich mit der anderen 
Seite, den Rebellen, zu treffen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine weitere 
Zusatzfrage des Kollegen Eberhard Brecht. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatsminister, 
sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, im 
Innern des Landes überhaupt zu helfen? Wenn dies 
sehr schwierig sein sollte: Meinen Sie, daß eine solche 
humanitäre Hilfe über die verbliebenen UNAMIR- 
Truppen in Ruanda möglich sein könnte? 

Helmut Schäfer, Staatsminister: Zunächst sehen wir 
unsere Hilfe, wie ich bereits ausgeführt habe, vor allen 
Dingen darin, daß wir Mittel zur Verfügung stellen, 
um den in Ruanda weiter tätigen humanitären Hilfsor-
ganisationen wie Rotes Kreuz, Malteser-Hilfsdienst, 
Caritas die Möglichkeit zu geben, diese Hilfsmittel der 
betroffenen Bevölkerung zu bringen, was sicherlich 
sehr schwierig ist, insbesondere in Gegenden, wo 
noch gekämpft wird. Unmittelbar durch uns selber 
wird das vorläufig nicht möglich sein. 

Sie wissen, daß auch die Angehörigen der deut-
schen Botschaft Ruanda wegen der Gefahrensituation 
verlassen mußten und daß nur insgesamt, wenn ich 
recht sehe, noch 13 Deutsche in Ruanda geblieben 
sind — auf eigenen Wunsch —, so daß wir im Moment 
kaum eine Möglichkeit haben, als Bundesregierung 
direkt tätig zu werden. Aber das geschieht über die 
humanitären Hilfsorganisationen und, sobald es mög-
lich ist — wenn die deutsche Botschaft wieder arbeiten 
kann —, sicher auch direkt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, die Frage 13 der Abgeordneten Dr. Elke 
Leonhard-Schmid soll schriftlich beantwortet werden. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit sind wir mit den Fragen zum Geschäftsbe-
reich des Bundesministers des Auswärtigen fertig. Wir 
bedanken uns, Herr Staatsminister, daß Sie da 
waren. 

Nun rufe ich als letzten Fragenkomplex den 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit auf. Zur Beant-
wortung steht uns Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Ulrich Klinkert zur Verfügung. 

Die Fragen 50 und 51 der Frau Abgeordneten Ina 
Albowitz sollen schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Da unser Kollege Karl Diller im Moment nicht 
anwesend ist, bitte ich Sie, Herr Staatssekretär, damit 
einverstanden zu sein, daß ich jetzt die Frage 53 des 
Kollegen Dr. Klaus Kübler aufrufe: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die konkreten Ergebnisse 
der am 21. und 22. April 1994 von der IAEO durchgeführten 
Tschernobyl-Sonderkonferenz, und in welcher Weise wird sie 
sich an der Umsetzung der Ergebnisse beteiligen? 

(Abg. Klaus Kübler [SPD] befindet sich auf 
der Höhe der Regierungsbank) 

— Herr Kollege Kübler, Sie können es auch von da aus 
machen; nicht von der Regierungsbank, daneben. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Da müssen Sie schon auf 
die F.D.P.-Bank ausweichen! Wir stellen sie 

Ihnen gern zur Verfügung!) 
Bitte sehr. 
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Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: 
Ziel der Tschernobyl-Sonderkonferenz der IAEO am 
21. und 22. April 1994 in Wien war es, über die 
Ergebnisse der IAEO-Mission vom 7. bis 18. März 
dieses Jahres zu berichten und diese mit Vertretern 
der Ukraine und Rußlands sowie westlicher Staaten zu 
erörtern. 

Die Diskussion hat die besorgniserregende Situa-
tion am Standort Tschernobyl bestätigt. Zugleich 
haben die Vertreter der ukrainischen Regierung 
erklärt, daß aus ihrer Sicht die Energieversorgungs-
lage der Ukraine ein Abschalten der Blöcke 1 und 3 
derzeit nicht erlaube und gegebenenfalls auch 
Block 2, der seit dem Turbinenbrand im Oktober 1991 
stillsteht, wieder in Betrieb genommen werden 
müsse. 

Die Ergebnisse der Konferenz werden in den lau-
fenden Prozeß der G-7-Verhandlungen für den Wirt-
schaftsgipfel in Neapel einfließen, um dort zu einer 
gemeinsamen Meinungsbildung zu kommen. 

Die Bundesregierung sieht sich durch die Ergeb-
nisse der Sonderkonferenz in ihrer Auffassung bestä-
tigt, daß die Blöcke 1 und 3 schnellstmöglich abge-
schaltet werden müßten und eine Wiederinbetrieb-
nahme von Block 2 vermieden werden müsse. 

Sie wird diesen Standpunkt in den internationalen 
Gremien, die sich mit dieser Frage beschäftigen, 
vertreten. 

Die Sonderkonferenz hat zugleich auch die proble-
matische Situation des verunglückten Reaktors 
Block 4, des sogenannten Sarkophags, bestätigt. Nach 
Auffassung der Bundesregierung ist es dringend 
erforderlich, ein tragfähiges Konzept für die Sanie-
rung des Sarkophags zu entwickeln. Dabei wird es 
darauf ankommen, schrittweise Lösungsansätze ge-
meinsam mit den zuständigen ukrainischen Behörden 
zu entwickeln. Die Bundesregierung wird die ukraini-
schen Behörden sowohl bilateral als auch im Rahmen 
des TACIS-Programms der Europäischen Union 
unterstützen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Klaus Kübler. Bitte. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Ist die Bundesregierung, 
Herr Staatssekretär, bereit, Überlegungen anzustel-
len, wenn sie bei ihren Verhandlungen und Unterre-
dungen mit der Ukraine im Gespräch ist, nun nicht 
konditional, aber zumindest überhaupt zu sagen, daß 
die Bundesrepublik ein so elementares Interesse an 
dieser Sicherheitsfrage hat, daß m an  dies nicht losge-
löst von allgemeinen Fragen der Unterstützung für die 
Ukraine sehen kann, und daß die Bundesregierung, 
wenn sie die Ukraine in erheblichem Maße unter-
stützt, auch von seiten der Ukraine ein Entgegenkom-
men in der Tschernobyl-Frage erwartet? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Die Bundesre-
gierung ist mit der Regierung der Ukraine im perma-
nenten Gespräch über die Verbesserung der Reaktor-
sicherheit und speziell über das Abschalten des Ke rn

-kraftwerkes Tschernobyl. Im übrigen entspricht es 
aber der Politik der Bundesregierung, zu versuchen zu 
helfen und nicht zu bestrafen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Noch eine weitere 
Zusatzfrage des Kollegen Kübler. Bitte. 

Dr. Klaus Kübler (SPD): Die Frage des Bestrafens 
würde ich so nicht sehen. Ich würde ebenfalls sagen: 
Man muß dieses der anderen Seite nicht in den Mund 
legen. Ich glaube, es ist auch die Sicherheit der 
Bundesrepublik von den Gefahren in Tschernobyl so 
essentiell betroffen, daß in meinen Augen die Bundes-
republik in der Tat alle Möglichkeiten ausschöpfen 
muß, daß es zu einer Stillegung kommt, und dazu 
gehört auch diese Überlegung. 

Ich bitte nochmal die Bundesregierung — ich wäre 
eigentlich für eine positivere Antwort dankbar —, daß 
sie versucht, alle Möglichkeiten einschließlich dieser 
auszuschöpfen. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kühler, ich glaube, daß ein restriktives Vorgehen der 
Bundesregierung und gar ein wirtschaftlicher Druck 
sich eher ins Gegenteil umkehren würden, weil dann 
die Regierung der Ukraine um so länger gezwungen 
wäre, mit diesem maroden Kraftwerk auszukom-
men. 

Im übrigen gebe ich Ihnen recht, daß wir alle 
diplomatischen Mittel nutzen sollten, um der Ukraine 
hier zu helfen und auch Wege aus dieser Krise 
aufzeigen zu können. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich rufe die letzte Frage in der Fragestunde 
auf. Es handelt sich um die Frage 52 des Abgeordne-
ten Karl Diller: 

Treffen die von Greenpeace gegenüber der Presse (vgl. 
„Trierischer Volksfreund" Nr. 91 vom 20. April 1994) behaupte-
ten Fakten, wie: jährlich rollen durch Trier 40 Bahntransporte mit 
Atommüll, teils mit relativ gering radioaktiven Brennelementen 
für Atomkraftwerke, teils mit hoch radioaktiven abgebrannten 
Brennelementen, teils mit Uranhexafluorid in jeweils lächerlich 
schwach geschützten Behältern, die weder einem Zusammen-
stoß bei 50 km/h noch einem Feuer mit einer Hitzeentwicklung 
von 800° standhalten, so daß ein Unglück im Stadtbereich 
von Trier dazu zwinge, möglichst schnell die ganze Stadt zu 
evakuieren, nach Kenntnis der Bundesregierung zu, oder wie ist 
jeweils der tatsächliche Sachverhalt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Die von Ihnen 
zitierten Pressebehauptungen treffen bezüglich der 
Schutzeigenschaften der Behälter und bezüglich 
eventueller Evakuierungen nicht zu. 

Auf dem Streckenabschnitt Perl-Apach — Grenz-
übergang zwischen den französischen Staatsbahnen 
und der Deutschen Bahn AG — bis Rangierbahnhof 
Trier-Ehrang finden im Jahr ca. 40 Schienentrans-
porte mit radioaktiven Stoffen, z. B. bestrahlte Brenn-
elemente, Uranhexafluorid, statt. 

Auf diesem Streckenabschnitt werden keine unbe-
strahlten Brennelemente mit Schienenfahrzeugen 
befördert. Für den Tr ansport von radioaktiven Stoffen 
mit entsprechend hohem Aktivitätsinventar dürfen 
nur unfallsichere Transportbehälter verwendet wer-
den, sogenannte Typ-B-Behälter, die einem Zusam-
menstoß mit größerer Geschwindigkeit als 50 km/h 
und den bei Transportunfällen zu erwartenden Brand-
belastungen einschließlich des genannten Feuers 
standhalten können. 



19426 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 

Parl. Staatssekretär Ulrich Klinkert 

Dies gilt auch für die Beförderung von mit Uran-235 
angereichertem Uranhexafluorid. Für Tr ansporte von 
Uranhexafluorid mit natürlicher Isotopenzusammen-
setzung ist die Verwendung von Typ-B-Behältern 
nicht notwendig, weil auf Grund des geringen radio-
logischen Gefährdungspotentials keine signifikante 
radiologische Gefährdung des Transportpersonals 
bzw. der Umgebungsbevölkerung bei einem Unfa ll  zu 
befürchten ist. 

Es ist nicht zu erwarten, daß bei einem Transport-
unglück im Stadtbereich von Trier Evakuierungen 
erforderlich wären. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Eine Zusatzfrage 
des Kollegen Karl Diller. 

Karl Diller (SPD): Herr Staatssekretär, vorausschik-
kend, daß ich das Hin- und Herfahren von atomaren 
Brennelementen und Müll nicht billige, möchte ich Sie 
darauf hinweisen, daß Ihre Antwort kein Grund zur 
Beruhigung ist, sondern zur Beunruhigung. Denn Ihre 
Abteilung sieht das Ganze unter atomrechtlichen 
Gesichtspunkten. 

Sie haben zugegeben, daß abgereichertes Uranhe-
xafluorid in Behältern des Typs A transportiert wird. 
Typ-A-Behälter sind aber nicht gegen Unfälle 
geschützt, zumindest nicht in dem Maße wie die 
Behälter des Typ B. Das bedeutet im Falle eines 
Unfalls, daß dieses abgereicherte Uranhexafluorid an 
die Luft treten kann. 

Wenn es an die Luft tritt, bildet es Flußsäure und 
andere ätzende Verbindungen, was nach einem Gut-
achten, das für die Stadt Saarbrücken von einem 
Professor Noack erstellt worden ist, bedeutet, daß in 
einem Umkreis von bis zu 600 Metern je nach Wind-
richtung bis zu 1 000 Todesfälle durch Verätzung der 
Atemwege eintreten können. 

Ich frage Sie angesichts dieser Tatsachen: Ist die 
Bundesregierung bereit, zu prüfen, daß aus diesen 
Gründen künftig auch abgereichertes Uranhexafluo-
rid in den sichereren Behältern des Typ B transportiert 
werden soll? 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Kollege Diller, 
bei nichtangereichertem Uranhexafluorid handelt es 
sich in der Tat um eine Substanz, die bei Austreten an 
die Luft zu Reaktionen führt, die auch schwere Stö-
rungen hervorrufen können. 

In diesem Zusammenhang unterliegt aber diese 
Substanz ähnlichen Voraussetzungen wie die Trans-
porte von anderen chemischen Substanzen. Ich erin-
nere hier an  Ammoniak- oder Chlortransporte. Für 
diese Transporte gelten einschlägige Sicherheitsvor-
schriften, die natürlich auch für den Tr ansport von 
Uranhexafluorid gelten. So gesehen bildet das Mate-
rial Uranhexafluorid in nichtangereicherter Form 
keine Ausnahme beim Transport von gefährlichen 
Stoffen. 

Ich erwähnte, daß alle übrigen Maßnahmen, die für 
den Transport von gefährlichen Stoffen einzuhalten 
sind, auch beim Transport einschließlich der Behälter 
von Uranhexafluorid in nichtangereicherter Form ein-
gehalten werden müssen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich muß Sie noch einmal auf das aufmerksam 
machen, was ich soeben aus der Geschäftsordnung 
zitiert habe. In der Fragestunde müssen die Fragen 
kurz gestellt werden und eine kurze Antwort ermög-
lichen. 

Wir neigen'— viele jedenfalls — dazu, Vorträge 
dazu zu halten, und fordern natürlich die Regierung 
auf, daß sie auch Vorträge hält. Ich erinnere noch 
einmal an die Regeln der Geschäftsordnung: kurze 
Fragen, kurze Antworten. 

Bitte, Kollege Diller. 
Bitte, Kollege Karl Diller. 

Karl Diller (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. Da 
auch bituminierte mittelaktive Abfälle auf ihrem 
Rückweg von der Wiederaufarbeitungsanlage in La 
Hague durch Trier gefahren werden, möchte ich Sie 
wegen der Gefahr eines Brandes — sie werden in 
Typ-A-Behältern transportiert — dringend bitten zu 
prüfen, ob man sie nicht in Typ-B-Behältern fahren 
soll; denn im Falle eines Brandes von länger als 
15 Minuten Dauer fängt das Bitumen an zu brennen 
und setzt seinen radioaktiven Inhalt frei. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär: Ich nehme 
diese Bitte zur Kenntnis. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, wir sind damit am Ende der Fragestunde. Wir 
bedanken uns bei Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Klinkert, für die Beantwortung dieser 
Fragen. 

Es gibt eine Vereinbarung, daß die Sitzung bis 
15 Uhr wegen einer Sondersitzung der CDU/CSU-
Fraktion unterbrochen wird. 

(Unterbrechung von 14.41 bis 15.03 Uhr) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Liebe Kollegen, 
liebe Kolleginnen, die unterbrochene Sitzung ist wie-
der eröffnet. Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 
auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Neuordnung zentraler Ein-
richtungen des Gesundheitswesens 
(Gesundheitseinrichtungen-Neuordnungs-
Gesetz — GNG) 
— Drucksachen 12/6551, 12/7112 — 
(Erste Beratungen 202. und 219. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Be richt des Aus

-

schusses für Gesundheit (15. Ausschuß) 
— Drucksache 12/7419 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Dieter Thomae 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(15. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Karl Hermann Haack (Extertal), Klaus 
Kirschner, Dr. Hans-Hinrich Knaape, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
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Reorganisation des Bundesgesundheitsamtes 
(BGA) als Bundesamt für Gesundheitsschutz 
— Drucksachen 12/6490, 12/7419 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Dieter Thomae 

Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung liegt ein 
Entschließungsantrag der Fraktion der SPD vor. Nach 
einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die gesamte 
Aussprache eine Stunde vorgesehen. Gibt es dazu 
irgendwelche anderen Meinungen? — Das ist nicht 
der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner dem Kollegen Dr. Paul Hoffacker das Wort. 

Dr. Paul Hoffacker (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Leider sind die 
Mitglieder meiner Fraktion noch in einer Sitzung, so 
daß wir hier nicht vollständig vertreten sind. Ich bitte 
also um Nachsicht. Ich denke, daß die übrigen gleich 
kommen werden. 

Die Genese dieses Beratungsvorgangs ist bekannt: 
Am 8. Oktober vergangenen Jahres berichtete Bun-
desminister Seehofer im Gesundheitsausschuß aus 
aktuellem Anlaß über die Bekämpfung der HIV-
Infektionen durch Blut und Blutprodukte. Ich nehme 
an, daß dieser Vorgang bekannt ist. Anschließend 
entstand eine besondere Dramatik, nachdem klar war, 
daß wir diese Zustände im Bundesgesundheitsamt so 
nicht hinnehmen konnten. 

Die CDU/CSU-Fraktion — ich darf auch sagen: die 
gesamte Koalition — hat von Anfang an den Beschluß 
einer solchen Neuordnung des Bundesgesundheits-
amts mitgetragen. Wir haben auch die Konsequenzen 
mitgestaltet. Logische und notwendige Folge dieser 
Entscheidung ist die heutige zweite und dritte Lesung 
dieses Entwurfs eines Gesetzes über die Neuordnung 
zentraler Einrichtungen des Gesundheitswesens. Die-
ser Gesetzentwurf setzt die sich aus unserer gemein-
samen Entscheidung ergebenden Konsequenzen um. 
Ich darf vorab bemerken: Auch das Gesetzgebungs-
verfahren im Ausschuß und insbesondere die Sach-
verständigenanhörung des Gesundheitsausschusses 
des Deutschen Bundestages haben für mich kein 
Argument gebracht, das die Richtigkeit dieses Kon-
zepts ernsthaft in Frage gestellt hätte. 

Nun frage ich: Wie war denn die Meinung der 
Opposition zum Zustand des Bundesgesundheitsam-
tes? Man könnte ja annehmen, daß es hier gravie-
rende Unterschiede gäbe. Dies nicht. In der gleichen 
Sitzung, am 8. Oktober 1993, haben sich die Kollegin-
nen und Kollegen von der SPD zu Äußerungen hinrei-
ßen lassen, die in der Dramatik, wie ich finde, kaum 
noch zu überbieten waren. Ich darf den Kollegen 
Schmidbauer zitieren, der damals äußerte: Wer 
schützt die Menschen vor dem Bundesgesundheits-
amt?, und dies, nachdem er zuvor das Bundesgesund-
heitsamt als ein Bermudadreieck gekennzeichnet 
hatte, woran sich eine ganze Legendenbildung 
anschloß. Ich meine, es ist notwendig, hier zu sagen, 
daß mit den Strukturfragen nicht Mitarbeiter oder die 
Qualifikation von Mitarbeitern in Frage gestellt wor-
den ist. Es liegt mir sehr daran, das hier in der zweiten 
und dritten Lesung festzuhalten. 

Auch der Kollege Haack hat damals starke Worte 
gefunden, 

(Karl Hermann Haack [Extertal] [SPD]: Rich-
tig! Tue ich auch heute wieder!) 

indem er meinte, das Bundesgesundheitsamt sei am 
Ende. Nachdem der Kollege klargestellt hatte, daß das 
Gesundheitsamt nicht mehr das Vertrauen der SPD-
Fraktion im Gesundheitsausschuß hatte, haben wir 
natürlich erwartet, daß in der politischen Handlung, 
im Umsetzungsverfahren auch etwas von der SPD 
kommt. Das ist nicht festzustellen. Es blieb vielmehr 
bei einem Antrag auf Einsetzung einer Expertenkom-
mission. 

Was also die Tatsachenfeststellung betrifft, darf ich 
zusammenfassen: Wir alle waren der Meinung, daß 
das BGA umgestaltet werden müsse. Das Ob war und 
ist also völlig klar. Aber das Wie bleibt streitig. Um 
dieses Wie geht es hier konkret. Deshalb darf ich mich 
zunächt den Vorschlägen zuwenden, die von der 
Opposition gemacht werden. 

Das von der SPD mit deren Antrag und jetzt auch 
einem zusätzlichen Entschließungsantrag vorgelegte 
Konzept war, so finden wir in der Koalition, zur 
Problemlösung ebensowenig geeignet, wie auch das 
Verhalten der Opposi tion bei den Ausschußberatun-
gen sehr wenig Interesse an einer gemeinsamen 
Problemlösung hat erkennen lassen. Sie haben, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, sowohl in Ihrem 
Antrag als auch bei den Ausschußberatungen, so 
scheint mir, ausschließlich auf Zeit gespielt, ohne das 
drängende Sachinteresse ernst zu nehmen und im 
Auge zu behalten. 

(Klaus Kirschner [SPD]: In welcher Aus-
schußsitzung waren Sie, Herr Kollege Hoff-
acker? — Karl Hermann Haack [Extertal] 
[SPD]: Erzählen Sie von der Anhörung im 

Reichstag!)  

— Darauf komme ich gleich, Herr Kollege Haack. 

Denn anders ist das Ziel des Antrags, die Einsetzung 
einer international besetzten Expertenkommission, 
überhaupt nicht zu verstehen. Sie wissen genauso gut  
wie ich, daß ein derartiges Gremium nicht geeignet ist 
und auch nicht geeignet wäre, 

(Klaus Kirschner [SPD]: Woher wissen Sie 
das?) 

die anstehenden Entscheidungen noch in dieser 
Legislaturperiode zu treffen, geschweige denn umzu-
setzen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Kollege Hoffacker, 
ihr habt es gar nicht ausprobiert!) 

Die lange Liste der Experten, die Sie vorgeschlagen 
haben, hätte allein auf Grund der Einladungsfristen 
kaum zu einem Ergebnis geführt, das uns der Sache 
und dem Entscheidungsprozeß etwas nähergebracht 
hätte. 

Anders war auch nicht das Verhalten während der 
Ausschußberatungen zu verstehen. Denn der nahezu 
groteske Versuch in den Ausschußberatungen, zu 
dem Gesetzesvorhaben eine zweitägige Expertenan-
hörung durchzuführen, zeigt, wie wenig Sie von der 
Materie Ahnung hatten. Diese zweitägige Experten- 
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Sitzung ist dann auf etwa sechs bis sieben Stunden 
verkürzt worden. Das ganze Geld, das wir dafür 
aufgebracht haben, Herr Kollege Haack, müßten Sie 
eigentlich aus Überschüssen Ihrer Apotheke im Scha-
denersatzwege an die Bundeskasse zurückzahlen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 
Die Auswahl der Wissenschaftler ist also ein ganz 

besonders delikates Kapitel. Ich fand, daß bei diesen 
ausgesuchten Wissenschaftlern einige dabei waren, 
die als Wissenschaftler getarnte Parteigänger wa-
ren, 

(Lachen bei der SPD — Klaus Kirschner 
[SPD]: Jetzt beginnt die Märchenstunde!) 

die mühsam ihre Karrierebauklötzchen wieder 
zusammensuchen wollten, die ihnen während der 
Tätigkeit im Bundesgesundheitsamt abhanden ge-
kommen waren. Das war ein ganz mißglückter Ver-
such, sich mit der Vergangenheit zu befassen. Ich 
habe richtig einige im Auge, wie die mühsam, fast mit 
geröteten Augen dabei waren, das Verhalten der 
Vergangenheit vor einer breiten Öffentlichkeit zu 
zitieren, was eigentlich nichts anderes war, als den 
Vorschlag des Ministers mieszumachen. Das ist ihr 
gutes Recht, nur sollte man das als Sachverständiger 
eigentlich nicht versuchen. 

Herr Kollege Klaus Kirschner, wenn bei einer 
Expertenanhörung, die für zwei Tage beantragt 
wurde, schon am Vormittag die Fragen ausge-
hen — — 

(Karl  Hermann Haack [Extertal] [SPD]: Bei 
wem?) 

— Bei der SPD. Wir hatten keinen Fragebedarf, weil 
wir wußten, was wir wollten. 

(Karl Hermann Haack [Extertal] [SPD]: Ihr 
habt keine Fragen!) 

— Das ist es eben: Wir wissen immer, was wir wollen. 
Ihr habt Fragen und bekommt dann noch falsche 
Antworten. Das ist auch schlimm. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Wenn ihr keine Fra

-

gen habt, warum macht ihr dann überhaupt 
noch Anträge?) 

— Fragen sind Fragen, und Anträge laufen auf eine 
Entscheidung hinaus. Das ist völlig klar. 

Ihr erinnert euch sicher: Wir saßen morgens im 
festlich geschmückten Reichstag, und bereits kurz 
nach der Mittagspause kamen die ersten Boten, die 
fragten, ob man nicht von 21 auf 19 Uhr verkürzen 
könne. Im Flugzeug saßen dann schließlich welche 
dabei, die schon um 16 Uhr den Laden verlassen 
hatten, weil es weder Frage- noch Antwortbedarf 
gab. 

Ich finde, Herr Kollege Kirschner, daß wir als 
Ausschuß des Deutschen Bundestages bei allen sach-
lichen und parteipolitischen Unterschieden solche 
Spielereien vor den Augen der interessierten Öffent-
lichkeit nicht machen sollten und auf solche Inszenie-
rungen verzichten sollten. 

(Zustimmung des Abg. Wolfgang Zöller 
[CDU/CSU] — Karl Hermann Haack [Exter

-

tal] [SPD]: Jetzt macht er den feinen Maxe! — 
Gegenruf des Abg. Wolfgang Zöller [CDU/ 

CSU]: Ist er auch!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? — Herr Kollege Kirschner. 

Klaus Kirschner (SPD): Herr Kollege Hoffacker, daß 
Ihnen die Fragen so früh ausgegangen sind, hängt das 
vielleicht damit zusammen, daß Ihnen die von Ihnen 
beim Bundesgesundheitsamt angeforderte Fragenli-
ste nicht lang genug war? 

Dr. Paul Hoffacker (CDU/CSU): Herr Kollege 
Kirschner, bei den Fragenlisten denken Sie bestimmt 
an die Zeit der sozialliberalen Koalition zurück. Wir 
haben eigentlich so viel Verstand, daß wir unsere 
Fragen selber formulieren können. Aber die von Ihnen 
benannten Wissenschaftler waren nicht in der Lage, 
diese Fragen zu verstehen. Deshalb haben wir unsere 
genommen, und die haben eigentlich die Fragen gut 
beantwortet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie müssen sich natür-
lich darüber hinaus fragen lassen, wie Ihre vollmun-
digen Erklärungen im Gesundheitsausschuß und die 
Verteufelungen des BGA mit Ihrer politischen H and-
lungsunfähigkeit zusammenhängen. Sie sollten von 
Ihrem Vorschlag Abstand nehmen, Sie sind da näm-
lich auf einem völlig falschen Weg. Sie sollten mit uns 
konkret feststellen, daß die gesundheitspolitischen 
Aufgaben von Gegenwart und Zukunft mit dieser 
tradierten, überkommenen zentralistischen Struktur 
des Bundesgesundheitsamts heute und auch zukünf-
tig nicht mehr mit ausreichender Sicherheit bewältigt 
werden können. 

(Beifall der Abg. Sigrun Löwisch [CDU/ 
CSU]) 

Der Handlungsbedarf besteht jetzt, er liegt auf der 
Hand. Wir können nicht bis 1996 warten. Deshalb war 
und ist die Entscheidung des Bundesministers Seeho-
fer richtig, diese Spitze zu verändern, die Struktur des 
Gesundheitsamts in eine effiziente Einrichtung, nicht 
Bürokratie, umzumünzen, die in der Lage ist, die 
einzelnen Aufgaben tatsächlich zu erfüllen. 

Fazit bleibt deshalb für mich, daß die Präsidialstruk-
tur des Bundesgesundheitsamts aufgegeben wird und 
die Aufgabenwahrnehmung auf die verselbständig-
ten Institute übertragen wird. 

Die Erfahrungen in der bisherigen Praxis mit dem 
Bundesgesundheitsamt bestätigen ja eigentlich auch 
die Einschätzungen des Sachverständigen Professor 
Habermehl. Der hat immerhin für 88 Institute in der 
Arbeitsgemeinschaft der wissenschaftlichen Fachge-
sellschaften gesprochen. Er hat gesagt, die weitge-
spannte und heterogene Aufgabenvielfalt des bishe-
rigen BGA und die präsidiale Vertretung dieser Auf-
gaben sei fachlich unmöglich. 

Ich finde, daß wir in der Anhörung kein überzeu-
gendes Gegenargument gefunden haben, das dieses 
Argument ausgehebelt hätte. Wir brauchen deshalb, 
meine Damen und Herren, rechtlich selbständige 
Institute, die dem jeweiligen federführenden Ministe- 
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rium nachgeordnet und mit einem konzentrierten 
Aufgabenzuschnitt ausgestattet sind. Das heißt kon-
kret: Wir brauchen das Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte, das Robert-Koch-Institut sowie 
das Institut für gesundheitlichen Verbraucherschutz 
und Veterinärmedizin. 

Meine Damen und Herren, dieser Handlungsbedarf 
wird von uns inhaltlich dahin gehend verantwortet, 
daß wir für den Gesundheitsschutz unserer Bevölke-
rung einstehen, daß wir ein Konzept erarbeitet haben, 
das die Voraussetzungen für effizienten vorsorgen-
den Gesundheitsschutz der Bevölkerung schafft, und 
daß wir dieses Konzept last not least, meine Damen 
und Herren von der Opposition, auch gegen Sie 
durchsetzen. 

Mit diesem Gesetz ist nämlich die Grundlage für 
einen Neuanfang gelegt worden, und ich meine, daß 
dieser Rahmen mit Leben gefüllt werden muß und daß 
die Beteiligten in der Kooperation und Koordination 
eindeutig zusammengehen müssen. 

Nun, meine Damen und Herren, ist von den Betei-
ligten und Sachverständigen die Sorge geäußert wor-
den, die neue Struktur lasse möglicherweise die 
wissenschaftliche Arbeit zu kurz kommen. Daß die 
Freiheit wissenschaftlicher Arbeit bei der Wahrneh-
mung der Aufgaben nicht zu kurz kommen darf, 
möchte ich noch einmal betonen. 

Wir haben diese Sorge ernstgenommen und mit den 
Einzelmaßnahmen im Entschließungsantrag Abhilfe 
geschaffen. Wir halten fest, daß mit diesem Gesetz die 
Freiheit der Nachfolgeinstitute in Fragen der Wissen-
schaft und Forschung nicht beeinträchtigt wird. 
Gerade der in unserem Entschließungsantrag vorge-
sehene gemeinsame wissenschaftliche Beirat der 
Institute wird hier richtungsweisende wissenschaftli-
che und gesundheitspolitische Signale setzen kön-
nen. 

Wir haben dabei eine Anregung von Herrn Profes-
sor Fuchs umgesetzt, nicht in Form einer Vorstands-
zusammenarbeit institutionalisiert, sondern, wie das 
in der Wissenschaft üblich ist, von Fall zu Fall zusam-
menzutreten, sich auszutauschen und dies auf Einla-
dung des Bundesministers dann auch in einem 
gemeinsamen Zusammenwirken zu tun. 

Daß wir die Prüfung der Teilprivatisierung eben-
falls in diesen Entschließungsantrag übernommen 
haben, hängt damit zusammen, daß wir selbstver-
ständlich auch sparen müssen. Ergebnisse aus ver-
schiedenen Universitäten müssen abgerufen und 
umgekehrt Aufgaben aus dem Haus des Bundesge-
sundheitsamtes alter Prägung in die Universitäten 
hineingegeben werden können. 

Mit dem Gesetz und dem Entschließungsantrag ist 
der Weg für eine erfolgversprechende Arbeit im 
Gesundheitswesen geebnet.. Ich bin sicher, daß diese 
Umsetzung gelingt, wenn sich die Wogen einer nicht 
vorurteilsfreien Emotion bei den Mitarbeitern geglät-
tet haben und eine faire Zusammenarbeit eine 
gedeihliche Handlungsbasis für die Zukunft bildet. 

Die bisweilen geäußerten Befürchtungen, das Mi-
nisterium könne die Zügel zu straff ziehen, sind 
gegenwärtig unbegründet und sollten deshalb die 

zukünftige Arbeit nicht belasten. Im übrigen: Wenn es 
Klagen gibt — der Weg zum Parlament ist nicht 
verstellt. 

Deshalb, meine Damen und Herren, weil es sich hier 
um eine runde Sache handelt, bitte ich um Zustim-
mung zu dem Gesetzentwurf sowie zu der einge-
brachten Entschließung und bitte, die übrigen Dinge 
der SPD abzulehnen. 

Schönen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächste hat 
die Kollegin Gudrun Schaich-Walch das Wort. 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Es 
ist natürlich sehr klar, Herr Hoffacker, daß wir Ihrer 
Anregung, das abzulehnen, was wir vorgeschlagen 
haben, nicht folgen können. Wir können als Bundes-
tagsfraktion auch nicht der Tatsache folgen, daß Sie 
die Experten, die dort benannt und von Ihnen und von 
uns geladen waren, von diesem Platze aus diskredi-
tieren und es als negativ anmerken, daß die Experten-
kommission nicht zwei, sondern einen Tag lang ange-
hört wurde. Denn Sie haben uns sämtliche internatio-
nale Kontakte zu ausländischen Behörden, die auf 
diesem Gebiet arbeiten und eine Vorbildfunktion 
hätten haben können, verwehrt, Sie haben die 
Anreise von deren Vertretern nicht gestattet. Diese 
wurden erst gar nicht eingeladen. 

Daß Sie sich hier durchsetzen können, ist klar. Aber 
es ist natürlich nicht unbedingt eine Heldentat, wenn 
man sich so durchsetzen muß und dies nicht inhaltlich 
tun kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Im Ausschuß sind 
Sie sachlicher!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Kollegin 
Schaich-Walch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Hoffacker? 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Gut. 

Dr. Paul Hoffacker (CDU/CSU): Frau Kollegin, ist 
Ihnen entgangen, daß die Nichteinladung von den 
Obleuten einvernehmlich besprochen worden ist und 
ebenfalls einvernehmlich beschlossen worden ist, 
schriftliche Gutachten der einzelnen Behörden anzu-
fordern, so daß der Eindruck, den Sie hier vermitteln 
wollen, falsch ist? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Die Einvernehmlich-
keit ist dadurch zustande gekommen, daß Sie mit Ihrer 
Gesamtzahl gegen 33,5 % abgestimmt haben. Da 
haben wir letztendlich keine Chance. Wenn wir über-
haupt noch etwas machen wollen, dann müssen wir 
Ihrem Vorschlag zustimmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Obleute!) 
— Aber in den Obleutegesprächen zeigt sich auch 
immer das Verhältnis. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das gibt es 
nicht!) 
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Ich hatte geglaubt, Herr Kollege Hoffacker, daß es 
in Berlin die Möglichkeit gäbe, etwas gemeinsam zu 
machen; denn gemeinsam waren wir der Ansicht, daß 
Strukturen verändert werden müssen. Nach dem 
Protokoll hatten Sie auch vom „Ringen um geeignete 
Strukturen" gesprochen. Aber dieses Ringen um 
geeignete Strukturen war von Ihrer Partei offensicht-
lich schon während der Anhörung nicht so ernst 
gemeint. Denn es lag uns eine Broschüre des Bundes-
gesundheitsamts vom November 1993 — nicht vom 
März 1994 — vor, in der bereits vom „ehemaligen 
Bundesgesundheitsamt" die Rede ist. Da muß ich Sie 
ernsthaft fragen, wie ehrlich dann das Ringen um 
geeignete neue Strukturen war. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Kollegin 
Schaich-Walch, es wird noch einmal die Bitte geäu-
ßert, eine Zwischenfrage stellen zu dürfen. 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Ziehen Sie mir das 
ab? 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nein, ich ziehe 
Ihnen das nicht ab. Ich setze die Redezeit zusammen. 
Aber ich bitte einmal zu überdenken, ob diese Art der 
Diskussion für andere noch nachzuvollziehen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wahrheit und 
Klarheit!) 

Aber bitte, Herr Kollege. 

Dr. Paul Hoffacker (CDU/CSU): Frau Präsidentin, 
ich muß die Frage, die ich jetzt stelle, zum Schutz der 
Kollegen der SPD stellen. Denn wir waren wegen der 
Reisekosten einmütig übereingekommen, diese Rei-
sen nicht zu machen, zu sparen und ein schriftliches 
Verfahren vorzusehen. Ist Ihnen das nicht klar, Frau 
Kollegin Schaich-Walch? 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Wir waren überein-
gekommen, keine eigenen Reisen zu machen, aber 
wir hatten auf unserer Liste der Anzuhörenden sehr 
wohl Sachverständige aus dem Ausland. Es war 
allerdings nicht möglich, deren Reise durchzusetzen. 
Das akzeptiere ich auch. Nur, uns das hinterher 
vorzuwerfen und zu sagen, deshalb habe es nicht 
lange genug gedauert, ist nicht der richtige Weg. 

Das Hauptproblem, über das wir hier verhandeln, ist 
die Tatsache, daß sich nach der Anhörung und Aus-
wertung gezeigt hat, daß es offensichtlich schon im 
November 1993 klare und eindeutige Zielsetzung 
war, das Bundesgesundheitsamt aufzulösen, statt 
neue Strukturen zu schaffen. Ihr Minister hat erst 
einmal das Fehlverhalten — nicht sein persönliches, 
sondern politisches Fehlverhalten über Jahre hin-
weg —, daß man sich um das Bundesgesundheitsamt 
nicht gekümmert hat, mitgetragen. Er hat dann Fehl-
verhalten und Fehler von einzelnen Personen zum 
Anlaß genommen, dieses Bundesgesundheitsamt auf-
zulösen. 

Um das einmal klarzumachen: Wir sind in einer 
Situation, in der wir allgemein darüber diskutieren, 
daß wir gesundheitliche Probleme, Umweltprobleme, 
Arbeitsprobleme, soziale Probleme nicht immer wei-
ter in einzelne Teilbereiche aufgliedern sollten. In 
dieser Situation kommen Sie mit Ihrem Gesetzentwurf 

und glauben, daß Sie sämtliche Probleme, die wir 
beim gesundheitlichen Verbraucherschutz und bei 
der Beratung haben, damit lösen könnten, daß Sie 
dieses Institut, dessen Arbeit und dessen Leitung Sie 
kritisieren — in der Anhörung ist deutlich gesagt 
worden, daß es dort Aufsichtsmangel gegeben hat —, 
einfach in vier Institute aufteilen und diese dann im 
wesentlichen weiterhin unter der Aufsicht belassen, 
unter der sie bislang waren, nämlich unter den glei-
chen Institutsführungen. 

Ich möchte an einem praktischen Beispiel aufzei-
gen, wie schwierig es ist, dem Vorschlag, den Sie 
gemacht haben, auch inhaltlich zu folgen. Das 
Robert-Koch-Institut soll nach Ihrem Anliegen außer 
für Infektionskrankheiten auch für andere Krankhei-
ten zuständig sein. Da gehen Sie aber so vor, daß Sie 
das Robert-Koch-Institut vom Veterinärmedizini-
schen Institut trennen. Gerade im Zusammenhang mit 
der Bewältigung der Salmonellenproblematik waren 
wir sehr wohl darauf angewiesen, daß es eine enge 
Zusammenarbeit zwischen dem Robert-Koch-Institut 
und dem Veterinärmedizinischen Institut gegeben 
hat. Das, was dort an Strukturen bereits bestanden hat 
und was in der Zusammenarbeit sicher verbesse-
rungsfähig gewesen wäre, lösen Sie jetzt ganz auf und 
glauben, daß das Ganze von allein funktionieren 
kann. 

Das ist der Punkt, wo wir glauben, daß es sich bei 
dem, was Sie machen, um einen absoluten Fehler 
handelt. Es gab auch einen Sachverständigen, der in 
Berlin aufgetreten ist, und der wesentliche Konflikt-
punkt war dort: Wie geht diese Bundesregierung mit 
dem gesamtgesundheitlichen Schutz, mit dem Gut 
Gesundheit um? Es wurde zum Teil als leichtfertig 
empfunden. 

Jetzt aber zur Auftrennung der Institute! Sie haben 
die Institute aufgetrennt, ohne daß Sie neue Zielvor-
gaben für die Arbeit dieser Institute eingeführt hätten. 
Das ist auch einer der wesentlichen Kritikpunkte von 
Professor Kewitz gewesen. Er hat das ganz deutlich 
gemacht, indem er gesagt hat, er sei entsetzt, daß so 
wenig über die genuinen Aufgaben im Gesetz steht. 
Darin steht nämlich in diesem Gesetz überhaupt 
nichts. Es wäre an  der Zeit gewesen — und unser 
Antrag wäre eine Chance dazu gewesen —, gemein-
sam darüber zu diskutieren, welche Zielsetzungen das 
BGA in der letztendlichen Konsequenz haben sollte. 

Wenn es in diesem Bundesgesundheitsamt an Koor-
dination und Kooperation durchaus gefehlt hat, dann 
wird sich daran nichts ändern, wenn Sie die Institute 
nur aufteilen, sie an  die kurze Leine des Bundesge-
sundheitsministers nehmen und glauben, daß Sie 
dann die Kontrolle über diese Institute haben werden, 
die Sie offensichtlich über die ganzen Jahre über das 
gesamte BGA nicht gehabt haben. Es verwundert 
mich sehr, wie Sie das bei vier Einzelinstituten leisten 
wollen. Sie haben es vorher nicht geleistet, und es gibt 
L t Ihrem Papier auch keinen Ansatz, wie es denn zu 
leisten sein sollte. 

Ich komme jetzt zu den Aufgaben zurück, die das 
BGA hat, und beginne wieder mit einem Zitat aus der 
Anhörung, das hieß: 
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Ich kann mir nicht vorstellen, wie man in einem 
Land wie dem unseren mit Gesundheit nicht 
sorgfältiger umgehen kann, als das im Moment 
der Fall ist. 

Ich habe das als Appell an uns alle, an alle Fraktionen 
gewertet. Es tut mir sehr leid, daß wir dieser Aufgabe 
nicht in dieser Form nachgekommen sind. 

Ich bin aber der Überzeugung, daß eine Aufgabe 
dieses Gesundheitsamts in Zukunft die eigenverant-
wortliche Gesundheitsberichterstattung sein sollte, 
und diese kann wiederum nur von einer unabhängi-
gen Behörde geleistet werden. Nur auf dieser Grund-
lage können verantwortungsbewußte politische Ent-
scheidungen ge troffen werden, und nur, wenn das 
Problem aus den verschiedenen Sichtweisen der Insti-
tute heraus sehr klar dargestellt worden ist, kann die 
Bevölkerung auch klar und deutlich nachvollziehen, 
warum sich Politik so oder so entscheidet. Es ist der 
Politik ja nicht abgenommen zu entscheiden. Das war 
auch nie unser Anliegen. 

Unser Anliegen war: Es soll den Menschen deutlich 
und klar verständlich sein, warum wir auf einmal mit 
BSE ein so großes Problem haben, das wir vor einigen 
Jahren nicht hatten, obwohl das Bundesgesundheits-
amt darauf aufmerksam gemacht hat. Wir hatten dann 
hier eine sehr gute Debatte, wir hatten auch einen 
guten Antrag dazu, und nun hört m an  wieder, daß aus 
wirtschaftlichen, landwirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten das Einfuhrverbot von Rindern zurückgenommen 
werden soll. 

Das sind Dinge, bei denen man hinterher ganz 
deutlich machen muß, daß es politisches Entscheiden 
war, nicht das Versagen von Instituten oder von 
Forschung. Im Moment wird es einfach so diskutiert. 
Es muß ganz deutlich werden: Auf einer wissenschaft-
lichen Grundlage muß politisch entschieden werden. 
Aber dann muß ich auch sagen, warum ich mich 
letztendlich so entschieden habe. 

Zu Ihrem zusätzlich eingebrachten Antrag, der die 
Freiheit von Forschung sichern soll, sage ich mir: Das 
ist eine ganz selbstverständliche Angelegenheit. Die 
Freiheit von Wissenschaft und Forschung ist ein Gut, 
das hier sehr hoch geachtet wird. Aber ich habe den 
Eindruck, daß Sie mit dem Weg, den Sie eingeschla-
gen haben, eigentlich Ihren eigenen Antrag konterka-
rieren. 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Wo denn? — 
Peter  Harry Carstensen [Nordstrand] [CDU/ 

CSU]: Das steht doch drin!) 

—Ja,  Sie machen es. Aber Sie haben ein Problem nicht 
gelöst: Sie haben diese Institute mit ihren Erkenntnis-
sen direkt an das Bundesgesundheitsministerium 
angebunden, statt eine Konstruktion zu wählen, durch 
die den Instituten so viel eigene Rechte und so viel 
Freiheit gegeben worden wären, daß sie etwa wie das 
Bundeskartellamt hätten arbeiten und agieren kön-
nen und somit nahezu völlig aus dem Einflußbereich 
von Politik herausgenommen worden wären. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wären Papier

-

tiger geworden!) 

Das würde dann nämlich das bringen, was wir fordern: 
Es muß alles auf den Tisch; es muß politisch bewertet 
und letztendlich in der Politik entschieden werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ich glaube, Sie 
kennen das Problem nicht!) 

In diesem Anliegen konnten Sie uns nicht folgen. Sie 
haben lediglich die Institute aufgeteilt. 

Es ist Ihnen nicht gelungen, wesentliche neue 
Zielsetzungen für die Aufgaben des Instituts zu fin-
den, obwohl wir eine sehr veränderte Gesundheitssi-
tuation haben: Von wesentlichen Problemen der 
Infektionskrankheiten nach dem Krieg sind wir über-
gegangen zu einem großen Bereich von chronischen 
Erkrankungen. Wir sind zu einem Bereich übergegan-
gen, wo es Erkrankungen auch aus sozialen, aus 
arbeitsrechtlichen und aus Umweltgründen gibt. Alle 
diese Dinge vernachlässigen Sie, weil Sie nur bereit 
sind, sie im Detail zu sehen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächstem 
erteile ich dem Kollegen Dr. Dieter Thomae das 
Wort. 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich denke, wir 
wollen keiner Legendenbildung folgen. Die Reform 
des Bundesgesundheitsamtes stand für die F.D.P. seit 
87/88 

(Klaus Kirschner [SPD]: Jahren!) 

im Mittelpunkt. Schon damals hat die F.D.P. perma-
nent darauf gedrängt, die Strukturen im Bundesge-
sundheitsamt, gerade im Arzneimittelinstitut, zu ver-
ändern, weil nennenswerte Klagen vorlagen, daß die 
Behandlung von Anträgen sehr zögerlich verlief. Ich 
will das einmal so sanft ausdrücken. 

Von daher hat die F.D.P. in den folgenden Jahren 
viele Expertengespräche über die Frage geführt: Wie 
kann man dieses Arzneimittelinstitut reformieren? 

Dann kam der aktuelle Anlaß HIV. Hier zeigte es 
sich, daß nicht nur die Thematik Arzneimittelinstitut 
in den Mittelpunkt der Diskussionen treten mußte. 
Vielmehr mußten auch die anderen Institute in eine 
solche Reform einbezogen werden. 

Gravierende Mängel waren in zwei Punkten klar 
erkennbar: erstens beim Informationsfluß zwischen 
den Instituten und zweitens beim Informationsfluß 
zwischen dem BGA und dem Bundesministerium für 
Gesundheit. Dies war der entscheidende Knackpunkt, 
warum wir nicht länger mit Experten sprechen konn-
ten. Wir mußten handeln — das sage ich sehr deut-
lich —; denn es ist an der Zeit, Behörden — wie es auch 
draußen in der Wirtschaft üblich ist — schlanker zu 
machen, effektiver zu machen. Dies wollen wir auch in 
diesem Falle tun. 

Meine Damen und Herren, wir wollen mit dieser 
Reform fünf Ziele erreichen, erstens mehr Eigenver-
antwortung der Institute. Welchen Sinn hat es, die 
Informationen über die Zentralabteilung laufen zu 
lassen, wenn dann der Institutsleiter, wenn es zu 
entscheidenden Gesprächen kommt, mit dabei sein 
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muß, um die Informationen, um die Erkenntnisse 
überzubringen? 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Ich sehe überhaupt keine Begründung, warum hier 
eine Zentralabteilung vorgeschaltet werden muß. 

Zweitens. Neben der Eigenverantwortung — Herr 
Professor Habermehl hat in der Anhörung sehr deut-
lich gemacht, daß die Eigenverantwortlichkeit der 
Institute gestärkt werden muß — wollen wir über-
schaubare Behörden. Sie können heute Behörden mit 
3 000 Mitarbeitern kaum noch vernünftig lenken, 
führen und innovativ tätig sein. Die Maximalgröße ist 
jetzt 900. Das ist eine Größe, die heute auch schon fast 
am Rande der Möglichkeiten einer soliden Führung 
liegt. 

Dennoch: Wir haben Aufgabengebiete zusammen-
geführt, die nach Meinung der Koalition zusammen-
gehören, und wir wollen eine hinlängliche Über-
schaubarkeit der Institute. Ich sagte schon, wir wollen 
die Zentralbehörde, die Zentralbürokratie abbauen. 

Eines ist noch nicht gesagt worden, meine Damen 
und Herren: Es gehen keine Arbeitsplätze verloren, 
sondern die Mitarbeiter werden in andere Institute 
versetzt, so daß wir wirklich die Garan tie abgegeben 
haben, keine Entlassung von Mitarbeitern vorzuneh-
men. Ich denke, dies ist ein ganz wesentlicher Fak-
tor. 

Meine Damen und Herren, der nächste wichtige 
Punkt — und in diesem Zusammenhang wird immer 
wieder Kritik angebracht — betrifft das Institut für 
Wasser-, Boden- und Lufthygiene. Es wird ja im 
Grunde genommen verschwiegen, daß die Fachauf-
sicht schon die ganze Zeit irgendwo anders angeord-
net war, und zwar bei Herrn Töpfer. Jetzt wird die 
Dienstaufsicht ebenfalls dorthin verlagert. Aber 
warum? Die Mehrheit der Arbeit dieses Instituts 
obliegt der Fachaufsicht des Umweltministeriums, 
und von daher sind wir der Auffassung, daß Fach- und 
Dienstaufsicht von einem Ministerium übernommen 
werden sollen. Dies, meine Damen und Herren, ist der 
konsequente Weg. Herr Töpfer hat ja sehr deutlich 
gemacht, daß dieses Institut für Wasser-, Boden- und 
Lufthygiene seine bisherige Identität behält. 

Letztlich, eine berechtigte Kritik von der Opposi-
tion: Was ist mit der wissenschaftlichen Freiheit? 
Meine Damen und Herren, es ist ganz klar, die 
wissenschaftliche Freiheit muß erhalten bleiben. Da 
kann es keinen politischen Einfluß geben. Aber die 
hoheitlichen Aufgaben müssen dem Ministerium 
untergeordnet werden. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege Tho-
mae, würden Sie eine Zwischenfrage der Frau Kolle-
gin Titze gestatten? 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Bitte schön. 

Uta Titze-Stecher (SPD): Herr Thomae, was recht-
fertigt Ihre Annahme, die Verlagerung des WaBoLu 
aus dem Bereich des BMG in den Bereich des BMU 
gewährleiste, daß die medizinischen Aspekte der 
Arbeit dort besser garantiert und beachtet werden 
können? 

Dr. Dieter Thomae (F.D.P.): Ich bekenne ja, daß Sie 
eine ganz kritische Frage angeschnitten haben. 

(Zuruf von der SPD: Eben!) 

Das Ideale wäre — und für die Zukunft ist das 
sicherlich ein heißes Thema —, das Ministerium für 
Gesundheit und das Ministerium für Umwelt enger zu 
koppeln, ich würde fast sagen, gemeinsam einzube-
ziehen, weil die Umweltmedizin in den nächsten 
Jahren eine stärkere, eine entscheidende Rolle spie-
len wird. 

Aber nach heutigem Erkenntnisstand sage ich auch: 
Der Bereich „Stoffbezogene Umwelt" ist jetzt in 
diesem WaBoLu integriert, und es paßt gegenwärtig 
noch besser in diesen Bereich des Umweltministeri-
ums. Das war der entscheidende Grund, warum wir 
uns so entschieden haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Den Schutz der Wissenschaft — meine Damen und 
Herren, ich sagte es schon — wollen wir sichern. Ich 
denke, über die Koordination des Beirates haben wir 
hier die Möglichkeiten geschaffen, die die Befürch-
tungen ausräumen, wissenschaftliche Erkenntnisse 
könnten ohne Filter nicht mehr über die Rampe 
kommen. 

Ein ganz wichtiger Punkt — ich sagte es anfangs 
schon — ist die Teilprivatisierung. Wir sind schon 
lange daran. Wir haben schon mit vielen Gutachtern 
und Fachleuten gesprochen, wie man gewisse Aufga-
ben aus diesen Ins tituten in die Privatwirtschaft verla-
gern kann. Ich will ja gar nicht von der Tierhaltung 
reden, meine aber, daß es beispielsweise um die 
Wäscherei geht, die dort noch vorhanden ist, und um 
andere solche Aufgaben. Die gehören einfach nicht in 
dieses Institut. Als typisches Beispiel nenne ich noch: 
Müssen Laborarbeiten dort erbracht werden, oder 
kann man nicht Laborarbeiten auch an Universitäts-
instituten preiswerter und günstiger realisieren las-
sen? 

Meine Damen und Herren, der Staat muß wie die 
Privatunternehmen schlanker werden. Der Staat muß 
Wege dazu suchen. Wenn wir jetzt die Chance haben, 
mit einem so bedeutenden Ins titut den ersten Schritt 
zu gehen, um zu zeigen, daß die Politik ebenfalls in der 
Lage ist, Behörden schlanker zu machen und trotzdem 
ihre Leistungen zu erhöhen, dann sollten wir diese 
Chance ergreifen. 

Die F.D.P. wird diesen Weg mitgehen. Von daher 
unterstützt sie die Anträge der Koalition. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Bevor ich nun der 
Kollegin Ursula Fischer das Wort erteile, habe ich die 
Freude, auf der Ehrentribüne den Präsidenten des 
Nationalrates von Namibia begrüßen zu können. 
Herr Kandy Nehova hat dort Platz genommen. Er 
befindet sich anläßlich eines offiziellen Besuches auf 
Einladung des Bundesrates hier bei uns in Bonn. 

Herr Präsident, ich freue mich sehr, Sie von dieser 
Stelle aus im Namen des gesamten Hauses noch 
einmal herzlich begrüßen zu können, nachdem Sie 
bereits gestern abend mit der Frau Bundestagspräsi-
dentin Gespräche geführt haben. 
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Ich hoffe, daß Sie bei Ihrer Reise durch Deutschland 
viele interessante Eindrücke gewinnen können, und 
wünsche Ihnen viel Erfolg bei Ihrer weiteren politi-
schen Arbeit zum Wohle des namibischen Volkes. 
Weiterhin viel Glück für Ihr Volk! 

(Beifall im ganzen Hause) 

Und nun spricht Frau Kollegin Ursula Fischer. 

Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Kolleginnen und Kollegen! Wir erleben einen in 
vieler Hinsicht höchst bemerkenswerten Verlauf 
eines Gesetzgebungsverfahrens. Man weiß nicht, was 
daran bedrückender ist: die Ziele und Inhalte, um die 
es geht, oder der Stil, in dem das Ganze abläuft. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Na, na!) 

Auf alle Fälle scheinen sich Inhalt und Form gegen-
seitig zu bedingen. 

Nach subjektiv offensichtlich großer Verärgerung, 
von der sich allerdings wenig später herausstellte, daß 
sie durch teilweise falsche Annahmen hervorgerufen 
wurde, und vergleichsweise kurzem Nachdenken 
verkündete der Gesundheitsminister seinen uner-
schütterlichen Entschluß, das Bundesgesundheitsamt 
als einheitliche Bundesbehörde aufzulösen. Dabei 
geht es immerhin um die zentrale Einrichtung des 
Gesundheits- und Verbraucherschutzes im Lande, 
welche — sicherlich mit Höhen und Tiefen — auf eine 
mehr als 120jährige Tradition zurückblicken kann, im 
In- und Ausland alles in allem beträchtliches An-
sehen genießt und nicht zuletzt auch zur interna-
tionalen Reputation der deutschen Medizin beigetra-
gen hat. 

Im Eilverfahren wird ein Gesetzentwurf vorge-
legt, der nicht anders sein kann als hingeschludert 
und dem man das auch gleich auf den ersten Blick 
ansieht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!) 

Eine von der Opposition geforderte Sachverständi-
genanhörung wird, obwohl nach Zahl der einzuladen-
den Experten und vorgesehenem Zeitvolumen bereits 
kräftig zusammengestrichen, geradezu ein Debakel 
für Regierung und Koalition. Die Sachverständigen 
fällen aber nicht nur ein vernichtendes Urteil, sie 
lehnen das Vorhaben so gut wie einstimmig ab. 

Sie sagen erfreulicherweise auch, worauf es eigent-
lich ankäme: Erstens Erhalt des Bundesgesundheits-
amtes als einer einheitlichen Institution des gesund-
heitlichen Verbraucherschutzes zwecks erforderli-
cher Koordination, Kooperation und Kommunikation 
— die ist nämlich in Frage gestellt —, zweitens völlige 
fachliche Unabhängigkeit, natürlich auch von der 
Industrie, bei der Erfüllung der Amts- und Dienstauf-
gaben sowie bei der notwendigen Forschung und 
drittens bessere Dotierung der Leiter und leitenden 
Mitarbeiter, um wirklich fachkompetente Wissen-
schaftler gewinnen zu können. 

Wir waren nun sehr gespannt, was geschehen 
würde. Und siehe da, Minister und Koalition gehen, 
als hätte es die Anhörung überhaupt nicht gegeben, 

zur Tagesordnung über — ganz nach dem Motto: 
Augen zu und durch! 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Ach, Frau Kolle-
gin!)  

In den Gesundheitsausschuß eingebrachte Ände-
rungsanträge der Koalitionsfraktionen erwiesen sich, 
mit Ausnahme der Installierung eines Übergangsper-
sonalrates, als rein redaktioneller Natur. 

In einem Entschließungsantrag wird plötzlich die 
Freiheit der Forschung in den vorgesehenen Nachfol-
geinstituten beschworen, was an der eigentlichen 
Problematik glatt vorbeigeht. Im übrigen meinte ich 
bisher, solches wäre zumindest in Europa, spätestens 
seit dem 19. Jahrhundert, ein Resultat der Aufklärung 
und des Liberalismus gewesen. Ein darüber hinaus in 
äußerst vager Form vorgeschlagener wissenschaftli-
cher Beirat zur Gewährleistung der Kooperation 
dürfte — das läßt sich ohne Schwierigkeiten schon 
jetzt voraussagen — mehr Probleme aufwerfen als 
lösen. 

Damit muß leider als Faktum konstatiert werden, 
was ich in der ersten Lesung noch als Frage formuliert 
hatte. Ich hoffte, daß die Regierung wenigstens dort, 
wo sie sich völlig rettungslos verirrt hat, doch noch die 
Bereitschaft zum Lernen aufbringt. Nun aber wird vor 
unseren Augen tatsächlich die Kompetenz der Wis-
senschaft brüsk zurückgewiesen und durch eine Arro-
ganz der Politik ersetzt. Ich bin darüber nicht froh. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dabei hätten doch 
die vorhandenen Mißstände und Probleme beim Bun-
desgesundheitsamt, die hier von niemandem geleug-
net werden, und der daraus erwachsende tatsächliche 
Reorganisationsbedarf die Chance geboten, einmal 
generell zu fragen: Was ist auf dem Gebiet des 
Gesundheits-, Verbraucher- und Patientenschutzes 
heute eigentlich notwendig? Wo steht hier unser 
Land? Welche Aufgaben sind neu herangereift? Wie 
müssen sie angepackt und schließlich mit Hilfe wel-
cher Organisationen, Strukturen und wissenschaftli-
chen Institutionen gelöst werden? 

Ich kann nur einige Stichworte nennen: Gesund-
heitssystemforschung, Gesundheitsökonomie, Eva-
luationsforschung in Medizin und Gesundheitswesen 
— dies ist ganz wichtig —, Epidemiologie einschließ-
lich Pharmakoepidemiologie, Krankheitsregister, 
Melde- und Frühwarnsysteme. Das alles sind Gebiete, 
die bekanntermaßen zunehmend wichtig für das 
Funktionieren eines modernen Gesundheitswesens 
sind und auf denen unser Land seit nunmehr schon 
Jahrzehnten beklagenswerte Rückstände zu ver-
zeichnen hat. 

Sollte es etwa gar nicht so sehr ein Zufall sein, daß 
die bisher größten Arzneimitteltragödien hier vorge-
kommen sind? Dieses Land besitzt beispielsweise 
eines der leistungsfähigsten Potentiale in der Arznei-
mittelinnovation. Aber warum versagen gerade hier-
zulande so oft die Frühwarnsysteme, vorausgesetzt, es 
gibt überhaupt welche? Spätestens die Sachverständi-
genanhörung hätte also zu einem neuen Ansatz der 
Problemlösung für das BGA führen können und müs-
sen. 
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Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der Koali-
tion, hat es Sie denn nicht wenigstens irritiert, daß die 
anwesenden Wissenschaftler keineswegs eine einfa-
che strukturelle Zerschlagung des BGA befürwortet 
haben? — Offensichtlich in keiner Weise. Haben Sie 
sich nicht darüber unterhalten, was dort eigentlich 
gewollt gewesen ist? Es war an sich eine sehr sachli-
che Anhörung. 

Für eine Neudefinition dürfen dann allerdings 
weder die Probleme des politischen Tagesgeschäfts 
noch das vermeintliche oder wirkliche Versagen ein-
zelner Personen ausschlaggebend sein. Ganz im 
Gegenteil: Hier geht es doch um grundsätzliche 
Weichenstellungen für die vor uns liegenden Jahr-
zehnte. Also wären nicht unausgegorene Schnell-
schüsse, sondern gründliches Nachdenken und weit 
vorausschauendes Handeln gefordert. 

Daran gemessen ist die Bundesregierung dabei, 
erneut eine große Ch ance zu versäumen und der 
Sache — dem Gesundheitsschutz der Menschen — 
einen denkbar schlechten Dienst zu erweisen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun erteile ich 
dem Kollegen Klaus Kirschner das Wort zu einer 
Kurzintervention. 

Klaus Kirschner (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Nachdem der Herr Kollege Hoff-
acker vorhin mit zwei Zwischenfragen den Eindruck 
zu erwecken versucht hat, als ob die Anhörung von 
uns mehr oder weniger als Alibifunktion o. ä. miß-
braucht worden sei, will ich hier nur feststellen: 

Erstens. Es bestand im Obleutegespräch zuerst 
Einvernehmen darüber, daß wir Vertreter vergleich-
barer ausländischer Institute aus Frankreich — wie 
Pasteur —, den USA oder Japan zu den Anhörungen 
einladen. 

Zweitens. Nachdem eine Kostenschätzung vorlag 
und auch vom Haushaltsausschuß gesagt wurde diese 
Kosten seien nicht vertretbar, haben wir uns darauf 
konzentriert, nur jeweils einen Vertreter einzula-
den. 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Richtig!) 
Auch dies hat dann nicht geklappt. 

Drittens — darauf lege ich Wert — ist dann angebo-
ten worden, daß wir uns über die deutschen Botschaf-
ten in Washington, in Paris und in Tokio entspre-
chende Berichte über das Funktionieren bzw. auch 
über die Fragestellungen besorgen, die wir zur Neu-
organisation unseres Bundesgesundheitsamtes auf-
werfen wollen. 

Dazu stelle ich nur fest: Das war das korrekte 
Ablaufverfahren. Wir haben das nie zu einer Farce 
gemacht. Wir haben allerdings — auch das muß ich 
dazu sagen — bis heute die Berichte nicht erhalten, 
weil es offensichtlich nicht funktioniert hat. 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Kein Wider
-spruch!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
Herr Bundesminister Horst Seehofer das Wort. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Erste 
Feststellung: Seit Jahren sind sich alle Fachleute 
einig, daß das Bundesgesundheitsamt neu organisiert 
werden muß. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Sehr gut!) 
Seit Oktober letzten Jahres, also seit sieben Monaten, 
besteht die konkrete politische Absicht. Ich denke, 
nach einer jahrelangen Diskussion und nach einer 
Konkretisierung der Absicht vor sieben Monaten ist es 
schon zumutbar, daß man dann auf politischer Ebene 
eine Entscheidung trifft und nicht nur Kommissionen 
einsetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Meine Damen und Herren, wir sind doch nicht 

gewählt, um Phrasen zu dreschen, sondern um die 
Probleme zu lösen und auch Entscheidungen zu 
treffen, zumal es so war, daß bei Verkündung der 
Auflösung des Bundesgesundheitsamtes die ersten 
Äußerungen aus der SPD durchaus hoffnungsfroh 
waren. 

(Abg. Klaus Kirschner [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Kirschner, bevor Sie die Zwischen-
frage stellen, seien Sie ganz vorsichtig. — Es gab sogar 
Abgeordnete, die zu mir kamen und mir Informatio-
nen gaben, wo sie Schwachpunkte sehen, beispiels-
weise im Bereich Nebentätigkeiten. Darunter war 
auch eine Kollegin von Ihnen, Herr Kollege Kirsch-
ner. 

Frau Titze, ich erinnere mich an meinen Auftritt vor 
dem Haushaltsausschuß, wo Sie mir ein zweites Weih-
nachten beschert haben, indem Sie mich ausdrücklich 
zu diesen Entscheidungen im Zusammenhang mit 
Aids und HIV und Bundesgesundheitsamt beglück-
wünscht haben. So war das, und so ist es. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Minister, 
gestatten Sie jetzt die Zwischenfrage des Kollegen 
Kirschner und dann noch eine weitere? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: Ja, 
natürlich. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Wunderbar. 
Bitte. 

Klaus Kirschner (SPD): Herr Kollege Seehofer, ich 
wollte nur eine Bemerkung machen, weil Sie hier 
versuchen, unseren Vorschlag einer Expertenkom-
mission herunterzumachen. Ist es denn nicht üblich, 
Herr Bundesminister, daß wir in vielen Fragen Exper-
tenkommissionen benennen? Ich darf beispielsweise 
nur daran erinnern, daß ja die Bundesregierung auch 
die Mitglieder des Sachverständigenrates für die 
Konzertierte Aktion benannt hat, und ich frage Sie: 
Sind Sie eigentlich nicht Manns genug, diese Fragen 
im Zusammenhang mit dem Gesundheitswesen zu 
beantworten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist Manns 
genug, das selbst zu entscheiden!) 

wo Sie doch andererseits sagen: Wir als Parlament 
müssen doch Manns genug sein, in einer solchen 
Frage selbst die notwendigen Antworten zu geben? 
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Ich denke, hier gibt es doch Parallelen. Teilen Sie 
nicht meine Meinung, daß auch die Bundesregierung 
und die Koalitionsfraktionen von Fall zu Fa ll , dort, wo 
es notwendig ist, eben Expertenkommissionen einset-
zen? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Lieber Herr Kollege Kirschner, die Frage mit meiner 
Männlichkeit möchte ich gerne mal an einer anderen 
Stelle klären und austragen, wo ich in der Lage bin, 
Ihnen den Beweis zu liefern, Herr Kirschner. 

(Heiterkeit) 
Doch zur Sache: Lieber Herr Kirschner, ich bin ja 

sehr dafür, daß sich ein Parlament oder ein Ausschuß 
eines externen Sachverstandes bedient, wenn es sich 
wirklich um eine kniffelige und schwierige Angele-
genheit handelt. Aber wenn ein Parlament oder ein 
Ausschuß nicht in der Lage wäre, die Umsetzung von 
200 Leuten ohne internationalen Sachverstand zu 
bewältigen, wenn wir deutschen Abgeordneten nicht 
mehr in der Lage wären, ein so läppisches Problem 
einer Neuorganisation einer Behörde aus eigener 
Kraft zu lösen, dann stelle ich die Frage, ob wir am 
richtigen Platz sitzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Ja, für was alles sollen wir denn noch Experten 
heranholen? Man bezieht sich ständig auf das Aus-
land. Sie haben gerade wieder in Ihrer Frage „just in 
time" und „lean production" genannt und gesagt: Da 
gibt es ein Institut in Paris und ein Institut in der 
Schweiz und noch eines in Amerika. Das alles wegen 
einer läppischen Aufgabe, nämlich der Umsetzung 
von 200 Leuten und einer strafferen Organisation von 
Instituten und der Zusammenarbeit der Institute! 
Meine Damen und Herren, so viel G rips muß jede Frau 
und jeder Mann im Deutschen Bundestag haben, daß 
er das alleine löst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Zuruf von der CDU/CSU: Zumindest auf 

dieser Seite!) 
Was soll denn ein mittelständischer Unternehmer, 

der jede Woche, jeden Monat, jedes Jahr mehrere 
Rationalisierungen durchzuführen hat, von uns hal-
ten, wenn wir zu solchen Aufgaben nicht mehr in der 
Lage sind? Die Wirtschaft muß zur Zeit in allen 
Bereichen umstrukturieren. Machen wir uns doch 
nicht vor der Öffentlichkeit dadurch lächerlich, daß 
wir für so etwas auch noch ausländische Anleihen 
oder gar Experten in größerer Zahl in Deutschland 
brauchen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Zuruf von der SPD: Aber hier geht es doch 
nur um die Auflösung, nicht um eine 

Lösung!) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: So, und nun gibt 
es weitere Wünsche zu Zwischenfragen, einmal des 
Kollegen Heistermann und dann der Frau Kollegin 
Fischer. Ich würde bitten, daß wir danach wieder zur 
Rede zurückkehren, weil wir nicht in der Fragestunde 
sind. Sie sollten dann Ihre Rede zu Ende führen, Herr 
Minister. 

Herr Heistermann. 

Dieter Heistermann (SPD): Herr Kollege Seehofer, 
da Sie ja auch Mitglied des Bundeskabinetts sind und 
auch dort den Maßstab, den Sie hier deutlich gemacht 
haben, insbesondere was den G rips anbetrifft, anle-
gen können, können Sie dem Hohen Hause erklären, 
warum die Bundesregierung zur Neugliederung der 
Bundeswehr einen Koalitionsausschuß einsetzen 
mußte, um solche wichtigen Fragen zu beraten und zu 
einer Meinungsbildung zu kommen? Gibt es keinen 
Grips mehr im Bundeskabinett, solche Fragen umge-
hend und sofort in der Art und Weise, wie Sie das hier 
in Ihren Worten dokumentiert haben, zu lösen? Wo 
liegt denn eigentlich der Unterschied? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Eine sehr gesundheitspo-

litische Frage!) 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Lieber Herr Kollege, machen Sie es mir doch nicht gar 
so leicht. 

Schauen Sie, diese Arbeitsgruppe, die wir da ein-
setzen, gab es bei der Frage der Neuorganisation des 
Bundesgesundheitsamtes in der Koalition ebenfalls. 
Bevor ich an die Öffentlichkeit ging, habe ich alle 
wesentlichen Leute der Koalition dazu befragt. Wir 
haben uns einen ganzen Tag lang beraten, was m an 

 machen kann, wir haben unseren Grips und unser 
Gehirnschmalz eingebracht und haben dann ent-
schieden. Mir geht es darum, daß wir nicht ständig 
externen Sachverstand für eine solche einfache Frage 
brauchen und daß wir noch dazu keine Anleihen im 
Ausland machen müssen. Eine solche Aufgabe, Herr 
Heistermann, können wir auch allein erledigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Und nun die vor-
läufig letzte Zwischenfrage, nämlich die der Kollegin 
Fischer. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Außerdem muß ich, Frau Präsidentin, nachdrücklich 
unterstreichen, daß es sich beim Bundeskabinett um 
ein geistig hochkarätiges Gremium handelt, Herr 
Heistermann. Das muß ich ausdrücklich festhalten. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Minister, es 
bleibt Ihnen unbenommen, das zu jedem Zeitpunkt, 
den Sie für richtig halten, zu betonen. 

Frau Kollegin Fischer. 

Dr. Ursula Fischer (PDS/Linke Liste): Herr Minister, 
ich möchte mich zuerst einmal gegen die Bemerkung 
„läppische Aufgabe" verwahren. Ich bitte Sie, das 
zurückzunehmen. Denn das Bundesgesundheitsamt 
ist eine Sache, bei der ich mich unwahrscheinlich 
aufrege. Deswegen auch eine prinzipielle Frage an 

 dieser Stelle. Für mich gibt es Institutionen in einer 
Gesellschaft — dazu zähle ich eindeutig auch das 
Bundesgesundheitsamt —, die einfach funktionieren 
müssen. Eigentlich muß eine solche Institution völlig 
unabhängig von jeder Parteipolitik sein, und man muß 
sie in jedes gesellschaftliche System setzen können. 
Dort muß sie wiederum funktionieren. Das ist die 
einzige Aufgabe. Wenn man so gedacht hätte, hätte 
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man möglicherweise auch andere Schlußfolgerungen 
ziehen müssen. Ich frage Sie nur, ob Sie da politisch 
mitgehen könnten. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Nein, überhaupt nicht. Wissen Sie, es geht gar nicht 
um den Kern  dieser Institute, um die fachliche Arbeit. 
Darauf komme ich noch zurück. Es geht vielmehr um 
den bürokratischen Überbau, und Bürokratie hat mit 
ordentlicher Gesundheitspolitik nichts zu tun. Die 
Bürokratie können wir abschneiden, ohne daß die. 
Effizienz der gesundheitspolitischen Zielsetzungen 
beeinträchtigt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Dr.  Ursula Fischer [PDS/Linke Liste]: Sie 
haben meine Frage überhaupt nicht beant

-

wortet!) 

— Ich habe mit Nein geantwortet. Kürzer kann man 
eine Frage nicht beantworten. Ich teile Ihre Ansicht 
nicht. 

Ich möchte zunächst einmal festhalten: Seit Jahren 
sind sich alle Fachleute einig: Es muß umorganisiert 
werden. Wir tun das jetzt. 

Zweitens zu den Sachverständigen. Ich behaupte, 
in Ihrer Regierungszeit und in unserer wären viele 
Gesetze niemals verabschiedet worden, wäre man 
allein dem Rat der Sachverständigen in den Hearings 
gefolgt. Ich persönlich vertrete gerade in diesem 
Zusammenhang die Auffassung, daß der Instinkt 
eines Laien oft besser ist als das Wissen eines Sach-
verständigen und daß die Zehn Gebote nicht so kurz 
und verständlich wären, wenn bei ihrer Entstehung 
Sachverständige mitgewirkt hätten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen, bei mir waren sogar Sachverstän-
dige, die in der Sachverständigenanhörung anwesend 
waren, die mir im kleinen Kreise noch einschneiden-
dere Maßnahmen empfohlen haben, als wir sie jetzt 
mit diesem Gesetz durchführen. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Was sind das für 
Sachverständige?) 

— Ja, was sind das für Sachverständige? Nach wem 
soll ich da gehen? 

Meine Damen und Herren, der wesentliche Unter-
schied ist: Wir sind den Sachverständigen in vielen 
Punkten nicht gefolgt, und Sie erinnern sich nicht 
mehr an das, was Sie über das Bundesgesundheitsamt 
im Herbst des letzten Jahres gesagt haben. Ich kann es 
Ihnen einfach nicht ersparen, und ich werde es 
anschließend im Untersuchungsausschuß auch in den 
Mittelpunkt meiner Aussagen stellen. 

Es waren nicht Koalitionsabgeordnete, sondern es 
waren Sie, die im Oktober des letzten Jahres gefragt 
haben: Wer schützt die Menschen vor dem BGA? Sie 
haben davon gesprochen, daß es sich um ein Bermu-
dadreieck handelt. Das Bundesgesundheitsamt ist am 
Ende. Das Amt hat Ihnen gegenüber Tarnen und 
Täuschen gespielt. Ich denke, daß die Wut und das 
Entsetzen der Menschen über die Arbeitsweise einer 
obersten Behörde verständlich ist. Ist es nicht so, daß 
es eventuell eine Kumpanei und Seilschaft mit der 

pharmazeutischen Industrie gegeben hat? — So Ihre 
Aussagen. 

(Zuruf der Abg. Dr. Ursula Fischer [PDS/ 
Linke Liste]) 

Außerdem hieß es: Des weiteren möchte ich noch 
einmal auf die zusätzlichen Nebentätigkeiten der 
Mitarbeiter des BGA zu sprechen kommen. Es gibt 
doch da Verdachtsmomente. — Das können Sie alles 
in den Protokollen vom 8. und 20. Oktober nachlesen. 
Tun Sie jetzt nicht so, als wären Sie der Hüter der 
Wissenschaft, der Forschung und dieser Behörde! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Das ist die Realität. Der entscheidende Unterschied 
zwischen Ihren und unseren Vorstellungen besteht 
darin: Sie wollen eine Megabehörde, wir wollen 
überschaubare, eigenverantwortliche, schnell reagie-
rende, kleinere Institute. Das ist der wesentliche 
Unterschied. 

Wir haben in Deutschland in der Wirtschaft wie in 
der öffentlichen Verwaltung mit großen unüberschau-
baren Einheiten, die hierarchisch strukturiert sind, 
schlechteste Erfahrungen gemacht. Deshalb ist es in 
der Betriebswirtschaft heute wie selbstverständlich, 
daß man auch in großen Konzernen Arbeit in kleinen 
Gruppen verwirklicht. Genau das machen wir mit den 
Instituten. 

Wir machen aus sechs Instituten drei. Das Institut 
für Wasser - , Boden - und Lufthygiene kommt ins 
Umweltbundesamt. Das ist meines Erachtens eine 
richtige Maßnahme. Seit den 70er Jahren besteht die 
Forderung von Fachleuten und vom Rechnungshof, 
daß diese Behörde in den Umweltbereich eingeglie-
dert wird. Wenn fast vier Fünftel der Aufgaben zur 
Fachaufsicht des Umweltministers gehören, dann bin 
ich der Auffassung, wir sollten nicht künstlich eine 
Behörde in der Zuständigkeit des Bundesgesund-
heitsministers halten, für die zu 80 % der Umweltmi-
nister die Fachaufsicht hat. Dann soll man  klare 
Verantwortlichkeiten schaffen und die Zuständigkeit 
auch gleich beim Umweltminister herstellen. 

Ich bin nicht so eitel, daß ich noch vier- oder 
fünfhundert Leute brauche. Die sollen dorthin, wo sie 
fachlich hingehören. Das ist eine richtige Entschei-
dung. 

Dann wird oft übersehen, daß wir nicht nur die 
Institute zusammenführen, sondern daß wir mit die-
sem Gesetzentwurf die Institute zwischenzeitlich auch 
in sich straffer gestaltet haben. 

Ich nenne Ihnen aus Zeitgründen nur drei große 
Beispiele: 

Erstens. Es ist im Zusammenhang mit der Neuorga-
nisation des Bundesgesundheitsamts eine richtige 
Entscheidung, daß die Zuständigkeit für Blut und 
Blutprodukte vom Arzneimittelinstitut zum Paul -Ehr-
lich- Institut übergeht, das auch die Zuständigkeit für 
Sera und Impfstoffe hat. Das ist eine richtige Entschei-
dung. Das wird künftig auch mehr klare Verantwor-
tung und mehr klare Motivation bringen. 

Zweitens. Meine Damen und Herren, das Aids

-

Zentrum war bisher unmittelbar dem Präsidenten 
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zugeordnet. Alle Geschichten im Zusammenhang mit 
Aids werden jetzt sauber in einer Abteilung im 
Robert-Koch-Institut mit klaren Verantwortlichkeiten 
zusammengeführt. Ich meine, auch das war überfäl-
lig. 

Drittens. Die Koalition verbindet mit der Neuorga-
nisation des Arzneimittelinstituts die politische Ent-
scheidung, daß wir die Arzneimittelzulassung erheb-
lich straffen und die rechtlichen Voraussetzungen 
dafür schaffen, daß wir uns im Arzneimittelinstitut 
nicht mehr mit ständig wachsendem Personal um die 
Vergangenheit kümmern, sondern mit dem gleichen 
Personal um die Arzneimittelsicherheit und um die 
schnellere Zulassung von neuartigen innovativen 
Arzneimitteln. Wir brauchen nicht ständig mehr Per-
sonal, um die Vergangenheit zu bewältigen, sondern 
wir nehmen das gleiche Personal, um die Zukunft zu 
gestalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Also es geht nicht nur um die Neuordnung der 
Institute, um das Abschneiden der Bürokratie ober-
halb der Institute und des Präsidialbereichs, sondern 
es geht auch darum, die Institute in sich geschlossener 
und effizienter zu gestalten. 

Zur Forschung und Wissenschaft. Ich betone noch 
einmal: Es gibt keine Forschung und Wissenschaft auf 
Weisung. Alle Institute werden auch künftig — und 
ich wünsche mir das — unabhängig ihre Forschungs-
tätigkeit durchführen und das Ergebnis der Politik, 
den Ländern oder dem Bund, oder Behörden als 
Beratungsmaterial zur Verfügung stellen. Es ist dann 
Aufgabe der Politik, zu entscheiden, ob sie dem 
Ergebnis eines Instituts folgt oder nicht. Das ist unab-
hängige Forschung und Wissenschaft. 

Das einzige, das wir lösen müssen, ist, daß wir von 
Zeit zu Zeit eine Entscheidung treffen, auf welchen 
Feldern geforscht wird und welche Prioritäten bei der 
Forschung gesetzt werden. 

Da nehme ich gerne einen Vorschlag aus dem 
Robert-Koch-Institut auf — den verwirklichen wir als 
Koalition —, nämlich einen wissenschaftlichen Beirat 
zu bilden, dem alle Institutsleiter unter der Leitung des 
Ministers angehören. Wir fügen eine gleich große 
Anzahl von externen Wissenschaftlern hinzu. Dann 
haben wir ein überschaubares Gremium von etwa 
zehn Personen. Das trifft sich ein- bis zweimal im Jahr, 
diskutiert über den Forschungsbedarf und über die 
Forschungsfelder und legt Prioritäten fest. So haben 
wir nicht nur eine Koordination zwischen den Institu-
ten, sondern auch eine sehr wirkungsvolle Klammer 
zur Forschung, die extern, außerhalb der Behörden, 
stattfindet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist besser als das, was wir heute haben. 

Deshalb ist das alles ein Geschwätz, wenn ständig 
von der mangelnden Unabhängigkeit und ähnlichem 
gesprochen wird. Meine Damen und Herren, die 
Institute werden unabhängiger sein, als das Bundes-
gesundheitsamt jemals seit seinem Bestehen in den 
50er Jahren war. Das wird auch so bleiben. 

(Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]: Sehr gut!) 

Zum Verwaltungsvollzug, meine Damen und Her-
ren: Um ein Spezialgesetz zu vollziehen, brauche ich 
doch keine Koordinationsregelung, Frau Schaich-
Walch. Es wird — ganz gleich, wie wir es organisie-
ren — immer wieder Fragestellungen geben, die über 
den Ressortbereich eines Ministers oder eines Instituts 
oder einer Megabehörde hinausgehen. 

Ich nehme als ein Beispiel die Frage: Sind Mineral-
fasern krebserregend? Da könnten wir das Bundesge-
sundheitsamt oder die Institute in der Zukunft gestal-
ten, wie wir wollten, wir würden immer auch die 
Zuständigkeit anderer Ressorts mit erfassen, nämlich 
Umwelt- oder Arbeitsschutz, also des Arbeitsministe-
riums oder des Umweltministeriums. Die haben eben-
falls nachgeordnete Behörden und Institute. 

Ich muß doch bei einem hochbezahlten Minister 
oder einer hochbezahlten Ministerin verlangen kön-
nen, daß ich, wenn es fachliche Aufgabenstellungen 
gibt, die über meine eigene Kompetenz hinausgehen, 
keinen Paragraphen brauche, um mit den Minister-
kollegen zu reden, sondern daß das der kluge Men-
schenverstand gebietet. Das gleiche gilt für einen gut 
dotierten Institutsleiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Dieter Thomae [F.D.P.]) 

Also: Wir haben jetzt eine schlagkräftige Organisa-
tion, unabhängig, überschaubar, flexibler und klar mit 
eigenen Verantwortlichkeiten. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie reden aber 
lange!) 

Ich stelle seit November/Dezember letzten Jahres, seit 
diese Grundentscheidung gefallen ist, fest, daß die 
Motivation der Mitarbeiter dort enorm zugenommen 
hat, und wir bekommen auch bedeutend bessere 
Ergebnisse als zu Beginn meiner Amtszeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Paul Hoff-
acker [CDU/CSU]: Das ist entscheidend!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte diese 
Debatte nicht abschließen, ohne hier noch einmal 
deutlich festzustellen, daß wir uns vor dem Hinter-
grund von Interessenkollisionen, von Nebentätigkei-
ten und ähnlichem bei aller parteipolitischen Ausein-
andersetzung als Politiker bemühen sollten, mit den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bundesge-
sundheitsamts nach rechtsstaatlichen Grundsätzen 
umzugehen. Mir mißfällt, daß hier in den letzten 
Wochen und Monaten zuviel an Vorverurteilung statt-
findet und daß Persönlichkeitsrechte von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern verletzt werden. Eine Verlet-
zung des Persönlichkeitsrechts ist nicht mehr korri-
gierbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dies sage ich nicht, wie manche Zeitungen jetzt 
schon wieder schreiben wollen oder gerade recher-
chieren, weil ich etwas zudecken will. Wir haben in 
den letzten Monaten bewiesen: Dort, wo es berech-
tigte Vorwürfe gibt, haben wir gehandelt, im Ministe-
rium und im Bundesgesundheitsamt, personell und 
organisatorisch. Das werden wir auch in der Zukunft 
tun. 

Aber wir müssen uns davor hüten, das Kind mit dem 
Bade auszuschütten. Deshalb appelliere ich heute 
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noch einmal gerade an die Opposi tion, keine Vorver-
urteilungen vorzunehmen, die Persönlichkeitsrechte 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu achten und 
nach rechtsstaatlichen Prinzipien auch bei der Aufklä-
rung im Untersuchungsausschuß vorzugehen. Was ich 
jetzt schon wieder in der Presse zum Teil an Mutma-
ßungen darüber lese, ist nicht gut. Ganz überwiegend 
sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bun-
desgesundheitsamts qualifiziert. Sie sind motiviert. 
Wir sollten nicht wegen einzelner, die ihre Aufgabe in 
der Vergangenheit einfach nicht mit der notwendigen 
Sorgfalt und Sensibilität bewäl tigt haben, alle Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter dieses Hauses in Mißkre-
dit bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Minister, 
gestatten Sie noch einmal eine Zwischenfrage der 
Frau Kollegin Titze? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Natürlich. 

Uta Titze-Stecher (SPD): Herr Minister, wie wollen 
Sie die Gratwanderung zwischen der zu Recht ange-
mahnten Wahrung der Persönlichkeitsrechte der Mit-
arbeiter und dem Problem der exorbitanten Nebentä-
tigkeiten denn bestehen? 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Indem wir endlich einmal — das richtet sich jetzt 
insbesondere an Mitglieder Ihrer Fraktion — mit der 
verdammten Sucht aufhören, in dem Moment, wo man 
eine Information hat, ohne Recherche an die Öff ent

-lichkeit zu gehen, Personen zu belasten und nicht 
zuerst mit den Betroffenen selbst zu reden und zu 
recherchieren. Ich möchte zuerst wissen: Was ist an 
dieser Behauptung dran, und was ist an ihr nicht dran? 
Dazu gehört, daß man sich die Unterlagen ansieht, daß 
man mit den Betroffenen redet, daß man  ihnen die 
Chance des rechtlichen Gehörs gibt und nicht durch 
Suggestivfragen beispielsweise im Untersuchungs-
ausschuß den Eindruck erweckt, es wäre alles so, wie 
man fragt. Die Sucht, die eigene Profilierung, weil 
man nur so in die Schlagzeilen kommt, vor den Schutz 
des Persönlichkeitsrechts des Betroffenen zu setzen, 
muß aufhören. Mich ärgert maßlos, was da in den 
letzten Tagen abgelaufen ist. Ich meine gerade das, 
was mit dem Leiter eines Instituts bei Frankfurt 
passiert ist. Ich bin dafür, daß m an  es aufklärt. Aber ich 
bin nicht dafür, daß man eine halbe Vorverurteilung 
vornimmt, bevor man den Be troffenen überhaupt eine 
Chance zur Erwiderung vor den zuständigen Gremien 
gegeben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Minister, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage der Frau Kol-
legin Titze und danach eine Zwischenfrage von Frau 
Schaich-Walch? 

Uta Titze-Stecher (SPD): Das kann ich alles unter-
streichen. Aber das war keine Antwort auf meine 
Frage. Mich interessiert nicht das Suchtverhalten der 
SPD-Bundestagsfraktion. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

das vermeintliche oder das unterstellte, sondern mich 
hat interessiert, wie Sie diese Problematik, diese 
Diskrepanzen, zu lösen bestrebt sind. Was haben Sie 
vor, um Nebentätigkeiten mit Einkünften in sechsstel-
liger Höhe im Jahr abzuschaffen? Es gibt eine Gebüh-
renordnung; wir haben uns im Haushaltsausschuß des 
öfteren damit befaßt. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Von dem Sachverhalt, den Sie nennen, gibt es einen 
mir bekannten Fall. 

(Uta Titze-Stecher [SPD]: Den mit der sechs

-

stelligen Summe!) 
Wir sind dabei, es zu korrigieren. 

(Uta Titze-Stecher [SPD]: Wie?) 
Die Schwierigkeit ist: Es sind genehmigte Nebentätig-
keiten aus den 80er Jahren. Bei diesen Nebentätigkei-
ten — auch das müssen wir der Öffentlichkeit sagen — 
geht es nicht um Interessenkollisionen oder gar Kor-
ruption. Vielmehr habe ich dieses Thema als Beispiel 
aufgegriffen, weil ich der Meinung war, bei dem 
Umfang dieser Nebentätigkeiten können ernsthafte 
Zweifel angemeldet werden, ob die Haupttätigkeit 
noch ausgeübt werden kann. 

(Uta Titze-Stecher [SPD]: So ist es!) 
Wir müssen in einem Rechtsstaat einfach mit folgen-

dem Problem leben: daß sich der Be troffene eines 
Rechtsbeistands bedient, daß wir nach dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz vorgehen müssen und daß es 
unheimlich schwer ist, einen begünstigenden Verwal-
tungsakt zurückzunehmen. So geht man vor. Wenn 
andere Vorwürfe kommen — ich hoffe, wir werden 
heute im Untersuchungsausschuß die Verfahrensre-
geln klar festlegen —, dann, meine ich, müssen wir die 
Vorwürfe aufnehmen, ohne daß wir vorher eine breit 
angelegte Rasterfahndung gegenüber allen Mitarbei-
tern  durchführen. Dann müssen wir prüfen: Was ist an 

 den Vorwürfen dran? Ist etwas dran, müssen wir 
Konsequenzen ziehen. Ist nichts dr an, müssen wir den 
Betroffenen natürlich rehabilitieren. Das ist rechts-
staatliches Vorgehen. 

Aber ich verurteile es, meine Damen und Herren, so 
zu tun, als wäre jede Vermutung schon Wahrheit. 
Damit wird, glaube ich, in den letzten Tagen etwas zu 
großzügig umgegangen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun die Zwi-
schenfrage von Frau Kollegin Schaich-Walch. 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Herr Minister, ich 
freue mich, daß Sie offensichtlich einen Sinnesw andel 
hatten und sich jetzt so vor diesen Mitarbeiter stellen. 
Das habe ich, muß ich ehrlich sagen, eine Zeitlang bei 
der BGA-Debatte vermißt. Ich frage Sie jetzt, ob Sie 
bereit sind, diesen Mitarbeiter, der freigesetzt, dann 
aber wieder eingestellt wurde, ebenfalls öffentlich zu 
rehabilitieren. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Jetzt lese ich Ihnen etwas aus dem Protokoll der 
Bundestagssitzung vom 28. Oktober 1993 vor. 

(Zurufe von der SPD) 
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— Frau Präsidentin, ich bin jetzt oft unterbrochen 
worden. Dies ist ein ganz wichtiges Thema für 3 000 
Mitarbeiter im Bundesgesundheitsamt. 

Ich zitiere vom 28. Oktober 1993. Das Wort hatte, 
leider nicht durch Sie erteilt, der Bundesgesundheits-
minister: 

Ich möchte heute noch einmal den folgenden 
Appell an die Öffentlichkeit richten. Wir leben in 
einem Rechtsstaat. Solange die vielen Vorwürfe, 
die in der Öffentlichkeit erhoben wurden, nicht 
belegt werden können — sie können bis zum 
heutigen Tage nicht belegt werden —, müssen 
und sollten wir von der Unschuldsvermutung 
bezüglich der Mitarbeiter sowohl im Ministerium 
wie im Bundesgesundheitsamt ausgehen. Ich 
stelle mich 

— so damals — 

deshalb voll vor diese Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter. Es ist eine Ungeheuerlichkeit, daß allge-
mein gehaltene Vorwürfe ausreichen, um Mitar-
beiter und ein ganzes Amt mit dem Vorwurf der 
Interessenkollision und der Korruption zu verun-
glimpfen, ohne daß Roß und Reiter genannt 
werden. Ich stehe zu diesen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern und lasse es nicht zu, schon aus 
menschlicher Fairneß, daß alle in einen Topf 
geworfen werden und mit Korruption und ähnli-
chen Verdächtigungen in Zusammenhang ge-
bracht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das Protokoll vermeldet eine ähnliche Reaktion wie 
soeben. 

Meine Damen und Herren, deshalb sind wir in der 
Kontinuität unserer Einlassungen — von September, 
Oktober bis zum heutigen Tage. Niemand von der 
Koalition, kein einziger Abgeordneter — ich habe alle 
Protokolle nachgelesen —, hat am 8. oder am 20. Ok-
tober, wo es eine sehr heiße Diskussion gab, so 
reagiert wie Sie und öffentlich die Frage gestellt: Wer 
schützt die Menschen vor dem Bundesgesundheits-
amt? Das waren Sie. 

Deshalb sage ich noch einmal: Tun Sie heute nicht 
so, als wären Sie der Anwalt der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Bundesgesundheitsamt! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster hat 
der Kollege Karl Hermann Haack das Wort. 

Karl Hermann Haack (Extertal) (SPD): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Minister hat sehr lautstark gesprochen; er verfügt über 
einen Resonanzboden von 1,87 Metern Länge. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Das hat mit der 
Lautstärke nichts zu tun!)  

Diese Lautstärke aber hat nichts damit zu tun, daß wir 
uns heute hier über ein Projekt unterhalten, das einer 
besonderen Würdigung bedarf. Darum will ich 
zunächst einmal versuchen, Ruhe in die Sache zu 
bringen. 

Ich stelle fest: Dieses Bundesgesundheitsamt ist 
historisch gewachsen. Es verfügt über eine mehr als 
hundertjährige Tradition. Berühmte Namen wie 
Robert Koch und Max von Pettenkofer sind damit 
verbunden; d. h. ein Teil der Geschichte der medizi-
nischen Wissenschaft nimmt im Bundesgesundheits-
amt, früher im Reichsgesundheitsamt, seinen Aus-
gang. Darüber hinaus hat sich das Bundesgesund-
heitsamt, 1952 — in der Tradition des Reichsgesund-
heitsamtes bis 1933 stehend — gegründet, als Anwalt 
der Gesundheitspolitik aus einem Guß verstanden. 

Dieses Amt in Berlin hat sich seit 1952 wesentlich 
erweitert; es sind Institute wie z. B. das Arzneimittel-
institut hinzugekommen. Der Personalkörper hat nach 
der deutschen Einigung etwa 3 000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter umfaßt. 

Es hat in der Vergangenheit mehrere Versuche 
gegeben, das Bundesgesundheitsamt zu reformieren 
und an die notwendigen Erfordernisse internationaler 
Qualität anzupassen. In Vergleichen ist aber auch 
deutlich geworden, daß die Arbeit des Bundesgesund-
heitsamts internationalen Standards standhält. 

Die Probleme dieses Amtes liegen nicht darin, daß 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter denunziert werden, 
sondern da rin, daß Entscheidungsstrukturen nicht 
mehr die erforderlichen Ergebnisse gebracht haben, 
die sie hätten bringen müssen. 

Herr Minister, Sie unterstellen jetzt hier der SPD, sie 
wolle das Bundesgesundheitsamt denunzieren und 
niedermachen sowie die Motivation der Mitarbeiter 
zerstören. Sie gehen doch gleich in den 3. Untersu-
chungsausschuß — „Aids" —. Der 3. Untersuchungs-
ausschuß hat seinen Ursprung vermutlich im Bundes-
gesundheitsamt. Das ist doch einer der Punkte, die 
aufgeklärt werden sollen. Also hat es dort doch 
Probleme gegeben. 

Die Probleme liegen in den Entscheidungsstruktu-
ren und in dem Verhalten bestimmter Personen, 
Leitungspersonen. Wenn die SPD in der Vergangen-
heit Vorkommnisse in der Öffentlichkeit genannt hat, 
hat sie das nicht getan, um die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die dort in der erfolgreichen Tradition des 
Reichsgesundheitsamtes und des Bundesgesund-
heitsamtes seit 1952 täglich ihren Dienst tun, nieder-
zumachen, sondern um Fragen zu klären, auf deren 
Beantwortung die Öffentlichkeit ein Recht hat. 

Nun füge ich hinzu: Mich betrübt sehr, daß, wäh-
rend wir eine Auseinandersetzung über die Reform 
dieses Amtes führen, plötzlich versucht wird, die 
Ergebnisse der Krankenhaushygienekommission un-
ter politischen Gesichtspunkten zu minimieren. Oder 
nehmen Sie die Sache mit den Kühleiern, der Salmo-
nelleninfektion. Auch darüber haben wir uns unter-
halten. Das ist das Stichwort: Unabhängigkeit von 
Wissenschaftlern in diesem Institut. Bei Hinterfragen 
dieser Angelegenheit kam heraus: Es gibt unter-
schiedliche Ansichten über das Problem. Es ist poli-
tisch Einfluß genommen worden. So zu tun, als sei mit 
dem Bundesgesundheitsamt alles in Ordnung, Herr 
Minister, geht nicht. 

(Beifall bei der SPD) 
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Die Gemeinsamkeit hat darin bestanden, daß die 
SPD gesagt hat: Eine Behörde mit 3 000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern zu reformieren, kann nicht im 
Wechselspiel von Regierung und Opposition sowie 
Opposition und Regierung geschehen. Gemeinsam-
keit war da. Ich erinnere daran: Zwei der sechs 
Institute sind erfolgreich reformiert worden. Das ist 
das Robert-Koch-Institut, und das ist das Arzneimittel-
institut. Auf diesem Wege wollten wir weitergehen. 
Da kam Ihr Schnellschuß. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Wir konnten der Presse entnehmen: Jetzt machen wir 
das alles alleine. Ich war der Auffassung — Sie zitieren 
mich ja immer —, es werde mit dieser Gemeinsamkeit 
weitergehen. Dann habe ich erfahren, daß Sie das im 
Grunde alles mit der Koalition abgekaspert haben. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: „Abgekas

-

pert", das nehmen Sie aber zurück!) 

— Gut. Ich sage nicht „abgekaspert", sondern „abge-
sprochen". 

(Dieter-Julius Cronenberg [Arnsberg] 
[F.D.P.]: Wie sich das gehört! — Bundesmi

-

nister Horst Seehofer meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Eine Zwischenfrage gibt es nicht. Es ist jetzt genug 
zwischengefragt worden. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich wiederhole: Es ist genug gefragt worden. Es macht 
keinen Sinn. Das geht im Kleinkram unter. Sie können 
mir einen B rief schreiben, wenn Sie damit nicht 
einverstanden sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das nennt er 
Parlamentarismus!) 

Wir waren der Meinung, wir könnten die Angele-
genheit weiter miteinander be treiben. Das war nicht 
der Fall. Da ist der Punkt der Auseinandersetzung 
zwischen Ihnen und uns. 

Sie haben Ihren Gesetzesentwurf heute in zweiter 
und dritter Lesung vorgelegt. Sie haben hier verbal 
dargestellt, daß Sie sich vor die Mitarbeiter gestellt 
haben. Dazu ist anzumerken, daß Sie sowohl bei der 
Personalversammlung im ICC in Berlin als auch in 
Einzelgesprächen beim Personal oder beim Personal-
rat nie eine Mehrheit gehabt haben. Es sind die Worte 
gefallen, daß der Minister versuche, die Reform im 
Bundesgesundheitsamt nach Gutsherrenart durchzu-
setzen. So ist uns vom Personal im einzelnen berichtet 
worden. 

Wir bleiben also bei der Einschätzung, daß der 
Bundesminister die Notwendigkeit der Neuordnung 
des Bundesgesundheitsamts zur Pflege seines eige-
nen Images instrumentalisiert hat. Die Art und Weise, 
wie das Bundesgesundheitsministerium die Neuord-
nung durchzusetzen versucht, hat die Politikverdros-
senheit bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
gefördert. 

Wir sagen, daß die SPD, wenn sie im Oktober die 
Mehrheit bekommt, dabei bleibt, ein Bundesamt für 
Gesundheitsschutz mit folgender Aufgabenstellung 
einzuführen: 

Wir wollen den Vollzug administrativer Aufgaben, 
wie wir es im Rahmen dieser Reform beim Arzneimit-
telinstitut getan haben, beschleunigen. Wir wollen im 
Zusammenhang beispielsweise mit der Zunahme von 
umweltbedingten Erkrankungen ein System der Risi-
koerfassung und Riskoabschätzung im Gesundheits-
wesen etablieren. 

Insofern finden wir es nicht gut, daß das Institut für 
Wasser-, Boden- und Lufthygiene dem Bundesum-
weltamt zugeschlagen bleibt, obwohl es gesundheitli-
che Aufgaben hat. Es gehört eigentlich in das Bundes-
institut für gesundheitlichen Verbraucherschutz. 

(Beifall bei der SPD) 

Des weiteren sind wir der Auffassung, daß bei der 
Spezialisierung unserer industriell verfaßten Gesell-
schaft ein Bedarf an permanter Politikberatung 
besteht. Diese Politikberatung erfordert — damit 
komme ich auf die Unabhängigkeit der Institute und 
Wissenschaftler vor dem Hintergrund sowohl der 
Ergebnisse der Krankenhaushygienekommission als 
auch der Vorgänge um die Salmonelloseverhinde-
rung bei der Eierkühlung zu sprechen —, daß die 
Unabhängigkeit der einzelnen Institute im Sinne des 
Bundeskartellamts gewährleistet ist. Das ist unsere 
Auffassung. Nur dadurch wird institutionell die Unab-
hängigkeit der einzelnen Institute sichergestellt. 

Desgleichen ist es erforderlich, unter dem Aspekt 
von Rehabilitation und Prävention einen Schwer-
punkt auf die Gesundheitsaufklärung zu legen. Wir 
meinen, die Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung ist in ein solches Bundesamt für Gesundheits-
schutz einzubringen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
bedauern, daß diese gemeinsame Aufgabe, von SPD 
und Koalition zusammen mit der Regierung begon-
nen, eine Reform dieses Amtes in dem Sinne durch-
zuführen, es an internationale Standards heranzufüh-
ren und damit auch einen Beitrag zur Sicherung des 
Industriestandortes Bundesrepublik Deutschland zu 
leisten, durch ein Koalitionsmanöver im Sinne eines 
Schnellschusses ausgehebelt worden ist. Es sind Feh-
ler gemacht worden. 

Am 9. März hat im Reichstagsgebäude eine Anhö-
rung zu Ihrem Gesetzentwurf stattgefunden. Herr 
Dr. Hoffacker, es hilft nichts, sich Bruchstücke heraus-
zupicken. Diese Veranstaltung ging voll gegen Sie, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Vernichtend!) 

sie ging voll zu unseren Gunsten aus. Ich bedaure, daß 
Sie politisch so verstockt sind und den Rat der Sach-
verständigen nicht angenommen haben. 

(Dr. Paul Hoffacker [CDU/CSU]: Wir können 
lesen!) 

Ich bedaure, daß der Minister diesen Rat sogar disqua-
lifiziert hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Ich schließe damit die 
Aussprache. 
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Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes über die Neuordnung zentraler Einrichtungen 
des Gesundheitswesens auf den Drucksachen 
12/7112 und 12/7419. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. — Gegenstimmen! — Enthaltungen? — 
Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung 
angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. — 
Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Damit ist der Gesetzentwurf in dritter Beratung 
angenommen. 

Der Ausschuß für Gesundheit empfiehlt, den 
Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und der 
F.D.P. auf Drucksache 12/6551 für erledigt zu erklä-
ren. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlung ist damit angenommen. 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 12/7434 zur 
federführenden Beratung an den Ausschuß für 
Gesundheit und zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Forschung, Technologie und Technikfolgenabschät-
zung sowie an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit zu überweisen. Besteht dar-
über Einverständnis ? — Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Gesundheit 
zu dem Antrag der Fraktion der SPD zur Reorganisa-
tion des Bundesgesundheitsamtes als Bundesamt für 
Gesundheitsschutz auf Drucksache 12/7419. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 12/6490 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der 
Stimme? — Damit ist diese Beschlußempfehlung 
angenommen. 

Der Ausschuß für Gesundheit empfiehlt weiterhin in 
seiner Beschlußempfehlung auf Drucksache 12/7419 
die Annahme einer Entschließung. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist 
angenommen. 

Ich rufe den Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung sachenrechtlicher Be-
stimmungen 
(Sachenrechtsänderungsgesetz — Sachen-
RÄndG) 

— Drucksache 12/5992 — 

(Erste Beratung 190. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 12/7425 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Michael Luther 
Detlef Kleinert (Hannover) 
Hans-Joachim Hacker 
Dr. Eckhart Pick 
Dr. Wolfgang Ullmann, 
Dr. Uwe-Jens Heuer 

Dazu liegen je ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD und der Gruppe PDS/Linke Liste vor. Über 
den Änderungsantrag der SPD werden wir im 
Anschluß an die Aussprache namentlich abstim-
men. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache zwei Stunden vorgesehen. Gibt es 
dagegen Widerspruch? — Das ist nicht der Fa ll . Dann 
ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
dem Kollegen Dr. Michael Luther das Wo rt . 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidetin! Meine Damen und Herren! Heute setzen 
wir einen Meilenstein bei der Lösung der Probleme, 
die uns die deutsche Einheit in eigentumsrechtlicher 
Hinsicht gebracht hat. Wir müssen zwei unterschied-
liche Gesetzeslagen verarbeiten. Wenn man ein 
Ergebnis erzielen will, das dann einheitliche Rechts-
grundlage ist, ist der Weg dahin kompliziert und 
steinig. 

Deshalb war eine lange Vorbereitung für das Gesetz 
notwendig. Viel Arbeit wurde in die Rechtstatsachen-
forschung gesteckt. Der Einigungsvertrag gab uns 
den Auftrag, eine Lösung für die auf fremden p rivaten 
Grundstücken bestellten dinglichen Nutzungsrechte 
und das grundbuchlich fixierte selbständige Gebäu-
deeigentum zu finden. Am Ende der Untersuchung 
stellen wir fest, daß es eine Vielzahl von Detailpro-
blemen gibt. Alle müssen gelöst werden. Alle werden 
durch dieses Gesetz aufgegriffen. 

Gelernt habe ich in den letzten zwei Jahren zwei 
Dinge: Das wahre Leben ist kompliziert, viel kompli-
zierter, als man manchmal denkt. Das Verwaltungs-
handeln der DDR war nicht nur lückenhaft, sondern 
stand unter dem Zeichen einer Diktatur, in der ein-
zelne wie Vögte Entscheidungen treffen konnten. 

Bei der Rechtstatsachenforschung haben wir auch 
viele Extremfälle kennengelernt. Sie werden heute 
von Demagogen oftmals in der Öffentlichkeit vorge-
tragen. Mit Extremfällen als Argument kann man 
jedoch keine allgemeingültige Lösung finden. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig! — Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Aber lösen muß man  sie trotzdem!) 

Denn die meisten Fälle betreffen einfache Menschen, 
ganz normale Menschenschicksale und Familien-
schicksale. 

Am Ende des Beratungsverfahrens glaube ich fest-
stellen zu können, daß uns eine menschenfreundliche 
Lösung gelungen ist. Diese Behauptung begründe ich 
mit meinen Erfahrungen vor Ort, die ich in öffentli- 
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chen Diskussionen, wo Bauern und Häuslebauer an 
einem Tisch saßen, gemacht habe. Meine Erfahrun-
gen gehen sogar so weit, daß es in einigen Orten in 
meinem Wahlkreis dieses Gesetzes überhaupt nicht 
mehr bedarf, weil vernünftiger Menschenverstand zur 
Einigung fähig war. Deshalb ist die Behauptung von 
Herrn Thierse — ich hätte ihn gerne angesprochen, 
wenn er da wäre — in seiner Pressemeldung von 
gestern einfach falsch, den Häuslebauern werde kein 
optimaler Schutz geboten. Herr Thierse, Sie wissen, 
daß das, was Sie sagen, falsch ist. Aber es paßt Ihnen 
nicht in Ihre Wahlkampfstrategie. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Deshalb wollen Sie lieber die Menschen verunsi-
chern, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Was ist das denn? 
— Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 

CSU]: Das ist eine Gemeinheit!) 

Meine Damen und Herren, wir suchten eine opti-
male Lösung, keine maximale, die nur für die eine 
oder die andere Partei maximal sein kann. Wir hatten 
die Wahl über die gesamte Entscheidungsbreite. Ent-
weder nur der einen Personengruppe oder nur der 
anderen Personengruppe zu Gefallen zu sein ist nicht 
gerecht, sonderen schafft die meisten Ungerechtig-
keiten. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

So etwas ist mit der CDU nicht zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine solche Extremposition, meine Damen und 
Herren, nimmt z. B. die PDS ein. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Die hat keine 
Ahnung vom Recht!) 

Sie putscht die Menschen auf und mobilisiert ihre 
alten Kampfgefährten von Berlin, um Politik zu 
machen. Die Lebensläufe mancher Verbandsvorsit-
zender, die in Berlin laut Stellung beziehen, sind 
schon sehr interessant. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Stasi! — Dr. Uwe

-

Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: 3 Millionen 
Stasi! — Joachim Hörster [CDU/CSU]: Füh

-

len Sie sich angesprochen?) 

Ihre Änderungsanträge, Herr Heuer, die wir nur in 
einer einzigen Ausschußsitzung zu sehen bekamen, 
brauchen Sie offensichtlich als Wahlkampfmunition. 
Es ist noch nicht einmal schlechte Politik, was Sie 
betreiben, sondern Stänkerei. Deshalb werden wir, 
die CDU/CSU, diese Anträge ablehnen. 

Meine Damen und Herren von der SPD, Herr 
Hacker, ich wollte Ihnen heute meinen Dank für Ihre 
konstruktive Zusammenarbeit entgegenbringen. Ich 
wollte Ihnen heute sogar ein Kompliment ausspre-
chen, weil ich glaubte, daß Sie gelernt haben, Kom-
promisse schließen und konstruktiv mitdenken zu 
können. Heute muß ich Ihnen sagen, daß ich schwer 
enttäuscht bin. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wir auch von 
Ihnen!) 

Manchmal glaube ich, Sie sind nicht besser als der 
Vorgenannte. Auch Sie denken in Schachteln, Sie 

gaukeln den Bürgern im Osten Deutschlands etwas 
anderes vor, als Sie im Westen verkünden. Auf Ihre 
Zusagen im Berichterstattergespräch — das ist meine 
Enttäuschung — war eben kein Verlaß. 

Man stelle sich das einmal vor: Für alle Bedenken, 
die Sie vorgetragen haben, habe ich mich bemüht, 
einen Kompromißvorschlag zu unterbreiten. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Ist doch 
Unsinn! — Heinz-Adolf Hörsken [CDU/ 

CSU]: Waren Sie dabei, Frau Kollegin?) 

Ich habe Überzeugungsarbeit bei meinen Fraktions-
kollegen geleistet. Ich habe mit den Berichterstattern 
von der F.D.P. gesprochen. Herr Hacker, Sie haben im 
Berichterstattergespräch die Kompromisse gutgehei-
ßen. Meine Damen und Herren, die SPD hat in der 
letzten Woche in der Ausschußsitzung, ohne Beden-
ken zu äußern, allen einzelnen Paragraphen zuge-
stimmt. Sie haben in Ihrem Abschlußplädoyer der 
Bundesregierung gedankt und das Gesetz als ein 
gelungenes Werk gelobt. Und heute? Ich zitiere noch 
mal Herrn Thierse mit seiner Pressemeldung: „Des-
halb lehnen wir dieses Gesetz im Bundestag ab." Das 
verstehe ich nicht. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aus guten Grün-
den! — Dr. Wolfgang Hermann Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU]: Unglaublich! — Heinz-
Adolf Hörsken [CDU/CSU]: Das gibt es ja 

wohl nicht!) 

Weil alles so ist, wie auch Sie es gemacht hätten, 
lehnen Sie das Gesetz ab! Das verstehe ich nicht. Es 
kann offensichtlich nicht das gut sein, was nicht gut 
sein darf. Kurz vor der Wahl kann man doch nicht die 
von der CDU/CSU und der F.D.P. geführte Bundesre-
gierung loben. Auf die Menschen scheint es Ihnen 
dabei nicht anzukommen, und auf die Gestaltung der 
deutschen Einheit legen Sie offensichtlich keinen 
Wert. 

Meine Damen und Herren, ich bin deshalb froh, daß 
wir die Federführung für dieses Gesetz hatten und 
somit einen Beitrag zur Vollendung der deutschen 
Einheit leisten konnten. Auch ich hätte sagen können: 
„Ostinteresse geht über alles". Nein, meine Damen 
und Herren, ich habe versucht, die CDU/CSU hat 
versucht, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: CDU-Politik geht 
über alles! — Dr. Wolfgang Hermann Frei-
herr von Stetten [CDU/CSU]: Nein, eine 

vernünftige Politik geht über alles!) 

das Rechtsstaatsverständnis, welches im Westen 
gewachsen ist, mit der Lebenswirklichkeit aus 40 Jah-
ren DDR im Osten zu verbinden und zu vermitteln. 
Mein Beitrag besteht darin, daß ich Mauern in den 
Köpfen abtragen möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Detlef Kleinert [Hannover] [F.D.P.] — Nor-
bert Geis [CDU/CSU]: Sehr gut! War ein 

gutes Wort!) 

Ich weiß, daß dieser von mir gewählte Weg der 
schwerere Weg ist. Aber er ist auf Dauer besser, denn 
nur so werden wir ein Volk. Deshalb verteidige ich die 
Lösungen, die Regelungen, und zwar alle Regelungen 
des Sachenrechtsänderungsgesetzes. 
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Meine Damen und Herren, wie war die Ausgangs-
situation für die Erstellung eines Sachenrechtsberei-
nigungsgesetzes? Auf der einen Seite standen die 
Inhaber von dinglichen Nutzungsrechten und selb-
ständigem Gebäudeeigentum. Auf der anderen Seite 
standen Privateigentümer an Grund und Boden, 
denen man ein Haus auf ihr Grundstück gestellt hatte, 
ohne sie zu fragen. Die einen fordern DDR-Bauland

-

preis und den Ankauf ihrer Grundstücke, und die 
anderen sagen: „Das BGB regelt doch alles: Das Haus 
ist mit dem Grundstück verbunden, und die Eigen-
heimbesitzer sollten vom Staat entschädigt werden." 

 All das war zu hören gewesen. 

Beide Extrempositionen gehen nicht. Wir haben 
den goldenen Schnitt getä tigt und jedem die Hälfte 
zuerkannt. Verfassungsrechtlich ist dieser Weg nicht 
nur begründbar, sondern logisch — die Anhörung hat 
das auch deutlich formuliert —, denn es bestehen 
praktisch auf einem Grundstück zwei Eigentumstitel: 
Der eine ist der im Grundbuch eingetragene Eigentü-
mer, und der andere ist der im Grundbuch eingetra-
gene Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts. Beide 
Eigentumstitel sind wahrscheinlich von gleicher Qua-
lität, und demzufolge drängt sich die Lösung der 
Teilung je zur Hälfte des Wertes des Grundstückes 
auf. 

Meine Damen und Herren, im folgenden war die 
Frage, wie eine Zusammenführung geschafft werden 
sollte. Zugegeben, wir haben uns für eine Besserstel-
lung der Eigenheimbesitzer entschieden, wonach der 
Eigenheimbesitzer wählen kann, ob er das Grund-
stück kaufen oder pachten möchte. Für Grundstücke 
mit einem Verkehrswert von unter 30 000 DM gibt es 
nur die Ankaufsmöglichkeit. 

Aber gerade an diesem Beispiel möchte ich einmal 
kurz beschreiben, was auf den Eigenheimbesitzer 
denn zukommt. 30 000 DM Bodenwert bei 500 m 2 

 Grundstück ergibt einen Quadratmeterpreis von 
60 DM. Da bei der Bodenwertermittlung in Städten mit 
mehr als 100 000 Einwohnern 25 DM Erschließungs-
kosten vom baureifen Land abzuziehen sind, haben 
wir es also hier — umgekehrt — mit 85 DM pro 
Quadratmeter als Preis für baureifes Land zu tun. 
Dieses Beispiel können Sie in meiner Heimatstadt 
Zwickau, einer Stadt mit über 110 000 Einwohnern, 
finden. Das Grundstück befindet sich in der Randlage 
von Zwickau. Das Beispiel hat mir gestern noch 
einmal der Baudezernent von Zwickau, Herr Dietmar 
Vettermann, bestätigt. 

Meine Damen und Herren, zahlen muß aber der 
Häuslebauer nur die Hälfte, also 15 000 DM; und 
abzüglich des Rabatts, wenn sofort bezahlt wird, nur 
14 250 DM. Wenn er es finanziert, bezahlt er bei 7 % 
Zinsen, 2 % Tilgung und 16 Jahren Laufzeit monatlich 
rund 100 DM. Entscheidet er sich für einen Erbpacht-
vertrag, bezahlt er anfangs 12,50 DM im Monat, später 
25 DM, nach sechs Jahren 37,50 DM und erst nach 
neun Jahren die volle Höhe von 50 DM im Monat. 
Hinzu kommt, daß er zwölf Jahre lang Zeit hat, aus 
dem Erbpachtvertrag heraus sich zum Kauf zu ent-
schließen. 

Da steht für mich die Frage, wo hier die „Enteig-
nung Ostdeutschlands fortgesetzt" wird — siehe die 
genannte Pressemeldung! Meine Damen und Herren  

von der SPD, ich bitte Sie, sagen Sie solche Dinge nicht 
wieder! Sie wissen, daß das falsch ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen am 
Beispiel von Zwickau vorgerechnet, was jemand 
bezahlen muß. Auf dem flachen Land sind die Preise 
viel niedriger, und die meisten werden mit den 
Regelungen dieses Gesetzes sehr zufrieden sein. 

Wenn Sie jedoch den Fall eines 1000-m 2-Grund-
stücks, Lage Alexanderplatz, vorrechnen und das 
verallgemeinern, müssen die Menschen ja Angst 
bekommen. Ich sage hier und heute: Vor diesen 
gesetzlichen Regelungen braucht niemand Angst zu 
haben, ausgenommen die, die ein schlechtes Gewis-
sen haben oder lieber eines haben sollten. 

Selbst bei einem Grundstückspreis von 500 DM je 
Quadratmeter und einem Grundstück von 500 m 2 

 zahlt bei Bestellung einer Erbpacht der Nutzer in den 
ersten vier Jahren 104 DM im Monat an  den Grund-
stückseigentümer. Da stellt sich für mich eher die 
Frage, ob das nicht zuwenig ist, wenn ich vergleiche, 
was jemand an  Miete in einer Neubauplattenwoh-
nung zu bezahlen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sozialdemokratie und Gerechtigkeit sind offenbar 
zwei verschiedene Paar Schuhe. 

Meine Damen und Herren, ich habe an diesem 
Beispiel zeigen wollen — ich sage es deutlich —, was 
CDU-Politik ist: verantwortliches Handeln und das 
Bestreben, einen ausgewogenen Ausgleich zwischen 
allen Beteiligten zu schaffen. So schaffen wir die 
innere Einheit Deutschlands. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das war es?) 

Wir haben in diesem Gesetz viele Detailfragen 
angesprochen und geklärt, weil die Realität eben so 
umfangreich ist. Das macht das Gesetz dick, aber es ist 
übersichtlich, und jeder wird sich darin wiederfin-
den. 

Erfaßt sind so gut wie alle Gebäude, die man als 
Eigenheime bezeichnen kann oder die am 2. Oktober 
1990 zu Wohnzwecken dienten. Außerdem sind die 
Überlassungsverträge in das Gesetz eingebunden für 
den Fall, daß der Nutzer erheblich investiert hat. 
Wirtschaftsgebäude von Handwerkern, aber auch von 
Genossenschaften fallen mit unter die Regelungen 
dieses Gesetzes. Auch die Gebäude des komplexen 
Wohnungsbaus im Falle der Überbauung von p rivaten 
Grundstücken sind Gegenstand dieses Gesetzes. 

Nicht erfaßt sind Wochenendhäuser, Garagen und 
Datschen und zur kleingärtnerischen Nutzung über-
gebene Anlagen. Das kann man nicht in diesem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz lösen; denn es han-
delt sich um Miet-, um Pachtverhältnisse, also um 
schuldrechtliche Fragen. Außerdem würde die Einbe-
ziehung dieser Fälle zu erheblichen Problemen unter 
raumordnerischen Gesichtspunkten in den Städten 
und Gemeinden führen. Hierfür haben wir in der 
letzten Woche das Schuldrechtsänderungsgesetz in 
den Deutschen Bundestag eingebracht, und ich hoffe, 
daß es uns gelingt, es noch in dieser Legislaturperiode 
zu verabschieden. 
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Das Sachenrechtsbereinigungsgesetz trifft auch 
eine vorläufige Regelung für Grundstücke, auf denen 
Gemeingebrauchsflächen, Straßen, Plätze usw., ent-
standen sind. Die Grundstückseigentümer können bis 
zur endgültigen Lösung dieses Problems ein Entgelt 
von der öffentlichen Hand verlangen. 

Sie sehen schon allein an dieser kurzen Aufzählung, 
wie breit die Regelungsvielfalt dieses Gesetzes ist, wie 
viele Detailfragen erfaßt sind. Deshalb kann ich den 
Vorwurf nicht gutheißen, den Sie als SPD bei Einbrin-
gung dieses Gesetzes erhoben haben, nämlich daß 
dieses Gesetz viel zu spät komme. Wenn man dem 
folgen wollte, müßte man schließen, daß offensichtlich 
der Bundeskanzler Helmut Kohl, unser Bundeskanz-
ler, bereits am 3. Oktober 1990 dieses Gesetz hätte 
vorlegen sollen. 

Es ist uns in historisch kurzer Zeit ein gutes Gesetz 
gelungen. Erstens. Wir haben Kompromisse geschlos-
sen und konnten erreichen, daß die von Br andenburg 
geforderten, wenn auch sachlich nicht begründbaren 
700 qm Regelgrundstücksgröße gegenstandslos ge-
worden ist. Unsere Regelung ist sinnvoll und rich-
tig. 

Zweitens. Die geforderten Preisnachlässe und die 
Einlaufkurve für Erbpachtverträge haben wir disku-
tiert und geklärt. Wir haben einen Kompromiß im 
Sinne der Beteiligten und im Sinne des Gewollten 
finden können. Dafür stehe ich. 

Drittens. Wir haben schwierige Fragen im Zusam-
menhang mit dem komplexen Wohnungsbau disku-
tiert und sind zu einer Lösung gekommen, die den zu 
zahlenden Betrag an die Grundstückseigentümer 
nicht von der Zufälligkeit des Standortes eines Hauses 
abhängig macht. 

Viertens. Wir haben eine Lösung gefunden, die 
tatsächlich gewünschten, gewollten und zugelasse-
nen Eigenheimen in Wochenendsiedlungen als 
Eigenheimen Bestandskraft geben, und sind somit zu 
einer nutzerfreundlichen Lösung gekommen, auch 
wenn sich für die Kommunen so manch planungs-
rechtliches Problem ergeben wird. 

Fünftens. Mit dem notariellen Vermittlungsverfah-
ren kann den Hauseigentümern und Grundstücksbe-
sitzern juristische Hilfe bei der Lösung ihrer Probleme 
gegeben werden. Zudem ist das für die Beteiligten das 
billigste Verfahren. 

CDU/CSU und F.D.P. haben mit diesem Gesetz ihr 
Versprechen eingelöst, welches sie bei den Beratun-
gen zum Registerverfahrensbeschleunigungsgesetz 
gegeben haben. Bei den Beratungen zum Zweiten 
Vermögensrechtsänderungsgesetz haben wir den 
Stichtag 18. Oktober 1989 in der Weise ausgeweitet, 
daß auch derjenige bestandskräftig erwerben kann, 
der vor dem 18. Oktober 1989 den Kauf angebahnt hat 
oder der sehr viel an  seinem Haus als Nutzer investiert 
hat. 

Uns ist in der damaligen Beratung nicht deutlich 
gewesen, daß das Grundbuchamt in dieser Zeit so gut 
wie nicht funktioniert hat, und Erwerb heißt eben 
Grundbucheintragung. Demzufolge blieben dieser 
Regelungsversuch und damit auch unsere Intention 
für diese Gesetzesänderung wirkungslos. Nichts wäre 
deshalb einfacher, als das Gewollte klarzustellen. 

Aber — das muß man auch sehen — es gibt 
erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken aus heu-
tiger Sicht. Seit der deutschen Einheit sind vier Jahre 
ins Land gegangen. Es gibt verfestigte rechtliche 
Positionen für Restitutionsberechtigte. Eine Klarstel-
lung, z. B. indem man nicht den Grundbucheintrag, 
sondern den notariellen Kaufvertrag in den Vorder-
grund stellt, bedeutet, daß auf einmal der Restitutions-
antragsteller auf das Entschädigungsgesetz verwie-
sen wird. Eine relativ sichere Rechtsposition würde 
wieder weggenommen, und zwar ganz. Das ist verfas-
sungsrechtlich problematisch; das sagen uns die Ver-
fassungsrechtler. 

Es macht meines Erachtens wenig Sinn, eine solche 
Regelung heute ins Gesetz schreiben zu wollen, wenn 
man  weiß, daß die verfassungsrechtlichen Bedenken 
erheblich sind. Es nutzt niemandem etwas, wenn uns 
das Bundesverfassungsgericht eine solche Regelung 
hinterher wieder aufhebt. 

Deshalb habe ich mich auch hier um einen Kompro-
miß bemüht. Meinen Vorschlag finden Sie heute im 
§ 120 a Abs. 1 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes. 
Demnach sollen in den genannten Fällen des § 4 
Abs. 2 Satz 2 des Vermögensgesetzes die Inhaber von 
Kaufverträgen für Gebäude und Grundstücke den 
Ankauf oder die Erbpacht des Gebäudes und des 
Grundstückes vom Grundstückseigentümer verlan-
gen können. Der Mieter eines solchen Objektes hat 
durch sein Wirken in dem Haus das Haus erhalten. Er 
hat Lebenszeit, Freizeit und Geld investiert. Zu DDR-
Zeiten war er praktisch nicht kündbar. Er hatte also 
durch sein Engagement und durch den gesetzlichen 
Rahmen der DDR eine eigentümerähnliche Stellung. 
Heute steht die zweite Eigentümerposition in Form 
der Restitutionsberechtigung. Deshalb ist es logisch, 
auch hier einen Interessenausgleich zu versuchen, 
den Interessenkonflikt wie beim Eigenheim auf frem-
dem privatem Grundstück aufzulösen. Das schlagen 
wir — die CDU/CSU und die F.D.P. — vor. Das ist 
gerechter gegenüber dem Nutzer und dem Alteigen-
tümer, es ist gerechter gegenüber dem Häuslebauer, 
der heute auch den halben Verkehrswert zahlt. Damit 
wird ein wesentlicher Wunsch der Nutzer erfüllt: im 
Haus bleiben zu dürfen. 

Auf der anderen Seite gehen die Alteigentümer 
nicht leer aus. Da auch hier die Möglichkeit der 
Bestellung eines Erbbauvertrages besteht, glaube ich, 
daß selbst Zweifamilienhäuser in einigermaßen guter 
Lage mit einer geringen monatlichen Belastung rech-
nen müssen. 

Herr Hacker, noch in der letzten Woche konnten Sie 
der Logik dieser Gedanken folgen, heute nicht mehr. 
Ich frage mich bloß: Warum? 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das erzählt er 
Ihnen gleich!) 

Meine Damen und Herren, ich finde, das von der 
CDU/CSU-F.D.P.-Koalition vorgelegte Sachenrechts-
bereinigungsgesetz ist ein gelungenes Gesetzeswerk. 
Ich habe bisher von keinem eine bessere Lösung 
gehört, auch von Ihnen nicht, meine Damen und 
Herren von der SPD. 

Ich glaube, wenn das Gesetz Bestandskraft hat, 
werden alle, sowohl die, die im Umland von Berlin 
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wohnen, als auch die, die im flachen Land, in Meck-
lenburg, Sachsen oder Thüringen wohnen, lernen, 
welche Vorteile dieses Gesetz für alle Beteiligten 
bietet. Da die betroffenen Häuslebauer und Grund-
stückseigentümer oft im selben Ort wohnen, wird es 
auch zur Befriedigung im Dorf beitragen, und wenn 
die Partner aus Ost und West kommen, ist das ein 
Baustein zur deutschen Einheit. 

Ich danke der Bundesregierung für ihr Engagement 
für dieses Gesetz. Ich danke Ihnen, Frau Bundesmi-
nisterin Leutheusser-Schnarrenberger, für Ihren per-
sönlichen Einsatz, und ich danke vor allem auch den 
fleißigen Mitarbeitern Ihres Hauses, die in Tag- und 
Nachtstunden an diesem Gesetz gearbeitet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich danke für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Jetzt spricht der 
Minister des Landes Brandenburg Herr Bräutigam. 

Minister Dr. Hans Otto Bräutigam (Brandenburg): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten! Das Sachenrechtsänderungs-
gesetz ist eines der wichtigsten Gesetze im Bereich der 
offenen Vermögensfragen. Es ist für Hunderttausende 
in den neuen Bundesländern von geradezu existen-
tieller Bedeutung. 

Für zehntausende Familien im Umland von Berlin 
wird sich nach dem Erlaß dieses Gesetzes die Frage 
stellen, ob sie sich ihr oft seit Jahrzehnten genutztes 
Haus noch finanziell leisten können. Das böse Wort 
von der „Vertreibung über den finanziellen Hebel" 
macht die Runde. Ich mache mir das nicht zu eigen; 
aber ich sage, was man heute überall im östlichen 
Deutschland hören kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weil es von der 
SPD gesteckt wird! — Detlef Kleinert [H an

-nover] [F.D.P.]: Das ist eine ganz scheinhei

-

lige Art zu formulieren!) 
Der Kampf um die Wohnung, der Kampf um die 
Häuser nimmt an Schärfe jeden Tag zu. Viele Bürge-
rinnen und Bürger der neuen Länder befürchten im 
wahrsten Sinne des Wortes, daß ihnen oft genug nach 
dem Verlust des Arbeitsplatzes jetzt auch noch der 
Boden unter den Füßen weggezogen wird. 

(Beifall bei der SPD) 
Das ist die Ausgangslage, über die heute beraten 

wird. Diese Angst wird nach meinem Eindruck von 
Tag zu Tag größer. Sie muß von den Menschen 
genommen werden, und dies möglichst bald, mit 
möglichst eindeutigen und sozialverträglichen Rege-
lungen. Denn zur Verunsicherung trägt auch das 
Gefühl bei, einem Gestrüpp von komplizierten 
Bestimmungen gegenüberzustehen, denen man als 
Neubundesbürger weniger gewachsen ist als die oft 
aus dem Westen kommenden Alteigentümer. 

Ich weiß, daß wir es hier nicht mit einer Ost

-

West-Problematik zu tun haben. Aber besonders im 
städtischen Raum und ganz besonders im Umland von 

Berlin stehen sich doch weit überwiegend ostdeutsche 
Nutzer und westdeutsche Alteigentümer gegenüber, 
also zwei Parteien, von denen die eine Partei die zum 
Ankauf vielleicht erforderlichen 200 000 DM oder 
sogar noch mehr nicht aufbringen kann und die sie in 
den letzten 40 Jahren auch unmöglich ansparen 
konnte, und auf der anderen Seite die Partei, die bis 
1990 nicht im Traum daran gedacht hat, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

ihr in der DDR gelegenes Grundstück noch einmal 
nutzen zu können oder noch etwas dafür zu bekom-
men. Das ist die psychologische Dimension dieses 
Problems. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Eini-
gungsvertrag hat dem gesamtdeutschen Gesetzgeber 
aufgegeben, das Auseinanderfallen des Eigentums 
am Grundstück und des Eigentums am Haus sachen

-

rechtlich zu bereinigen. Darum dieser schöne Beg riff 
„Sachenrechtsbereinigung". Diese Bereinigung muß 
die in der DDR entstandene faktische Situation 
berücksichtigen. Sie muß aber auch, um wirklich 
sozialverträglich zu sein, die Sorgen und Nöte der 
ostdeutschen Bevölkerung ernst nehmen, wenn die 
deutsche Einigung nicht dauerhaft Schaden nehmen 
soll. 

Die Ihnen jetzt zur Beschlußfassung vorliegende 
Fassung des Sachenrechtsänderungsgesetzes wird 
diesem Anspruch nach meiner Meinung in einigen 
wesentlichen Punkten nicht gerecht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Einige aus ostdeutscher Sicht besonders wichtige 
Punkte kann jedenfalls Brandenburg nicht akzeptie-
ren. Darüber wird im Bundesrat zu reden sein. 

Bevor ich zu den kritischen Punkten komme, 
möchte ich zunächst einmal feststellen, daß wir das 
dem Gesetzentwurf zugrunde liegende Teilungsprin-
zip ausdrücklich begrüßen. Das ist ein sachgerechter 
und überzeugender Ansatz — übrigens ein himmel-
weiter Fortschritt gegenüber dem Prinzip Rückgabe 
vor Entschädigung. Das sollten wir hier einmal sehen. 
Der Ansatz ist richtig. 

Ich begrüße auch, daß die jetzt vorliegende Fassung 
eine Reihe von Vorschlägen der SPD-Bundestagsfrak-
tion und des Landes Brandenburg, teilweise übrigens 
auch anderer ostdeutscher Länder, mindestens zum 
Teil aufgenommen hat. Das gilt namentlich für die 
Verlängerung der Eingangsphase im Falle der Erb-
baurechtslösung bei hohen Grundstückswerten. 

Absolut unbefriedigend, ja fatal, ist dagegen die 
Regelung zur Abwicklung der Überlassungsverträge 
bei Grundstücken mit bereits aufstehenden Gebäu-
den. Solche Überlassungsverträge sind nur bis zum 
Jahre 1975 vergeben worden. Es kann doch nicht 
ernsthaft angehen, daß ein Überlassungsvertragsneh-
mer, der in Grundstück und Gebäude über Jahrzehnte 
hinweg viel Zeit, Arbeitskraft und Geld unter den 
schwierigen Bedingungen der DDR investiert hat, 
jetzt darum bangen muß, ob er unter die Sachen-
rechtsbereinigung fällt oder ob er lediglich den weit 
geringeren Schutz des in Vorbereitung befindlichen 
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Schuldrechtsbereinigungsgesetzes in Anspruch neh-
men kann. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesem Punkt ist, wenn man den be troffenen 
Menschen die Angst nehmen will, eine wesentliche 
Verbesserung erforderlich, die notfalls im Vermitt-
lungsausschuß erreicht werden muß. Jedenfalls wer-
den wir das versuchen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Michael Luther 
[CDU/CSU]: Warum haben Sie es in den 

Beratungen nicht versucht?) 

— Und ob wir das versucht haben! Ich komme noch 
darauf. 

(Dr. Michael Luther [CDU/CSU]: Ich kann 
mich nicht entsinnen!) 

Ein weiterer Punkt, der ganz und gar unbefriedi-
gend geregelt ist, be trifft die sogenannten hängenden 
Verkaufsfälle. Für die Juristen der Bundesregierung 
ist der Erwerb eines Grundstücks erst mit der Eintra-
gung in das Grundbuch abgeschlossen. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Und für das Ver

-

waltungsgericht!) 

Nur dann sind redliche Käufer vor Rückübertragung 
geschützt. Aber in den wenigsten Fällen ist es noch vor 
dem 3. Oktober 1990 zu einer Eintragung im Grund-
buch gekommen, so daß die wichtigen Ausnahmen 
von der Stichtagsregelung für eine große Zahl von 
Menschen, die geglaubt hatten, das Grundstück red-
lich erworben zu haben, leerlaufen. 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Das ist das 
Kernproblem!) 

— Das ist ganz sicher eines der Kernprobleme. Es 
betrifft viele, viele tausend Menschen. 

Die jetzt vorgeschlagene Regelung, nämlich daß die 
Betroffenen nochmals kaufen sollen — und jetzt zu 
hohen Preisen —, weil sie beim ersten Mal hängenge-
blieben sind, das kann man wirklich niemandem 
begreiflich machen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich kann das keinen Kompromiß nennen. Ich finde 
absolut unverständlich, was hier offensichtlich noch in 
letzter Minute beschlossen worden ist. Jedenfalls ich 
kann mich damit zu Hause nicht sehen lassen; ich 
werde das nirgendwo vertreten. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Brandenburg bleibt bei seiner Forderung, daß 
bereits der notarielle Kaufvertrag als Erwerb im Sinne 
des Vermögensgesetzes anerkannt werden muß. 
Denn es ist doch, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, zutiefst ungerecht, wenn allein der Zufall 
darüber entscheiden soll, ob der Be troffene vor einer 
Rückübertragung geschützt wird oder nicht. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich erinnere daran, Frau Bundesjustizministerin, 
daß diese Frage in Ihrem Haus bereits im Zusammen-
hang mit der Arbeit an  dem Zweiten Vermögens-
rechtsänderungsgesetz erörtert worden ist. Mitarbei

-

ter Ihres Hauses haben damals erklärt, daß nach ihrer 
Auffassung auf das Erwerbsgeschäft, nicht auf die 
Grundbucheintragung abzustellen sei. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das war doch ganz 
gut!) 

Auch Brandenburg hat diese Auffassung, die sich 
eindeutig aus den Materialien des Zweiten Vermö-
gensrechtsänderungsgesetzes ergibt, nachdrücklich 
vertreten. 

Seit der bedauerlichen Entscheidung des Bundes-
verwaltungsgerichts vom Oktober 1993 kann diese 
Position leider nicht mehr aufrechterhalten werden. 
Darum ist jetzt eine gesetzliche Klarstellung unab-
dingbar, und diese fordern wir ein. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Daß dagegen nun plötzlich verfassungsrechtliche 
Einwände vorgebracht werden, ist mir völlig unver-
ständlich. Wenn Sie, Herr Abgeordneter Luther, mei-
nen, das Bundesverfassungsgericht würde das wieder 
kassieren, dann kann ich Ihnen nur raten: Etwas Mut 
zum Risiko würde Ihnen sehr gut anstehen! 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich will daran erinnern, daß das Bundesverwal-
tungsgericht in seinem sehr kurz formulierten 
Beschluß eine gesetzliche Klarstellung zu bedenken 
gegeben hat. 

(Dr. Michael Luther [CDU/CSU]: Aber in 
anderer Hinsicht!) 

Ich will nicht sagen, daß das eine Aufforderung 
gewesen ist, aber das Bundesverwaltungsgericht hat 
dies offenkundig für möglich gehalten. Es handelt sich 
ja doch um die Korrektur einer Regelung, bei der man 
von falschen tatsächlichen Voraussetzungen ausge-
gangen ist, und darum kann ich das verfassungsrecht-
liche Problem beim besten Willen nicht erkennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Minister, 
gestatten sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Luther? 

Minister Dr. Hans Otto Bräutigam (Brandenburg): 
Bitte schön. 

Dr. Michael Luther (CDU/CSU): Herr Minister, weil 
Sie das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zitiert 
haben, möchte ich fragen: Sind Sie mit mir der 
Meinung, daß das Bundesverwaltungsgericht genau 
den umgekehrten Fall zur Überprüfung gestellt hat, 
nämlich ob die damals ins Grundbuch Gekommenen 
rechtmäßig hineingekommen sind? 

Minister Dr. Hans Otto Bräutigam (Brandenburg): 
Ich habe aus diesem Urteil nicht zitiert, ich habe die 
Gründe dieses Beschlusses nicht vor Augen. Dies ist 
jedenfalls nicht mein Verständnis. 

(Dr. Michael Luther [CDU/CSU]: Sie kennen 
es also nicht! — Norbert Geis [CDU/CSU]: 
Das ist sehr schwach für einen Justizmini-

ster!) 
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Abschließend noch ein Wort zu der vieldiskutierten 
Stichtagsregelung. Sie ist nicht Gegenstand der 
Sachenrechtsbereinigung, aber sie hat auch in diesem 
Zusammenhang Relevanz. Die Diskussion über die 
Stichtagsfrage, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, ist nicht zur Ruhe gekommen. Sie wird heute, 
nachdem die Folgen für jedermann sichtbar geworden 
sind, mit noch größerer Erregung geführt als zu der 
Zeit, als das Land Brandenburg im Bundesrat eine 
Initiative zur Streichung des Stichtags eingebracht 
hat. 

Diese Bemühungen sind leider erfolglos geblieben. 
Aber das ändert ja nichts daran, daß der Stichtag als 
Ausschlußregelung im Vermögensgesetz zutiefst un-
gerecht ist. Ich erinnere daran, daß in der Erklärung 
vom Juni 1990 der Stichtag eine andere Funktion hat. 
Er ist erst im Vermögensgesetz zu einer Ausschlußfrist 
geworden. Dadurch wird eine Redlichkeitsprüfung 
im Einzelfall ausgeschlossen, und die Be troffenen 
fühlen sich pauschal als unredlich qualifiziert. 

Auf die ganz große Mehrheit der Erwerber von 
Grundstücken nach dem sogenannten Verkaufsge-
setz vom März 1990 trifft das aber nicht zu. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie haben in redlicher Weise gekauft — dies ist heute 
überhaupt nicht mehr umstritten —, und sie haben 
auch zum erstenmal überhaupt volkseigenen Grund 
und Boden kaufen können. Früher konnten sie ja 
überhaupt nicht kaufen. 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Das weiß Herr 
Luther nicht!) 

Die Stichtagsregelung ist aber nicht nur ungerecht, 
sie ist auch unter verfassungsrechtlichen Gesichts-
punkten bedenklich; denn hier werden viele tausend 
Verträge rückwirkend aufgehoben. 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: So ist das!) 

(V o r sitz: Vizepräsident Helmuth Becker) 

Im Vermögensgesetz vom September 1990 ist diese 
Frage, so meine ich, falsch entschieden worden. 
Jedenfalls ist man von falschen Voraussetzungen 
ausgegangen, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

von einer nicht klaren Einschätzung der Lage. 

Sie ist aber mit dieser Entscheidung von 1990 nicht 
erledigt. Wenn man in den ostdeutschen Ländern 
herumkommt, dann muß man feststellen, daß diese 
Regelung keine Akzeptanz gefunden hat. Eine sozial 
verträgliche Regelung dieser Problematik steht noch 
aus. Die Debatte, die hier heute stattfindet, bestätigt in 
einem tieferen Sinne, daß wir sozialverträgliche Rege-
lungen der so wich tigen Eigentumsfragen bis heute 
nicht erreicht haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Diese Regelungen sind im Interesse der Zusammen-
führung der Menschen in beiden Teilen Deutschlands 
unverzichtbar. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, ich erteile jetzt unserem Kollegen Detlef 
Kleinert das Wo rt . 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Für 
einen Justizminister und Diplomaten hat sich Herr 
Bräutigam eben doch verhältnismäßig einseitig 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Klar, gut und 
richtig!) 

und auch sehr gezielt auf den einen Teil der von einer 
sehr schwierigen Frage be troffenen Bürger bezo-
gen. 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Aber er hat 
dann den Ausgleich eingefordert!) 

Das Problem ist doch nicht — wie das Herr Bräutigam 
sagt —, daß diejenigen, die Eigentum haben, es 
behalten müssen, 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Aber ganz 
genau! — Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nach 

Ihrer Auffassung!) 

daß die Grundsätze unseres Eigentumsrechts nur 
darauf gerichtet sind, daß irgend jemand, der, auf 
welche Weise auch immer, in den Besitz von Grund-
stücken gekommen ist, diese jetzt als Eigentum erhal-
ten muß, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Unglaublich!) 

nachdem ein solcher Vorgang nach allen Rechtsre-
geln, auch nach den Rechtsregeln der früheren 
DDR, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nach 40 Jahren! 
Unglaublich!) 

nicht zustande gekommen war. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir sagen ja nicht — wie Sie, Frau Fuchs, mit Ihren 
Zwischenrufen zu unterstellen belieben —, daß dieje-
nigen, die jetzt in ihren Häusern sitzen, die sie zum 
Teil mühsam selbst aufgebaut haben — — 

(Siegfried  Scheffler [SPD]: Ach, jetzt das auf 
einmal! Da kommen mir ja die Tränen!) 

— Sagen Sie einmal: Was ist das für eine Art zu 
debattieren? Ihnen kommen die Tränen, wenn ich 
Ihnen sage, daß ich Respekt habe vor denen, die da 
jetzt Besitz haben, die da wohnen und die da eigene 
Leistungen erbracht haben? 

(Siegfried Scheffler [SPD]: Sie sehen sich 
jetzt als Eigentumspartei! — Gegenruf des 
Abg. Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Der da 

drüben hat doch keine Ahnung!) 

— Ist Eigentum für Sie ein Schimpfwort? Es käme uns 
für die deutschen Bürger darauf an, bei dieser Gele-
genheit einmal von der Sozialdemokratie ganz allge- 
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mein zu hören, daß Eigentum für sie ein Schimpfwort 
ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Das ist ja eine ganz seltsame Art, eine solche Verhand-
lung zu führen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Eigentumsfeti

-

schisten seid ihr!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Klei-
nert, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Ich gebe mir 
hier Mühe, bei der Schilderung der Ausgangslage 
einmal auf beide Seiten einzugehen. 

Frau Matthäus-Maier, bitte schön. — Entschuldi

-

gung, Herr Präsident, das steht natürlich Ihnen zu. 

(Heiterkeit) 
Ich wollte nur mein Einverständnis für die Zwischen-
frage geben. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Sie müssen die 
Frage zulassen. — Frau Kollegin Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Kleinert, wollen 
Sie nicht den Unterschied sehen, den wir machen? 
Selbstverständlich ist für Eigentum einzutreten etwas 
Gutes. Was wir ablehnen, ist der Eigentumsfetischis-
mus, der bei Ihnen hier hervorkommt, 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
F.D.P. und der CDU/CSU) 

der schon bei der unseligen Regelung Rückgabe vor 
Entschädigung im Osten Böses angerichtet hat. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Aber der haben 
Sie doch zugestimmt!) 

— Nein. Da ich hier die Hauptrednerin und Bericht-
erstatterin beim ersten Einigungsvertrag war, kann 
ich sagen: Wir haben ausdrücklich diesem Punkt des 
Einigungsvertrages, des ersten Staatsvertrages, nicht 
zugestimmt. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: In der Volkskam

-

mer hat die SPD auch zugestimmt!) 
Wir waren der Ansicht, daß dieser Punkt Rückgabe 
vor Entschädigung — wie es dann auch gekommen 
ist — zu schwerer Störung der Investitionstätigkeit in 
Ostdeutschland führen würde. Also: ein Unterschied 
zwischen Eigentum und Eigentumsfetischismus, Herr 
Kleinert. 

(Beifall bei der SPD — Norbert Geis [CDU/ 
CSU]: In der Volkskammer haben Sie doch 

auch zugestimmt!) 

Detlef Kleine rt  (Hannover) (F.D.P.): Sehr verehrte 
Frau Kollegin, wenn Sie Ihre Ohren benutzt hätten, 
um den hinter Ihnen sitzenden Herrn Kollegen in 
seinen unglaublichen Äußerungen zu verfolgen, dann 
hätten Sie festgestellt, daß er darauf, daß ich versucht 
habe, die Lage derjenigen, die jetzt Besitz, aber kein 
Eigentum haben — mit deren Lage wollen wir uns hier 
in einer möglichst ausgleichenden und objektiven 
Weise beschäftigen —, geantwortet hat — wobei er in 

Form eines Schimpfwortes, noch dazu in durchaus 
aggressiver Form auf mich eindrischt, wenn ich so 
etwas Verständnisvolles sage —, es kämen ihm die 
Tränen, wenn ich das sage. Er glaubt mir also nicht. Im 
nächsten Atemzuge sagt er, wir seien eine Eigentums-
partei. Das ist eine Beschimpfung der Idee des Eigen-
tums, die von größter Bedeutung für die persönliche 
Freiheit und das persönliche Wohlergehen ist. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich mache den Versuch noch einmal, es Ihnen zu 
erklären — ich bin da sehr geduldig —: Es gibt viele 
Menschen, die unter sehr unklaren Rechtsverhältnis-
sen und mit der Perspektive, daß diese unklaren 
Rechtsverhältnisse nie geändert würden, Besitz 
erworben haben, was auf eine Art, historisch bedingt, 
einen besonderen guten Glauben begründet. Daraus 
entsteht ein Problem gegenüber einer Gesellschaft, 
deren Rechtsverhältnisse sich kontinuierlich fortent-
wickeln, gegenüber denjenigen, die nun einmal nach 
bürgerlichem Recht — so wie es jetzt wiederherge-
stellt worden ist — Eigentum an eben diesen Grund-
stücken, von denen andere glaubten, sie gutgläubig 
erworben zu haben, begründet haben. Da liegt das 
Problem, mit dem wir uns bei diesem Gesetz ausein-
andersetzen müssen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nicht nur!) 

Wenn Sie beide Extrempositionen beziehen — sie 
sind mir wohlbekannt; ich halte sie, von sehr, sehr 
seltenen Ausnahmefällen abgesehen, für falsch —, 
dann handelt es sich darum, daß der eine sagt: Ich 
habe hier das Regime ertragen aus Treue zur Heimat, 
habe stillen Widerstand geleistet, habe dabei noch das 
Grundstück bebaut mit meiner Hände Arbeit. Jetzt 
kommt jemand, der abgehauen ist, der die ganzen 
Jahre im Wohlstand gelebt hat, und sagt, seine Groß-
eltern seien einmal Eigentümer gewesen. Er wi ll  es 
wiederhaben. 

Die andere Position ist: Ich bin bei Nacht und Nebel 
verhaftet worden. Ich bin unter schäbigsten Bedin-
gungen eingesperrt, dann aus dem Lande hinausge-
trieben worden, habe mich beim besten Willen nicht 
um mein Grundstück kümmern können und will nun 
für die Jahre der Vertreibung von meinem Grund und 
Boden und aus meiner Heimat wenigstens mein 
ererbtes Grundstück wiederhaben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Die beiden Positionen werden vertreten, nur in 
Extremfällen zu Recht. Die Wirklichkeit geht immer 
etwas mehr zur Mitte hin. Die Positionen sind mitein-
ander unvereinbar. 

Auf der Basis lassen sich mit solchen schlagwortar-
tigen Positionen diese schwierigen nun einmal ent-
standenen Zustände nicht bereinigen, so wie es not-
wendig ist, wenn wir alle zusammen wieder einen 
vernünftigen Beg riff von Eigentum haben wollen und 
wenn die Wunden, die dieses Unrechtsregime und 
nicht die alten Eigentümer geschlagen haben, nach 
und nach verheilen sollen. Wir werden es keiner der 
beiden Seiten recht machen können, schon gar nicht 
den Verfechtern von Extrempositionen. Deshalb 
haben wir mit diesem Gesetz die schwierige Aufgabe 
zu lösen versucht, einen einigermaßen vernünftigen 
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Weg zur Lösung zu finden. Das ist das Ergebnis, vor 
dem wir heute stehen, vor dem Hintergrund der 
Ausgangsposition, die ich zu bezeichnen versucht 
habe. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne
-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Klei-
nert, gestatten Sie jetzt noch eine Zwischenfrage des 
Kollegen Schwanitz? 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Bitte schön. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Kollege 
Schwanitz. 

Rolf Schwanitz (SPD): Danke schön. 

Herr Kollege Kleinert, nachdem ich Ihren Worten 
entnehmen konnte, daß nach Ihrer Auffassung bei der 
Frage Rückgabe vor Entschädigung, bei dieser 
Grundsatzentscheidung, 1990 offensichtlich kaum 
Unterschiede zwischen den Parteien bestanden hät-
ten, 

(Konrad Weiß [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Genau! — Ing rid Matthäus-Maier 
[SPD]: Das ist ja nicht wahr! — Norbert Geis 

[CDU/CSU]: In der Volkskammer!) 
möchte ich Sie fragen, wie Sie sich erklären, daß in 
dem jüngst vorgelegten Entwurf Ihrer Partei unter 
dem Titel „Mehr Freiheit durch mehr Eigentum", der 
offensichtlich ja zum Parteitag eingereicht werden soll 
und dort Beschlußvorlage ist, der Satz zu finden ist, 
bezogen auf die These Rückgabe vor Entschädi-
gung: 

Sie allein 
— nämlich die F.D.P. — 

hat  diesen Grundsatz immerhin für die Enteig-
nungen nach 1949 gegen den Widerstand der 
anderen Parteien im Einigungsvertrag durchge-
setzt. 

(Zuruf von der SPD: Guter Partner! — Anke 
Fuchs [Köln] [SPD]: Das zeigt, wes Geistes 

Kind Sie sind!) 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Es handelt sich 
hier um eine Folge bewußt herbeigeführter Mißver-
ständnisse. Sie wollen einfach nicht verstehen, was ich 
Ihnen mühsam zu erklären versuche. 

Wir haben schon vor der Abstimmung über den 
Vertrag zur Einheit in der F.D.P.-Fraktion, und zwar 
nicht für die Fraktion, sondern mit den Unterschriften 
einer großen Zahl einzelner Mitglieder, einen Ent-
schließungsantrag verabschiedet, in dem wir gesagt 
haben: Wir wollen den Grundsatz des Eigentums, 
obwohl im Einigungsvertrag, aus Gründen, die hier 
jetzt nicht ausführlich behandelt werden können, 
diesbezüglich Verzichte geleistet worden sind, so 
weit, wie es möglich und verträglich ist, durchgesetzt 
wissen. Auf dieses unser Verhalten in dieser Frage 
haben wir in dem Papier, das Sie eben freundlicher

-

weise zitiert haben — ich hoffe, es wird noch weit 
bekannt im Lande —, 

(Zuruf von der SPD: Dafür werden wir sor-
gen!) 

erneut hingewiesen, weil wir nämlich wirklich der 
Auffassung sind, daß Freiheit sehr viel, aber keines-
wegs ausschließlich mit Eigentum zu tun hat. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Das wollten wir bei dieser Gelegenheit in Erinnerung 
rufen. Ich sehe überhaupt keinen Widerspruch und 
keinen Grund für Ihre Frage. 

Wenn aber Herr Bräutigam als Justizminister und 
somit für Frieden unter den Bürgern Verantwortlicher 
hierherkommt und sagt: „Man spricht von neuer 
Vertreibung. Im Lande wird das so gesagt." 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ganz richtig!) 
und wenn er dann von diesem Pult aus sagt: „Aber ich 
mache mir das ja nicht zu eigen": Das ist doch die Art 
von Häuseransteckern, die es dann nicht gewesen 
sein wollen. Das gehört sich nicht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD: Unerhört!) 

Das gehört sich nicht für einen Justizminister. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Klei-
nert, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage, diesmal 
des Kollegen Hitschler? 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Bitte schön, 
Herr Hitschler. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Kollege Kleinert, 
sind Sie bereit, dem Gedächtnis des Kollegen Schwa-
nitz ein bißchen nachzuhelfen und ihm zu sagen, daß 
der Einigungsvertrag nicht nur von der Bundesrepu-
blik Deutschland unterzeichnet wurde, sondern auch 
von der damaligen DDR-Regierung, in der die Partei 
des Kollegen Schwanitz, wenn ich mich recht erin-
nere, maßgeblich vertreten war, so daß der Vertrag 
damit die Zustimmung der Partei des Kollegen Schwa-
nitz gefunden hat? Das ist das erste. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das wissen wir 
alles, Herr Kollege!) 

Zum zweiten zur Stichtagsregelung: Herr Kollege 
Kleinert, wenn ich mich recht erinnere — ich war im 
Bauausschuß auch an diesen Fragen beteiligt —, geht 
die Initiative zur Stichtagsregelung im wesentlichen 
auf Kollegen aus den neuen Bundesländern zurück, 

(Bundesministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger: Richtig!) 

die mit der Einführung dieser Stichtagsregelung ver-
hindern wollten, daß eben schnell vor der Einheit zu 
äußerst niedrigen Preisen, insbesondere von privile-
gierten Bonzen des damaligen Systems, noch abge-
schlossene Kaufverträge in den Genuß dieser Rege-
lung kommen und der Erwerb nachträglich gebilligt 
wird. 
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Ich kann mich beispielsweise aus dem Bauausschuß 
daran erinnern, 

(Zurufe von der SPD) 
daß Ihr Kollege — — 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Hitschler, das 
geht so nicht. Wir sind auf Zwischenfragen eingerich-
tet, aber nicht auf Kommentierungen der Fragen 
anderer. Es kann also nur so sein, daß Sie dem 
Kollegen Kleinert eine direkte Frage stellen. Wenn Sie 
das noch wollen, bitte! 

Detlef Kleinert (FDP): Herr Präsident, ich habe die 
Frage des Kollegen Hitschler verstanden 

(Heiterkeit bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

und möchte mich bei ihm sehr herzlich dafür bedan-
ken, daß er mir die Mühe, um die er mich gebeten hat, 
weitgehend abgenommen hat. Danke schön. 

In dieser enorm schwierigen Lage zwischen den 
Interessenten, in der wir uns eben nicht darauf einlas-
sen, Schwarz-Weiß-Positionen zu beziehen, und in 
der wir uns nicht darauf einlassen, uns auf dogmati-
sche Festlegungen zu kaprizieren, in dieser schwieri-
gen Ausgangssituation ist das Gesetz vorbildlich aus-
gearbeitet und beraten worden. Dafür möchte ich der 
Frau Bundesjustizministerin, Frau Leutheusser

-

Schnarrenberger, und ihren Mitarbeitern sehr herz-
lich danken. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Klei-
nert, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Dr. Ullmann? 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Ich möchte 
auch, Herr Kollege Ullmann, den Kollegen, also auch 
Ihnen — das wird Sie für die kleine Verzögerung Ihrer 
Frage entschädigen —, sehr herzlich für die Teil-
nahme an  den Beratungen danken. Ebenso danke ich 
den Berichterstattern für den aufgeschlossenen und 
objektiven Geist, in dem die Beratungen geführt 
worden sind. Seltsamerweise war es erst jetzt, in 
letzter Minute, so, daß Sie, die Sie an  der früheren 
verständnisvollen Suche  nach einer einigermaßen 
erträglichen Lösung — denn mehr kann aus einer 
solchen Sache beim allerbesten Willen aller Beteilig-
ten nicht werden — beteiligt waren, sich nun aus 
dieser Sache verabschieden. Sie wollen in einer 
Weise, die Sie schon hier im Plenum deutlich zu 
erkennen geben, offenbar in den nächsten Monaten 
mit einer Art Schlagwortargumentation über Land 
gehen, die der Sache nicht gerecht wird, statt zu dem 
gemeinsamen, mühsam erarbeiteten Ergebnis zu ste-
hen, das dem Frieden und einer Einigung in unserem 
Lande dienen soll. 

Ich bin darüber sehr betrübt, daß Sie den Versuch, 
den wir gemacht haben, einen Versuch, bei dem 
gerade die Liberalen sehr weit über gewisse Grund-
sätze, denen sie aber nicht dogmatisch verpflichtet 
sind, hinweggegangen sind, einfach mit platter Pole-
mik wegwalzen wollen. Denn wenn — was Herr 
Bräutigam hier bedauert hat — eine Regelung hin-
sichtlich der hängenden Verkaufsfälle gefunden wor-

den ist, wie sie Herr Luther ersonnen, angeregt und 
anschließend mit uns allen gemeinsam so vereinbart 
hat, dann bedeutet das doch in krassem Gegensatz zu 
Ihrer Be trachtungsweise, daß beide Seiten nachge-
ben. 

Natürlich ist es hart, wenn m an  für das, für das man 
einmal bezahlt hat und worin man schon wohnt, auf 
Grund der schwierigen Rechtslage noch einmal etwas 
bezahlen soll. Aber natürlich ist es doch genauso hart 
für die andere Seite, wenn sie auf die Hälfte dessen, 
was ihr nun einmal nach tadellos verbrieften Rechts-
titeln normalerweise zustehen würde und bei Untätig-
keit des Gesetzgebers zu einer Fülle von Prozessen 
der härtesten Art führen würde, ihrerseits auch ver-
zichten soll. Es sollen beide Seiten verzichten. 

Ich möchte dann einmal wissen, ob es kein Kompro-
miß ist, wenn man  sagt: Beide Seiten müssen nachge-
ben und aufeinander zugehen. — Das ist doch der 
Prototyp des Kompromisses. 

Der Ministerpräsident von Brandenburg, Herr 
Stolpe, hat der Frau aus Hannover, die seit einigen 
Tagen die erste Seite der „Hannoverschen Allgemei-
nen Zeitung" mit dem Bericht über diese Auseinan-
dersetzungen nicht ganz, aber doch zu einem erheb-
lichen Teil füllt, seinerseits angeboten, statt der 20 000 
Mark, die er einmal an irgendeine Stelle der ehema-
ligen DDR für das Grundstück, auf dem er wohnt, 
bezahlt hat, jetzt die Hälfte des Zeitwerts zu zahlen. 

Das früher einigermaßen freundschaftliche Verhält-
nis zwischen Mieter und Vermieter ist dann schließ-
lich aus allen möglichen Gründen — vermutlich auch 
wegen atmosphärischer Störungen — schlagartig an 

 dem Tag abgebrochen, an dem der Herr Ministerprä-
sident glaubte, durch eine Verwaltungsentscheidung 
der DDR irgendeine Art Eigentum erworben zu 
haben. An diesem Tage hat das freundschaftliche 
Verhältnis abrupt geendet, und das dürfte die Ver-
gleichsverhandlungen etwas beschwert haben. 

(Heiterkeit bei der F.D.P. und der CDU/ 
CSU) 

Was er angeboten hat, war das, was wir mit diesem 
Gesetz vorschlagen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

daß nämlich ungefähr das, was er den Erben angebo-
ten hat — die Hälfte des Verkehrswerts —, noch 
nachgezahlt wird und dann die eine Seite nicht den 
vollen Schaden trägt und auch die andere Seite nicht 
den vollen Schaden trägt — ein Ergebnis, wie man es, 
Frau von Renesse, bei Ge richt als vergleichstiftender 
Richter nicht besser erwarten kann. 

Nun machen wir den gewagten Versuch, einen 
solchen Vergleich angesichts der Masse der Fälle 
durch ein Gesetz den Be troffenen anzudienen. „Ge-
wagt" sage ich auch im Hinblick auf die hier ange-
sprochenen verfassungsrechtlichen Gesichtspunkte. 
Dann kommen Sie doch bitte nicht her und sagen, wir 
machten uns nicht äußerste Mühe, und wir würden 
nicht beide Seiten verstehen. 

Wir bemühen uns, das Ding so gut, wie es bei einem 
so unglaublich schwierigen Fall überhaupt nur mög-
lich ist, unter Zurückstellung all unserer grundsätzli-
chen, in anderen Fällen nach wie vor gültigen Ansich- 
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ten über das Eigentum zu einem guten Ende zu 
führen. Dafür haben wir Beifall verdient und nicht Ihre 
unintelligenten Angriffe. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Sie wiederholen sich!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Klei-
nert, jetzt muß ich Sie noch einmal fragen: Gestatten 
Sie die Zwischenfrage des Kollegen Dr. Ullmann? 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Ich bitte 
darum. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Kollege 
Dr. Ullmann. 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Vielen Dank, Herr Präsident. Herr Kollege 
Kleinert, noch eine Frage zum Thema Brandstifter: 
Stimmen Sie mir zu, daß wir hier in diesem Hause 
einen Konsens darüber hatten und, wie ich denke, 
auch noch haben, daß hier weder die Anstifter noch 
die Sympathisanten derselben sitzen, sondern die 
Gegner derselben, 

(Beifall bei der SPD) 
und stimmen Sie mir nicht auch darin zu, daß wir 
Herrn Minister Bräutigam in diesen Konsens einbezie-
hen sollten? 

(Beifall bei der SPD) 

Detlef Kleinert  (Hannover) (F.D.P.): Wir hatten ja 
kürzlich, Herr Kollege Ullmann, wie Sie wissen, auf 
die liebenswürdige Einladung von Herrn Minister 
Bräutigam — an einem anderen Ort und deshalb 
natürlich in einer etwas ruhigeren Atmosphäre; auch 
beflügelt durch das ruhiger Atmosphäre immer dien-
liche Essen, das Herr Bräutigam im Interesse des 
Landes Brandenburg ausgegeben hat — eine Unter-
haltung über dieses Thema. Auf der Basis werden wir 
ja sicherlich auch wieder miteinander in aller Ruhe 
sprechen können. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Dann nehmen Sie 
das Wort Brandstifter zurück!) 

Aber wenn ich mir hier anhören muß, daß man ja 
eine Meinung nicht habe, die man gerade als die 
Meinung anderer zitiere, dann darf ich mir doch 
einmal erlauben, meine Meinung über diesen beson-
deren rhetorischen Kunstgriff in möglichst kurzer und 
prägnanter Form zum Ausdruck zu bringen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Das wird man hinterher persönlich dann schon wieder 
bereinigen können. Aber diese Art von Rhetorik war 
etwas zu dicke gegriffen. Nur das hatte ich 
gemeint. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Allein der Zufall entscheidet, sagt Herr Minister 

Bräutigam. Natürlich ist das so. Der Zufall hat ent-
schieden, ob vor oder nach dem Stichtag Kaufverträge 
— teils sehr redlicher und teils erheblich weniger 
redlicher Art — abgeschlossen worden sind. Da wir 
aber in den allermeisten Fällen nicht herauskriegen 
können, wer wirklich redlich und wer nicht ganz so 
redlich oder total unredlich war, müssen wir uns auf 

eine etwas pauschalere Verhaltensweise einrichten, 
wenn wir es ernst meinen mit dem Gedanken, in 
dieser Sache — nach Jahren, in denen es weiter 
brodeln wird, weil die Beteiligten das nicht so hinneh-
men; das sehen wir mit Bedauern — doch schließlich 
zu einer Beruhigung zu kommen. Dann muß aber auf 
einer vernünftigen mittleren Basis entschieden wer-
den. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Da kann man nicht sagen: Diese haben recht! oder: 
Jene haben recht! 

Wenn Sie uns hier vorhin als die „Eigentumspartei" 
angegiftet haben, 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Eigentums

-

fetischisten!) 

was wir gern als Ehrenzeichen durch den Wahlkampf 
tragen werden — — 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich sprach im Moment nicht von Frau Matthäus

-

Maier, sondern von ihrem Hintermann. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Die soll einmal 
erklären, was sie meint!) 

Der Eigentumsfetischismus wäre wohl ein Ding, das 
wir besser außerhalb des Plenums erörtern, weil sich 
mit diesem Begriff eine Fülle schillernder und unter-
schiedlichster Möglichkeiten der Ausdeutung verbin-
det. Einiges davon weisen wir schon einmal auf 
Verdacht mit Abscheu und Empörung zurück. 

(Heiterkeit) 

Das andere können wir dann einmal diskutieren. 

Natürlich walten hier diese gewissen Zufälle. Wir 
haben einen mutigen Schritt getan — das werden uns 
die Alteigentümer genauso verübeln wie die Neuei-
gentümer, wenn ich einmal entgegen der Rechtslage 
so sagen darf —, um wenigstens in absehbarer Zeit zu 
einer einigermaßen akzeptablen Lösung zu kom-
men. 

Ich sage Ihnen mit großem Ernst: Daß wir das get an 
 haben, hat einen Grund. Wir möchten gern, daß das 

Wort „Eigentum" nicht das Schimpfwort bleibt, als das 
Sie es zu mißbrauchen belieben, sondern daß das Wort 
„Eigentum" auch in Herz und Hirn der Bürger in den 
neuen Ländern einen vernünftigen und festen Platz 
findet. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Deshalb sind wir bereit, von denen, die nach den 
starren und toten Buchstaben des Gesetzes alleine 
Eigentümer sein würden, hier Opfer zu erbitten, damit 
aus diesem Aufeinanderzugehen dann wirklich die 
Gemeinsamkeit entsteht, in der sich alle an ihrem 
dann wieder sicheren Eigentum erfreuen können. 

Danke schön. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat jetzt unser Kollege Dr. Uwe-Jens 
Heuer. 
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Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Nach diesem nicht 
enden wollenden Beitrag meine Bemerkungen zu 
diesem Thema. Der Gesetzentwurf ist nicht nur im 
Bundestag und seinem Rechtsausschuß heftig umstrit-
ten. Das spiegelt die Diskussion auch wider. Es finden 
zwischen vielen Ostdeutschen und Westdeutschen, 
auch, wenngleich in den Formen zivilisierter, zwi-
schen Ostdeutschen — aber die Leidtragenden sind 
immer Ostdeutsche —, dramatische Auseinanderset-
zungen um rund zweieinhalb Millionen Grundstücke, 
darunter allein 600 000 Einfamilienhäuser, in Ost-
deutschland statt. 

Herr Kleinert hat soeben den Ruhm auf seine 
Fahnen oder die Fahnen seiner Partei geheftet, daß 
die Formel Rückgabe vor Entschädigung die Erfin-
dung der F.D.P. sei und daß sie das dann den anderen 
Parteien beigebracht hätte. Es handelt sich hier aller-
dings wirklich um eine Extremposition. Er hat sich 
heute als Vertreter des Juste-milieu dargestellt. In 
Wirklichkeit war das die Extremposition, unter deren 
Folgen wir heute ununterbrochen leiden und die jetzt, 
auch von der Partei des Herrn Kleinert, korrigiert 
werden muß. Aber die Ursachen für unsere heutige 
Diskussion liegen in ihrem damaligen Satz Rückgabe 
vor Entschädigung. Er hat uns vor die Probleme 
gestellt, die wir heute haben. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Die Ursachen 
liegen darin, daß Sie uns die Probleme 

beschert haben!) 
Herr Kleinert hat mit der ihm eigenen wünschenswer-
ten Offenheit heute auch gesagt, normalerweise 
würde das alles natürlich sowieso den Westdeutschen 
gehören, und es ist ein großes und gütiges Zugeständ-
nis — — 

(Detlef Kleine rt  [Hannover] [F.D.P.]: Das hält 
man im Kopf nicht aus!) 

— Aber natürlich haben Sie das gesagt, Herr Klei-
nert! 

(Abg. Hans-Joachim Otto [Frankfurt] [F.D.P.] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Eine Frage von Herrn Otto. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Otto, 
bitte. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (F.D.P.): Herr Kol-
lege Heuer, würden Sie mir bitte erläutern, wie es sich 
mit den von Ihnen immer so titulierten Westdeutschen 
verhält? Würden Sie vielleicht bereit sein, anzuerken-
nen, daß es sich bei diesen Menschen um Ostdeutsche 
handelt, die allerdings aus verschiedenen Gründen 
aus ihrer Heimat vertrieben worden sind oder geflüch-
tet sind? Es sind keine Westdeutschen, wie es immer 
wieder hingestellt wird, die dort Ansprüche haben. 
Sind Sie bereit, mir das zu konzedieren? 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Es sind 
sowohl Westdeutsche wie Ostdeutsche. Das habe ich 
schon gesagt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben nur „die 
Westdeutschen" gesagt!) 

Es geht letztlich auch hierbei um die Frage: Wer soll 
die Last der Vereinigung tragen, wer soll welchen 
Preis dafür zahlen? 

Unter den Ostdeutschen, die plötzlich den Alteigen-
tümer, öfter noch aber dessen Erben oder den Makler 
mit dem aufgekauften Rückübertragungsanspruch 
— meinetwegen auch einen ostdeutschen Makler —, 
im Garten oder im Wohnzimmer ihres Häuschens 
stehen sehen, machen sich Wut und Verzweiflung 
breit, bis hin zu Selbsttötungen, wie Sie wissen. Herr 
Kollege Eylmann hat das wohl in der letzten Woche in 
Falkensee erfahren. 

Diese Wut und diese Enttäuschung werden bei 
vielen Ostdeutschen auch aus dem Gefühl genährt, 
hier von der Bundesregierung getäuscht worden zu 
sein. In der Gemeinsamen Erklärung beider Regie-
rungen vom 15. Juni 1990 war noch gesagt worden, 
daß das Eigentum und die dinglichen Nutzungsrechte 
in den Fällen redlichen Erwerbs geschützt seien und 
die Veräußerungen nach dem 18. Oktober 1989 
„überprüft" würden, was ja nur Einzelfallprüfung 
heißen konnte. 

Mit dem Vermögensgesetz — das ist hier schon 
gesagt worden — wurde dann die Stichtagsregelung 
mit der Unredlichkeitsfiktion festgeklopft, die nie-
mand im Osten versteht. Wenn hier jemand unredlich 
war, dann die Bundesregierung! Wir sind für die 
Streichung der Stichtagsregelung, die wir für verfas-
sungswidrig halten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, weil sie Ihre 
Leute betrifft!) 

— Wessen Leute das waren, darüber wird die 
Geschichte urteilen! 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Das kann man 
jetzt schon feststellen!) 

Worum geht es der Regierung bei dem vorliegenden 
Gesetzentwurf? — Formal geht es darum, die Rechts-
lage in der ehemaligen DDR, nach der das Eigentum 
an Grund und Boden und an den darauf befindlichen 
Gebäuden auseinanderfallen konnte, an die Rechts-
lage nach dem BGB anzupassen. 

Ich bin der Meinung, die Bundesrepublik Deutsch-
land würde nicht untergehen und hätte auch keinen 
ernsthaften Schaden genommen, wenn diese unter-
schiedliche Rechtslage fortbestehen würde. Es hat in 
der Geschichte des deutschen Zivilrechts und des 
BGB immer Gegenstände gegeben, die unterschied-
lich geregelt waren. Ich erinnere nur an das Anerben-
recht. 

Ob die Rechtsangleichung nur Vorwand ist oder 
nicht, in jedem Falle ist die geplante Regelung ein 
Schritt zur weiteren Enteignung der Ostdeutschen. 
Nachdem das Produktivvermögen Ostdeutschlands 
und die Industriegrundstücke schon zu 85 % an West-
deutsche und zu weiteren 10 % an Ausländer gegan-
gen sind, geht jetzt auch ein großer Teil des Privatver-
mögens an Westdeutsche. Nimmt man das Schuld-
rechtsänderungsgesetz und die Vorgänge dazu, die 
jetzt bei der Privatisierung des ostdeutschen Waldes 
durch die Treuhand in Gang kommen, dann wird am 
Ende dieses Jahrhunderts ein großer Teil der Vermö- 
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genswerte in Ostdeutschland nicht den Ostdeutschen 
gehören. 

Herr Kleinert hat hier sehr wortreich und in Wieder-
holungen ausgeführt, daß das Eigentum Grundlage 
der Freiheit sei. Ich frage Sie: Warum sollen dann die 
Ostdeutschen ihr Eigentum verlieren? Warum soll 
denn nicht in Ostdeutschland auch Eigentum Grund-
lage der Freiheit sein? 

Was wollen wir mit unseren Vorschlägen zu diesem 
Gesetz? — Unser Anliegen ist es, den jetzigen Nutzern 
von umstrittenem Immobiliareigentum den Lebens-
mittelpunkt zu erhalten. Daran sind alle unsere Vor-
schläge ausgerichtet, und daran messen wir auch die 
Vorschläge anderer. 

All  dies zwingt uns, zu sagen, daß die Kaufoption 
zum halben Verkehrswert und die Bestellung eines 
Erbbaurechts zu einem Pachtzins von 2 % für viele 
Nutzer in den Ballungsgebieten eben kein Schnäpp-
chen sind, sondern das Aus, d. h. die Vertreibung aus 
der angestammten Umgebung. Herr Luther hat hier 
auf Zwickau hingewiesen und dann als anderes 
Extrem Grundstücke am Alexanderplatz genannt. 
Aber es gibt eben in den Ballungsgebieten von Berlin, 
Dresden und Leipzig die Situation, daß sich die 
meisten der jetzigen Nutzer, die über keine nennens-
werten Vermögen verfügen und zu etwa 50 % arbeits-
los oder im Vorruhestand sind, den Ankauf auch zum 
halben Verkehrswert nicht leisten können. Man muß 
dabei auch beachten, daß die Durchschnittsgröße der 
umstrittenen Grundstücke knapp 1 000 m 2  beträgt 
und daß sie in vielen Fällen nicht teilbar sind. Deshalb 
unser Vorschlag, den Preis pro m 2  auf 100 DM zu 
begrenzen und die Regelgröße der Grundstücke auf 
1 000 m2  festzulegen. 

Diskussionen um diese Fragen zeigen immer wie-
der das gegenseitige Unverständnis. Die Westdeut-
schen halten den halben Verkehrswert für ein 
Schnäppchen, viele Ostdeutsche für eine Katastrophe. 
Für die einen geht es um die Vertreibung, für die 
anderen um einen überraschenden Geldsegen. Dabei 
sind die Vertreiber in über 90 % der Fälle — jedenfalls 
bei den Überlassungsverträgen — nicht mehr die 
eigentlichen Alteigentümer, sondern die Erben, die in 
jedem Fall ihren eigenen Lebensmittelpunkt inzwi-
schen ganz woanders haben, oder aber Immobilien-
makler mit aufgekauften Rückübertragungsansprü-
chen. Es stehen also in vielen Fällen Schicksale 
einerseits und Geldinteressen andererseits einander 
gegenüber. Deshalb schlagen wir auch vor, den Wert-
zuwachs zur Hälfte an den Alteigentümer abzuführen, 
wenn der jetzige Nutzer bis zum Jahre 2024 verkauft. 
Wir wollen Lebensmittelpunkte erhalten, nicht die 
Westspekulation durch die Ostspekulation flankie-
ren. 

Diesem Zweck — Erhaltung des Lebensmittelpunk-
tes — dient auch unser Vorschlag, den Nutzern mit 
sogenannten hängenden Verträgen zum Abschluß 
des Erwerbsgeschäfts zu verhelfen. Sie konnten erst 
nach dem sogenannten Modrow-Gesetz das Land, auf 
dem ihr Haus steht, kaufen. Sie konnten aber die zwei 
hohen Hürden — extremer Mangel an Notaren in der 
DDR und überlastete Grundbuchämter — nicht über-
winden. Sie scheiterten also an Umständen, die sie 

nicht zu vertreten hatten. Wir wollen sie so stellen, als 
ob sie erworben hätten, und damit die Rückgabe nach 
§ 4 Abs. 2 des Vermögensgesetzes ausschließen. 

Die SPD hat diese Frage ebenfalls gestellt, bezieht 
sie aber nur auf die als Erwerbsgeschäft notariell 
beurkundeten Verträge. Wer sich an die dramatischen 
Szenen in den Wartezimmern der wenigen DDR-
Notare im Jahre 1990 erinnert, wird dies nicht für 
ausreichend halten. Die Koalition will nicht einmal das 
zugestehen. 

Es wird uns oft entgegengehalten, das seien doch 
keine realistischen Preise gewesen. Die Leute hätten 
für einen Apfel und ein Ei und damit irgendwie 
sittenwidrig Eigentum erworben. Man muß aber doch 
bedenken, daß Immobilien in der DDR praktisch nicht 
verkehrsfähig waren und dabei auch kein Gewinn zu 
realisieren war. 20 000 bis 30 000 Mark entsprachen 
zum damaligen Zeitpunkt dem zwei- bis dreifachen 
jährlichen Bruttodurchschnittseinkommen eines 
DDR-Bürgers. Die Betroffenen können weder verste-
hen, warum sie heute das Zehn- bis Dreißigfache ihres 
heutigen Jahreseinkommens einsetzen sollen, um 
einen Status zu erwerben, den sie schon einmal 
hatten, noch sind sie dazu in der Lage. 

Viele sagen mir immer wieder, wir sollten uns doch 
bescheiden. Sie im Westen hätten 1945 auch klein 
angefangen und hart gearbeitet. — Ich darf ihnen 
mitteilen: die Ostdeutschen auch. Wir haben erhebli-
che Reparationen geleistet. Warum sollen wir denn 
noch einmal wie 1945 anfangen? 

Weiter wird uns erklärt, diese Vorschläge seien 
populistisch. — Meine Damen und Herren, die Vor-
schläge sind machbar. Sie würden allenfalls zu Min-
dereinnahmen einiger Kommunen führen, die gerin-
gere Verkaufserlöse erzielen. 

Schließlich wurde in den letzten Beratungen des 
Gesetzentwurfs von seiten der Koalition angedeutet, 
schon die jetzige Fassung sei vielleicht nicht verfas-
sungskonform und nicht rechtsstaatlich und werde vor 
dem Bundesverfassungsgericht keinen Bestand ha-
ben. — Die Menschen im Osten wissen sehr genau, für 
wessen Interessen Art. 14 des Grundgesetzes hier 
mobilisiert wird. Wenn Sie so argumentieren und 
wenn das Bundesverfassungsgericht dem folgen 
sollte, dann würde in Ostdeutschland das Ansehen des 
Rechtsstaates und der politischen Institutionen weiter 
dramatisch sinken. Italien hat gezeigt, wohin solche 
Prozesse führen können. 

Herr Hitschler hat hier wieder von den privilegier-
ten Bonzen gesprochen. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Sie gehören 
auch dazu!) 

Wenn es nur die privilegierten Bonzen wären, hätten 
Sie nicht solchen Respekt vor der jetzigen Situation. 
Herr Eylmann war in Falkensee. Er hat da die Tau-
senden von „privilegierten Bonzen" gesehen. Es geht 
um einen wesentlichen Teil der ostdeutschen Bevöl-
kerung. 

Herr Luther hat hier erklärt: Sie haben die Men-
schen aufgeputscht. — Sie überschätzen bei weitem 
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unsere Möglichkeiten. Der wirkliche Putschist ist die 
Bundesregierung. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Sie hat durch ihr Verhalten die Menschen in Wut und 
Enttäuschung versetzt. Die Leute, die diese Koalition 
1990 — im Irrtum über deren Vorhaben — gewählt 
haben, werden sie jetzt nicht mehr unterstützen und 
nicht mehr wählen. Das ist Ihr Werk, nicht unseres! 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie werden mit 
Sicherheit nicht PDS wählen!) 

Sie sind selbst schuld. Wenn dieser Entwurf Gesetz 
wird und wenn er nicht durch eine andere Mehrheit in 
diesem Haus nach dem 16. Oktober umgehend geän-
dert wird, dann wird es eine massenhafte Vertreibung 
von Familien im Osten aus ihren bisherigen Wohnun-
gen geben. Sie wollten, meine Damen und Herren, die 
politische Klasse der DDR abstrafen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig! Sehr rich
-tig!) 

Sie haben dabei einen großen Teil des Volkes getrof-
fen. Das ist Ihr Problem. 

(Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das Volk hat die 
politische Klasse zum Teufel gejagt! Das 

Volk war es!) 
Das ist kein Beitrag zur Versöhnung, sondern das 
spaltet weiter. Das werden Ihnen die Betroffenen nicht 
vergessen, schon gar nicht am Wahltag. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Hans

-

Joachim Otto [Frankfurt] [F.D.P.]: Lieber 
Gott, lieber Gott! Eine unsägliche Rede!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, der nächste Redner ist unser Kollege Dr. Wolf-
gang Ullmann. 

Dr. Wolfgang Ullmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Rechtseinheit und Rechtsfrieden — seit Juni 1990 
angestrebte Ziele einer gesamtdeutschen Eigentums-
politik. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zur 
Sachenrechtsänderung sind wir ihnen ganz gewiß ein 
gutes Stück nähergekommen. 

(Beifall des Abg. Norbe rt  Geis [CDU/CSU]) 
Das liegt vor allem daran, daß der mit der Erklärung 
vom 15. Juni 1990 und dem Vermögensgesetz aus dem 
gleichen Jahr beschrittene Weg der Privilegierung 
von Alteigentümern hier in einem wichtigen Stück 
korrigiert wird. 

Es geschieht so, wie es von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN in einem Entwurf vom 12. Februar 1992 
schon einmal vorgesehen war. Diejenigen, die im 
Rahmen der besonderen Rechtslage der deutschen 
Teilung und der zusätzlichen Abriegelung der DDR 
nach außen Nutzer bzw. Besitzer von Gebäudeeigen

-

tum  auf fremdem Grund und Boden geworden waren, 
erhalten durch das Recht, zwischen Erbbaurecht und 
Ankauf zu besonderen Bedingungen zu wählen, erst-
malig die Voraussetzungen dafür, in die vermögens-
rechtliche Auseinandersetzung mit einer gesetzlich 
gesicherten Ausgangsposition eintreten zu können, 

statt wie bisher das weitgehend wehrlose und 
beweispflichtige Opfer fremder Ansprüche zu sein. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hatten schon vor mehr 
als zwei Jahren vom Bundesjustizministerium gefor-
dert, die gesetzlichen Regelungen für die Ausgestal-
tung solcher Erbbaurechte unter den komplizierten 
Vorgaben der Eigentumsentwicklung von 40 Jahren 
DDR zu schaffen. Der vorliegende Gesetzentwurf 
kann als Erfüllung dieser Forderungen begrüßt wer-
den. 

Inzwischen wissen wir auch, welches Ausmaß von 
Arbeit für die Erstellung des Entwurfs nötig war. Den 
beteiligten Beamten des Bundesministeriums der 
Justiz muß hier im Namen des ganzen Parlaments 
Dank und Anerkennung für die geleistete Arbeit 
ausgesprochen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nicht minder gilt mein Dank den an den Berichter-
statterrunden beteiligten Kollegen für die konstruk-
tive Zusammenarbeit, die den Gesetzentwurf an vie-
len Stellen nachbessern half. 

Um so mehr bedaure ich, feststellen zu müssen, daß 
auch in der vorliegenden Fassung der vom Gesetz 
angestrebte Rechtsfriede nicht wird hergestellt wer-
den können. Die Kette gerichtlicher Auseinanderset-
zungen wird sich weiter verlängern. Das liegt an  der 
Aufrechterhaltung jenes Stichtags 18. Oktober 1989, 
der, für die Gestaltung des Eigentumsrechts in der 
ehemaligen DDR schlechthin bel anglos, nur zu dem 
Zweck in § 4 Abs. 2 des Vermögensgesetzes einge-
führt worden ist, um jeden Erwerb in der Vorberei-
tungsphase der Währungsunion unter den Verdacht 
der Unredlichkeit zu stellen. 

Meine Damen und Herren, da vorhin so viel 
Geschichte be trieben wurde, muß ich eine Anmer-
kung machen: Das Prinzip Rückgabe vor Entschädi-
gung steht schon in der Eigentumserklärung der 
Regierung de Maizière vom Juni 1990. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, das ist leider eine Koalitionsre-
gierung gewesen, an  der Sie teilgenommen haben. 
Das muß man  doch feststellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Schon damals hätte von seiten der Regierung der noch 
existierenden DDR eine Regelung ge troffen werden 
müssen, wie sie das Registerverfahrensbeschleuni-
gungsgesetz erst viel später bewerkstelligt hat, näm-
lich eine grundbuchlich gesicherte Bef riedung der 
Eigentumsordnung gleichzeitig mit der Rückgabe 
unrechtmäßig enteigneter Vermögen wie der Be-
triebe von 1972, der Mauer- und Grenzgrundstücke 
und schließlich der unter Nötigung veräußerten Häu-
ser und Grundstücke von Ausreisewilligen. Das ist 
unwiderruflich versäumt worden. Darum ist unsere 
seitherige Eigentumsgesetzgebung eine einzige 
große Schadensbegrenzung. 

Wie schwierig diese Aufgabe ist, kann man sich 
durch einen Blick in den Einigungsvertrag klarma-
chen, der für das Sachenrecht den ganzen Regelungs-
bedarf mit einer Änderung des Art. 233 des Einfüh-
rungsgesetzes zum BGB für gedeckt ansieht. Allen-
falls für bestimmte sachenrechtliche Lasten wird eine 
spätere gesetzliche Regelung in § 3 Abs. 2 vorbehal- 
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ten. Aber was Sachenrecht im Rahmen der Eigen-
tumsordnung eigentlich heißen soll, mußte erst einmal 
auf neue und rechtsgeschäftsfähige Grundlagen 
gestellt werden. Erst dann machte die generelle 
Festlegung Sinn, im Sachenrecht die Vorschriften des 
BGB anzuwenden. 

Ich glaube, daß der vorliegende Gesetzentwurf 
diese Aufgabe so gelöst hat, daß dabei den schutzwür-
digen Interessen von Nutzern und Überlassungsneh-
mern weit, aber nicht so weit wie irgend möglich, 
entgegengekommen wird. Insofern unterstütze ich 
natürlich die zusätzlichen Forderungen, die Minister 
Bräutigam seitens seines Landes vorgetragen hat. 

Weitergehenden Forderungen gegenüber, wie sie 
von seiten des Brandenburger Mieterbundes und von 
der PDS erhoben werden, ist folgendes festzustellen: 
Jede vorgeschlagene Regelung muß doch das gel-
tende Recht zugrundelegen. Das heißt aber, daß 
Grundstückseigentümer — ob es einem gefällt oder 
nicht — wirkliche Eigentümer und nicht nur 
Anspruchserheber sind. Wenn von deren Seite gegen 
diesen Gesetzentwurf vorgebracht worden ist, der 
Gesetzgeber habe vor, sie zu 50 % zu enteignen, so 
kann daran ermessen werden, wie tief in ihre Rechte 
eingegriffen worden ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Was würde es den vom Mieterbund Vertretenen 
helfen, wenn zu ihren Gunsten Sonderpreise und 
Grundstücksregelgrößen beschlossen würden, gegen 
die alsbald von den Vertretern der anderen Seite mit 
Verfassungsklagen vorgegangen würde, denen — das 
läßt sich unschwer vorhersehen — gewiß stattgege-
ben würde? 

Äußerst ungünstig für die Be troffenen und rechtssy-
stematisch kaum vertretbar ist der Vorschlag der PDS, 
die Erholungsgrundstücke in das Sachenrechtsände-
rungsgesetz aufzunehmen. Für Datschen und ausge-
baute Gartenlauben Erbbaurechte zu bestellen macht 
weder praktischen noch rechtlichen Sinn. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Hier wird der Vorschlag der Nießbrauchbestellung in 
einem eigenständigen Gesetz den besonderen Um-
ständen und den Interessen der Nutzer weit besser 
gerecht. Außerdem ist mir nicht klar, verehrter Kol-
lege Heuer, wie sich der Formulierungsvorschlag 
Ihrer Gruppe zu § 5 Abs. 3 zu Abs. 1 Nr. 3 e des 
gleichen Paragraphen verhalten soll. 

Im übrigen rate ich allen Be troffenen, in die unver-
meidliche Auseinandersetzung um das in seiner jetzi-
gen Fassung gewiß vielfach korrekturbedürftige 
Schuldrechtsänderungsgesetz und in die um den noch 
immer festgehaltenen diskriminierenden Stichtag 
vom 18. Oktober 1989 nicht mit undurchsetzbaren 
Maximalforderungen hineinzugehen, sondern besser 
auf der weit solideren Basis des Registerverfahrens-
beschleunigungsgesetzes und dieses Sachenrechts-
änderungsgesetzes. 

Zur Stichtagsregelung, Herr Kollege Luther, 
möchte ich nur sagen: Die Sache ist auch nach der 
anderen Seite hin verfassungsrechtlich bedenklich. 
Wir können mit Gewißheit davon ausgehen, daß die 

von der Stichtagsregelung Benachteiligten ihrerseits 
Verfassungsklage erheben werden. Der Kompromiß-
vorschlag, der von Ihnen unterbreitet worden ist, 
basiert genau auf dem Anerkenntnis der Stichtagsre-
gelung in § 3 des vorliegenden Entwurfs. Das wenden 
Sie in Ihrem Vorschlag zu § 120 a an. Insofern kann ich 
nicht recht sehen, worin der Kompromiß bestehen 
soll. 

Effektiv erreichen werden wir den Rechtsfrieden 
freilich nur dann, meine Damen und Herren, wenn 
sich die noch immer vor uns liegende Regelung der 
Entschädigung nicht an  der Größe enteigneter bzw. 
verlorener Vermögen ausrichtet, sondern an den 
Rechten und der Menschenwürde der Opfer einer 
diktaturgeschuldeten Rechtsverwirrung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich habe zunächst 
die Bitte des Herrn Ministers Bräutigam um eine kurze 
Erwiderung auf das, was Herr Kleinert gesagt hat. 
Dem folgen dann noch zwei Interventionen. — Bitte 
sehr, Herr Minister. 

Minister Dr. Hans Otto Bräutigam (Brandenburg): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will nur 
eine kurze Bemerkung zu Ihnen machen, Herr Klei-
nert. Sie haben mich in der Ihnen eigenen Weise dafür 
kritisiert, daß ich Sie auf das bittere Wort der Vertrei-
bung hingewiesen habe. Wenn das nur Propaganda 
wäre, dann hätte ich es nicht erwähnt, und wir 
könnten es vergessen. 

(Dr. Wolfgang Götzer [CDU/CSU]: Schein-
heilig!) 

Aber dieses Wort bringt ein ganz bitteres Gefühl zum 
Ausdruck, das Gefühl, wie die Eigentumsregelung 
seit dem Einigungsvertrag in breiten Teilen der Bevöl-
kerung in Ostdeutschland empfunden wird. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Herr Abgeordneter, Sie und dieses Haus müssen zur 
Kenntnis nehmen, daß es ein solches Gefühl gibt, mag 
es nun berechtigt sein oder nicht. 

(Detlef Kleinert [Hannover] [F.D.P.]: Was ist 
mit den Gefühlen der anderen Seite? — 
Gegenruf der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]: 

Die vertreten Sie doch gut genug!) 

— Die kenne ich auch. Niemand hat Sie dafür kriti-
siert, daß Sie die Interessen der Eigentümer vertreten. 
Das hat auch jeder von Ihnen erwartet. Es ist völlig in 
Ordnung, daß Sie das tun. Aber Sie müssen zur 
Kenntnis nehmen, daß bestimmte Regelungen mit 
einem großen Gefühl der Bitterkeit empfunden wer-
den. Damit müssen wir uns hier auseinandersetzen, 
wenn wir ein wichtiges Gesetz beschließen. Wir tun 
das doch nicht in einem keimfreien Raum, sondern wir 
tun es in der schwierigen sozialen Lage, in der sich der 
Prozeß der deutschen Einigung heute befindet. 
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Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Ich erteile nunmehr 
zu einer Inte rvention gemäß § 27 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung der Frau Kollegin Ing rid Matthäus-Maier das 
Wort . 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In der Debatte entstand 
eine Auseinandersetzung über den Grundsatz Rück-
gabe vor Entschädigung. Dabei wurde von mehreren 
behauptet, auch durch lautstarke Zwischenrufe des 
Kollegen Geis von der CDU, die SPD sei mit dem 
Grundsatz Rückgabe vor Entschädigung einverstan-
den gewesen, was man daran sehe, daß sie dem ersten 
Staatsvertrag zugestimmt habe. 

Ich möchte dazu zwei Klarstellungen vornehmen: 
Erstens. Die SPD war nie mit dem Grundsatz Rück-
gabe vor Entschädigung einverstanden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir hatten schon in den Debatten zum ersten Staats-
vertrag darauf aufmerksam gemacht, daß dies das 
Investitionshindernis Nummer eins sein würde. Dies 
hat sich dann auch herausgestellt. 

(Dr. Michael Luther [CDU/CSU]: Falsch!) 
Sie haben sich zu zwei kleinen Korrekturen bereit 
erklärt, weil Sie das selber gemerkt haben, aber Sie 
haben sich nicht wirklich zu der klaren, investitions-
freundlichen Regelung durchgerungen, nämlich die-
sen Grundsatz umzudrehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweite Klarstellung, meine Damen und Herren: 
Dankenswerterweise hat in dieser Debatte die Regie-
rungskoalition — und speziell Herr Geis durch seine 
lauten Zwischenrufe — klargestellt, daß die SPD dem 
ersten Staatsvertrag — und ich füge hinzu: auch dem 
zweiten Staatsvertrag — zugestimmt hat. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Sie verhalten sich 
gegen Ihre eigene Abstimmung!) 

Angesichts der Tatsache, daß Sie sonst immer durchs 
Land laufen und erzählen, wir seien gegen die Einheit 
gewesen — noch heute morgen in der wirtschafts-
politischen Debatte —, finde ich es ganz gut, daß aus 
Ihrem Munde auch der letzte erfährt, daß wir den 
Staatsverträgen und der Einheit zugestimmt haben. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Es gab eine Zeit, 
da waren Sie dagegen! Sie haben erst zuge

-

stimmt, als es nicht mehr anders ging!) 
Das hindert uns allerdings nicht daran, Ihnen die 
schweren ökonomischen Fehler vorzuhalten, die Sie 
bei der Herstellung der deutschen Einheit begangen 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Zu einer weiteren 
Intervention gemäß § 27 der Geschäftsordnung hat 
jetzt unser Kollege Dr. Walter Hitschler das Wort. 

Dr. Walter Hitschler (F.D.P.): Herr Präsident! Ich 
habe mich zu dieser Kurzintervention gemeldet, weil 
mir der Auftritt des Herrn Kollegen Heuer von der PDS 
äußerst schwer erträglich und hinnehmbar erschien. 

Für jemanden, für den das Institut des Privateigen-
tums ein Grundpfeiler unserer Rechts- und Wirt-
schaftsordnung ist, ist es schwer zu verstehen, daß 
jemand, der persönliche Verantwortung dafür trägt, 
daß Menschen drüben enteignet wurden, daß Men-
schen in Mietknechtschaft gehalten wurden, daß der 
Eigentumsgedanke überhaupt mit Füßen getreten 
wurde, 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

sich hier in einer Rede als Verteidiger des Eigentums-
gedankens aufspielt. 

Herr Professor Heuer, ich möchte hinzufügen, daß 
nicht der Grundsatz Rückgabe vor Entschädigung 
schuld ist an den Problemen, die wir mit dem Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz und dem Schuldrechtsän-
derungsgesetz zu lösen versuchen, sondern daß 
Schuld an  dieser ganzen Misere Ihre Praxis in der 
damaligen DDR hat, in der Sie als Direktor des 
Instituts für Staatsrecht und Wirtschaftsrecht maßgeb-
lich persönlich mitgewirkt haben. Mit den Gesetzen, 
die wir heute beschließen, werden unsere Mitbürger 
in den neuen Bundesländern zum ersten Mal über-
haupt in die Lage versetzt, Eigentum zu erwerben. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, Herr Dr. Uwe-Jens Heuer hat das Recht, zu 
erwidern. Er wi ll  das auch. Bitte sehr. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Gestatten 
Sie mir, diese Kurzintervention und meine persönliche 
Erwiderung zu kombinieren? 

Vizepräsident Helmuth Becker: Sie dürfen einmal 
auf eine Kurzintervention antworten, und dazu haben 
Sie jetzt für zwei Minuten das Wort. Bitte. 

Dr. Uwe-Jens Heuer (PDS/Linke Liste): Herr 
Hitschler hat erklärt, mein Auftritt sei für ihn schwer 
verständlich, weil ich persönliche Verantwortung 
trug. Diese persönliche Verantwortung hat er nicht 
bewiesen, kann er auch nicht beweisen. Ich war 
Wissenschaftler in der DDR, ich habe dort vieles 
geschrieben, was ich Ihnen immer noch zum Lesen 
empfehle. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sie tragen keine 
Verantwortung? — Weitere Zurufe von der 

SPD) 
— Ich trage natürlich keine persönliche Verantwor-
tung für die Enteignung von irgend jemandem. 

Ich möchte Ihnen ein Weiteres sagen. Sie haben 
gesagt, ich dürfe mich heute nicht für das Eigentum 
der Ostdeutschen einsetzen, nachdem ich damals für 
Enteignung gewesen sei. Sie sagen damit folgendes: 
Wenn ich dieselben Auffassungen wie früher habe, 
darf ich sie nicht äußern; wenn ich andere Auffassun-
gen als früher habe, darf ich sie auch nicht äußern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
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Das bedeutet: Ich darf hier überhaupt nichts sagen, 
mein Herr. — Dafür bin ich nicht gewählt. Ich bin 
gewählt, um hier die Interessen der Ostdeutschen zu 
vertreten. Das werde ich bis zum letzten Tag dieses 
Parlaments und — denke ich — auch im nächsten 
Parlament tun. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste — Unruhe) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat 
unser Kollege Norbert  Otto. 

Norbert  Otto (Erfurt) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Mit 
dem heute zu diskutierenden Sachenrechtsände-
rungsgesetz mußten wir fast Unmögliches leisten. Es 
galt, eine Brücke zu schlagen, um die 40jährige 
DDR-Geschichte und die darin geprägte Eigentumssi-
tuation mit dem Eigentumsbegriff des Grundgesetzes, 
Art. 14, in Einklang zu bringen. 

In 40 Jahren Sozialismus haben sich Eigentums- 
und Nutzungsverhältnisse herausgebildet, die den 
Eigentümer vielfach entrechteten. Die Tragik dieser 
Entwicklung war, daß sie von den Menschen in der 
DDR im täglichen Leben kaum noch als Unrecht 
erkannt oder empfunden wurde. Man fand sich eben 
damit ab. Das war eben sozialistischer Alltag, in dem 
man zu leben hatte. 

Nur so ist andererseits zu erklären, daß Eigenheim

-

bauer in Treu und Glauben auf staatliche Entschei-
dung hin ihre Häuser eigentlich auf fremdem Grund 
und Boden bauten; lediglich eine staatlich ausge-
stellte Nutzungsurkunde sicherte die Inanspruch-
nahme. Das wiederum reichte nach DDR-Recht völlig 
aus. Tausende haben so ihre Existenz, ihr Familien-
heim, ihre Zukunft aufgebaut. Diese Existenzgrund-
lage war und ist auch jetzt schutzbedürftig. 

Selbstverständlich sind aber auch die Eigentümer 
dieses Grund und Bodens schutzbedürftig. Vielfach 
handelte es sich bei den in Anspruch genommenen 
Flächen um Grundstücke, die seit Generationen in 
Familienbesitz waren. Es ist nur verständlich, wenn es 
in diesem Spannungsfeld bei den Betroffenen beider 
Seiten große Verunsicherungen gab und gibt. 

Für uns Wohnungspolitiker stand im Rahmen der 
Mitberatung dieses Gesetzentwurfs neben einer sau-
beren juristischen Klärung insbesondere die Proble-
matik der sozialpolitischen Absicherung im Vorder-
grund. Wir konnten deshalb nur einer Lösung zustim-
men, die weiterhin ein sicheres Wohnen der Betroffe-
nen gewährleistet, und dies bei vertretbaren finanzi-
ellen Belastungen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird den 
Eigenheimbesitzern die Sicherheit gegeben, daß sie 
den Grund und Boden kaufen können, und zwar zu 
einem Preis von 50 % des Verkehrswertes abzüglich 
der Erschließungskosten für das Grundstück. Zur 
Minderung finanzieller Härten, die möglicherweise 
auftreten — das ist ja gar nicht zu bezweifeln —, kann 
der Nutzer aber auch wahlweise ein Erbbaurecht 
bestellen, und dies bei einem Zinssatz von 2 %. Durch 
eine vorgeschaltete Eingangsphase ist in den ersten 
drei Jahren ein Viertel des Erbbauzinses zu entrich

-

ten. Das steigert sich um jeweils 25 % bis in das zehnte 
Jahr. In besonderen Fällen wird diese Einlaufphase 
auf zwölf Jahre gestreckt. 

Im Rahmen dieser Regelung werden auch solche 
Fälle berücksichtigt, bei denen sich Häuslebauer in 
Erholungsgebieten mit staatlicher Billigung ihr Haus 
errichtet und es bereits vor dem 2. Oktober als 
Wohnhaus genutzt haben. 

Wer bei diesen Regelungen noch von Vertreibung 
spricht, wer den Menschen in den neuen Bundeslän-
dern suggerieren will, daß sie jetzt von westdeutschen 
Grundstücksbesitzern obdachlos gemacht würden, 
treibt bewußt ein böses Spiel mit den Gefühlen der 
Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Es gibt hier übelste Beispiele. Es verwundert mich 
nicht, wenn gerade die Republikaner auf einem Flug-
blatt von der „Vertreibung der Deutschen im wieder-
vereinten Deutschl and" schreiben. 

Der Chor der Panikmacher — hören Sie genau zu — 
ist aber noch größer und viel interessanter. Neben den 
bereits erwähnten Republikanern meldete sich z. B. 
auch die brandenburgische SPD-Sozialministerin in 
einem offenen Brief zu Wort und unterstützte aus-
drücklich solche Formulierungen wie die, daß man 
doch vor allem in solchen Gebieten mit sehr großer 
Wohnungsnot die Vertreibung hunderttausender 
Mieter verhindern müsse. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ein Verein brandenburgischer Eigenheim- und 
Grundstücksbesitzer prophezeit finanziellen Ruin, 
Obdachlosigkeit und Gewalttaten für den Fall, daß 
dieses Gesetz beschlossen würde. 

(Dr. Hans Modrow [PDS/Linke Liste]: Sie 
begreifen es immer noch nicht!) 

Das ist üble Stimmungsmache. Das ist Wahlmache zu 
Lasten der Bürger der neuen Bundesländer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Widerspruch bei der SPD) 

— Wenn Sie Interesse hätten — ach, es ist zwecklos bei 
Ihnen. 

Ich möchte allerdings betonen, daß sich die SPD-
Fachkollegen in den Berichterstattergesprächen d an

-kenswerterweise in sehr sachlicher Weise mit dem 
Gesetzentwurf auseinandergesetzt haben, was sich 
wohltuend von den schrillen Tönen aus Brandenburg 
unterschieden hat. Aber Ihre Parteistrategen haben 
Sie wieder eingeholt, und Sie sind nicht mit uns den 
Konsens im Interesse der Bürger der neuen Bundes-
länder gegangen. 

Geradezu abenteuerlich ist der Antrag der PDS, 
grundsätzlich alle Datschen, die dazu geeignet sind 
und deren Besitzer das wollen, zu Dauerwohnungen 
im Rahmen des Sachenrechtes umzunutzen und gege-
benenfalls noch weiter auszubauen. Das ist meines 
Erachtens billigster Wahlkampf, der hier mit unerfüll-
baren Hoffnungen der Menschen be trieben wird. 

Nicht, daß ich gegen die Schaffung neuen Wohn-
raums wäre. Ich hatte mich bereits mit meinem Aufruf 
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„Datschen zu Wohnhäusern" im Februar dieses Jah-
res öffentlich dazu geäußert und ein starkes und 
ausschließlich positives Echo von Rostock bis Suhl 
erhalten. Aber die raumordnerischen und baurechtli-
chen Randbedingungen müssen doch stimmen. Das 
werden auch Ihre SPD-Bürgermeister und -Landräte 
Ihnen sagen. Es ist eben nicht möglich, grundsätzlich 
jedes Datschengebiet in eine Eigenheimsiedlung 
umzuwandeln. Hier spielen Fragen des Umweltschut-
zes, des Wasserschutzes, der Erschließung, der Sied-
lungsstrukturentwicklung und andere Dinge eine ent-
scheidende Rolle. Das läßt sich nicht im Rahmen 
dieses Gesetzes regeln. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Siegfried Scheffler [SPD]) 

— Siegfried Scheffler, nun sei doch mal sti ll ; du hast 
vorhin schon genug geredet. 

Vielmehr sind hier die Länder und die Gemeinden 
gefordert, mit mehr Kreativität und Entscheidungs-
freude Ortssatzungen, Flächennutzungs- und Bebau-
ungspläne so zu gestalten, daß der vorhandene Spiel-
raum des Baugesetzes voll ausgeschöpft wird. Ich 
könnte mir auch vorstellen, daß seitens des Baumini-
steriums auf der Basis dieser Hintergründe an  Städte 
und Gemeinden in den neuen Bundesländern appel-
liert wird, damit diese Reserven der Wohnraumgewin-
nung durch die Umnutzung von solchen Wochenend- 
und Sommerhäusern sinnvoll ausgeschöpft werden. 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU]) 

Ein völlig anderes Thema ist der Schutz der 
Wochenend- und Sommerhäuser als Eigentum der 
Nutzer gegenüber den Eigentümern von Grund und 
Boden. Aber auch das ist nicht Sache dieses Gesetzes. 
Diesbezüglich findet morgen in Leipzig eine Anhö-
rung im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum 
Schuldrechtsänderungsgesetz statt. 

Auch im komplexen Wohnungsbau und im genos-
senschaftlichen Wohnungsbau der DDR gibt es noch 
eine Vielzahl ungeklärter Probleme. Zehntausende 
von Mietwohnungen, meist Plattenbauten aus den 
70er und 80er Jahren, stehen heute noch immer auf 
privatem Grund und Boden. Entweder wurden die 
Grundstückseigentümer vor der Inanspruchnahme 
überhaupt nicht gefragt, oder die Grundstücksver-
handlungen wurden einfach nicht abgeschlossen. So 
ist z. B. in meiner Heimatstadt Erfurt von dieser 
Situation ein ganzes Wohngebiet von über 8 000 
Wohnungseinheiten davon be troffen. 

Mit den im Gesetzentwurf ge troffenen Regelungen 
wurde mit der festgelegten Kaufpreisermittlung ein 
aus wohnungspolitischer Sicht akzeptabler Kompro-
miß gefunden, um Wohneigentum der Genossen-
schaften und kommunalen Wohnungsbaugesellschaf-
ten mit dem Eigentum an Grund und Boden zusam-
menzuführen. So wird von dem ermittelten Bodenwert 
ein Drittel für Erschließung, Baufreimachung und 
andere Aufwendungen abgezogen. Der Restbetrag 
wird halbiert und bildet so den Kaufpreis. Mit dieser 
Regelung werden auch Hindernisse im Zusammen-
hang mit der Privatisierung von Wohnungen im Rah-
men des Altschuldenhilfegesetzes beseitigt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit 
 dem heute vorliegenden Gesetzentwurf des Sachen-

rechtsänderungsgesetzes wird es weder Sieger noch 
Besiegte geben. 

(Detlef Kleinert [Hannover] [F.D.P.]: Sehr 
richtig!) 

Er stellt vielmehr einen Sieg der Vernunft dar. Er wird 
der Sicherung des sozialen Friedens in unserem Land 
dienen, und dafür bitte ich um Ihre Zustimmung. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, eine kurze Bemerkung zur Geschäftslage. Sie 
wissen, daß zu diesem Gesetzentwurf ein Änderungs-
antrag der SPD vorliegt, über den nament lich abge-
stimmt werden soll. Diese namentliche Abstimmung 
wird etwa 18.45 Uhr erfolgen. 

Jetzt hat unser Kollege Hans-Joachim Hacker das 
Wort. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zehntau-
sende Bürgerinnen und Bürger in den neuen Ländern, 
aber auch in den alten Ländern schauen heute auf den 
Deutschen Bundestag. Im vierten Jahr nach der Ein-
heit ist der Tag herangerückt, an dem der Bundesge-
setzgeber die Frage des Auseinanderklaffens von 
Gebäude- und Grundstückseigentum regeln muß. 

Die Ursachen für diesen Zustand sind in diesem 
Hause mehrfach erörtert worden. Das Regelungsprin-
zip Rückgabe vor Entschädigung und die Stichtagsre-
gelung 18. Oktober 1989 sind dabei als wesentliche 
Ursachen anzusehen. Unbest ritten ist auch, daß der 
eigentümerfeindliche Umgang des DDR-Staates und 
Oberflächlichkeiten in der Verwaltung in der DDR uns 
heute nach dem Untergang der DDR einen Gordi-
schen Knoten hinterlassen haben, den zu durchtren-
nen äußerst schwierig ist. 

(Detlef Kleinert [Hannover] [F.D.P.]: Sehr 
richtig! — Dr. Dagmar Enkelmann [PDS/ 
Linke Liste]: Es hat doch unterschiedliche 

Entwicklungen gegeben!) 
Betroffene Bürgerinnen und Bürger, deren Ver-

bände und nicht zuletzt die beiden großen Kirchen in 
Deutschland appellieren im Interesse des sozialen 
Friedens und der inneren Einheit nun bereits seit 
Jahren an die Bundesregierung und an den Deutschen 
Bundestag, eine sozialverträgliche Lösung zu finden. 
„Berechtigte Ansprüche zu einem gerechten Aus-
gleich zu bringen" haben die Kirchen deshalb als 
Anliegen ihrer Stellungnahmen bezeichnet. 

Dies war die Herausforderung für die Bundesregie-
rung im Bereich der Lösung der Eigentumsfragen 
allgemein, der sie jedoch in weiten Bereichen in den 
zurückliegenden Jahren nicht gerecht geworden ist 
und auch in der heutigen Debatte zum Entschädi-
gungs- und Ausgleichsleistungsgesetz nicht im 
Ansatz gerecht zu werden bereit ist. Meine Damen 
und Herren, es darf nicht dazu kommen, daß das 
schlimme Wort — es ist heute schon einmal gesagt 
worden — von der Vertreibung der Ostdeutschen mit 
ökonomischen Mitteln Wirklichkeit wird. 
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Die Ausgangslage für die vorgesehenen Regelun-
gen im Sachenrechtsänderungsgesetz wurde dadurch 
bestimmt, daß in der ehemaligen DDR die Errichtung 
von Gebäuden zumeist nicht mit dem Eigentumser-
werb an den Baugrundstücken verbunden war. Die 
Bereitstellung des Bodens erfolgte in unterschiedli-
chen Rechtsformen, zum Teil auch ohne Beachtung 
bestehender Eigentumsverhältnisse. Heute stehen 
sich nun Gebäudeeigentümer, die Nutzer fremden 
Bodens sind, und Grundstückseigentümer mit ihren 
gegensätzlichen Interessen gegenüber. 

Entgegen mancher Darstellung sollten wir uns ver-
deutlichen: Dieses ist keine reine Ost-West-Interes-
senkollision. In einigen Bereichen der neuen Länder 
allerdings, insbesondere im östlichen Teil der Bundes-
hauptstadt Berlin und im Berliner Randgebiet, ist es 
jedoch ein Konflikt, der als Ost-West-Interessenge-
gensatz typisch ist. 

(Rolf Schwanitz [SPD]: So ist es!) 

Dies verlangt von uns Politikern besondere Sensibili-
tät und die Suche nach sozialverträglichen Aus-
gleichsregelungen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN — Dr. Uwe Küster [SPD]: Das 

ist die Aufgabe!) 

Meine Damen und Herren, zu dem Grundansatz des 
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes, nämlich der hälf-
tigen Teilung des Verkehrswertes des Grundstückes, 
gibt es meines Erachtens keine realistische Alterna-
tive, die im Rahmen der Werteordnung des Grundge-
setzes Bestandssicherheit hat. 

(Norbert Geis [CDU/CSU]: Eine vernünftige 
Aussage! — Dr. Michael Luther [CDU/CSU]: 

Das war eine gute Idee!) 

— Zu Ihnen komme ich noch, Herr Dr. Luther; warten 
Sie noch die zwei Minuten ab. 

Auch das Wahlrecht des Nutzers zwischen Ankauf 
des Grundstückes und Bestellung eines Erbbaurech-
tes wird durch meine Fraktion ausdrücklich unter-
stützt. 

Im übrigen ist es tatsächlich in den Berichterstatter-
gesprächen gelungen, deutliche Verbesserungen des 
ursprünglichen Gesetzentwurfes gemeinsam zu ver-
einbaren, die zu einer weitgehenden Übereinstim-
mung geführt haben. Wohlgemerkt: die zu einer 
weitgehenden Übereinstimmung geführt haben. 

An dieser Stelle möchte ich auch den Herren aus 
dem Bundesjustizministerium nochmals ganz herzli-
chen Dank sagen; Ihnen, Frau Ministerin, soweit Sie 
mitgewirkt haben, ebenfalls. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Norbert  Geis [CDU/CSU]: Das können wir 

mit unterstreichen!) 

Was die Verbesserung angeht, nenne ich erstens 
insbesondere die Berücksichtigung der Aufwendun-
gen zur Erschließung, zur Vermessung und für andere 
Kosten zur Baureifmachung des Grundstückes, wenn 
diese der Nutzer ge tragen hat, wie sich das jetzt aus 
§ 18 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes ergibt, 
ebenso die Kosten des Abbruches eines aufstehenden 

Gebäudes oder einer baulichen Anlage unter den in 
§ 18 definierten Bedingungen. 

Zweitens. Die in § 19 Abs. 3 des Sachenrechtsberei-
nigungsgesetzes nunmehr enthaltene besondere Be-
stimmung für die im komplexen Wohnungsbau und 
Siedlungsbau verwendeten Grundstücke ist ebenso 
zu erwähnen. Als Alternative zum Regierungsentwurf 
wird eine Bewertung unter Ansatz von pauschalen 
Abzügen für Erschließungs- und ähnliche Maßnah-
men vorgeschlagen. Beim komplexen Wohnungsbau 
oder Siedlungsbau ist vom ermittelten Wert des bau-
reifen Grundstückes ein Be trag von einem Drittel für 
die Maßnahmen zur Baureifmachung des Grundstük-
kes und für andere Maßnahmen abzuziehen. 

Drittens. Die rechtliche Gestaltung des Problems 
der Überschreitung der Regelgröße von 500 m 2  
gestaltete sich tatsächlich schwierig. Oft wurde die 
Regelgröße von 500 m 2  für ein Eigenheimgrundstück 
in der DDR überschritten. Vor dem Hintergrund der 
damaligen Verkehrswerte der Grundstücke spielte 
dies in der Praxis eine untergeordnete Rolle. 

Im Widerstreit zwischen dem Erhalt der Gebäude-
nutzung und dem Zuerwerb des Eigentums am 
Grundstück einerseits sowie dem gestiegenen Kauf-
preis des Grundstückes andererseits haben wir uns am 
Ende auf die Möglichkeit der Abtrennung selbständig 
baulich verwertbarer Flächen über 500 m2  oder in 
anderer Weise wirtschaftlich verwertbarer Flächen 
über 1 000 m2  entschieden. Eine solche Abtrennung 
kann gegebenenfalls auch im Interesse des Nutzers 
liegen, um die finanzielle Belastung aus dem Ankauf 
bzw. der Bestellung des Erbbaurechtes zu reduzie-
ren. 

Wichtig ist für meine Fraktion — damit komme ich 
zum vierten Punkt — insbesondere der erreichte 
Kompromiß zum § 52 des Sachenrechtsbereinigungs-
gesetzes, der die Eingangsphase für ein Erbbaurecht, 
das für ein Grundstück in teurer Lage bestellt wird, 
von neun auf zwölf Jahre verlängert. Diese Verlänge-
rung wird durch uns ausdrücklich unterstützt und 
trägt der besonderen Situation in Gebieten mit hohen 
Verkehrswerten Rechnung. 

Ich bin mir jedoch auch darüber im klaren, daß mit 
dieser Präzisierung nicht jedem Einzelerfordernis, vor 
allen Dingen jedem Einzelerfordernis der Nutzer, 
entsprochen wird. An dieser Stelle werden die für 
viele betroffene Bürgerinnen und Bürger nicht zu 
vermittelnden Konsequenzen aus dem Prinzip Rück-
gabe vor Entschädigung in gravierender Weise deut-
lich. 

Zum fünften: Eine maßgebliche Klarstellung wird 
mit der Beschlußvorlage in der Frage der Legitimie-
rung der Vollmachtsurkunden staatlicher Organe 
erreicht. Das begrüße ich ausdrücklich. Hierbei haben 
sich die Berichterstatter und auch die Fraktionen und 
Gruppen unter Beachtung der Verwaltungsrealitäten 
in der DDR zu einer sachgerechten Regelung ent-
schlossen. Die Vorschrift in Art. 231 § 8 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch be-
stimmt, daß die von dem vertretungsberechtigten 
Leiter des Organs oder einer von diesem ermächtigten 
Person unterzeichneten und mit ordnungsgemäßem 
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Dienstsiegel versehenen Vollmachtsurkunde wirk-
sam ist. 

Die eben genannten im Konsens erzielten Verbes-
serungen des Regierungsentwurfes und die mit der 
Koalition gemeinsam verabschiedete Beschlußemp-
fehlung zu einem Moratorium für in Privateigentum 
stehende Grundstücke für öffentliche Zwecke hat uns 
in der SPD-Bundestagsfraktion optimistisch gestimmt, 
zwei weitere wichtige Probleme endlich einer Lösung 
zuzuführen. 

Es geht dabei einmal um die Regelung der Rechts-
nachfolge der unter der Nazidiktatur enteigneten 
Vereinigungen wie der Weimarer Gewerkschaften 
und des Arbeitersportvereins. Mit dem Ihnen vorlie-
genden Änderungsantrag streben wir unter Ziffer 1 
eine Anpassung an  die Rückerstattungsregelungen in 
den ehemaligen westlichen Besatzungszonen 
Deutschlands und in West-Berlin an. Warum sollten 
wir das heute nicht erreichen? 

Ich bitte Sie, diesen Antrag zu unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Insbesondere für den Deutschen Gewerkschaftsbund 
hatten wir bei der Verabschiedung des Zweiten Ver-
mögensrechtsänderungsgesetzes derartige Ansprü-
che unter Bezugnahme auf das Gutachten des ehema-
ligen Präsidenten des Bundesverfassungsgerichtes 
Professor Ernst Benda eingeräumt. 

Herr Dr. Luther, jetzt komme ich zu Ihnen. Sie haben 
hier Aussagen getroffen, die in keiner Weise zutreffen. 
Sie selbst waren es, der seit Beginn der Berichterstat-
tergespräche die Frage der Behandlung der hängen-
den Fälle nach hinten geschoben hat. Sie haben von 
Beginn an gesagt: Das ist ein Sonderthema, das stellen 
wir einmal zurück, und dann wollen wir sehen, was in 
der Koalition, was in der Fraktion und mit — jetzt sage 
ich einmal den Namen nicht, der da gefallen ist — 
noch zu erreichen ist. 

Dann haben wir tatsächlich über Nachbesserungen 
diskutiert. Hier ist heute das Gespräch auf das abend-
liche Treffen gekommen. Da waren wir uns doch alle 
einig — oder nicht? —, wie der Wille zum Zweiten 
Vermögensrechtsänderungsgesetz gewesen ist. Wir 
wollten doch die Klarstellung, daß diejenigen, die 
notarielle Kaufverträge geschlossen und damals nicht 
den Zugang zum Grundbuch gefunden haben, jetzt 
Rechtssicherheit und auch soziale Sicherheit finden 
sollen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Uwe Küster [SPD]: 
Das war die Verabredung! — Ingrid Mat

-

thäus-Maier [SPD]: Kurzzeitgedächtnis!) 

Ihre Argumentation hier, Herr Dr. Luther, und auch 
die von Herrn Kleinert — der leider wieder mal kurz 
draußen ist — kann ich absolut nicht verstehen. Herr 
Geis, ich bitte Sie, sekundieren Sie doch bitte einmal 
Herrn Dr. Luther, was die abendliche Gesprächslage 
angeht. Ich glaube, wir können dann heute noch eine 
Lösung finden. Ich denke, die Lösung ist möglich, 
wenn wir nachher über den Antrag der SPD abstim-
men. 

(Abg. Dr. Michael Luther [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ich gebe Ihnen nachher noch einmal die Chance, 
Herr Dr. Luther, darauf zurückzukommen. 

Ihr Kriterium, Herr Dr. Luther, wie Gesetze gemacht 
werden sollen, nämlich nach dem schlechten Gewis-
sen und dem guten Gewissen, halte ich doch für 
einmalig in der Rechtsgeschichte. Kommen wir zur 
Sache zurück, zum Regelungsthema, das vor uns 
steht, und lassen Sie uns heute eine gute Lösung 
finden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Zum zweiten Punkt unseres Änderungsantrages, 
der Ihnen vorliegt: Das, meine Damen und Herren, ist 
für uns der Markstein des Gesetzes. Wir Sozialdemo-
kraten fordern heute erneut eine eindeutige Regelung 
des Rechtsschutzes für die redlichen Erwerber von 
Grundstücken in der DDR, wenn ein notarieller Kauf-
vertrag vorliegt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich wundere mich über Ihre st rikte Ablehnung, Herr 
Dr. Luther und Herr Kleinert. Wir sind doch gar nicht 
mal allein mit der Forderung. Abgesehen davon, daß 
Bürger und Verbände diese Forderung in den neuen 
Ländern erheben, selbst aus der CDU/CSU wird doch 
eine derartige Forderung vorgetragen. Nehmen Sie 
doch endlich einmal den flammenden Appell des 
Justizministers von Sachsen-Anhalt zur Kenntnis, der 
doch nicht meiner Partei angehört, sondern Ihrer 
Partei zugehörig ist! 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Guter Mann!) 

Die Klarstellung, daß notarielle Kaufverträge 
Rechtsschutz bekommen sollen, war die Absicht des 
Gesetzgebers bei der Beratung und Verabschiedung 
des Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes. 
Lediglich eine urkonkrete Formulierung im Text 
führte zu einer nicht gewollten Auslegung des Zwei-
ten Vermögensrechtsänderungsgesetzes durch das 
Bundesverwaltungsgericht. Hier besteht in Zehntau-
senden von Fällen, für Zehntausende Familien in den 
neuen Ländern dringender Handlungsbedarf. Diesem 
Handlungsbedarf dürfen wir uns heute nicht ver-
schließen. 

(Beifall bei der SPD) 

Von dieser Lücke sind doch redliche Erwerber betrof-
fen, denen es — teilweise auch wegen fehlender 
Beziehungen — in den letzten Monaten der DDR nicht 
gelungen ist, einen Grundbucheintrag zu erreichen. 

An Herrn Hitschler gewandt — auch er ist leider 
nicht mehr da —, sage ich: Ihr Zwischenruf, daß mit 
der von der SPD angestrebten Regelung alten Seil-
schaften 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS/Linke Liste]: 
„Bonzen" hat er gesagt!) 

— alten Bonzen oder wie immer man das bezeichnen 
will — ein Vorrang eingeräumt wird, trifft nicht zu. Das 
ist doch gerade nicht der Fall. Es sollen doch jetzt 
endlich gerade die Rechtssicherheit bekommen, die 
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es nicht geschafft haben, ins Grundbuch zu kom-
men. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Die Uhr läuft wieder einmal falsch; ich habe nur 
noch eine Minute Redezeit und muß deshalb zum 
Ende kommen. 

Das Durcheinander in der Vermögensgesetzge-
bung und in der Anwendung der rechtlichen Regelun-
gen wird auch dadurch illustriert, daß die Treuhand-
anstalt, die ja keine Dienststelle der Opposition ist, 
sondern der Regierung untersteht, noch im Jahre 1991 
erklärt hat, daß die Erwerber den Kaufvertrag natür-
lich weiterhin nach den 1990 abgeschlossenen Verträ-
gen bzw. Vorverträgen und den damals zugrunde 
liegenden Preisen vollziehen können. 

Herr Dr. Luther, ich bin gerne bereit, Ihnen diese 
Meldung der Treuhandanstalt vom 11. März 1991 
auszuhändigen. Ich bin auch der Auffassung, das 
könnte Ihren Entscheidungsprozeß in Richtung einer 
Zustimmung zum Antrag der SPD beflügeln. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie nachdrück-
lich: Schließen Sie sich unserem Antrag an. Stimmen 
Sie in der namentlichen Abstimmung einer Klarstel-
lung in § 4 Abs. 2 des Vermögensgesetzes zu, die in 
den neuen Ländern endlich Rechtssicherheit und 
sozialen Frieden schafft! 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, jetzt hat unser Kollege Nor-
bert Geis das Wort. 

Norbert  Geis (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Beide Volksver-
tretungen, die Volkskammer und der Bundestag, 
haben sich mit dem Vermögensgesetz dafür entschie-
den, das große Unrecht wiedergutzumachen, das die 
Eigentümer unter dem Regime der SED erlitten 
haben, das unbest ritten ist und das auch von allen 
anerkannt worden ist. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Mit Ausnahme der PDS!) 

Deswegen haben beide parlamentarischen Vertretun-
gen mit ganz großer Mehrheit dem Prinzip Rückgabe 
vor Entschädigung zugestimmt. Dies war eine richtige 
Entscheidung. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Nein! Das ist 
unwahr!) 

— Es ist nicht gut, wenn Sie sich heute distanzieren, 
Frau Matthäus-Maier, selbst wenn einiges dafür spre-
chen mag, daß Sie das tun. Aber daß Sie diejenigen, 
mit denen Sie damals gemeinsam gestimmt haben, 
heute beschimpfen, halte ich für unehrlich und für 
unehrenhaft. 

(Beifall des Abg. Hans-Joachim Otto [Frank

-

furt] [F.D.P.] — Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: 
Nein, überhaupt nicht! — Uta Titze-Stecher 

[SPD]: Zur Sache!) 

— Sie beschimpfen uns laufend, deswegen sage ich 
das. 

Auch die Tatsache, daß wir damals die Stichtagsre-
gelung getroffen haben, war Ihr und war unser Wi lle. 
Wir mußten einen Stichtag festlegen, um zu bestim-
men, wer noch redlich erworben hat und wann dieser 
redliche Erwerb nicht mehr möglich war, nämlich 
nach dem 18. Oktober 1989. Die Logik des Stichtages 
war richtig. Es war allerdings auch richtig, daß wir 
Ausnahmen von dieser Stichtagsregelung gemacht 
haben. Diese haben wir ebenfalls im Gesetz festge-
legt. 

Im Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetz ha-
ben wir eine weitere Ausnahme von dieser Stichtags-
regelung festgelegt. Ich gebe zu, daß diese Änderung 
nicht zur vollen Zufriedenheit aller gelungen ist; denn 
wir haben uns vom Bundesverwaltungsgericht sagen 
lassen müssen, daß unter Erwerb das zu verstehen ist, 
was man im Rechtsleben darunter zu verstehen hat, 
nämlich der grundbuchrechtliche Erwerb. Das ist 
unbestritten. 

Nun stellt sich die Frage: Wie können wir aus dieser 
Sackgasse herauskommen? Sie schlagen vor, § 4 
Abs. 2 Satz 2a, b und c des Vermögensgesetzes zu 
ändern und das so klarzustellen. 

(Hans-Joachim Hacker [SPD]: Richtig!) 

Ich gebe zu, daß daran viel Überlegenswertes ist. 

(Dr. Peter S truck [SPD]: Dann macht es 
doch!) 

Ich bin mit Ihnen der Auffassung, daß eine solche 
Klarstellung gut wäre, wenn man sich nur auf die 
hängenden Fälle bezieht. Das will ich überhaupt nicht 
bestreiten. Aber Sie müssen dabei etwas bedenken, 
was wir vielleicht intensiver als Sie bedacht haben. 
Deswegen kommen wir nicht zu der Regelung, die Sie 
vorschlagen, sondern zu einer anderen. 

Wir sind nach langen, heftigen Auseinandersetzun-
gen innerhalb unserer Arbeitsgruppe zu dem Ergeb-
nis gelangt, daß, träfen wir jetzt eine sogenannte 
Klarstellung, die verfassungsrechtlichen Bedenken 
ein großes Durcheinander auslösen würden; denn wir 
haben ja schon auf Grund der Regelung des § 4 Abs. 2 
Satz 2 des Vermögensgesetzes Fälle der Rückübertra-
gung an Alteigentümer. Diese können wir unmöglich 
rückgängig machen. Das ist völlig klar. Wenn wir das 
änderten, verstießen wir aber schon gegen den 
Gleichheitssatz gegenüber denen, deren Grund-
stücke vielleicht noch rückübertragbar wären. Das 
geht also aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht. 

(Abg. Hans-Joachim Hacker [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich, Herr Hacker, diesen Gedanken zu 
Ende bringen, sonst verliert es den Zusammenhang. 

(Zuruf von der SPD: Wo nichts ist, kann auch 
nichts verlorengehen!) 

Aber es gibt noch einen zweiten Punkt. Es gibt einen 
Vertrauensschutz, der durch diese jetzige Regelung 
entstanden ist, auch für die Alteigentümer. Auch der 
hat verfassungsrechtlichen Rang, nämlich guter 
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Glaube. Auch deswegen können wir davon nicht 
runter, und ich bitte Sie sehr um Verständnis, daß wir 
nicht wie Sie nun eine Klarstellung des § 4 Abs. 2 
anstreben, sondern eine andere Regelung suchen. 
Diese Regelung wurde ja von Herrn Dr. Luther vorge-
tragen. Wir sehen eine solche Regelung in dem 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz. 

Das Sachenrechtsbereinigungsgesetz — das haben 
Sie ja, Herr Ullmann anerkannt — hat die Philosophie, 
daß die Rechte des Alteigentümers und die Rechte 
dessen, der Nutzer oder der Gebäudeeigentümer ist, 
gegenübergestellt werden und daß man versucht, 
einen vernünftigen Ausgleich zu finden. Dieser ver-
nünftige Ausgleich wurde ja von Ihnen, Herr Hacker, 
und von Ihnen, Herr Ullmann, gutgeheißen. Darüber 
kann man ja eigentlich auch nicht diskutieren, denn es 
muß ein Ausgleich gefunden werden. 

Nun, bezogen aber auf Ihre Fragestellung bezüglich 
einer Klarstellung des § 4 Abs. 2: Wir meinen, daß es 
auch in der Logik der Sachenrechtsbereinigung liegt 
— wo wir ja die Interessen der Nutzer mit denen der 
Alteigentümer ausgleichen wollen —, daß wir im 
Sachenrechtsbereinigungsgesetz die Nutzer gleich-
stellen mit den Alteigentümern. Wir meinen, daß es in 
der Logik dieses Gesetzes liegt, auch die hängenden 
Fälle einzubeziehen, denn das waren ja letztendlich 
auch Nutzer. Wir würden gegenüber den verbrieften 
Nutzern in eine Schieflage geraten, wenn wir nicht so 
verfahren würden. Wir würden also ein doppeltes 
Risiko der Verfassungswidrigkeit eingehen. 

Also, nehmen Sie es uns ab: Nach langer Überle-
gung sind wir zu dem Ergebnis gekommen, und wir 
können es nicht anders verantworten, weil wir mei-
nen, daß wir sonst in eine ganz schiefe verfassungs-
rechtliche Lage hineinkämen, und dann würden wir 
den Alteigentümern und den Nutzern nicht nützen, 
und auch den hängenden Fällen würden wir keinen 
Nutzen bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Geis, 
ich frage noch einmal: Es gab zwei Zwischenfragen. 
Der Kollege Dr. Heuer wollte fragen — — 

Norbert  Geis (CDU/CSU): Ich habe nur noch eine 
Minute, und die Debatte dauert l ange genug. Ich 
möchte keine Zusatzfrage zulassen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr. Sie ent-
scheiden das. 

Norbert  Geis (CDU/CSU): Lassen Sie mich noch 
einen anderen Aspekt bringen, der auch im Sachen-
rechtsbereinigungsgesetz geregelt ist, der aber nicht 
nur die neuen Bundesländer, sondern auch die alten 
Bundesländer bet rifft. Es handelt sich ja um ein 
Artikelgesetz. Wir haben in diesem Artikelgesetz 
auch das Nachbarrecht in den Blick genommen und 
haben zugunsten der Vereine, zugunsten der Sport-
vereine, zugunsten der Tennisvereine, eine nachbar-
rechtliche Regelung in § 906 BGB gefunden, die es 

nun ermöglicht, daß die Vereine, die Tennisvereine 
nicht um ihren Bestand zittern müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Wer aber — das möchte ich der Opposition sagen — 
dieses Gesetz ablehnt, der lehnt auch diese Regelung 
zugunsten der Vereine ab. Genauso ist es. Das Gesetz 
ist ein Artikelgesetz. Wenn Sie es ablehnen, lehnen 
Sie auch die Regelung zugunsten der Vereine ab. 

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das mußte gesagt werden!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, jetzt hat unser Kollege Siegf ried Scheffler das 
Wort. 

Siegfried Scheffler (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn die beiden 
Redner für die SPD in dieser Debatte den Schwer-
punkt ihrer Redezeit auf die juristischen Probleme in 
dem nun vorliegenden Gesetzestext gelegt haben, so 
werde ich Ihnen einmal die realen Auswirkungen des 
Gesetzes und der mit dem Einigungsvertrag verab-
schiedeten Formel Rückgabe vor Entschädigung dar-
stellen. 

Vor diesem Hintergrund erfolgt heute die Beratung 
in der zweiten und der dritten Lesung und, da Sie von 
der Koalition die zur Zeit vorhandenen Mehrheitsver-
hältnisse in diesem Bundestag repräsentieren, sicher 
auch deren Verabschiedung. Am 16. Oktober wird 
sich da was ändern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das werden wir 
dann sehen!) 

Damit setzt die Mehrheit dieses Hauses das friedli-
che Aufeinanderzugehen großer Teile unserer Bevöl-
kerung aufs Spiel. 

Ich stimme ausdrücklich nicht zu. Ich finde, es ist ein 
negativer Meilenstein, der heute hier gesetzt wird, 

(Beifall bei der SPD) 

nicht nur, weil ich es in meinem Wahlkreis in Berlin 
besonders spüre, wie dieser Gesetzentwurf in erheb-
lichem Maße Gräben aufwirft, nein, sondern weil in 
allen anderen Bundesländern, wo es um die Immobi-
lien geht, die Eskalation derart zunimmt, daß Psycho-
terror, Aggression, Gewalt auf der Tagesordnung 
sind. 

Mit Empörung muß ich feststellen, daß mancher 
Rechtsanwalt, der als Stimme der Rechtspflege eine 
besondere Mitverantwortung für den Rechtsfrieden 
hätte, mit rüdem Ton und brachialen Methoden die 
ohnehin schon verängstigten Menschen auf unerträg-
liche Weise verunsichert. 

(Beifall bei der SPD) 
Dabei ist der Versuch, das bei Berlin liegende 

Amtsgericht in Strausberg niederzubrennen, nur die 
Spitze eines Eisberges. Ursache ist auch, daß diese 
Bundesregierung es jahrelang versäumt hat, den 
Alteigentümern ein bef riedigendes Entschädigungs-
gesetz vorzulegen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Die Folge ist, daß über zwei Millionen Rückübertra-
gungsansprüche Politiker, Rechtsanwälte, Notare und 
Gerichte bis zum Bundesverfassungsgericht über 
Jahre beschäftigen werden — Jahre der Unsicherheit, 
die bei einem sozialverträglichen Interessenausgleich 
zwischen den Eigentümern und Nutzern von Eigen-
heimen bzw. den Alteigentümern und den Bodenei-
gentümern hätten vermieden werden können. 

Dabei vergesse ich ausdrücklich nicht, daß die 
Ursache des verhandelten Konflikts in der Mißach-
tung von Eigentumsrechten durch die damaligen 
Staatsorgane der DDR sowie durch die geltenden 
DDR-Rechtsvorschriften begründet sind. Ich vergesse 
aber auch nicht, daß Tausende von Eigentümern ihre 
bereits verschuldeten und heruntergekommenen 
Häuser aus den verschiedensten Gründen verlassen 
haben und vor dem Mauerbau in den Westteil unseres 
Landes gegangen sind. 

Zurück zum vorliegenden Gesetzentwurf: Auch 
wenn es meiner Fraktion mittels verschiedener Ände-
rungsanträge gelungen ist, die krassesten Ungereimt-
heiten dieses Gesetzentwurfes zu entschärfen, so 
bleibt der ungerechte Grundtenor erhalten. 

Ich kann diesem Versuch, Unrecht durch ein neues, 
geteiltes Recht zu ersetzen, nicht zustimmen. Aber ich 
kann in vielen Punkten den Ausführungen der Betrof-
fenen in den neuen Bundesländern und im Ostteil 
Berlins zustimmen. Ich zitiere exemplarisch einige 
Passagen aus mir zugegangenen Schreiben von 
Betroffenen aus Berlin und Brandenburg: 

Wenn es bei den Alteigentümern und den Erben 
im wesentlichen ums Geld geht, im Falle der 
Nutzer aber um existenzielle und zutiefst 
menschliche Probleme, wäre es da nicht wirklich 
angebracht, die Prämisse umzukehren und Ent-
schädigung vor Rückgabe zu setzen? 
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS/Linke Liste) 
Eine weitere Familie schreibt mir: 

Leider müssen wir heute erkennen, daß bei einem 
Gesetz, bei dem es sich um Besitz, Eigentum oder 
Erbschaftsverhältnisse handelt, moralische 
Grundsätze keine Rolle spielen. 

Ich möchte aus einem dritten B rief vortragen: Das 
übernommene Haus war bereits verschuldet und wäre 
nicht mehr bewohnbar gewesen, wenn wir nicht das 
Dach umgedeckt, den Schornstein neu gebaut, die 
Heizung, die Hauswasserversorgung, die Klärgrube, 
die Eingangstreppe und den Außenputz ständig 
erneuert und das Bad neu installiert hätten. Die 
jetzigen Alteigentümer hätten von dem Gebäude 
nichts mehr vorgefunden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Hoyer? 

Siegfried Scheffler (SPD): Ich möchte das hier noch 
weiter ausführen. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte sehr. 

Siegfried Scheffler (SPD): Dabei haben uns selbst 
erfahrene Juristen bei der Anhörung die Rechtsposi-
tionen in der Auseinandersetzung zwischen Sachen

-rechtsbereinigungs- oder Schuldrechtsänderungs-
bzw. Vermögensrechtsänderungsgesetz als Politiker 
nicht überzeugend und unstreitig darstellen können. 
Auch hier gibt es verschiedene Positionen, die in etwa 
50 zu 50 verstritten sind. 

Deshalb sind wir mehr denn je als Politiker gefragt. 
Wir, die heute über dieses Gesetz zu entscheiden 
haben, dürfen nicht einseitig die Rechtsposition der 
Alteigentümer beachten, 

(Beifall bei der SPD) 

so wie es das Justizministerium in einem internen 
Vermerk zur Bearbeitung vermögensrechtlicher An-
sprüche vorschreibt. Gerade wir sollten über alle 
Parteigrenzen hinweg eine Angleichung der Rechts-
grundlagen herbeiführen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Kollege Otto, ich stimme Ihren Ausführungen 
in der Sitzung des Bauausschusses ausdrücklich zu, 
daß man schon tiefgreifende Kenntnisse aus dem 
Leben der DDR haben müsse, um die Auswirkungen 
des Gesetzentwurfes überhaupt zu erfassen. Leider 
haben Sie vergessen, daß sich diese Gedanken in 
einem Gerechtigkeits- und Gleichbehandlungsgebot 
wiederfinden lassen. Wie sollten diese Angleichun-
gen meines Erachtens aussehen? 

Wir haben heute schon sehr viel vom Grundsatz 
Rückgabe vor Entschädigung gehört, der in Entschä-
digung vor Rückgabe nicht mehr umkehrbar scheint. 
Daher müssen in dem uns vorliegenden Gesetzent-
wurf noch wesentliche Korrekturen erfolgen. 

Die erste betrifft die sogenannte Stichtagsregelung, 
die ich nach wie vor für ungerecht und in ihren 
Auswirkungen für sehr problematisch ansehe. Viel-
mehr — und das haben wir nach den ersten freien 
Kommunalwahlen im Ostteil Berlins praktiziert —
mußte und sollte übrigens auch heute noch in jedem 
Einzelfall eine Redlichkeitsprüfung vorgenommen 
werden, jedoch nicht in dem Sinne, daß der Erwerb 
eines Gebäudes oder Grundstücks welches nach dem 
Stichtag 18. Oktober 1989 erworben wurde, als unred-
lichenzustufen ist, sondern dahin gehend, daß Partei-  
oder Staatsfunktionäre bzw. Repräsentanten der 
darjenigen DDR ihre Machtposition zum Erwerb von 
Grundeigentum mißbrauchten. Unter diesem Aspekt 
hättten Krenz und Co. schon l ange aus ihren Häusern 
ge :t werden müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Minister Bräutigam hat uns dazu ausführlich die 
Rechtsposition dargestellt, so daß ich Ihnen ergänzend 
zu diesem Detailproblem die Stellungnahme des 
Rates der Berliner Bürgermeister nicht vorenthalten 
möchte. Sie lautet: Nutzer und Erwerber von Grund-
stücken, deren Kaufanträge auf Grund der Überla-
stung von z. B. damaligen Magistratsangestellten und 
Notaren nicht bearbeitet werden konnten, sollten 
differenziert behandelt werden. Hier wurde im Inter-
esse der Nutzer entschieden. — Ich denke, das ist 
richtig so. Bestandsschutz des Nutzers bzw. des 
Erwerbers geht hier den Interessen des Alteigentü-
mers vor. 
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Siegfried Scheffler 

Auch nach meiner Auffassung ist es zutiefst unge-
recht, wenn allein der Zufall, ob im Sommer 1990 noch 
eine grundbuchliche Umschreibung zu erhalten war, 
darüber entscheiden soll, ob jemand, der damals in 
redlicher Weise ein Grundstück mit notariellem Ver-
trag kaufte, unter den Schutz des Vermögensgesetzes 
fällt oder nicht. Das Problem wurde auch bei der 
Behandlung des Zweiten Vermögensrechtsände-
rungsgesetzes nicht gesehen und nicht gelöst. Des-
halb besteht hier nach wie vor dringender Handlungs-
bedarf, da unter den betroffenen Nutzern der Unmut 
spürbar zunimmt und bereits jetzt viele Initiativgrup-
pen zum Zwecke der Änderung dieser Regelung 
gegründet werden. 

Ich komme in diesem Zusammenhang auf die 
Zusage des Rechtsausschusses, wo gesagt wurde, daß 
hinsichtlich dieser Fälle im Rahmen der Sachenrechts-
bereinigung eine für die Nutzer bef riedigende Lösung 
gefunden werden soll. Diese bef riedigende Lösung 
liegt uns heute nicht vor. 

Ein weiteres Problem stellt sich in diesem Zusam-
menhang mit den Wochenend - und Ferienhäusern. 
Zwar konnte die Forderung, als Wohnhäuser geeig-
nete bzw. dienende Gebäude, die mit Billigung staat-
licher Stellen errichtet wurden, in das Gesetz aufzu-
nehmen, durchgesetzt werden, jedoch konnten 
Gebäude in Kleingartenanlagen, wenn diese für 
Wohnzwecke — ich betone eindeutig: auch für Wohn-
zwecke — genutzt wurden, keinen Eingang in das 
Sachenrechtsänderungsgesetz finden. 

Gleiches gilt auch für Behelfswohnheime, die nach 
DDR-Recht als Wohnhaus definiert wurden. Sie wer-
den — wie in meinem Wahlkreis anhängige Gerichts-
verfahren beweisen — nicht nach den Entwürfen des 
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes beurteilt werden 
können. Ich bedauere das. Wir haben uns hier mit 
unserer Forderung nicht durchsetzen können. 

Die schon nach DDR-Recht schwachen Rechtsver-
hältnisse erlaubten keine Möglichkeit des Eigentum-
erwerbs. Es mußten schuldrechtliche Rechtsbezie-
hungen eingegangen werden. Aber wenn, wie Mi-
nister Bräutigam vor dem Bundesrat ausführte, 53 % 
aller Ostdeutschen von den Regelungen des Schuld-
rechtsbereinigungsgesetzes betroffen waren, dann 
muß auch verdeutlicht werden, daß nach dem ZGB der 
DDR diese Nutzungsrechte de facto nur durch gericht-
liche Entscheidung hätten aufgelöst werden können. 
Das wurde bei der Bearbeitung des Gesetzes nicht 
beachtet. 

Auch an dieser Stelle räume ich ein, daß aber 
berechtigte Interessen von Nutzern auf der einen 
Seite und von Eigentümern auf der anderen Seite zum 
Ausgleich gebracht werden müssen, aber — ich muß 
das immer wieder betonen —: nur unter Berücksich-
tigung der vorhandenen sozialen und wirtschaftlichen 
Gegebenheiten. 

Ich komme unter Berücksichtigung des Letztge-
nannten auf die im Bauausschuß und auch heute 
wieder mehrfach angesprochenen Modellrechnun-
gen. Ich muß Ihnen, Frau Ministerin, und auch Herrn 
Luther attestieren, daß diese zumindest im Umland 
von und in Berlin an der gegenwärtigen Lebenswirk-
lichkeit vorbeigehen. So beginnen die derzeitigen 
Verkehrswerte für unbebaute Grundstücke in mei

-

nem Bezirk überwiegend erst bei 400 DM/m 2  und 
enden in Lagen am Müggelsee, an der Spree und an 
der Dame bei 2 000 DM. 

Ich sage Ihnen: Der Verschuldungszwang durch 
diese in keiner Weise gerechtfertigten Verkehrs-
werte, ob nun für Kauf oder Erbpacht, kommt selbst 
bei Halbierung der Erbpachtzinsen und Verlänge-
rung der Einstiegsphase letztendlich einer Vertrei-
bung gleich. Prozesse der Betroffenen stehen uns ins 
Haus, die bei einer verträglichen Deckelung der 
Verkehrswerte hätten verhindert werden können. 
Wie ernst und existenzbedrohend die Situation ist, ist 
nicht zuletzt bei der Anhörung des Rechtsausschusses 
am 28. Januar diesen Jahres im Reichstag in Berlin 
überdeutlich geworden. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Schef-
fler, Ihre Redezeit ist längst abgelaufen. Kommen Sie 
bitte zum Schluß! 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Siegfried Scheffler (SPD): Lassen Sie mich hier noch 
einmal kurz als weiteren Kritikpunkt die Grund-
stücksgrößen ansprechen, wie das schon dargestellt 
wurde. Es wurden mehrheitlich auch zur damaligen 
Zeit und auch im ersten Gesetzentwurf der Ministerin 
die 700 m2  genannt. Ich denke, hier hätten wir durch 
eine Erweiterung auf eine vernünftige Regelung kom-
men können. 

Für mich sind all die aufgeführten Tatsachen 
lebensfremd und verdeutlichen, daß die mit der deut-
schen Einheit entstandenen Probleme nicht nur juri-
stisch, sondern, wie von mir eingangs gefordert, 
politisch, aber in erster Linie sozialverträglich hätten 
gelöst werden müssen. Aus den von mir angesproche-
nen Gründen kann ich dem vorliegenden Gesetzent-
wurf der Bundesregierung nicht zustimmen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, zum Schluß der Debatte 
erteile ich jetzt unserer Bundesministerin der Justiz, 
Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, das Wo rt . 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin der Justiz: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Zunächst möchte ich mich bei 
den Vorrednern bedanken, die sehr besonnene und 
nachdenkliche Worte gewählt haben und die sich 
damit wohltuend von der Polemik einiger anderer 
Redner im Laufe der letzten zwei Stunden abgehoben 
haben. 

Das hat gezeigt, daß es möglich ist, auch in Einzel-
fragen unterschiedliche Auffassungen auf eine doch 
diesem Parlament angemessene A rt  und Weise auszu-
tragen. Rechtssicherheit und angemessener sowie 
sozialverträglicher Interessenausgleich zwischen 
zwei Betroffenen mit jeweils schutzwürdigen Interes-
sen, das sind die Maximen, von denen sich die 
Bundesregierung und die Regierungskoalition auch 
bei diesem Gesetzentwurf haben leiten lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
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Bundesministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 

Hier wird niemand vertrieben, hier wird auch nie-
mand überfordert, auch wenn versucht wird, das den 
Bürgerinnen und Bürgern in den neuen Ländern 
einzureden, sondern der Nutzer oder auch — einmal 
nicht so juristisch gesprochen — der Gebäudeeigen-
tümer entscheidet ja in den neuen Ländern selbst 
darüber, welche Stellung er künftig haben möchte. In 
der ganzen Debatte und in den Beratungen und 
Gesprächen in den neuen Ländern geht oft unter, daß 
er alleine entscheidet, ob er ein Erbbaurecht bekommt 
und damit Erbbauzins zahlen muß oder ob er Eigen-
tümer auch an dem Grundstück werden kann. 

Ich möchte auch mit dem Märchen aufräumen, daß 
hier die Nutzer und die Erbbauberechtigten finanziell 
hoffnungslos überfordert würden. Das trifft nicht zu. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Rechnungen machen das deutlich. Wir haben — das 
ist vorhin angesprochen worden — in diesen Gesetz-
entwurf Regelungen gerade auch für Grundstücks-
werte aufgenommen, die höher liegen. Bei 250 000 
DM und mehr Grundstückswert muß in den ersten 
drei Jahren ein monatlicher Erbbauzins von minde-
stens 108 DM gezahlt werden, im vierten bis sechsten 
Jahr 209 DM und im siebten bis neunten Jahr 313 DM. 
Da soll mir noch einmal einer sagen, wir würden 
Regelungen treffen, die zur Vertreibung oder Überfor-
derung der Nutzer führen würden! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU — 
Norbert  Geis [CDU/CSU]: Der Nutzer kann 

frei wählen!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Minister, wol-
len Sie eine Zwischenfrage zulassen? Herr Dr. Heuer 
möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin der Justiz: Ich würde gern, weil die Debattte 
schon so weit fortgeschritten ist und ich weiß, wie die 
Fragen gestaltet sind, fortfahren, damit wir zur 
Abstimmung über den Gesetzentwurf kommen kön-
nen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Ich möchte auch noch eines sagen. Wenn ein Nutzer 

ein geringes Einkommen hat, dann hat er im Rahmen 
der geltenden Bestimmungen auch das Recht, Wohn-
geld zu beziehen. Das heißt, er steht den Mietern 
gleich. Auch das müssen wir den Menschen sagen, 
wenn wir sie darüber informieren, wie die Rechtslage 
jetzt ist und künftig sein wird. Wir schaffen Rechtssi-
cherheit und Vertrauen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Wir schaffen alles andere, 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Alles andere als 
Vertrauen!) 

als jetzt von der Warte von Westeigentümern aus 
arrogant an diese so schwierigen und uns alle heraus-
fordernden Punkte heranzugehen. Im Gegenteil, die 
Beratungen über die letzten Monate hinweg haben 
deutlich gemacht, daß jedenfalls wir von der Regie-
rungskoalition ein Ziel im Auge haben: Beiden Seiten, 
die betroffen sind, nämlich denjenigen, die in den 
Gebäuden wohnen, und auch denjenigen, denen das 

Grundstück gehört und die seit vielen Jahren mit 
diesem Grundstück nichts anfangen können, in einem 
angemessenen Umfang gerecht zu werden. 

Wir haben in diesem Gesetzentwurf das Schwerge-
wicht auf die Stellung der Nutzer, auf die Stellung 
derjenigen gelegt, die in den neuen Bundesländern 
leben, die ihr Eigenheim selbst geschaffen haben. Ich 
glaube, das zeigt, daß wir, ausgehend von der richti-
gen Grundentscheidung, die wir gemeinsam getrof-
fen haben, Rückgabe vor Entschädigung, mit diesem 
Gesetzentwurf sehr wohl einen ganz wichtigen Schritt 
auf das Ziel zugehen, bald in ausreichendem Umfang 
Regelungen geschaffen zu haben. Gesetzliche Rege-
lungen gibt es jetzt bald genügend, und wir können 
den Menschen sagen: Ihr wißt, worauf ihr euch 
verlassen könnt. Wir sind nämlich in der Lage, zur 
Lösung dieser Fragen einen demokratischen Konsens 
zu finden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Ich finde es bedauerlich, daß sich dieser Konsens, 

der sich schon bei den Justizministerkonferenzen 
angekündigt hat, auf denen dieser Weg von allen 
Justizministern eindeutig bestätigt und unterstützt 
worden ist, in den letzten Tagen mit einem Mal von 
Ihnen, von der Opposition, aufgekündigt werden soll. 
Im Rechtsausschuß haben wir noch am 20. Ap ril 
breiten Konsens über den vorgelegten Entwurf 
gehabt. Wir haben — Herr Luther, Sie sind der Initiator 
des Gedankens, den wir sehr lange diskutiert und 
erörtert haben — dann auch eine wirklich vernünftige, 
angemessene und ausgleichende Regelung gefun-
den. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Ich kann es nicht verstehen, und die Menschen in den 
neuen Ländern werden es nicht verstehen, wenn diese 
Regelungen von Ihnen jetzt wieder aufgekündigt 
werden und Sie damit die Verabschiedung dieses 
Gesetzes, auf das sehr viele Menschen warten, hin-
auszögern wollen, möglicherweise gefährden und die 
Menschen dann im Oktober vielleicht immer noch 
nicht wissen, woran sie sind. Das ist ein Verhalten, das 
wir nicht vertreten können. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 
Wir werden das auch offensiv vertreten, um den 
Menschen klarzumachen, wer hier wirklich ihre Inter-
essen im Auge hat. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Frau Ministerin, 
eine Sekunde. 

Meine Damen und Herren, ich bitte doch, den 
Rednern bis zum Abschluß dieser Debatte zuzuhören. 
Wir haben nach der Rede der Frau Ministerin noch 
zwei Erklärungen gemäß § 31 der Geschäftsordnung. 
Ich bitte wirklich um Ruhe. 

Bitte, Frau Ministerin. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Bundesmi-
nisterin der Justiz: Vielen Dank, Herr Präsident. 

Ich möchte auch noch einige Worte zu der Diskus-
sion um die Stichtagsregelung verlieren, die nicht nur 
dieses Gesetz wieder begleitet. Diese Fragen sind ja 
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Bundesmininisterin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger 
schon bei allen anderen Gesetzgebungsvorhaben in 
den letzten Monaten immer wieder zum Gegenstand 
der Beratung gemacht worden. 

Ich möchte hier mit der Legende aufräumen, daß 
keine Klarheit darüber bestünde, um was für eine 
Regelung es sich in § 4 Abs. 2 Satz 2 Vermögensgesetz 
handelt. Es ist immer eindeutig gewesen, daß Erwerb 
im Sinne dieser Vorschriften genau dasselbe bedeutet 
wie in allen anderen rechtlichen Bestimmungen auch, 
nämlich Kauf und Eintragung in das Grundbuch. Die 
Frage, ob es noch zu einem Kaufvertrag gekommen ist 
oder nicht oder ob die Anbahnung vor dem Stichtag 
ausreicht, war Gegenstand der Überlegungen und des 
Kompromisses, den wir im Ju li  1992 geschlossen 
haben. 

Mit dem in diesem Gesetzentwurf vorgeschlagenen 
Kompromiß wollen wir einen Weg gehen, der beiden 
Seiten gerecht wird, nämlich einmal den Häuslebau-
ern, denen wir nicht erklären können, warum sie die 
Hälfte des Verkehrswertes zahlen müssen, während 
andere, die nach dem bisher geltenden Recht nicht in 
dieser Position sind, jetzt für einen Apfel und ein Ei 
Eigentümer an Grund und Boden werden sollen. Das 
können Sie niemandem klarmachen, der wirklich in 
vielen Jahren mit allem, was er hatte, mit seinem 
ganzen finanziellen Engagement ein Eigenheim, ein 
Haus errichtet hat und jetzt benachteiligt würde, 
wenn wir Ihren Vorschlägen folgen würden. Deshalb 
tun wir das nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
CDU/CSU) 

Wir tun es aber auch deshalb nicht, weil die verfas-
sungsrechtliche Seite hier nicht vernachlässigt wer-
den darf. „Mal so ein bißchen verfassungsrechtliches 
Risiko einzugehen" ist in meinen Augen etwas zu 
salopp, und damit macht m an  es sich wirklich etwas zu 
einfach. Wenn wir § 4 Abs. 2 Satz 2 so ändern würden, 
daß quasi die Stichtagsregelung nicht mehr greift, 
würden wir in die Rechte, in die Ansprüche eingreifen, 
die in den vergangenen Jahren entstanden sind. Wir 
würden diese Rechte nehmen, ohne einen adäquaten 
Ausgleich dafür zur Verfügung zu stellen. Und wie 
sollen wir mit denen umgehen, bei denen die Restitu-
tion schon abgewickelt worden ist? Wie machen wir 
das dann? Wir würden neue Ungerechtigkeiten schaf-
fen. Das heißt, diesen Weg zu beschreiten würde 
bedeuten, dieses Gesetz wirklich dem großen Risiko 
zu unterwerfen, daß es beim Bundesverfassungsge-
richt gerade in diesen Punkten keinen Bestand haben 
würde. Das, glaube ich, können alle die, die hier 
Verantwortung tragen, nicht mitmachen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Deshalb darf ich alle bitten, diesem Gesetzentwurf 
in der Ihnen vorliegenden Fassung der Beschlußemp-
fehlung des Rechtsausschusses zuzustimmen und den 
Änderungsantrag der SPD zu diesen Punkten abzu-
lehnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Ich darf mich zum Schluß ganz herzlich bei den 
Berichterstattern und bei allen Mitgliedern des 
Rechtsausschusses bedanken, die wirklich in intensiv-
sten Beratungen, ohne Tages- und Nachtzeiten zu 

scheuen, dazu beigetragen haben, daß wir heute ein 
ganz wichtiges Gesetz verabschieden können, das 
einen Meilenstein auf dem Wege zur Klärung der 
offenen Vermögensfragen darstellt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren! Die erste Erklärung gemäß § 31 der 
Geschäftsordnung gibt jetzt Frau Dr. Dagmar Enkel-
mann ab. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS/Linke Liste): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich werde 
dieses Gesetz ablehnen und Ihnen heute eines nicht 
ersparen: Ich werde Sie gerade angesichts dieser 
Debatte, in der Sie Ihre Lösung sogenannter ungere-
gelter Eigentumsfragen kraft Mehrheit durchsetzen 
werden, an  einen Menschen erinnern, der an diesem 
Unrecht kaputtgegangen ist. 

Detlef Dalk aus Zepernick im Land Br andenburg 
nahm sich vor mehr als zwei Jahren das Leben, um Sie, 
meine Damen und Herren, wachzurütteln und Sie mit 
den Folgen politischer Fehlentscheidungen zu kon-
frontieren. In seinem offenen Brief an den Bundes-
kanzler schrieb Detlef Dalk: 

Ich bin so weit. Ich werde mein Leben opfern, 
damit meine Familie und andere Familien in den 
sog. Beitrittsgebieten ihr Leben f riedlich dort 

 verbringen können, wo sie heute leben. 
An Ihnen aber ist offenkundig sein Appell spurlos 

vorbeigegangen. Sie setzen heute das fort, was mit der 
Entscheidung über das unselige Prinzip Rückgabe vor 
Entschädigung im Einigungsvertrag begonnen 
wurde. Da, wo inzwischen ein weitgehender Kündi-
gungsschutz für Nutzer erreicht wurde, setzen Sie den 
finanziellen Knebel an . 

Ich bitte Sie, bei Ihrer Abstimmung folgendes zu 
bedenken: Allein in Brandenburg gibt es ca. 300 000 
Rückübertragungsansprüche. Das heißt, mehr als eine 
Million Menschen sind nur in diesem Bundesland 
betroffen. Die Wahl zwischen Kauf des Grundstücks 
und Erbbaurecht bedeutet konkret nach Angaben des 
Deutschen Mieterbundes, im Durchschnitt 300 000 
DM einmalig oder bis zu 1 000 DM pro Monat auf den 
Tisch zu legen. Unberücksichtigt bleiben dabei Tau-
sende von D-Mark als Notarkosten. 

Das mag aus Ihrer Sicht sozialverträglich sein. 
Vergessen Sie aber nicht, daß von den Betroffenen in 
Brandenburg 36 % Rentnerinnen und Rentner, 17 % 
Arbeitslose und 12 % Vorruheständler sind. Wie sollen 
die das Geld aufbringen? 

Überdenken Sie im Interesse dieser Menschen Ihre 
Entscheidung. Stimmen Sie gegen das vorliegende 
Gesetz. Lassen Sie uns gemeinsam mit den Betroffe-
nen einen Kompromiß finden, der kein neues Unrecht, 
der kein neues Leid schafft. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, zu einer weiteren Erklärung gemäß § 31 
unserer Geschäftsordnung hat jetzt unser Kollege 
Uwe Lambinus das Wort. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. Ap ril 1994 	19467 

Uwe Lambinus (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Um der vom Kollegen 
Geis begonnenen Legendenbildung vorzubeugen, 
erkläre ich hier, daß die SPD-Fraktion und ich in 
zweiter Lesung Art . 2 dieses Gesetzes zustimmen 
werden, weil wir die Ergänzung des § 906 BGB im 
Interesse der sporttreibenden Vereine wollen. Unsere 
Ablehnung in dritter Lesung hat mit dieser Entschei-
dung nicht das Geringste zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 
Änderung sachenrechtlicher Bestimmungen auf den 
Drucksachen 12/5992 und 12/7425. Dazu liegen je ein 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD und der 
Gruppe PDS/Linke Liste vor. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag 
der Gruppe PDS/Linke Liste auf Drucksache 12/7435 
ab. Wer stimmt für den Änderungsantrag? — Wer 
stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Der 
Änderungsantrag ist bei einigen Stimmenthaltungen 
von der großen Mehrheit des Hauses abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zum Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 12/7426. Die Frak-
tion der SPD hat Teilung der Abstimmung verlangt. 
Wir stimmen deshalb zunächst über die Nr. 1 des 
Änderungsantrages auf dieser Drucksache ab. Wer 
stimmt dafür? — Die Gegenprobe! — Mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen ist der Änderungsantrag 
abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Nr. 2 
des Änderungsantrages der SPD auf Drucksache 
12/7426. Die Fraktion der SPD verlangt namentliche 
Abstimmung. Alle Plätze an den Urnen sind besetzt. 
Ich eröffne die Abstimmung. 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans Klein) 

Vizepräsident Hans Klein: Ist noch ein Mitglied des 
Hauses anwesend, das seine Stimme nicht abgegeben 
hat? — Dann bitte ich, dies doch jetzt zu tun. 

Sind alle Stimmen abgegeben? — Dies ist offen-
sichtlich der Fall. Ich schließe die Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Wir warten jetzt auf das Ergebnis der 
namentlichen Abstimmung. — 

Ich gebe das von den Schriftführern ermittelte 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung über Nr. 2 
des Änderungsantrags der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 12/7426 bekannt. Es wurden 479 Stim-
men abgegeben. Mit Ja haben 181 Abgeordnete 
gestimmt, mit Nein haben 292 gestimmt. 6 haben sich 
ihrer Stimme enthalten. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 478; 
davon: 

ja: 	180 

nein: 	292 

enthalten: 	6 

Ja 

SPD 

Adler, Brigitte 
Andres, Gerd 
Bartsch, Holger 
Becker (Nienberge), Helmuth 
Berger, Hans 
Beucher, Friedhelm Julius 
Bindig, Rudolf 
Blunck (Uetersen), Lieselott 
Dr. Böhme (Unna), Ulrich 
Börnsen (Ritterhude), Arne 
Brandt-Elsweier, Anni 
Dr. Brecht, Eberhard 
Büchner (Speyer), Peter 
Büttner (Ingolstadt), Hans 
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Lowack, Ortwin 

Damit ist der Änderungsantrag insgesamt abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf in der Ausschußfassung. Die Fraktion der SPD 
hat Einzelabstimmung über eine Reihe von Vorschrif-
ten verlangt. 

Ich rufe Art. 1 in der Ausschußfassung auf. Ich bitte 
diejenigen, die zustimmen wollen, um das Handzei-
chen. — Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Art. 1 ist 
angenommen. 

Ich rufe Art. 2 in der Ausschußfassung auf. Wer 
zustimmen will, gebe bitte das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Art. 2 ist angenom-
men. 

Ich rufe Art. 3, Einleitung und Überschrift in der 
Ausschußfassung auf. Ich bitte diejenigen, die zustim-
men wollen, um ihr Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Die 
aufgerufenen Vorschriften sind angenommen. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. Wir 
kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte alle Kolleginnen 
und Kollegen, die dem Gesetzentwurf zustimmen 
wollen, sich zu erheben. — Gegenprobe! - Enthal-
tungen? — Der Gesetzentwurf ist angenommen. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt unter II seiner 
Beschlußempfehlung auf Drucksache 12/7425 die 
Annahme einer Entschließung. Wer stimmt für diese 
Beschlußempfehlung? — Wer stimmt dagegen? — 

Wer enthält sich der Stimme? — Die Beschlußempfeh-
lung ist angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Kommunalpolitische Debatte 
Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Dr. h. c. Adolf Herkenrath, Wolfgang Zeitl-
mann, Theo Magin, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeord-
neten Dr. Burkhard Hirsch, Wolfgang Lüder, 
Hans-Joachim Otto (Frankfurt), weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der F.D.P. 
Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
— Drucksachen 12/5373, 12/6815 — 

Dazu liegen je ein Entschließungsantrag der Frak-
tionen der CDU/CSU, der F.D.P. und der Fraktion der 
SPD sowie der Gruppe PDS/Linke Liste vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache zweieinhalb Stunden vorgesehen. — 
Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die an dieser 
Debatte nicht teilnehmen wollen, ihre Gespräche in 
der Halle fortzusetzen. — Sind Sie mit dieser Debat-
tendauer einverstanden? — Das ist offensichtlich der 
Fall. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort dem 
Kollegen Dr. Adolf Herkenrath. 

Dr. h. c. Adolf Herkenrath (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wir 
sind nun mit dieser Kommunaldebatte in die Tageszeit 
gekommen, in der die Kommunalpolitiker nach ihrem 
beruflichen Alltag normalerweise ihr Mandat aus-
üben: in den Sitzungen, in den Rathäusern. Es ist also 
anzunehmen, daß zur gleichen Zeit Tausende von 
Kommunalkollegen in den Rathäusern ehrenamtlich 
Dienst tun. Auch das ist ein wichtiger Beitrag für die 
Demokratie, der täglich geleistet wird, wofür wir bei 
dieser Gelegenheit auch einmal Dank sagen dürfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD — Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: 
Wenn die nun auch noch zuhören könn

-

ten!) 

Wir Kommunalpolitiker sind beweglich und flexibel 
und haben es akzeptiert; denn es war ja wichtig, heute 
morgen in der Wirtschaftsdebatte auch über verbes-
serte Rahmenbedingungen zu sprechen. Wenn wirt-
schaftlicher Aufschwung verzeichnet werden kann, 
bedeutet das, daß dadurch auch mehr Geld in die 
kommunalen Kassen kommen wird. So schaffen wir 
Rahmenbedingungen. 

Die kommunale Selbstverwaltung ist, wie wir wis-
sen, ein wesentlicher Bestandteil der verfassungs-
rechtlichen und politischen Ordnung der Bundesre-
publik Deutschland. Für die Demokratie in unserem 
Staat sind die Funktionsfähigkeit, der Schutz und die 
Erhaltung des notwendigen Handlungsspielraums 
der Gemeinden von fundamentaler Bedeutung. Durch 
unsere Gesetzgebungstätigkeit tragen wir Mitverant-
wortung für das Wohlergehen unserer kommunalen 
Selbstverwaltung. 

Deshalb ist es seit fast 20 Jahren nun eine gute 
Tradition, daß der Deutsche Bundestag mindestens 
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einmal pro Legislaturperiode in einer Debatte die 
Entwicklung der kommunalen Selbstverwaltung dis-
kutiert, eventuelle Fehlentwicklungen anspricht und 
über seine Mitverantwortung nachdenkt. Das soll 
heute hier geschehen. 

Wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion haben da-
mals in der Opposition mit Großen Anfragen und 
anschließenden Debatten begonnen und führen dies 
auch in der Regierungsverantwortung fort. Es liegt in 
der Natur der Sache und gehört zum Rollenspiel, daß 
die Sozialdemokraten als Opposition nun versuchen 
werden, Schwachstellen in dem zu finden, was wir 
hier als Rahmenbedingungen schaffen, 

(Uwe Lambinus [SPD]: Und zwar erfolg

-

reich!) 
und wir werden widerlegen, daß es diese Schwach-
stellen gibt. 

Wenn ich das, was im Vorfeld dieser Debatte an 
mich herangedrungen ist, so richtig wäge und werte, 
sind wir uns in dem Punkt einig, daß wir unsere 
Bundesländer aus ihrer ersten und wichtigen Verant-
wortung bei der Lösung dieser Aufgabe nicht ausneh-
men werden und uns sicherlich, beide gemeinsam, 
einige kritische Worte an die Länder in dieser Debatte 
erlauben dürfen. 

Das politische Handeln in der jetzigen Legislaturpe-
riode wird wesentlich durch die Wiedervereinigung 
und ihre Folgen in Deutschland geprägt. Dies gilt auch 
für den Aufbau der kommunalen Selbstverwaltung im 
östlichen Teil unseres Vaterlandes. In wenigen Tagen, 
am 6. Mai, ist es genau vier Jahre her, daß in der 
früheren DDR die ersten freien Kommunalwahlen 
stattfanden. Auch deshalb ist heute ein geeigneter 
Zeitpunkt, Bilanz zu ziehen. 

Zu dieser Bilanz gehören in Stichworten: eigenstän-
dige Kommunalverfassungen in allen neuen Bundes-
ländern, d. h. von der zentralen Kommandowirtschaft 
nun zum Aufbau der kommunalen Selbstverwaltung; 
Gebietsreformen, die zu verwaltungsstarken Städten, 
Gemeinden und Kreisen führen; Sicherstellung des 
grundlegenden Finanzierungsbedarfs für die Kom-
munen, zunächst im Fonds Deutsche Einheit und ab 
1995 durch das Föderale Konsolidierungsprogramm. 

Diese wenigen Stichworte sagen: Unter der Mehr-
heitsverantwortung der Union in den neuen Bundes-
ländern und hier im Bundestag ist die kommunale 
Selbstverwaltung in den neuen Ländern zu einem 
gesicherten und tragfähigen Bestandteil eines in Stu-
fen gegliederten föderalen Aufbaus der Bundesrepu-
blik Deutschland geworden. 

Wir werden in der Debatte deutlich machen, daß 
noch Wünsche offenbleiben; aber viel ist in diesen vier 
Jahren geschehen. Hier gilt der D ank auch den 
Kommunalpolitikern in den neuen Bundesländern, 
die ohne Erfahrung, ohne politisch-demokratische 
Kenntnisse in diesen letzten vier Jahren von heute auf 
morgen mit ihren Mandaten hervorragende Arbeit 
geleistet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Die Kommunen im Westen tragen durch finanzielle 
Beiträge zum Fonds Deutsche Einheit und zum Föde

-

ralen Konsolidierungsprogramm den Aufholprozeß 
in den neuen Ländern mit. Ich möchte hier ausdrück-
lich feststellen, daß mir keine Stimme aus dem kom-
munalen Lager bekannt ist, die diese Beiträge in 
Frage stellt. Im Gegenteil, zahllose westdeutsche 
Städte, Gemeinden und Kreise haben auf freiwilliger 
Basis zusätzliche personelle, organisatorische und 
finanzielle Hilfe geleistet und tun es noch heute. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Die Kommunen sind heute — wie alle öffentlichen 
Haushalte — unbestritten in einer schwierigen 
Finanzlage. Der Deutsche Städtetag spricht in seinem 
Gemeindefinanzbericht 1994 von einem außerge-
wöhnlichen Zusammentreffen gravierender Belastun-
gen. Das ist richtig. Das heißt, daß die Ursachen für die 
Belastungen eben aus verschiedenen Quellen kom-
men. 

Bei einem Vergleich der Belastungen des Bundes 
und derjenigen der westdeutschen Länder durch die 
deutsche Einheit stelle ich fest, daß die Belastungen 
des Bundes bei etwa 10 % seines Haushaltsvolumens 
liegen, während es bei den Ländern lediglich 2,5 % 
sind. Und die Länder sind ab 1995 mit ungewöhnlich 
hohen 44 % am Aufkommen der Umsatzsteuer betei-
ligt. Die Länder hätten deshalb hinreichend Spiel-
raum, finanziell bedrängten Kommunen zu helfen. 

(Claus Jäger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir müssen erwarten, daß dies geschieht; denn die 
Länder haben in der Verfassungsdebatte, die ja im 
Deutschen Bundestag im G ange ist, über Parteigren-
zen hinweg unisono betont, daß sie staatsrechtlich die 
Kommunen mitvertreten. Sie haben damit, so finde 
ich, in der gemeinsamen Verfassungskommission zu 
meinem Bedauern eine stärkere Position der Kommu-
nen im föderalen Staatsaufbau verhindert, zu der im 
Deutschen Bundestag — ebenfalls über Parteigrenzen 
hinweg — eine Mehrheit bereit gewesen wäre. 

Nach meinem Eindruck besteht die Sorge, daß die 
Länder mit ihren starken Armen die Kommunen so 
sehr umgreifen, daß den Kommunen in dieser Umar-
mung die Luft zum Atmen weniger wird. 

In diesem Zusammenhang — bei der Kürze der uns 
zur Verfügung stehenden Zeit können wir nicht näher 
darauf eingehen — erinnere ich auch an  das Gerangel 
auf der europäischen Ebene um eine angemessene 
Vertretung der Kommunen in dem neugeschaffenen 
wichtigen Ausschuß der Regionen. Es ist eigentlich 
nur dem Bundeskanzler Kohl zu verdanken, daß es 
noch möglich wurde, daß kommunale Vertreter auch 
aus der Bundesrepublik Deutschl and als echte Man

-datsträger — wenn auch nur mit 3 von 24 — in diesem 
Ausschuß vertreten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Ob und wieweit wir vitale Städte, Gemeinden und 
Kreise haben, hängt also nicht nur vom Bund, sondern 
in erster Linie vom Verhalten der Länder ab. In den 
nachfolgenden Beiträgen werden meine Kollegen 
einige Themen ansprechen, die jetzt besonders aktu-
ell anstehen. Ich nenne Stichworte. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. Apr il  1994 	19471 

Dr. h. c. Adolf Herkenrath 

Mit der Bahnreform hat der Bund den Ländern 
Instrumente gegeben, mit denen die Länder jetzt 
kommunalfreundliche und zukunftsweisende Nah-
verkehrsgesetze gestalten könnten. Ob dies gelingen 
wird, liegt in der Verantwortung der Länder. 

Ich nenne die Einführung der Pflegeversicherung, 
die zu einer be trächtlichen Entlastung bei der Sozial-
hilfe führen kann. Inwieweit sich das in den kommu-
nalen Haushalt niederschlägt, hängt wieder vom 
Verhalten der Länder ab. 

Inwieweit der dringend notwendige Abbau von 
Standards gelingt und damit unsinnige Bürokratie 
abgebaut wird, hängt ebenfalls vorwiegend von den 
Ländern ab. Die Länder stehen also in der Verantwor-
tung, für ihre Kommunen die möglichen Anträge zur 
Aufschiebung von Fristen, beispielsweise zur Durch-
setzung der dritten Reinigungsstufe, zu stellen. Nach 
meinen Informationen hat dies noch kein Land getan. 
Für die Aufschiebung der Fristen können ja nicht nur 
technische, sondern auch die Kommunen bedrän-
gende finanzielle Gründe angegeben werden. 

Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz: Die 
Frist 1. Januar 1996 geht auf die Verantwortung des 
Bundesrates — sprich: der, Länder — zurück. Einer 
stufenweisen Verwirklichung des Rechtsanspruches, 
für die die kommunalen Spitzenverbände einen 
beachtenswerten und realistischen Vorschlag entwik-
kelt haben, haben sich die Länder bisher entzogen. 

Ebenso haben sich die Länder bisher einer echten 
Mitwirkung in der Kommission des Bundesfinanzmi-
nisters entzogen, in der ein Konzept für eine kommu-
nale Finanzreform für die nächste Legislaturperiode 
erarbeitet werden soll. Wir sind uns ja einig, daß eine 
kommunale Finanzreform aus vielen Gründen drin-
gend erforderlich ist. Aber ohne eine konstruktive 
Mitarbeit der Länder wird eine solche Reform nicht 
zustande kommen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kollegen, wir werden im Laufe dieser Debatte noch 
nachweisen, daß durch bundesgesetzliche Maßnah-
men günstigere Rahmenbedingungen für die Zukunft 
der Kommunen geschaffen worden sind. Durch bun-
desgesetzliche Maßnahmen wurde der Zuzug von 
Aussiedlern gegenüber dem Vorjahr mehr als hal-
biert. Nach langem parteipolitischem Streit konnte 
eine Asylrechtsregelung erreicht werden, durch die 
der offensichtliche Asylrechtsmißbrauch deutlich ver-
ringert wurde. So wurden auch Leistungen in ausge-
wogenem Maße reduziert, und auf der anderen Seite 
wurde im Föderalen Konsolidierungsprogramm wie 
im Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumsgesetz die 
Höhe der laufenden Hilfen zum Lebensunterhalt ver-
mindert — alles Entlastungen bei den Kommunen. 

So wird sich die Bedeutung der Entscheidungen 
dieser Legislaturperiode für die Konsolidierung der 
kommunalen Sozialausgaben zwar nicht plötzlich 
auswirken, aber Schritt für Schritt deutlich werden. 
Wenn die Entscheidungen dahin führen, daß die 
kommunalen Sozialausgaben nicht einen ständig 
höheren Anteil an den kommunalen Gesamtausgaben 
beanspruchen, dann haben sie für solide Kommunal-
finanzen möglicherweise dieselbe Bedeutung wie die 
für die nächste Legislaturperiode angestrebte Ge-
meindefinanzreform. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kollegen, ich glaube also, daß diese Debatte zum 
richtigen Zeitpunkt stattfindet. Wir können die Arbeit 
dieser Legislaturperiode überschauen. Auch in den 
kommunalrelevanten Bereichen der Gesetzgebung 
ist in den letzten Jahren viel Positives geleistet wor-
den, in der Innenpolitik, der Umweltpolitik, der Ver-
kehrspolitik und der Kulturpolitik. Wir werden das in 
dieser Debatte noch herausarbeiten. So ist es wich tig, 
daß der s trikte Sparkurs, zu dem wir alle verpflichtet 
sind, noch einige Jahre durchgehalten wird und sich 
mit dem beginnenden Wirtschaftsaufschwung, über 
den wir heute morgen debattiert haben, ein Ende der 
finanziellen Talfahrt abzeichnen kann. 

Die Bundesregierung hat mit ihren umfangreichen 
Antworten eine realistische Darstellung zur Lage der 
Städte, Gemeinden und Kreise gegeben. Ich darf den 
vielen fleißigen Beamten auch dafür danken, daß sie 
die vielen Fragen, die wir gestellt haben, umfassend 
beantwortet haben. Damit wird den Kommunalpoliti-
kern wertvolles Informationsmaterial vermittelt. 

Mit ihrem Entschließungsantrag hat die SPD ein 
Stimmungsbild gemalt, das, — 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Sie sind 
schon ein Stück über die Zeit. 

Dr. h. c. Adolf Herkenrath (CDU/CSU): — wenn ich 
es richtig sehe, nicht einmal die SPD-Kommunalpoli-
tiker alle so sehen, wie ich aus vielen Gesprächen 
weiß. 

Die Kommunalpolitiker können dieser Debatte ent-
nehmen, daß es sich lohnt, für die Menschen in den 
Städten, Gemeinden und Kreisen zu arbeiten. Ihnen, 
vor allem den Ehrenamtlichen, sei hier und heute an 

 dieser Stelle auch einmal herzlich gedankt. 
Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich muß jetzt eine Bemer-
kung an die Adresse der Stenographen machen: 
Wenn Sie freundlicherweise an  entsprechender Stelle 
einfügen würden, daß die Kollegin Dr. Barbara Höll 
zum Tagesordnungspunkt 18m eine Erklärung nach 
§ 31 der Geschäftsordnung schriftlich abgegeben 
hat.*) 

Ich erteile das Wort der Kollegin B rigitte Schulte. 

Brigitte Schulte (Hameln) (SPD): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege 
Herkenrath hat recht: Eigentlich wäre es jetzt genau 
die Zeit, wo uns die ehrenamtlichen Kommunalpoliti-
ker zuhören könnten. Aber dann müßten Sie, Herr 
Präsident, durchsetzen, daß wir endlich einen bundes-
eigenen Fernsehkanal besäßen, 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

über den die Kommunalpolitiker unsere Debatte zu 
diesem Zeitpunkt verfolgen könnten. Ich unterstütze 
Sie ausdrücklich dabei. 

*) Anlage 2 
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Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin — ich halte 
die Uhr an —, ich muß Ihnen doch sagen: Hier handelt 
es sich im wesentlichen urn Staatsverträge über die 
Rundfunk- und Fernsehanstalten, die die Länder 
abgeschlossen haben. Das liegt weit außerhalb des 
Einflußbereichs des amtierenden Bundestagspräsi-
denten. 

Brigitte Schulte (Hameln) (SPD): Herzlichen Dank, 
auf die Länder und auf die Verfassungswirklichkeit 
komme ich noch zu sprechen. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, in diesen Tagen erreichte uns alle der offene 
Brief der Bürgermeister von Potsdam, Klein-Mach-
now, Falkensee, Neu-Fahrland und Zepernick. Sie 
hatten sich gleichzeitig an den Bundespräsidenten, an 
uns Abgeordnete, den Bundeskanzler, den Bundes-
ratspräsidenten und alle Ministerpräsidenten ge-
wandt. Dies geschah in tiefer Sorge um den sozialen 
Frieden in ihren Gemeinden. Deshalb schlossen sich 
100 Bürgermeister-Kollegen aus verschiedenen 
neuen Bundesländern diesem Anliegen an. 

Die Gründe? 

Da ist zunächst die hohe Arbeitslosigkeit und 
mangelhafte berufliche Perspektive vieler Menschen 
in den neuen Bundesländern zu sehen. Da ist aber 
auch das vorhin diskutierte, von der CDU/CSU und 
F.D.P. durchgesetzte Prinzip Rückgabe vor Entschä-
digung, das 1995 für Hunderttausende von Mietern, 
Nutzern und Pächtern den Verlust oder die Unbezahl-
barkeit ihrer Wohnung oder gar den Verlust ihrer 
beruflichen Basis bringen könnte, anzusprechen. 

Die Menschen reagieren auch aus diesem Grund 
schon heute mit Angst, mit Gewalt und mit der Wahl 
von Parteien, die ihnen einfache Lösungen auf solche 
Fragen versprechen. Da trifft es sich dann ganz gut, 
daß wir heute als Sozialdemokraten mit Ihnen von der 
rechten Seite und der linken Seite des Hauses Bilanz 
ziehen können über die Lage der Kommunen in 
Deutschland. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie hat sich 
in der Mitte angesiedelt!) 

— Wir gehören in die Mitte, aber ausdrücklich! Hören 
Sie mal, sonst hätte ich doch keine Mehrheiten! 

Wo wird das Regierungshandeln und das Regie-
rungsversagen deutlicher als in den Städten und 
Gemeinden vor Ort? 

(Beifall bei der SPD) 

Ach, wie sagte doch der Bundeskanzler Dr. Kohl 
1991? — Sie haben das in Ihrer Großen Anfrage fast 
ehrerbietig erwähnt, meine Herren von den Regie-
rungsparteien; ich sage nur deshalb „meine Herren", 
weil in Ihrer Großen Anfrage nur Männer erwähnt 
sind —: 

(Zurufe von der SPD: Was?) 

„Die Menschen suchen Geborgenheit in einer ver-
trauten Lebensumwelt." 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Wie wahr! Oder: „Wo Bürger ihre Angelegenheiten in 
eigener Verantwortung vor Ort regeln, dort können 

die Städte und Gemeinden aufblühen und den Men-
schen eine lebenswerte Heimat bieten." 

Aber wollen Sie ernsthaft mit solchen Feststellun-
gen, mit Allgemeinplätzen, die verängstigten Arbeits-
losen und Mieter und kleinen Selbständigen und die 
besorgten Bürgermeister in den neuen Bundeslän-
dern trösten? 

Ihre Große Anfrage, Herr Kollege Herkenrath, und 
die Antworten der Bundesregierung, Herr Staatsse-
kretär Waffenschmidt, zeigen trotz aller beschönigen-
den Versuche, daß Ihre kommunale Bilanz in den 
40 Monaten Regierungsverantwortung in dieser 
Legislaturperiode sehr kümmerlich ausfällt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ihnen ist es zwar gelungen, ein Beschäftigungs-
programm für Rechtsanwälte und andere beratende 
Berufe in den neuen Bundesländern zu etablieren 
— vor allen Dingen für Leute aus dem Westen —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was haben Sie 
denn gegen Rechtsanwälte?) 

Sie haben den Spekulanten geholfen, aber vielen 
anständigen Menschen haben Sie Angst vor dem 
demokratischen Rechtsstaat nach westlichem Muster 
gemacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Und Sie haben die kommunale Selbstverwaltung in 
Mecklenburg-Vorpommern, in Sachsen-Anhalt und 
in Thüringen wirklich nicht gefördert, sondern zusam-
men mit fragwürdigen Ministerpräsidenten und L an

-desministern sogar geschwächt. Sie haben bei den 
Menschen Ihre Glaubwürdigkeit verloren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hätte ja gern gesagt: Meine Damen und Herren, 
aber nach einem Blick nach links kann ich nur sagen: 
Sehr geehrter Herr Dr. Keller! Diese Situation, so 
glaubten die Damen und Herren von der PDS/Linke 
Liste, wäre ihre Stunde, nämlich die Stunde der Wölfe 
im Schafspelz. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Es ist schon ein tolles Ding, wie ausgerechnet Sie und 
Herr Modrow diese kommunale Selbstdarstellung in 
Deutschland besorgt aufzeigen. 

Wer hat denn, Herr Kollege Dr. Keller, für den 
schlechten baulichen Zustand der Schulen in der 
früheren DDR die Verantwortung getragen? 

(Dr. Dietmar Keller [PDS/Linke Liste]: Ich!) 

Wer hat denn die Altersheime und die Behinderten-
einrichtungen in einem so unglaublichen Zustand in 
die deutsche Einheit hinübergebracht, 

(Dr. Dietmar Keller [PDS/Linke Liste]: Ich!) 

wenn nicht die ehemaligen Regierungsmitglieder 
Dr. Keller und Dr. Modrow? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die SED war 
es!) 

Diese beiden Herren stehen als erste auf der Großen 
Anfrage der PDS/Linke Liste. 

Wer hat denn im Bezirk Dresden zwar einige 
Prestigebauten saniert, renoviert oder errichtet, aber 
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Brigitte Schulte (Hameln) 

z. B. die Kostbarkeit der Meißener Altstadt durch 
Nichtstun zerstört? 

(Dr. Dietmar Keller [PDS/Linke Liste]: Ich!) 

Hieß der Bezirkssekretär Hans Modrow? 

Wie sah das „selbstbestimmte Handeln der Städte, 
Gemeinden und Landkreise" in der früheren DDR 
eigentlich aus? Das ist ja ein wörtliches Zitat. Das gab 
es überhaupt nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Abgeschafft 
haben sie es!) 

Ich frage daher ernsthaft: Wer gibt Ihnen das Recht, 
in einem Entschließungsantrag zu mutmaßen — und 
jetzt wörtlich —: „Der Fortbestand kommunaler 
Selbstverwaltung in der Bundesrepublik Deutschland 
ist überhaupt gefährdet." Das ist Quatsch, Herr Kol-
lege! Es disqualifiziert Sie als angesehenen 
Gesprächspartner. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Zuruf von der CDU/CSU: War er ja nie!) 

— Er ist in den Bundestag gewählt. 

Die Allzuständigkeit der kommunalen Gebietskör-
perschaften folgt aus der nur enumerativen Zustän-
digkeit von Bund und Ländern. Gleichwohl gebührt 
der Gemeinsamen Verfassungskommission Dank, 
daß unser Grundgesetz die kommunale Selbstver-
waltung sichert und jetzt ausdrücklich durch kommu-
nale Finanzautonomie gewährleistet. 

Hier sind vor allen Dingen die Länder gefragt — ich 
stimme Ihnen zu, Herr Kollege Herkenrath —, die 
ihren Kommunen Lebensraum lassen müssen und 
Entfaltungsspielräume über die Pflichtausgaben hin-
aus geben müssen. 

Wie aber sieht — und nun komme ich wieder zu 
Ihnen zurück — die Geborgenheit in vertrauter 
Umwelt der CDU/CSU und F.D.P. aus? Kennen Sie 
wirklich nur die schönen Wohngebiete in Ihren Wahl-
kreisen, meine Damen und Herren? Wissen Sie wirk-
lich nicht, daß die Zahl der Langzeitarbeitslosen in 
den letzten zwölf Jahren immer größer geworden ist 
und daß heute mehr als eine halbe Million Menschen 
in der Bundesrepublik obdachlos sind? Mich bedrückt 
es sehr, wenn ich heute sehe, wie viele Menschen die 
Nacht auf den Straßen verbringen müssen und wie 
viele Kinder und Jugendliche darunter sind. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
Jugend- und Sozialämtern tragen die Hauptlast der 
verfehlten Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik dieser 
Bundesregierung. Ich will die Gelegenheit nutzen, 
ihnen für ihr Engagement zu danken. 

Die Haushaltslage vieler Landkreise und großer 
Städte ist doch deshalb so schwierig geworden, weil 
die Sozialausgaben von Jahr zu Jahr weit überpropor-
tional gestiegen sind und noch kein Ende abzusehen 
ist. 

Nicht nur in den neuen Bundesländern müssen die 
Bürgermeister Sorgen um den sozialen Frieden in 
ihren Städten haben. Wenn wir uns nicht gemeinsam 
— und da wende ich mich an Sie alle, und zwar auf der 
rechten Seite — 

(Zuruf von der CDU/CSU: In der Mitte!) 

durch eine angemessene Finanzausstattung der Kom-
munen bemühen, neue Wohnungen und Arbeits-
plätze zu schaffen, werden Kriminalität und Über-
griffe auf ausländische Mitbürger und Behinderte 
noch zunehmen. Es reicht nicht, unsere Innenstädte zu 
Tempeln der Konsumgesellschaft und der Kultur zu 
machen und die Menschen in Not immer mehr an den 
Rand zu drängen. 

Nur wer nicht sorgfältig nach den Ursachen für die 
finanziellen Probleme unserer Kommunen forscht, 
kann die Lösung ihrer Probleme in der Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen suchen. Ich warne Sie 
von der CDU/CSU vor einer Privatisierungseuphorie, 
in die Ihre Kommunalpolitiker sowieso nicht einstim-
men. Man muß nicht alles hoheitlich machen, auch 
wenn beispielsweise bei Abwasserbeseitigung und 
Müllentsorgung der Anschluß- und Benutzungs-
zwang hilfreich ist. Man  kann das staatliche Monopol 
aber auch durchaus mit privatrechtlich organisierter 
Ausführung von Aufgaben verbinden. Da sind wir uns 
einig. 

Man sollte jedoch die Effizienz der öffentlichen 
Verwaltung, die Verantwortung der Kommunen als 
Gebietskörperschaften nicht durch eine Privatisie-
rungsideologie gefährden; vielmehr muß die Bürokra-
tie entschlackt werden. 

Leistungsfähige und leistungswillige Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter unserer Kommunalverwaltung 
sind das Rückgrat öffentlichen Handelns, und sie sind 
übrigens einer der großen Vorzüge unserer Demokra-
tie. Man braucht sich ja nur in allen Staaten Ost- und 
Westeuropas umzusehen. 

Ein immer größeres Ärgernis für viele ehrenamtli-
che Kommunalpolitiker und Bürger ist aber eine sich 
verselbständigende Bürokratie. Voller Zorn berich-
tete mir gestern ein Fraktionsvorsitzender über die 
Auflagen der Straßenbauverwaltung bei der Erschlie-
ßung eines Neubaugebietes. Statt — wie von der 
Gemeinde einmütig gewünscht — das Ortseingangs-
schild zu verlegen, verlangte der Vertreter des Stra-
ßenbauamts tatsächlich, daß die Gemeinde mit 11 000 
Einwohnern für eine halbe Million ihren Parkplatz zu 
verlegen und eine neue Zuwegung zu schaffen 
habe. 

(Zurufe von der SPD: Das ist typisch! — So 
sind die!) 

Geschlossener Widerstand aller Ratsmitglieder 
brachte den Vertreter des Straßenbauamts zur Ver-
nunft bzw. zur richtigen Ermessensausübung. 

Wer von uns Bundestagsabgeordneten hat sich 
nicht schon einmal über Bundes-, L andes- und 
Bezirksregierungsverteter geärgert — dies wird ja 
alles besser, wenn Sie, Frau Kollegin Hämmerle, das 
machen; ich hoffe ja auch, daß der Kollege Schroeder 
das schon heute in Freiburg besser macht —, weil sie 
sich mit Detailliebe in kommunale Angelegenheiten 
einmischten, ohne die örtlichen Gegebenheiten zu 
kennen? 

(Siegfried Schef fler [SPD]: Sehr richtig!) 

Dasselbe gilt für die Normenflut von Bund und 
Ländern, die die kommunalen Räte und Verwaltun-
gen in unnötiger, oft von Sachkenntnis nicht getrübter 
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Brigitte Schulte (Hameln) 

Liebe zum Detail drangsalieren. Ich höre den Kolle-
gen Waffenschmidt hier noch als Oppositionsred-
ner, 

(Parl. Staatssekretär Dr. Horst Waffen -
schmidt: Sehr richtig! Sehr gut! — Zuruf von 

der SPD: Ist er ja auch bald wieder!) 

als er ausführte, was er alles besser machen werde, 
wenn er dafür in der Regierung einmal Verantwor-
tung trägt. Ich habe Ihre CDU-Kollegen in den Kom-
munalparlamenten meines Wahlkreises gefragt. Sie 
haben gesagt: Nichts hat sich geändert, liebe Frau 
Schulte, es ist noch schlimmer geworden; sagen Sie 
das bitte dem Herrn Waffenschmidt! 

Zeiten knapper öffentlicher Kassen bieten die 
Chance, den Katalog öffentlicher Aufgaben von der 
kommunalen Ebene über die Landesebene, die Bun-
desebene bis zur internationalen Ebene zu durchfor-
sten und mehr Verantwortung bei den örtlichen Stel-
len anzusiedeln. Dies sollten wir, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von CDU/CSU, F.D.P. und GRÜNEN 
— vielleicht kommen auch sie ja wieder in den 
Bundestag —, anpacken und den Bürgern nicht immer 
nur vor den Wahlen versprechen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Gerhard 
Schüßler, Sie haben das Wort. 

Gerhard Schüßler (F.D.P.): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist gut, daß 
diese Debatte heute in einem angemessenen Zeitrah-
men geführt werden kann. Ich sage das vor allem vor 
dem Hintergrund, daß der Stellenwert der Kommunal-
politik in Bonn nicht sehr hochrangig angesiedelt 
ist. 

(Zurufe von der SPD: Wie wahr!) 

Ich sage das auch als langjähriger Kommunalpoliti-
ker, der das sehr wohl zu beurteilen weiß. 

Zu oft sind in der Vergangenheit Gesetze zu Lasten 
Dritter beschlossen worden, ohne daß über die finan-
ziellen Folgen für die entsprechende Gebietskörper-
schaft nachgedacht worden ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Das gilt für die Länder, aber in gleicher Weise für alle 
Bundesregierungen, die hier im Amt gewesen sind. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Richtig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Gemeinden sind Bindeglied zwischen Staat und Bür-
gern. Hier wird der Kontakt des einzelnen mit den 
Gesetzen, den Vorzügen und den Nachteilen, herge-
stellt. Theoretisch sollte es in unser aller Interesse sein, 
den Gemeinden eine bürgernahe und bürokratiearme 
kommunale Selbstverwaltung zu ermöglichen. 

Das ist in der Praxis nicht immer der Fall. Gesetzes- 
und Verordnungsfluten von Bund und Ländern in 
einer einzigartigen Regelungsdichte belasten die 
Gemeinden. Bund und Länder präsentieren immer 
wieder neue Gesetze und Verordnungen, ohne den 
Gemeinden die entsprechenden Mittel zur Verfügung 

zu stellen, geschweige denn, sie an den Entschei-
dungsprozessen zu beteiligen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der SPD) 

Dem Stellenwert der Kommunalpolitik in unserem 
Gemeinwesen wird dies eben nicht gerecht. 

Die Bundesregierung erklärt in der Antwort auf die 
Anfrage, daß sie die Bel ange der Kommunen stets 
beachte. Ich nenne dazu nur zwei Punkte: erstens den 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz — er ist 
in seiner Zielsetzung sicherlich richtig; aber über die 
Finanzierung hat sich wohl kein Mensch Gedanken 
gemacht — und zweitens die Einführung der dritten 
Reinigungsstufe bei Kläranlagen. 

Meine Damen und Herren, in Art. 28 des Grundge-
setzes soll der Satz eingefügt werden: 

Die Gewährleistung der Selbstverwaltung um-
faßt auch die Grundlagen der finanziellen Eigen-
verantwortung. 

Das ist ein hoher Anspruch. Ich sage deutlich: An den 
so apostrophierten Grundlagen fehlt es bis heute. Den 
Gemeinden sind von Bund und Ländern ständig neue 
Aufgaben zugewiesen worden, ohne daß eine zur 
Aufgabenerfüllung angemessene Finanzausstattung 
gefolgt wäre. 

Der Anspruch der F.D.P. geht weiter. Wir brauchen 
eine umfassende Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen, die die Gemeindefinanzen mit 
einbezieht. 

(Beifall des Abg. Siegf ried Vergin [SPD] — 
Dr.  R. Werner Schuster [SPD]: Sehr gut! Aber 

habt ihr auch ein Konzept?) 

Die heutigen Bund-Länder-Finanzbeziehungen— ich 
habe mich ein halbes Jahr damit beschäftigt — sind so 
kompliziert, daß man bald ein finanzwissenschaftli-
ches Studium braucht, um sie überhaupt zu verstehen. 
Darum beschäftigt sich damit auch keiner mehr. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Richtig! Das 
ist der Punkt!) 

Es ist außerordentlich bedauerlich, daß die Gemein-
same Verfassungskommission die Chance der not-
wendigen Veränderung nicht genutzt hat. Damit 
werden Finanzstrukturen verfestigt, die verantwor-
tungslosen und verschwenderischen Umgang mit den 
Steuergeldern fördern. Die F.D.P.fordert ein Ende des 
Kompetenzgerangels und Eigenverantwortung für 
das Ausgabegebaren jeder einzelnen staatlichen 
Ebene. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Aufgabenverteilung zwischen den verschiede-
nen föderalen Ebenen muß neugeordnet werden. 
Diejenige Körperschaft, die eine Aufgabe zu erfüllen 
hat, muß die daraus entstehenden Ausgaben tragen. 
Es gibt keinen Anreiz für eine wirtschaftliche Ausge-
staltung und Durchführung von Gemeinschaftsaufga-
ben, da die finanziellen Folgen von unterschiedlichen 
Gebietskörperschaften ge tragen werden. Es besteht 
ein hoher Informations- und Koordinationsbedarf zwi

-

schen den beteiligten Aufgabenträgern. 
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Mit hohem Aufwand entsteht — wer wüßte das als 
Kommunalpolitiker nicht — insbesondere in den Kom-
munen eine ausufernde, nicht mehr zu vertretende 
Antragsbewilligungsdemokratie. Eine politische Ver-
antwortung ist nicht auszumachen. Das Ziel einer 
sachgerechten Verteilung und Konzentration öffentli-
cher Mittel wird nicht erreicht. 

Wir brauchen daher die Abschaffung der Gemein-
schaftsaufgaben und ihrer Mischfinanzierung. Das 
erfordert eine Grundgesetzänderung. Denn die 
Mischfinanzierungstatbestände sind ein ganz ent-
scheidendes Hindernis beim Abbau und bei der 
Deregulierung von ins Kraut gewachsenen Verwal-
tungsstrukturen. Alles Klagen und Jammern darüber 
hilft nicht weiter. Es ist dieses Parlament, das endlich 
die Initiative ergreifen und handeln muß. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, im Zusammenhang mit dem Föderalen 
Konsolidierungsprogramm und der Beteiligung der 
neuen Bundesländer am bundesstaatlichen Finanz-
ausgleich ist die Einnahmesituation der ostdeutschen 
Kommunen ab 1995 auf eine solide Grundlage 
gestellt. Wichtig ist, daß die enormen Mittel, die den 
neuen Ländern zur Verfügung gestellt werden, auch 
an die Kommunen weitergeleitet werden. 

In diesem Zusammenhang muß auch erwähnt wer-
den, daß der Erblastentilgungsfonds ab Mitte 1995 
den Großteil der Schulden der ostdeutschen Woh-
nungswirtschaft übernimmt. Mein Kollege Schmieder 
wird im Verlaufe der Debatte zu den neuen Bundes-
ländern noch detaillierte Aussagen machen. 

Das strukturelle Problem habe ich genannt. Das ist 
wirklich nur im Rahmen einer von uns geforderten 
Gemeindefinanzreform zu lösen. Aber ganz generell 
ist von den Ländern zu erwarten, daß sie der Verant-
wortung gegenüber den Kommunen gerecht wer-
den. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Die Mehreinnahmen der Länder ermöglichen nämlich 
eine angemessene Finanzausstattung der Kommu-
nen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der SPD) 

Die Bundesländer verteidigen, wie wir alle wissen, 
stets jeden Quadratmeter Föderalismus. Nur wenn es 
um Kosten und Geld geht, huldigen sie dem Zentral-
staat; dann wird die Zuständigkeit des Bundes einge-
fordert. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die stufenweise Einführung der Pflegeversiche-
rung soll die Gemeinden bei der Sozialhilfe 1996 
entlasten. Das ist sicher richtig. An der von der 
Bundesregierung genannten Zahl von 9 Milliarden 
DM möchte ich jedoch starke Zweifel anmelden. 
Angesichts von 45 Milliarden DM Gesamtausgaben 
für die Sozialhilfe sind 9 bis 11 Milliarden Entlastung 
allein durch die Einführung der Pflegeversicherung 
wohl unwahrscheinlich. 

Ich unterstelle einmal, daß hier ein Finanzbedarf 
hochgerechnet worden ist, daß also von Geld die Rede 
ist, das noch gar nicht ausgegeben worden ist. Das 
kann man beim besten Willen nicht als Einsparung 
betrachten. Ich wäre der Bundesregierung außeror

-

dentlich dankbar, wenn sie dazu ein Wort sagen 
würde. 

(Dr. R. Werner Schuster [SPD]: Solide Zahlen 
nennen würde!) 

Andererseits verursachen die 1992 beschlossenen 
gesetzlichen Vorhaben für die Bereitstellung von 
Kindergartenplätzen zusätzlichen umfangreichen 
Mittelbedarf für Investitionen in Höhe von 20 Milliar-
den DM, 4 Milliarden DM für laufende Betriebsko-
sten. Eine Streckung der Verpflichtungen ändert 
nichts an dem grundsätzlichen Investitionsbedarf. Die 
Gemeinden können das aus eigener Kraft nicht 
bezahlen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Völlig an der finanziellen Lage der Kommunen 
vorbei geht die geplante Einführung der dritten 
Reinigungsstufe bei Kläranlagen, die nach der EG-
Richtlinie bis 1997 abgeschlossen sein soll. Modell-
rechnungen aus einzelnen Gemeinden zeigen, daß 
die Gebühren für Abwasserentsorgung dann erneut 
beträchtlich steigen müßten. Wer aber die Entwick-
lung gerade in den Gebührenhaushalten in den letz-
ten Jahren betrachtet, muß einfach zu dem Schluß 
kommen, daß das Ende der Bürgerbelastung erreicht 
ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Bei der Europäischen Union muß eine Fristverlänge-
rung durchgesetzt werden; Ausnahmeregelungen im 
Einzelfall reichen uns nicht. 

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!) 

Der Griff in das Portemonnaie der Bürger muß nun 
unverzüglich beendet werden, meine Damen und 
Herren. 

(Zuruf von der SPD: Lassen Sie uns handeln, 
Herr Kollege!) 

Kritisch ist sicher anzumerken, daß sich das Ausga-
beverhalten der Gemeinden viel zu spät verändert 
hat. Das gilt nicht für alle, aber auch für eine Anzahl 
von Bundesländern. Viel zu spät hat der erforderliche 
Konsolidierungsprozeß eingesetzt. Viele gegenwär-
tige Schwierigkeiten der Gemeinden sind auch haus-
gemacht, wegen falschen Finanzgebarens. 

Für die westdeutschen Gemeinden wird sich die 
Lage 1995 nicht verbessern. Es führt kein Weg daran 
vorbei: Erstens. Die Aufgaben müssen überprüft und 
neue Prioritäten festgelegt werden. Zweitens. Die 
Verwaltung muß rationalisiert werden. Drittens. Kom-
munale Dienstleistungen sind zu privatisieren, da sie 
von Privaten kostengünstiger erbracht werden. 

Daß Frau Schulte in diesem Zusammenhang, wie 
nicht anders zu erwarten war, von „Privatisierungs-
ideologie" spricht, wundert mich nicht. Privatisierung 
im Sinne der F.D.P. muß auch die Öffnung der Märkte 
umfassen. Privatisierung und Liberalisierung gehören 
zusammen. Es geht dabei um bessere Leistungen für 
weniger Geld; das müßte eigentlich auch in Ihrem 
Sinne sein. 

(Beifall bei der F.D.P.) 
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Dann erwarte ich ebenfalls, daß sich die Gemeinden 
endlich von ihren Beteiligungen an Industrieunter-
nehmen, Stromversorgern, Banken und Versicherun-
gen trennen. Die Dominanz der Kommunen z. B. beim 
RWE ist im Zeichen der Liberalisierung der Strom-
märkte und der Klagen über finanzielle Engpässe 
nicht mehr akzeptabel. 

(Zuruf von der SPD: Und das Mehrfach

-

stimmrecht abschaffen?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich wie-
derhole: Für die F.D.P. ist eine Reform der Finanzver-
fassung mit einer umfassenden Gemeindefinanzre-
form überfällig. Sie war bisher nicht erreichbar, nur: 
An uns lag das nicht. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Na ja, na ja, 
na ja!) 

Der nächste Deutsche Bundestag muß das Problem 
der Gemeindefinanzierung lösen. Das ist dann relativ 
einfach: Die Gewerbesteuer wird abgeschafft; 

(Brigitte Schulte [Hameln] (SPD): Nein, 
nein!) 

die Gemeinden erhalten einen Anteil an der Umsatz- 
und der Mineralölsteuer. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Das haben 
Sie sich gedacht! Das werden wir verhin

-

dern!) 

Dazu brauchen wir Öffnungsklauseln im Grundge-
setz. Auch in dieser Frage ist der Wille und der Mut 
dieses Parlaments gefragt. 

Ich komme zum Schluß, meine Damen und Herren. 
Der Entschließungsantrag der SPD 

(Gerlinde Hämmerle [SPD]: Ist gut!) 

ist völlig unbrauchbar, in großen Teilen ausschließlich 
polemisch, Frau Kollegin. Man muß sich wirklich 
wundern, daß ausgerechnet die SPD, die ja in vielen 
Gemeinden über eine absolute Mehrheit verfügt, hier 
einen Antrag vorlegt, der an den tatsächlichen Gege-
benheiten völlig vorbeigeht. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Er ist noch 
sehr freundlich!) 

Aber der Antrag basiert auf dem alten Strickmuster: 
Alles Positive machen wir; alles Böse kommt vom 
Bund. Sie sollten sich wenigstens die Mühe machen 
und sich einmal intensiv mit dem Verhalten der 
Länder und ihrem Umgang mit den Gemeinden 
beschäftigen. Dann wird es Ihnen schwerfallen, sich 
als Kommunalpartei darzustellen. Diesen Anspruch 
haben Sie längst verloren. 

(Beifall bei der F.D.P. — Zuruf von der SPD: 
Das sehen die Wähler anders!) 

Gerade die SPD-regierten Bundesländer haben 
rücksichtslos eigene Haushaltssanierung auf Kosten 
der Kommunen betrieben, und sie tun es weiterhin.  — 
Hier  noch mehr zu sagen führt jetzt zu weit. Meine 
Redezeit läuft gleich ab. 

Sehr geehrte Damen und Herren, lassen Sie mich 
zum Schluß noch ein paar Worte zum Ausschuß der 
Regionen sagen. Nachdem der Kanzler eingreifen 
mußte, um den Appetit der Länder zu bändigen und 
die Länder zu einer Beteiligung der kommunalen 

Spitzenverbände zu bewegen, wird sich in den näch-
sten Jahren zeigen, ob dieses Gremium neue Impulse 
geben kann. Lassen Sie mich aber auch sagen: Das 
Besetzungsrecht für die 24 Vertreter der Bundesrepu-
blik Deutschland in diesem Regionalausschuß hatte 
der Bund. Es ist im Rahmen des Finanzschachers an 

 die Bundesländer wegverhandelt worden. Was dort 
jetzt an  Vertretung der Kommunalinteressen mit drei 
Repräsentanten der Spitzenverbände übriggeblieben 
ist, entspricht auch dem Stellenwert der Kommunal-
politik in diesem Hause. 

(Siegfried Vergin [SPD]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, die heutige Debatte 
darf, genau wie die Privatisierung, kein Selbstzweck 
sein. Sie muß Anstöße für eine gemeindefreundlichere 
Politik von Bund und Ländern geben. Stellung und 
Ansehen des Staates ergeben sich vor allem auf 
kommunaler Ebene. Das muß unser Handeln in 
Zukunft wesentlich stärker berücksichtigen, als das 
bisher der Fall gewesen ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Dietmar 
Keller, Sie haben das Wort. 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
darf zunächst daran erinnern, daß wir vor reichlich 
einem Monat, am 3. März, in diesem Hohen Haus 
schon einmal über eine Große Anfrage zur Kommu-
nalpolitik diskutiert haben. Ich finde es sehr schade, 
daß die SPD keine Große Anfrage eingereicht hat. Ich 
verstehe, daß die Regierungskoalition, nachdem wir 
unsere Große Anfrage eingereicht hatten, eine eigene 
nachgeschoben hat. 

Ich bedaure sehr, daß wir die Diskussionen zur 
Kommunalpolitik nicht zusammen an  einem Tag füh-
ren konnten. Wir hätten mehr Zeit dazu gehabt. 
Vielleicht wäre es sogar möglich gewesen, zu einer 
etwas freundlicheren Zeit darüber zu sprechen. 

Wenn Sie, Frau Schulte, fragen, woher ich das Recht 
nehme, mich zur Kommunalpolitik zu äußern, 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: In der 
Weise!) 

dann sage ich Ihnen: Ich habe in meinem Leben schon 
so viel Schuld für Sachen tragen müssen, die ich nicht 
zu verantworten hatte, daß ich ohne Probleme Ihren 
Vorwurf annehme, daß ich auch in 40 Jahren DDR für 
alles Verantwortung trage. Ich kann damit leben; zwar 
bin ich erst 50, aber das macht nichts. 

Ich will Ihnen nur sagen: Ich verstehe, daß Sie gern 
in unserer Wählerschaft wildern wollen 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Sie bei 
uns!) 

und daß es Ihnen ganz schön weh tut, daß wir in der 
Kommunalpolitik so gute Ergebnisse erreicht haben. 
Sie werden das aber nicht schaffen, wenn Sie uns nur 
beschimpfen. Sie werden es nur schaffen, wenn Sie 
bessere Argumente haben und wenn die SPD-regier- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 	19477 

Dr. Dietmar Keller 

ten Länder eine bessere Kommunalpolitik machen, als 
sie es zum gegenwärtigen Zeitpunkt tun. 

Dann werden Sie uns überlegen sein. Aber solange 
Sie uns nur beschimpfen und uns irgend etwas vor-
werfen, glaube ich, wird es nicht zu dem Ergebnis 
führen, das Sie hoffen und wünschen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Keller, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Brigitte 
Schulte? 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Selbstver-
ständlich. 

Brigitte Schulte (Hameln) (SPD): Trifft es zu, daß der 
Zustand der Grundschulen, die ich im August 1989 bei 
einem privaten Besuch in Wittenberg und in Potsdam 
gesehen habe, nicht das Ergebnis kommunalpoliti-
scher Arbeit der PDS war? 

(Zuruf von der SPD: Der SED!) 
— Das ist ja nun das gleiche. Wir wollen ja keinen 
Etikettenschwindel vornehmen. 

Trifft es zu, Herr Kollege Dr. Keller, daß diese 
furchtbaren Behinderteneinrichtungen, die ich mir 
z. B. in Sachsen-Anhalt angesehen habe, ein Erbe der 
PDS, also der SED, sind? 

Dr. Dietmar Keller (PDS/Linke Liste): Sehr verehrte 
Kollegin, die Geschichte hat ein Urteil gesprochen. 
Der Sozialismus ist so, wie er in der DDR versucht 
wurde, unter der Verantwortung der SED zu Recht 
zugrunde gegangen. Darüber gibt es keine Diskus-
sion. 

(Zurufe von der SPD: Donnerwetter! — Aber 
das ist keine Antwort!) 

Das kann uns aber nicht davon entbinden, daß wir 
uns heute, vier Jahre nach der Einheit, Gedanken 
darüber machen, in welcher kommunalpolitischen 
Situation die Kommunen jetzt sind. 

(Zuruf von der SPD: Das ist richtig!) 
Da wir Wähler haben, haben wir auch das Recht, in 
einem Parlament zu reden, aufzutreten und Interessen 
vorzutragen. 

Ich bekenne mich zu meiner Verantwortung als 
Mitglied der SED. Ich habe das hier in diesem Hause 
nicht zum ersten Mal gesagt. Ich schäme mich auch für 
vieles, was diese SED gemacht hat. Aber ich bin 
Mensch und kann mich nicht den Rest meines Lebens 
in eine Schamecke stellen. Ich möchte durch aktive, 
verantwortliche Arbeit mithelfen, daß ein Teil dessen 
repariert wird, was unter dem Namen der SED an 
Schaden angerichtet worden ist. 

Unter diesem Aspekt traue ich mich hier ans Pult. 
Ich nehme auch Ihre Kritik ernst, aber ich bitte Sie 
einfach: Es hilft uns nicht, wenn wir nur nach hinten 
schauen. Wir haben nach vorn zu schauen! Ich denke 
mir, daß die Antwort der Bundesregierung sowohl auf 
unsere Große Anfrage als auch auf die Anfrage der 
eigenen Koalition nicht auf den Ke rn  der Sache 
eingeht. 

Ich meine, daß die gegenwärtige Bundesregierung 
keine kommunalfreundliche Politik be treibt. Wenn 

der Deutsche Städtetag solche Appelle an die Bundes-
regierung richtet, unabhängig davon, welcher Partei 
die Oberbürgermeister angehören, dann kann ich mir 
das nicht anders erklären, als daß Fragen herangereift 
sind, die dringendst einer Beantwortung bedürfen. 

Tatsache ist doch, daß die gegenwärtige Bundesre-
gierung Verantwortung für die rechtlichen und finan-
ziellen Rahmenbedingungen trägt und daß sie Ver-
antwortung dafür trägt, daß die kommunale Selbst-
verwaltung zum gegenwärtigen Zeitpunkt von vielen 
Kommunen nicht wahrgenommen werden kann. 

Es ist doch klar: Wenn wir im Bundestag weiter 
Gesetze beschließen, die zu 80 % die Kommunen 
betreffen und wir das Wort der Kommunen nicht hören 
und nicht ausreichend zur Kenntnis nehmen, dann 
beschwören wir die Gefahr herauf, daß kommunale 
Selbstverwaltung und Verantwortung für kommunale 
Selbstverwaltung zwar im Grundgesetz stehen, aber 
die Kommunalpolitiker vor Ort, die jetzt irgendwo 
sitzen und Entscheidungen zu treffen haben, in ihren 
Entscheidungsmöglichkeiten so eingeengt sind, daß 
sie kaum verantwortungsbewußt für ihre Städte und 
Gemeinden entscheiden können. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Das ist 
doch gar nicht wahr!) 

Der Bund hat in unverantwort licher Weise Lei-
stungsgesetze mit erheblichen finanziellen Auswir-
kungen erlassen, ohne gleichzeitig eine ausreichende 
Finanzausstattung der Kommunen sicherzustellen. 
Mit Steuerrechtsänderungen seit 1982 hat sich der 
Bund Mehreinnahmen von über 46 Milliarden DM 
gesichert. Gleichzeitig wurden den Kommunen Ein-
nahmemöglichkeiten in einem Umfang von rund 
55 Milliarden DM entzogen. Die Gewerbesteuer 
wurde auf Geheiß der großen Wirtschaftsverbände 
von der Bundesregierung ausgehöhlt. Nun soll auch 
noch die Gewerbekapitalsteuer abgeschafft werden. 
Die Praxis der Knebelung der Kommunen wird auch 
bei Verwirklichung des von der Bundesregierung 
initiierten Föderalen Konsolidierungsprogramms fort-
gesetzt. 

Die Bundesregierung hält vehement an ihrer Wei-
gerung fest, sich an den dramatisch gestiegenen 
kommunalen Sozialhilfeetats zu beteiligen. Durch die 
zum Jahresbeginn in Kraft getretenen Kürzungen des 
Arbeitslosengeldes bzw. der Arbeitslosenhilfe sowie 
der Eingliederungshilfe für Spätaussiedlerinnen und 
Spätaussiedler müssen die Kommunen 1994 Mehrbe-
lastungen von rund 3 Milliarden DM — in den 
Folgejahren wahrscheinlich mit steigender Ten-
denz — tragen. 

Besonders kritisch ist die Finanzausstattung der 
Kommunen in den ostdeutschen Ländern. Ich weise 
die Behauptung der Bundesregierung zurück, daß 
sich diese seit 1991 auf einer stabilen Grundlage 
befänden. Tatsache ist vielmehr, daß das mit dem 
Einigungsvertrag schlagartig übernommene bundes-
deutsche System der Finanzierung der Kommunal-
haushalte für die ostdeutschen Städte, Gemeinden 
und Landkreise eine Existenzbedrohung darstellt. 

Angesichts der Wirtschaftslage sind die Standbeine 
kommunaler Eigenfinanzierung — die Gewerbe-
steuer und der Gemeindeanteil an der Einkommen- 
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rend eine Gemeinde in den Altbundesländern im Jahr 
1993 im Durchschnitt 38 % ihres Finanzbedarfs aus 
eigenen Steuereinnahmen decken konnte, betrug 
dieser Anteil für eine Gemeinde in Ostdeutschland 
durchschnittlich nur etwa 10 %. 

Im Jahr 1993 hatten die ostdeutschen Kommunen 
nur einen Anteil von lächerlichen 6 % an den Steuer-
einnahmen sämtlicher Kommunen in der Bundesre-
publik Deutschland. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Warum 
denn?) 

Dagegen wird die Pro-Kopf-Neuverschuldung der 
Kommunen in den neuen Bundesländern 1994 fast 
viermal höher als die im Altbundesgebiet sein. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

Die ostdeutschen Kommunen sind damit weiterhin 
extrem abhängig von ständig wechselnden Finanzzu-
weisungen seitens des Bundes und der Länder. Wenn 
Sie sagen, das stimmt nicht, dann gehen Sie zum 
Deutschen Städtetag und lassen sich die Zahl von ihm 
geben, wenn Sie es mir nicht glauben. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Der hat 
gerade in seinem Bericht geschrieben, daß 
die Finanzlage besser ist, als die Städte 

erwartet haben!) 

— Ja, auch die SED hat vieles geschrieben. 

(Widerspruch und Lachen bei der CDU/CSU 
und der SPD — Clemens Schwalbe [CDU/ 
CSU]: Jetzt geht es aber los! — Uwe Lambi

-

nus [SPD]: Jetzt aber!) 

Die Frage ist doch, was in den Kommunen wirklich 
vorhanden ist. Die Tatsache ist, daß die westdeut-
schen Kommunen im Augenblick im Reichtum sparen 
müssen, während die ostdeutschen Kommunen in der 
Armut sparen müssen. 

Die Bundesregierung verschweigt, daß in Ost-
deutschland 1994 im Vergleich zum Vorjahr sogar 
eine Verschlechterung der kommunalen Finanzaus-
stattung eingetreten ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Investitions

-

pauschale!) 

Bestimmte Probleme der Kommunalfinanzen konnten 
1993 durch die Aufstockung des Fonds Deutsche 
Einheit sowie den Einsatz zwischenzeitlich ver-
brauchter Mittel aus dem Kommunalkreditprogramm 
in ihrer Wirkung teilweise noch begrenzt werden. Mit 
derartigen Finanzzuschüssen soll aber nach den Fest-
stellungen der Bundesregierung im Jahr 1994 Schluß 
sein. 

Der bereits sehr geringe finanzielle Spielraum der 
ostdeutschen Städte und Gemeinden wird zusätzlich 
dadurch begrenzt, daß ihnen mit der Novellierung des 
Vermögenszuordnungsgesetzes vom 3. August 1992 
in unvertretbarer Weise sogenannte Altschulden in 
Höhe von 6,3 Milliarden DM für Kindereinrichtungen, 
Altenheime, Schulen usw. übertragen wurden. 

In einzelnen Städten ergäbe sich allein aus der 
Anerkennung dieser Forderungen eine zusätzliche 

Verschuldung von mehr als 1 000 DM pro Einwohne-
rin und Einwohner. Bei den strittigen Altschulden 
handelt es sich nicht um rechtsgültige Forderungen 
der Deutschen Kreditbank AG, weil keine Kreditver-
träge vorliegen, sondern um Zuweisungen aus dem 
Staatshaushalt der DDR für den Bau entsprechender 
gesellschaftlicher Einrichtungen. Dafür wiederum hat 
der Bund als Rechtsnachfolger einzustehen. 

Durch ihre Politik der rechtlichen und finanziellen 
Knebelung treibt die Bundesregierung insbesondere 
die ostdeutschen Städte, Gemeinden und Landkreise 
in den finanziellen Kollaps. Die Kreditmarktschulden 
der bundesdeutschen Kommunen werden Ende 1994 
rund 165 Milliarden DM be tragen. Sie sollen sich nach 
den eher optimistischen Berechnungen des Bundesfi-
nanzministeriums bis 1997 sogar auf mehr als 250 
Milliarden DM erhöhen. Das sind fürwahr düstere 
Zukunftsaussichten. 

Die akute Finanznot führt dazu, daß die Kommunen 
ihrer Verantwortung als größter öffentlicher Auftrag-
geber und damit Konjunkturmotor immer weniger 
gerecht werden können. So sollen die kommunalen 
Investitionen im Altbundesgebiet nach Angaben des 
Deutschen Städtetages von insgesamt 44,8 Milliarden 
DM im Jahr 1993 auf voraussichtlich 41,2 Milliarden 
DM in diesem Jahr zurückgehen. Bereits 1993 waren 
sie im Vergleich zum Vorjahr um 3,7 % gesunken. 

Wir wenden uns entschieden dagegen, die immer 
größer werdenden Löcher in den kommunalen Haus-
halten durch rigorose Privatisierung kommunaler 
Wohnungen, Unternehmen, Einrichtungen und Dien-
ste schließen zu wollen, obwohl wir nicht gegen diese 
Privatisierung sind. Wer aber, wie die Bundesregie-
rung es tut, die Kommunen durch die finanzielle 
Knebelung zum Verkauf ihres Tafelsilbers auffordert, 
hat nicht vorrangig die Lösung deren akuter Finanz-
probleme im Kalkül, sondern betätigt sich als Toten-
gräber kommunaler Selbstverwaltung. Die PDS/ 
Linke Liste sieht dabei in dem in der vergangenen 
Woche von den Regierungsfraktionen durchge-
peitschten Privatisierungsgebot für kommunale Lei-
stungen im Haushaltsgrundsätzegesetz sowie in der 
Bundeshaushaltsordnung in der Tat ein Folterinstru-
ment gegen die Kommunen. Es ist kein Zufall, daß das 
Wort „Folterinstrument" hier nicht von uns formuliert 
worden ist, sondern von Wirtschaftsminister Rexrodt 
an diesem Pult. 

Auch die vielerorts vollzogene bzw. angekündigte 
teilweise gravierende Erhöhung kommunaler Gebüh-
ren für Wasser, Abwasser, Müll, die Straßenreinigung 
usw. stellen keine geeigneten Wege für die Sanierung 
der Kommunalfinanzen dar. Es sind vielmehr insge-
samt untaugliche Versuche, die Folgen der finanziel-
len Knebelung der Kommunen auf dem Rücken der 
Einwohnerinnen und Einwohner auszutragen. In Ost-
deutschland galoppieren im wahrsten Sinne des Wor-
tes die Gebühren für den Anschluß von Grundstücken 
an die Kanalisation sowie die Abwasserbeseitigung. 
Das führt vielerorts zu großer Verärgerung und Prote-
sten unter der Bevölkerung. 

Die Kommunen haben — vielfach unter dem Druck 
dubioser Geschäftemacher aus Westdeutschland — 
bei der Erneuerung ihrer Infrastruktur Zig-Millionen-
Beträge fehlinvestiert. So hat der Abwasserverband 
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Rosseltal in Sachsen-Anhalt für 3 100 Einwohner vier 
Kläranlagen gebaut, darunter eine für 80 Einwohner. 
Abwassergebühren von bis zu 20 DM je Kubikmeter 
— der Durchschnitt im Alt-Bundesgebiet liegt etwa 
zwischen 4 bis 6 DM — stehen in Ostdeutschland 
mancherorts schon auf der Tagesordnung. Das ist 
auch in Anbetracht der realen Einkommenssituation 
der Menschen in den neuen Ländern ein Skandal. 

Die PDS/Linke Liste sieht insgesamt mit Sorge, daß 
das bestehende Kommunalfinanzsystem in der Bun-
desrepublik Deutschland keine solide Grundlage für 
die kontinuierliche Aufgabenerfüllung der Städte, 
Gemeinden und Landkreise darstellt. Die Einnahmen 
fließen äußerst unstetig und sind abhängig von der 
Konjunktur, von Besonderheiten der örtlichen und 
regionalen Wirtschaftsstruktur und vor allem von 
politischen Entscheidungen des Bundes und der Län-
der. Auch das gilt in besonders negativer Weise für die 
Kommunen in Ostdeutschland. 

Wir fordern daher, daß die Finanzausstattung der 
Städte, Gemeinden und Landkreise so geändert wird, 
daß tatsächlich kommunale Selbstverwaltung ge-
währleistet werden kann. Ich denke, in der Forderung 
nach einer veränderten kommunalen Finanzausstat-
tung sind wir uns parteiübergreifend einig. Es geht 
hier nicht um Parteiinteressen. Es geht um die Exi-
stenz, um die Lebenschancen der Kommunen. 

Danke. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Elmer, mir 
fällt nicht in jeder Sitzung eine „FAZ"-reife Formulie-
rung gegen Ihren Wander- und Sammlertrieb ein. 

(Dr. Joseph-Theodor Blank [CDU/CSU]: 
Herr Präsident, der versucht es schon zum 

zweiten Mal bei mir!)  

Wenn Sie bitte ein bißchen Rücksicht darauf nehmen, 
daß hier vorn im Regelfall ein Redner steht, der es 
verdient hat, daß man ihm zuhört. 

Ich erteile dem Kollegen We rner Schulz das Wort. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
„Schöner unsere Städte und Gemeinden! " hieß der 
alte Slogan. Herr Keller, Sie haben ihn offenbar noch 
im Ohr und nicht vergessen, wer die Kommunen im 
Osten tatsächlich so hat herunterkommen lassen. 
Damit ist zumindest Ihr Bewußtseinsstand höher als 
der Ihrer Partei. Denn die SED hat, so wie ich es erlebt 
habe, die kollektive Verantwortungslosigkeit organi-
siert. Ihre Partei organisiert heute erfolgreich die 
kollektive Verdrängung. Ich glaube, es wäre gut, 
wenn Sie sich nur dem Neuaufbau widmen würden. 
Aber Sie instrumentalisieren den Protest, den Wider-
stand, die Abwehr gegen dieses System. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie stellen sich in den Kommunen dagegen. Das ist die 
Realität. Das ist nicht eine gute Kommunalpolitik, 
sondern das ist das Verweigern, das ist der Widerstand 
gegen dieses übergestülpte System. Das werfe ich 
Ihnen vor. Das ist der aktuelle Stand. Es geht nicht um 
die Kamellen von gestern. 

Meine Damen und Herren, viele Gemeinden in der 
Bundesrepublik haben in den letzten Monaten Ent-
schließungen verabschiedet, in denen sie ihre große 
Besorgnis über die Entwicklung der kommunalen 
Finanzen zum Ausdruck bringen. Der Tenor der 
Resolutionen ist in allen Fällen der gleiche: Die 
Kommunen stellen fest, daß ihre Finanzgrundlagen 
durch die Finanzpolitik des Bundes zunehmend aus-
gehöhlt werden, und sie fordern die Regierung des-
halb auf, die Konsolidierung der öffentlichen Haus-
halte nicht länger auf dem Rücken der Kommunen 
auszutragen. 

Die Finanzentwicklung der Gemeinden ist besorg-
niserregend. Dies läßt sich schon daran erkennen, daß 
die Neuverschuldung der westdeutschen Gemeinden 
in den letzten Jahren dramatisch zugenommen hat. 
Während die Kommunen im Jahre 1989 noch mit 
einem Überschuß von etwa 2 Milliarden DM abge-
schlossen hatten, ergab sich 1992 ein Defizit von über 
9 Milliarden DM. Der Schuldenstand kletterte im 
gleichen Zeitraum von 112 Milliarden DM auf über 
127 Milliarden DM. Fast alle großen Städte über 
200 000 Einwohner haben heute weit über 150 Millio-
nen DM Schulden. 

Gleichzeitig hat sich die soziale Situation in den 
Gemeinden dramatisch verschlechtert. Die Große 
Anfrage der Regierungsfraktionen wirft in diesem 
Zusammenhang ein Schlaglicht auf das Mitgefühl der 
Bundesregierung bei sozialen Belangen. So konnte 
die Regierung auf die Frage nach der Entwicklung der 
Zahl der Obdachlosen keinerlei Angaben machen. 
Kurz gesagt, diese Regierung hat keine Ahnung, wie 
schlimm es in den Städten und Gemeinden aussieht, 
und sie will es wohl auch gar nicht so genau wis-
sen. 

Natürlich müssen die Lasten der deutschen Einheit 
in gerechter Weise von allen ge tragen werden. Auch 
die Kommunen in den westlichen Bundesländern 
müssen einen Anteil übernehmen. Dennoch muß ich 
betonen, daß die Mißwirtschaft der Bundesregierung 
in den vergangenen Jahren maßgeblich zu dem 
finanzpolitischen Desaster beigetragen hat. Die 
Lasten, die jetzt auf die Gemeinden zukommen, hat 
die Bundesregierung mitzuverantworten. Sie hat bei 
ihrer Einheitspolitik immer den Eindruck erweckt, als 
wäre das Zusammenwachsen von Ost- und West-
deutschland kostenlos. Nun zeigt sich, daß infolge der 
verfehlten Vereinigungsstrategie Finanzbelastungen 
anfallen, die jährlich mindestens 150 Milliarden DM 
betragen. 

Es bleibt nicht aus, daß die Gemeinden in den alten 
Bundesländern sich daran beteiligen müssen. Was 
aber die Bundesregierung macht, geht so nicht. Sie hat 
bei den gesetzlichen Regelungen des letzten Jahres 
die Lasten vor allem auf die unteren Ebenen des 
Staates abgewälzt. Dies trifft die Gemeinden und die 
Städte besonders hart. 

Erstens. Durch die Einbeziehung der neuen Bun-
desländer in die Umsatzsteuerverteilung haben die 
alten Länder erhebliche Mindereinnahmen. 

Zweitens. Finanzmittel, die bisher den westdeut-
schen Ländern und Kommunen zustanden, wurden 
direkt nach Ostdeutschland umgelenkt. Dazu gehö-
ren Mittel aus der Städtebauförderung, der Gemein- 
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deverkehrsfinanzierung, Subventionen und nicht 
zuletzt die Mindereinnahmen durch die Aufhebung 
der Strukturhilfe. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schulz, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Dr. Weng? 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ja. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Herr Kol-
lege Schulz, Sie haben gerade vorgetragen, der Bun-
destag mit seiner Mehrheit habe die Lasten, die durch 
die deutsche Einheit entstanden sind, im wesentlichen 
nach unten abgegeben. Erinnern Sie sich nicht daran, 
daß im Zusammenhang mit dem sogenannten Föde-
ralen Konsolidierungsprogramm der Bund ganz 
wesentliche Lasten auf sich genommen hat und bei 
der Steuerverteilung zurückgegangen ist gegenüber 
dem, was er ursprünglich an  Verteilungsmasse hatte, 
und daß er gerade damit in seine heutige finanziell 
schwierige Situation gekommen ist, weil er von den 
Lasten in der Konsequenz der deutschen Einheit den 
Löwenanteil übernommen hat? 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Kollege Weng, ich erinnere mich vor allen 
Dingen daran, daß der Bund und diese Bundesregie-
rung die Belastungen und die Schulden wie in einem 
Verschiebebahnhof hin- und herschieben. Im Grunde 
genommen ist diese Einheit von Anfang an nie solide 
finanziert worden. Das war eine Einheit auf Pump. 
Man hat einen Fonds eingerichtet. Ich weiß natürlich, 
daß mit dem Föderalen Konsolidierungsprogramm, 
von dem Sie sprechen, Entlastungen eingetreten sind. 
Auf der anderen Seite können Sie doch nicht leugnen, 
daß die Kommunen heute mit Soziallasten beauftragt 
werden, die enorm sind, die immens sind, die die 
Steuereinnahmen der Kommunen völlig auffressen. 
Hinzu kommt die Kaschierung, die dadurch entsteht, 
daß im Osten viele aus der Arbeitslosigkeit unmittel-
bar in die Sozialhilfe fallen. Sie wissen ganz genau, 
daß die Sozialhilfe ausschließlich von den Kommunen 
getragen wird. Das heißt, daß viele Kommunen 
eigentlich an  den Rand ihrer finanziellen Belastung 
geraten sind. 

(Zuruf von CDU/CSU: Wer will denn immer 
mehr reinlassen, Sie oder wir?) 

Vizepräsident Hans Klein: Gestatten Sie eine zweite 
Zwischenfrage? 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Bitte. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (F.D.P.): Herr Kol-
lege Schulz, akzeptierend, daß ein Teil dessen, was 
Sie gesagt haben, inhaltlich richtig ist, muß ich Sie 
aber doch fragen, ob Sie bei kurzem Nachdenken 
nicht einsehen, daß Sie meine eigentliche Frage nicht 
beantwortet haben. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Sie holen sich den Teil heraus, der Ihnen 
gefällt, benoten ihn und sagen, dies sei richtig, und 
das andere reicht Ihnen offenbar nicht aus. Ich kann  

daran nichts ändern, Kollege Weng, daß Ihre Partei 
kein Konzept vorgelegt hat, um die Kommunen jetzt 
zu unterstützen. Ich meine, Ihre Nachfrage ist reine 
Polemik. Sie können das auch noch auf eine dritte oder 
vierte Frage bringen. Aber wir kommen da wahr-
scheinlich nicht von der Stelle. 

Drittens. Die westdeutschen Kommunen werden in 
den kommenden Jahren verstärkt zur Finanzierung 
der Transfermaßnahmen für die neuen Bundesländer 
herangezogen. Nach den Vereinbarungen zum Föde-
ralen Konsolidierungsprogramm, Herr Weng, werden 
im Rahmen der Neuordnung des Finanzausgleichs 
nach 1995 die Gemeindehaushalte einen Teil der 
neuen Lasten tragen. 

Die Finanzierung des Fonds Deutsche Einheit und 
der neue Finanzausgleich belasten die Kommunen 
mit mehr als 7 Milliarden DM jährlich. Gleichzeitig 
wälzen die Länder durch die bundesgesetzliche Erhö-
hung der Gewerbesteuerumlage und durch die Kür-
zungen im kommunalen Finanzausgleich weitere 
Lasten auf die Kommunen ab. 

Die Spargesetze des Jahres 1993 verschärfen diese 
Entwicklung. Nach dem Solidarpakt kommt nun die 
Rache Waigels. Die Regelungen der Spargesetze 
haben den Effekt, daß sie die Lasten unverhältnismä-
ßig auf die Länder und Kommunen abwälzen. Die 
Sozialhilfe nimmt dabei einen entscheidenden Anteil 
ein. 

Mit mehr als 44 Milliarden DM ist die Sozialhilfe-
verpflichtung für die Kommunen mittlerweile höher 
als die gesamten Einnahmen aus der Gewerbesteuer. 
Zwar wurde die zeitliche Bef ristung der Arbeitslosen-
hilfe zurückgenommen; dennoch steigen in Verbin-
dung mit der Arbeitslosigkeit die Sozialhilfeausga-
ben. Auch die Arbeitspflicht für Sozialhilfeempfänger 
wird zu neuen Kosten bei Städten und Gemeinden 
führen. Die Entlastungen durch die Pflegeversiche-
rung sind demgegenüber mehr als fraglich. 

Aber das ist längst nicht alles. Die gesetzlich vorge-
sehene Verpflichtung zur Einrichtung von Kindergär-
ten wird die Kommunen zusätzlich mit 20 Milliarden 
DM an Investitionen und 4 Milliarden DM an Betriebs-
kosten belasten. 

Was das für die Städte bedeutet, zeigt das Beispiel 
Frankfurt am Main. Sozialhilfekosten machten dort 
vor 1990 weniger als 30 % des Gewerbesteueraufkom-
mens aus. Heute sind sie auf über 50 % angestiegen. 
Schon mehr als 60 000 Menschen, also fast 9 % der 
Bevölkerung, leben dort von der Sozialhilfe. 

Die ostdeutschen Kommunen sind doppelt belastet. 
Für sie ergibt sich zusätzlich das Problem, daß die 
Sozialhilfe infolge der Entwicklung auf dem Arbeits-
markt übermäßig zunimmt. Bisher waren die meisten 
Arbeitslosen durch Maßnahmen der Arbeitsförderung 
abgesichert. Mit der Verringerung dieser Übergangs-
hilfen werden die ostdeutschen Kommunen mit einem 
dramatischen Ausgabenanstieg konfrontiert. Die 
Bundesregierung hat dafür keinerlei Vorsorge getrof-
fen. Dabei sind manche ostdeutschen Kommunen 
durch den enormen Nachholbedarf bereits heute auf 
einem Schuldenstand wie westdeutsche Kommunen 
nach Jahrzehnten. Auch hier zeigt sich das Fehlen 
eines fair geregelten Lastenausgleichs. 
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Der Ausbau der Infrastruktur geschieht längst nicht 
mit der Schnelligkeit und der zukunftsweisenden 
Modernisierung, die nötig sind, um den Wirtschafts-
standort Ostdeutschland für Investoren attraktiv zu 
machen. Den Aufbau einer weltweit beispielhaften 
Energieversorgung durch die Gründung von Stadt-
werken, also die Anwendung von Kraft-Wärme-
Kopplung und damit die Aufwertung eines Export-
schlagers Blockheizkraftwerke, wurde durch einen 
verantwortungslosen und zukunftsvergessenden 
Stromvertrag verhindert. Unterstützung findet bei der 
Bonner Regierung nur das, was auch schon im Westen 
problematisch geworden ist. Sie ist schlichtweg kon-
servativ, eben auf dem Alten beharrend. 

Der Erhalt und die Sanierung bauhistorischer Denk-
mäler bleiben mehr dem privaten Sponsoring überlas-
sen, anstatt daß diese Aufgabe als eine nationale 
Herausforderung von der Bundesregierung aufgegrif-
fen wird. Weniger nationale Reden und mehr prakti-
sches Engagement für das bedrohte Kulturgut würde 
man Herrn Schäuble wünschen. Aber solange man 
sich mehr um die Reichstagskuppel kümmert als um 
den weiteren Verfall der Bausubstanz, scheint der 
Haussegen doch etwas schief zu hängen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD) 

Die starre Regelung der Eigentumsfrage Rückgabe 
vor Entschädigung ist die Investitionsbremse Num-
mer eins. Sie wird zudem von der Regierung sehr 
willkürlich angewendet. Trotz Kommunalvermögens-
gesetz kämpfen etliche Kommunen im Osten um die 
bestandsnotwendigen Immobilien. Andererseits wer-
den die Mauergrundstücke von der Regierung rigoros 
für eigene Zwecke kassiert. So läuft hierzulande die 
doppelte Enteignung. 

Über Jahrzehnte wurde in den ostdeutschen Kom-
munen an den Gebäuden der Jugendhilfe und des 
Freizeitbereichs kaum etwas getan. Die nötigen Inve-
stitionsmittel übersteigen bei weitem die Möglichkei-
ten der Kommunen. Ein von den Jugendministern der 
Länder im Sommer 1992 geforderter Sonderplan 
„Neue Länder" konnte bis heute wegen mangelnder 
Unterstützung des Bundes nicht umgesetzt werden. 
Wer für die Jugend zuwenig übrig hat, braucht sich 
über den rechtsradikalen Zulauf nicht zu wundern. 
Auch Hausbesetzungen sind in vielen Städten alar-
mierende Zeichen für fehlenden Gestaltungsraum. 

Die Abwälzung der Lasten auf die unteren Ebenen 
des Staates offenbaren die Strukturschwäche der 
Gemeindefinanzierung. Das grundsätzliche Problem 
besteht darin, daß die Städte und Gemeinden durch 
das im Grundgesetz garantierte kommunale Selbst-
verwaltungsrecht zwar eigene Steuereinnahmen er-
halten, die aber bei weitem nicht zur Deckung des 
kommunalen Ausgabenbedarfs ausreichen. 

Notwendig ist deswegen eine grundsätzliche Neu-
ordnung bei der Finanzierung von bundesgesetzli-
chen Leistungen, die durch die Kommunen getragen 
werden. Die Kommunen brauchen eine Finanzaus-
stattung, die es ermöglicht, die im Grundgesetz ver-
ankerten Rechte der kommunalen Selbstverantwor-
tung tatsächlich auszufüllen. Leistungsgesetzen des 
Bundes, die die Kommunalhaushalte belasten, sind 
deshalb Deckungsmöglichkeiten in gleicher Höhe 

gegenüberzustellen. Gleichzeitig ist der Anspruch der 
kommunalen Gebietskörperschaften auf eigene kon-
junkturunabhängige Steuereinnahmen zu sichern. 

Das ist auch die Voraussetzung für weitreichende 
Reformen. Die Ausdünnung der kommunalen Ebene, 
der Weg in immer größere zentral verwaltete Lebens-
räume führt in die Irre. Die Zukunft liegt im Ausbau 
der dezentralen Strukturen und in der Stärkung der 
kommunalen Selbstverwaltung. Kommunale Selbst-
verwaltung muß die Entscheidungsbefugnis der Men-
schen für die Gestaltung ihrer Lebenszusammen-
hänge stärken. Die Gemeinden dürfen nicht länger 
das letzte und unbedeutendste Glied in der staatlichen 
Kette sein. 

Doch die Bundesregierung bleibt tatenlos. Sie hat 
sich auf eine Privatisierungskampagne verlegt. Die 
Kommunen sollen ihren Besitz verkaufen, aus der 
Substanz leben und sich ihrer Aufgaben, wenn sie sie 
nicht mehr erledigen können, per Privatisierung ent-
ledigen. Statt die öffentlichen Verwaltungen lei-
stungsstark und konkurrenzfähig gegenüber privaten 
Anbietern zu machen, will sie mit Brachialgewalt die 
Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen durchset-
zen. 

Die Konzeptionen und Pläne für eine Reform der 
öffentlichen Verwaltung haben auch ohne Zutun aus 
Bonn in den letzten Jahren zunehmend Gestalt ange-
nommen. Viele Kommunen sind auf dem Weg, ihre 
Verwaltungen bürgernäher, effizienter und kosten-
günstiger zu machen. Dies bedarf jedoch der rechtli-
chen Rahmenbedingungen. Die Bundesregierung hat 
sich dazu nicht allzuviel einfallen lassen. 

Meine Damen und Herren, wenn man sich vor 
Augen hält, wie diese Regierung in den vergangenen 
Jahren den Gemeinden in Ost und West zugesetzt hat, 
wie sie ihnen neue Belastungen aufgehalst und 
gleichzeitig den Finanzhahn zugedreht hat, dann muß 
man den Mut der Koalition, ihre Chuzpe, schon 
bewundern, hier eine Debatte zur Lage der Städte, 
Gemeinden und Kreise zu inszenieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch Ihren Mut 
muß man bewundern!) 

Doch ich glaube, die Leute in den Kommunen, 
Bürger und Kommunalpolitiker, wissen sehr genau, 
wem sie die Misere zu verdanken haben. Wenn 
landauf, landab die Parteien allergrößte Schwierig-
keiten haben, motivierte Menschen zu finden, die 
bereit sind, in den Kommunalparlamenten Verant-
wortung zu übernehmen, weil sie frustriert sind und 
wenig Hoffnung haben, dort wirklich etwas bewegen 
zu können, dann haben sie das nicht zuletzt dieser 
Koalition zu verdanken. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schulz, nur 
eine kleine Bemerkung: In diesem Haus werden 
Debatten beantragt und geführt, in der Tat nicht 
inszeniert. 

(Werner Schulz [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Also, wenn die Koalition eine 
Anfrage an die Regierung richtet, dann ist 

das schon seltsam!) 
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Vizepräsident Hans Klein 
Ich erteile dem Parlamentarischen Staatssekretär 

beim Bundesministerium des Innern, Dr. Horst Waf-
fenschmidt, das Wort. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Der ist der 
Beschöniger der kommunalen Lage!) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst ein Wort 
zu Ihnen, Herr Kollege Keller von der PDS. Ich möchte 
mit großem Nachdruck zurückweisen, daß ich die 
wichtige Informationsarbeit des Deutschen Städteta-
ges mit der Informationsarbeit der SED gleichsetze. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

Das ist eine große Unverschämtheit; das haben die 
kommunalen Spitzenverbände nicht verdient. 

Meine Damen und Herren, zunächst ein paar Worte 
zu den neuen Bundesländern. Ich möchte ganz dezi-
diert auch für die Bundesregierung zunächst all denen 
danken, die sich in den Städten, Gemeinden und 
Kreisen in den neuen Bundesländern mit großer 
persönlicher Einsatzbereitschaft darangemacht ha-
ben, 40 Jahre kommunistischer Herrschaft zu über-
winden und eine freiheitliche Selbstverwaltung auf-
zubauen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Diesen Menschen schulden wir Dank und Anerken-
nung. Viele kamen aus ganz anderen Berufen und 
haben sich über Nacht durch die Mitbürgerinnen und 
Mitbürger in die kommunale Verantwortung rufen 
lassen. Was sie geleistet haben, kann gar nicht hoch 
genug eingeschätzt werden. 

Ich will an  dieser Stelle sagen: Diese Bundesregie-
rung hat mit persönlicher Unterstützung des Bundes-
kanzlers Helmut Kohl ganz neue Wege beschritten. 
Ich nenne als Beispiel die Investitionspauschalen. Wir 
haben das, was Länder bisher immer wieder abge-
lehnt haben, auch der Bund — das wollen wir für alle 
Regierungen sagen —, und was nicht gerade eine 
gepriesene Sache war, durchgesetzt und 6,5 Milliar-
den DM den Städten und Gemeinden unmittelbar zum 
eigenverantwortlichen Einsatz gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, das ist ein Beispiel, mit 
dem ich auffordere, nicht nur in den neuen, sondern 
auch in den alten Ländern einmal darüber nachzuden-
ken, ob man die kommunale Selbstverwaltung nicht 
dadurch stärkt, daß man  von den tausend Zuschuß-
töpfchen wegkommt und Investitionspauschalen an 
die Gemeinden gibt. Das sollten wir nachdrücklich 
unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich möchte hier auch feststellen, Frau Kollegin 
Schulte, daß wir alle gemeinsam, die wir für die 
Pflegeversicherung gestimmt haben, für das wich tige 
Aufgabengebiet, endlich auch den alten Menschen in 
den neuen Ländern zu helfen, gute Pflege- und 
Seniorenheime zu bekommen, über acht Jahre 
jeweils 800 Millionen DM, insgesamt also 6,4 Milliar-
den DM, zur Verfügung stellen. Ich finde, das ist eine 

Leistung, die sich gerade auch bei den Menschen in 
den neuen Ländern sehen lassen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mein Kollege Grünewald wird noch zum Solidar-
pakt sprechen. Wenn hier aber gesagt wird, m an  habe 
die Anliegen der neuen Länder und ihrer Gemeinden 
nicht genügend im Blick, dann will ich hier sagen: 
Manche Länder haben sich nach der Solidarpaktver-
handlung selbst gerühmt, wie gut sie abgeschnitten 
hätten. Nun sollen sie von dem, was sie vom Bund 
bekommen haben, auch den Städten und Gemeinden 
etwas geben. Das fordern wir mit großem Nach-
druck. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, hier ist oft gesagt wor-
den, man solle doch die Anliegen aus den Städten und 
Gemeinden aufnehmen. Ich will hier einmal ein 
Thema anschneiden: Es hat leider — das muß ich den 
Kolleginnen und Kollegen von der SPD sagen — lange 
gedauert, bis Sie die berechtigten Anliegen Ihrer 
Bürgermeister aufgenommen haben, end lich das 
Grundgesetz zu ändern, damit wir zu einer besseren 
Regelung beim Asylrecht kommen konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hätten Sie das eher getan, so hätten wir uns viel 
Verdrossenheit erspart. Hätten Sie mehr auf Ihre 
Bürgermeister gehört, so wären Sie eher zu der 
Entlastung gekommen, die das neue Asylrecht für die 
Städte und Gemeinden mit sich bringt. 

Ich freue mich, daß wir heute fraktionsübergreifend 
sagen können: Die Pflegeversicherung ist eine gute 
Sache. Das haben wir jetzt gemeinsam verabschiedet. 
Ich will an dieser Stelle Norbert Blüm danken, der 
unentwegt für diese Sache geworben hat. Sie wird zu 
einer großen Entlastung bei der Sozialhilfe führen. 
Dafür können wir alle dankbar sein, die wir das 
gemeinsam beschlossen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich hoffe, daß das nicht zum Anlaß genommen wird, 
zu sagen: Jetzt werden die Gemeinden bei der Sozial-
hilfe entlastet; dann können wir ihnen neue Lasten 
auferlegen. Ich hoffe, daß das, was an  Ersparnis 
möglich wird, den Kommunen verbleibt. 

Lassen Sie mich im Blick auf die längerfristigen 
Aufgabenstellungen noch zwei Punkte anschnei-
den. 

Meine Damen und Herren, wir sollten uns gemein-
sam dafür einsetzen, daß die Städte und Gemeinden 
unmittelbar an der Umsatzsteuer beteiligt werden. Ich 
halte das mittelfristig für eine ganz wichtige Sache. 
Wir müssen den geeigneten Schlüssel dafür finden, 
daß die Städte und Gemeinden mehr an unmittelbarer 
Steuerbeteiligung haben und weniger auf Zuschuß

-

programme angewiesen sind. Minister Waigel hat 
dazu eine Arbeitsgruppe eingesetzt. Sie wirkt mit den 
kommunalen Spitzenverbänden und der Wirtschaft 
zusammen. Wir können nur hoffen, daß sie Erfolg hat. 
Dann sind nämlich die Städte und Gemeinden an  der 
Grundsteuer, an der Lohn- und Einkommensteuer, an 

 der Gewerbesteuer — auf die werden sie noch lange 
angewiesen sein — und dann auch an  der Umsatz- 
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steuer beteiligt. Das wäre eine gute finanzielle Grund-
lage. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär — — 

Dr.  Horst Waffenschmidt, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ja, ich komme zum 
Schluß, Herr Präsident, weil auch andere hier ihren 
Beitrag leisten wollen. 

Ich unterstreiche mit Nachdruck, daß wir eine 
Ergänzung in Art. 28 des Grundgesetzes erreicht 
haben. Sie soll die Finanzautonomie der Städte und 
Gemeinden stärken. Ich sage hier ganz offen: Ich hätte 
mir an dieser Stelle noch mehr gewünscht. Aber wir 
mußten einen Kompromiß schließen, damit wir eine 
Zweidrittelmehrheit von Bund und Ländern finden. 
Möge es dazu dienen, daß wir künftig in den Städten 
und Gemeinden damit gut arbeiten können. Aber ich 
meine, viele Dinge lassen sich aufweisen — im 
Gegensatz zu mancher sehr pessimistischen Zu-
standsbeschreibung —, die beweisen, daß wir hier in 
der Bundespolitik die Anliegen der Städte, Gemein-
den und Kreise und ihrer Bürger aufnehmen und 
anstreben, gute Lösungen zu finden. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Es geht doch nichts über 
parlamentarische Erfahrung. Wenn man mit der Ein-
leitung „damit die anderen reden können" noch 
anderthalb Minuten überzieht: Respekt, Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär! 

(Heiterkeit) 
Ich erteile jetzt dem Kollegen Meinrad Belle das 

Wort . 

Meinrad Belle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Menschen suchen Geborgen-
heit in einer vertrauten Umwelt. Deshalb hat die 
kommunale Selbstverwaltung, die auf Eigenverant-
wortung und Bürgersinn beruht, wegen ihrer 
Geschichte und Tradition für unser Land eine so große 
Bedeutung. Was die kleinere Einheit in eigener Ver-
antwortung wirksam entscheiden kann, soll der Staat 
nicht an sich ziehen. So die grundsätzliche Aussage 
unseres Bundeskanzlers Dr. Helmut Kohl in seiner 
Regierungserklärung. 

Diese großartige Idee von der kommunalen Selbst-
verwaltung ist nun bald 200 Jahre alt. Gesetz wurde 
sie mit der preußischen Städteordnung des Freiherrn 
vom Stein im Jahre 1808. Seit 1808 wird die örtliche 
Selbstverwaltung bis in die heutige Zeit und wahr-
scheinlich auch in Zukunft vom Mißtrauen staatlicher 
Instanzen begleitet. Dabei wollte der Freiherr vom 
Stein durch die städtische Selbstverwaltung keines-
wegs den Staat schwächen, sondern ihn stärken. Aber 
er wollte einen Staat, der vom Bürger ge tragen wird. 
Das erschien ihm nur erreichbar, wenn die Bürger an 
den öffentlichen Geschäften mitwirkten. Die verloren-
gegangene Teilnahme der Bürger am Gemeinwesen 
sollte wiederhergestellt werden. 

(Uwe Lambinus [SPD]: Auch im Grundge

-

setz!) 
— Richtig. 

Als überzeugter Anhänger dieser Idee stelle ich fest, 
daß es uns in den letzten Jahren gelungen ist, Kollege 
Lambinus, die kommunale Selbstverwaltung in Teil-
bereichen weiter zu stärken. Die beabsichtigte Ergän-
zung von Art. 28 des Grundgesetzes, die kommunale 
Investitionspauschale in den neuen Bundesländern 
und die Beteiligung der Kommunen am neu geschaf-
fenen Ausschuß für Beziehungen zu den regionalen 
und lokalen Körperschaften des Maast richter Vertra-
ges sind einige Beispiele. 

Nicht verschwiegen werden sollen allerdings auch 
die Gefahren, die der kommunalen Selbstverwaltung 
dauernd drohen. Die kommunalen Spitzenverbände 
haben bei der Verfassungsdiskussion offen die Ein-
führung einer Kommunalkammer auf Bundesebene 
zur Interessenwahrnehmung der Städte, Gemeinden 
und Kreise gegenüber dem Gesetzgeber gefordert. Da 
sollte in Bundes- und Landespolitik wahrlich das 
Warnsignal aufleuchten. Ganz offenbar fühlen sich 
die Kommunalvertreter durch das geltende Recht und 
die Praxis nicht ausreichend beteiligt. 

Dann soll es auch Bundespolitiker geben, die 
zusätzliche Aufgaben auf die Kommunen übertragen, 
ohne sie gleichzeitig mit den dafür notwendigen 
finanziellen Mitteln auszustatten. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Dazu gehören Sie auch!) 

— Nein. — Das geschieht wohl im Hinblick auf die bei 
mancherlei Problemlösungen bewährte Findigkeit 
und Intelligenz der Kommunalpolitiker. Diese Politi-
ker übersehen dabei, daß die Grundrechenarten nach 
Adam Riese auch für die Kommunen gelten. Auch die 
Städte und Gemeinden können nur das ausgeben, 
was vorher eingenommen wurde. 

Ich verstehe allerdings nicht g anz, daß der Kollege 
Schüßler vorhin die Bundesregierung wegen des 
Rechtes auf einen Kindergartenplatz beschimpfte. Ich 
möchte doch der Vollständigkeit halber darauf hin-
weisen, daß das Recht auf einen Kindergartenplatz mit 
Wirkung vom 1. Januar 1996 auf Grund eines Gesetz-
entwurfes der SPD und der F.D.P. eingeführt worden 
ist und nicht von uns vorwärtsgebracht wurde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Hilfreich, meine Damen und Herren, wäre es auch, 
wenn die Bundespolitiker den Kommunen wenigstens 
dann moralische Unterstützung geben, wenn sie, wie 
beim Asylbewerberleistungsgesetz, schwierige Auf-
gaben übertragen oder neu geregelt haben. Es sollte 
sich eigentlich auch bereits herumgesprochen haben, 
daß die Lebensverhältnisse für die Bürgerinnen und 
Bürger unseres Landes nicht dadurch besser werden, 
daß fernab, weit vom Schuß, Rechtsansprüche nor-
miert werden. Meine Damen und Herren, damit wird 
lediglich die Manie mancher Zeitgenossen unter-
stützt, die unseren Rechtsstaat zum Rechtsmittelstaat 
machen wollen. Die Bedingungen für das Leben in 
unseren Städten und Gemeinden müssen vor Ort 
verbessert werden. 

Wenn über eine Stärkung der kommunalen Selbst-
verwaltung gesprochen wird, muß auch klargemacht 
werden, daß Schutz der Selbstverwaltung ausrei- 



19484 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 

Meinrad Belle 

chende Finanzausstattung heißt. So formuliert es der 
Hauptgeschäftsführer des Gemeindetages in Baden

-
Württemberg, Dr. Steger, treffend in einem Aufsatz. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sehr guter Mann!) 

Die kommunalen Finanzen werden — das wissen 
wir — weitgehend vom Bundes- und Landesgesetzge-
ber bestimmt. Erfreulich ist, daß immerhin seit der 
Ankündigung unseres Bundeskanzlers vom 20. Mai 
1993 zum Solidarpakt erkennbar wird, daß die Politik 
auf Bundes- und Landesebene eher bereit wird, die 
notwendigen Aufgaben im eigenen Wirkungskreis zu 
erledigen und die Konsequenzen aus der absehbaren 
Finanzsituation der öffentlichen Hand insgesamt zu 
ziehen, d. h. vor allem zu sparen. 

Trotz dieser positiven Signale, meine Damen und 
Herren: Die Bundesländer dürfen sich ihrer verfas-
sungsmäßigen Aufgabe als Garanten der gemeindli-
chen Finanzen nicht verweigern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie sollten der Versuchung nicht erliegen, ihre Liqui-
ditätsprobleme zu Lasten der Kommunen zu lösen. 

(Beifall des Abg. Dr. Franz-Josef Mertens 
[Bottrop] [SPD]) 

Sehr herzlich will ich daher die Bundesländer ein-
laden, an der Arbeitsgruppe Unternehmensteuerre-
form und Gemeindefinanzen beim Bundesminister 
der Finanzen künftig mitzuarbeiten, auch und wenn 
und gerade weil die kommunalen Spitzenverbände 
bereits beteiligt sind. Das sollte sich nicht ausschlie-
ßen. Allgemeingültige Erkenntnis muß werden, daß 
die Finanzausstattung der Kommunen auf Dauer den 
tatsächlichen Aufgaben gerecht bleiben muß. Nur so 
können die Städte und Gemeinden die ihnen 1989 
vom Bundesverfassungsgericht gestellte Aufgabe 
kraftvoller Betätigung im Bereich der örtlichen Ange-
legenheiten erfüllen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kollege 
Dr. Franz-Josef Mertens. 

Dr. Franz-Josef Mertens (Bottrop) (SPD): Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die Städte und 
Gemeinden sind die letzten in der Kette öffentlicher 
Haushalte, und den letzten beißen bekanntlich die 
Hunde. Die deutschen Städte hängen am Tropf 

(Zuruf von der F.D.P.: Der L ander!) 

und suchen verzweifelt Wege aus der Schuldennot. 
Nun können die Kommunen, anders als ein privates 
Unternehmen, nicht Konkurs anmelden und ihren 
Laden einfach dichtmachen, denn sie erfüllen für ihre 
Bürger wichtige öffentliche Aufgaben. 

Die desolate Haushaltslage bringt die Kommunen 
jedoch an  den Rand ihrer Handlungsfähigkeit, und 
dadurch gerät das in der Verfassung verankerte 
Prinzip der kommunalen Selbstverwaltung in Gefahr; 
denn die Kommunen sind gezwungen, Einsparungen 
in erster Linie bei den freiwilligen Selbstverwaltungs

-

aufgaben vorzunehmen. Kürzungen bei den staatlich 
übertragenen Pflichtaufgaben sind nicht möglich, im 
Gegenteil: Da der Bund, aber auch die Länder immer 
mehr Belastungen auf die Kommunen abwälzen, ohne 
dafür die notwendigen finanziellen Mittel zur Verfü-
gung zu stellen, steigen die Ausgaben in diesem 
Bereich bei gleichzeitig sinkenden Einnahmen. Hier-
für ist auch nicht, wie oft pauschal und fälschlich 
behauptet wird, zuletzt von der Deutschen Bundes-
bank, eine sorglose und verantwortungslose Ausga-
benpolitik der Kommunalpolitiker in den vergange-
nen Jahrzehnten verantwortlich. 

Natürlich gibt es hausgemachte Ursachen für die 
Misere der kommunalen Finanzen. Hier ist sicherlich 
übertrieben worden, und es gibt sicher auch noch 
Rationalisierungsreserven bei den Kommunen. Aber 
eine pauschal verantwortungslose Ausgabenpolitik 
der Kommunen hat es jedenfalls im vergangenen 
Jahrzehnt in vielen Städten nicht gegeben. Im Gegen-
teil, viele Städte — dazu gehören auch die beiden 
Städte in meinem Wahlkreis, Bot trop und Gladbeck 
im Ruhrgebiet — können auf eine erfolgreiche Konso-
lidierung ihrer Haushalte in den achtziger Jahren 
zurückblicken. 

Nein, die Ursachen der desolaten Haushaltslage der 
Kommunen liegen im wesentlichen woanders. Es sind 
die Steuermindereinnahmen infolge der schlechten 
Konjunktur. Es sind die explosionsartig ansteigenden 
Sozialhilfeausgaben, die die kommunalen Haushalte 
in die Luft zu sprengen drohen, sowie die Beteiligung 
am Fonds Deutsche Einheit. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Ja!) 

Wir erleben derzeit in den Städten infolge der 
Rezession besonders bei der Gewerbesteuer starke 
Einbrüche. 

(Gerhard Schüßler [F.D.P.]: Deswegen muß 
sie weg!) 

Dabei wirkt sich die große Abhängigkeit der Gewer-
besteuer von der Gewinnentwicklung der Betriebe 
sehr negativ aus — eine Entwicklung, die im übrigen 
die Bundesregierung durch ihre zahlreichen Eingriffe 
in die Gewerbesteuer entscheidend mitverursacht 
hat. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das war mittelstands-
freundlich!) 

Der Abbau von Arbeitsplätzen führt zudem zu 
geringeren Einnahmen beim kommunalen Anteil an 

 der Einkommensteuer. In diesem Zusammenhang ist 
es geradezu ein Hohn, wenn die Bundesregierung in 
ihrer Antwort die Beteiligung der Kommunen an  der 
Zinsabschlagsteuer als Entlastungsmaßnahme der 
Bundesregierung zugunsten der Kommunen dar-
stellt. 

(Beifall bei der SPD) 

Angesichts der Mindereinnahmen, die das Zinsab-
schlaggesetz bei der Einkommensteuer zur Folge hat, 
ist die zwölfprozentige Beteiligung der Gemeinden 
eine notwendige und logische Ausgleichsmaßnahme. 
Sich dies als Verdienst anzurechnen, wie das die 
Bundesregierung tut, ist um so abwegiger, als die 
ursprünglichen Aufkommenserwartungen des Bun- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 	19485 

Dr. Franz-Josef Mertens (Bottrop) 

desfinanzministers sich als völlig unrealistisch erwie-
sen haben. 

Schließlich ist es die Verschiebebahnhofpolitik der 
Bundesregierung, die die kommunalen Haushalte in 
dramatische Schwierigkeiten bringt. Die Bundesre-
gierung benimmt sich hier wie jemand, der sich neue 
Möbel kauft und die Rechnung dem Nachbarn 
schickt. 

Meine Damen und Herren, ich stehe gar nicht an 
einzuräumen, daß Verschiebebahnhofpolitik nicht 
das alleinige Privileg dieser Bundesregierung ist. Das 
haben andere Bundesregierungen ebenfalls getan, 
auch die sozialliberale. Aber was die Bundesregie-
rung sich auf diesem Gebiet geleistet und was sie 
zusätzlich noch versucht hat, schlägt dem Faß den 
Boden aus. Ich meine den Versuch, die sogenannte 
originäre Arbeitslosenhilfe abzuschaffen und die 
Arbeitslosenhilfe zeitlich zu begrenzen. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Richtig!) 
Diese Gesetzesvorschläge waren aus kommunalpo-

litischer, aber auch aus gesellschaftspolitischer Sicht 
skandalös. Das war ein ganz unfairer, um nicht zu 
sagen: unanständiger Versuch — mit Sparen hatte das 
nichts zu tun —, eine Vier-Milliarden-Belastung auf 
die schwächste, nämlich die kommunale Ebene wei-
terzuschieben. 

Gesellschaftspolitisch wäre die Folge gewesen, daß 
Hunderttausende von Arbeitslosen Sozialhilfeemp-
fänger geworden wären. Kommunalpolitisch wäre die 
Konsequenz gewesen, daß wegen der wachsenden 
Arbeitsmarktprobleme die Städte in den neuen Bun-
desländern, aber auch die Städte in den Krisenregio-
nen der alten Bundesländer, und hier vor allem die 
Ruhrgebietsstädte, ganz stark be troffen und belastet 
gewesen wären. 

(Zuruf von der F.D.P.: Oskars Ländle hast  du 
 vergessen!) 

Bottrop als eine Stadt im Ruhrgebiet mit 120 000 
Einwohnern hätte eine zusätzliche Belastung von 
20 Millionen DM tragen müssen. Mit dieser Belastung 
wäre sie unmöglich — genausowenig wie die übrigen 
Ruhrgebietsstädte — fertig geworden. 

Meine Damen und Herren von der CDU, so wird der 
Sturm auf die roten Rathäuser, den Sie bei jeder 
Kommunalwahl ankündigen, leider auch am 16. Ok-
tober ins Wasser fallen müssen. 

(Beifall der Abg. Brigitte Schulte [Hameln] 
[SPD] — Zuruf von der CDU/CSU: Warum 

„leider"?) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Franz-Josef Mertens (Bottrop) (SPD): Bitte 
sehr. 

Gerhard Schüßler (F.D.P.): Herr Kollege, da Sie aus 
Nordrhein-Westfalen kommen, möchte ich Sie fragen, 
ob nicht gerade die Landesregierung von Nordrhein

-

Westfalen eine der kommunalunfreundlichsten Lan-
desregierungen ist. 

(Uwe Lambinus [SPD]: Und Bayern?) 

Ist es z. B. richtig, daß Pflichtaufgaben nach Wei-
sung, die den Kommunen zugewiesen worden sind, 
finanziert worden sind — wie das auch richtig ist — 
und dann auf einmal nicht mehr bezahlt wurden, weil 
gesagt wurde: Das ist jetzt im Steuerverbund, im 
Länderfinanzausgleich enthalten? Das war die erste 
Frage. 

Die zweite Frage: Sind Sie mit mir der Meinung, daß 
die Kommunalfreundlichkeit des Landes Nordrhein-
Westfalen letztmalig bei den liberalen Innenministern 
Weyer und Hirsch gegeben war? 

(Lachen bei der SPD — B rigitte Schulte 
[Hameln] [SPD]: Vor 20 Jahren!) 

Und die Steuerverbundquote von 28,5 % haben Sie 
inzwischen im Finanzausgleich auf 21,5 % herunter-
gewirtschaftet! Können Sie diese Fakten bestätigen? 

Dr. Franz-Josef Me rtens (Bottrop) (SPD): Es trifft zu, 
daß das Land Nordrhein-Westfalen eine Verbund-
quote von 28 % gehabt hat und daß sie inzwischen auf 
23,5 % — glaube ich — abgesenkt worden ist. Aber 
diese Quote ist immer noch eine Spitzenstellung unter 
den Bundesländern. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie liegt noch weit höher als in vielen CDU-geführten 
Bundesländern. Deshalb beantwortet sich die Frage, 
wie kommunalfreundlich die NRW-Landesregierung 
ist, wohl von selbst. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat mit diesen Gesetzesvorschlägen — ich meine die 
zeitliche Begrenzung der Arbeitslosenhilfe und die 
Abschaffung der originären Arbeitslosenhilfe — in 
schwerwiegender Weise gegen die Grundsätze eines 
föderativen Staatsaufbaus verstoßen. Die Finanzie-
rung der Arbeitslosigkeit muß wegen des verfas-
sungsrechtlichen Postulats der Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse auf der Ebene des Bundes erfol-
gen und darf nicht auf die Ebene der Kommunen 
abgeschoben werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Daß es nicht dazu gekommen ist, ist weiß Gott nicht 
das Verdienst der Bundesregierung. Der Not gehor-
chend und nicht dem eigenen Triebe, meine Damen 
und Herren aus dem Regierungslager, haben Sie der 
SPD nachgegeben und sich einige der schlimmsten 
Giftzähne in Sachen  Sozialkürzungsgesetze ziehen 
lassen. Der Bundeskanzler kann offensichtlich seinen 
politischen Laden nicht mehr zusammenhalten. Denn 
in diesem konkreten Fall haben auch die CDU-
geführten Länder im Osten unseres Landes der Bun-
desregierung die Gefolgschaft aufgekündigt. Denn 
Ihre Kommunen hätten die Kosten für die aus der 
Arbeitslosenhilfe in die Sozialhilfe gestoßenen Dau-
erarbeitslosen nicht verkraften können. Gegen diese 
geschlossene Front aus West- und Ost-Ländern war 
die Bundesregierung im Bundesrat — ich sage: Gott 
sei Dank — machtlos. 

Meine Damen und Herren, kommen Sie nicht auf 
die Idee, Ihre Niederlage nachträglich noch als Sieg 
zugunsten der Ärmsten der Armen auszugeben und 
sich im Wahlkampf Ihrer Mildtätigkeit zu rühmen! 
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Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Mertens, 
das rote Licht leuchtet bereits. 

Dr. Franz-Josef Mertens (Bottrop) (SPD): Vielen 
Dank, Herr Präsident. — Dabei hat nur die SPD Sie zu 
Ihrem Glück gezwungen, den Anspruch auf eine 
christliche Volkspartei nicht vollends aufgeben zu 
müssen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, ich betone zum Schluß: 

Wir Sozialdemokraten werden jetzt und in Zukunft 
mit allen Kräften daran arbeiten, daß die dritte öffent-
liche Ebene, die kommunale, im voll entbrannten 
Verteilungskampf gerecht behandelt wird — nicht 
mehr, aber auch nicht weniger. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Das ist ein guter Vor

-

satz!) 

Vizepräsident Hans Klein: Der amtierende Präsident 
hat ja nicht die Funktion des Zeitnehmers. Aber er 
sorgt immer dafür, daß die angemeldeten Redezeiten 
eingehalten werden, damit die Kollegen, die auch 
noch Redezeiten angemeldet haben, zu ihrer Redezeit 
kommen. Es ist halt tricky, wenn jemand sagt: „Ich 
komme zum Schluß" und dann doch noch eine drei-
viertel Minute weiterredet. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Er hat sich 
an  Herrn Waffenschmidt orientiert!) 

— Verehrte Frau Kollegin Schulte, ich würde das ja 
jetzt gar nicht sagen, wenn ich nicht vorher den Herrn 
Parlamentarischen Staatsekretär in dieser Frage 
schon gepackt hätte. 

Ich bitte Sie alle herzlich, nach der Geschäftsord-
nung zu verfahren: Wenn der Präsident auf den Schluß 
der Redezeit hinweist, sagen Sie wirklich nur noch 
einen Satz. 

Jetzt hat der Kollege Dr. Jürgen Schmieder das 
Wort . 

Dr. Jürgen Schmieder (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn wir hier über die Lage in den Städten, Gemein-
den und Kreisen in den Ländern Deutschlands debat-
tieren, dann ist es natürlich sinnvoll, auch Erfahrun-
gen und Sichtweisen der ostdeutschen Barger mit 
einzubeziehen. Das möchte ich hier tun. 

In meine Betrachtungen beziehe ich einen Rund-
brief der Stadtkämmerer der sechs kreisfreien Städte 
des Freistaates Sachsen ein und verweise auf einen 
von mir organisierten regional- und parteiübergrei-
fenden Gesprächskreis mit Bürgermeistern von klei-
neren und mittleren Kommunen bis hin zu Städten mit 
bis zu 30 000 Einwohnern. Die Erfahrungen und 
Sorgen sowie Forderungen und Empfehlungen wur-
den in einer sogenannten Oelsnitzer Erklärung als 
Gesprächsangebot zusammengefaßt. 

Während sich die Kämmerer der kreisfreien Städte 
zusammenfanden, um gemeinsam ein Klagelied 
anzustimmen, und mehr finanzielle Unterstützung 
forderten — zumindest geht das aus einer gemeinsa-
men Erklärung hervor —, waren die Bürgermeister 
der kleineren Städte wesentlich kreativer und arbei

-

teten auch mit Empfehlungen an ihre Amtsbrüder, um 
sie vor Fehlern zu warnen. 

In den Großstädten ist die Situation sicherlich — zu-
gegeben — anders als in kleineren Kommunen. Aber 
es gibt natürlich auch ganz andere Möglichkeiten, 
sich selbst zu helfen. 

Ich denke hier insbesondere an regionale Wirt-
schaftsförderungskonzepte unter Einbeziehung von 
Großstadt und Umland, vorrangige Klärung der 
Eigentumsfragen in den Ämtern für die Regelung von 
offenen Vermögensfragen, gezielte Gewerbeansied-
lung mit Bevorzugung des produzierenden Gewerbes, 
um so neue Wirtschaftsstrukturen und Arbeitsplätze 
zu schaffen, aber auch um über damit verbundene 
Einnahmen aus Steuereinkünften das Stadtsäckel zu 
füllen. 

Über Rückkopplungseffekte bestimmen natürlich 
auch die Banken und Sparkassen bei der Vergabe von 
Krediten und Bürgschaften gerade an  Existenzgrün-
der und unternehmensbereite Investoren ganz we-
sentlich die wirtschaft liche Struktur und damit auch 
die finanzielle Lage der Kommunen mit. 

Aber das Vorgehen der Banken und Sparkassen in 
Ostdeutschland, insbesondere die Verfahrensweise 
bei der Kreditvergabe an Ostdeutsche, empfinden wir 
schlichtweg als empörend und diskriminierend. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Da werden Schneiders Milliarden zugeschoben, und 
wenn Ostdeutsche einen Kredit beantragen, dann 
verlangt man vierfache Sicherheiten. Hier sollten sich 
Kommunen und Vertreter der einheimischen Wi rt

-schaft zusammenfinden, um gemeinsame Strategien 
zu erarbeiten. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sehr gut! — B rigitte Schulte [Hameln] [SPD]: 
Stellt ihr den Bundeswirtschaftsminister oder 

nicht?) 

Gleichfalls darf ich auf Möglichkeiten eines sinnvoll 
organisierten Wohnungswesens verweisen. Neben 
der Schaffung eines mit sozialverträglichen Mieten 
verbundenen Wohnungsbestandes gilt es, Sanierung 
und Modernisierung genauso voranzutreiben wie Pri-
vatisierung und Neubau. 

Aus dem Verkauf von Wohnungen und Restflächen 
aus öffentlicher Hand sind natürlich auch finanzielle 
Lücken zu schließen. 

Ganz wichtig — deshalb betone ich dies beson-
ders — ist die Privatisierung von öffentlichen Dienst-
leistungen und kommunalen Aufgaben. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Damit gehen ein Personalabbau und eine wesentliche 
Entlastung für den Stadtsäckel einher. A ll  das muß 
man den Kämmerern der größeren Städte natürlich 
deutlich sagen. Ideen zu haben und sie zu verwirkli-
chen ist besser, als wehzuklagen. Das sage ich gerade 
mit Blick auf Chemnitz. 

(Beifall bei der F.D.P. — Zuruf des Abg. 
Dr. R. Werner Schuster [SPD]) 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. Ap ril 1994 	19487 

Dr. Jürgen Schmieder 
— Ich mache das am Beispiel Chemnitz deutlich. Ich 
will dort demnächst kandidieren; deshalb habe ich das 
so unmittelbar vor mir. 

Die Bürgermeister der kleineren Kommunen dage-
gen setzen eher auf gegenseitigen Erfahrungsaus-
tausch und empfehlen z. B. die Rationalisierung der 
Verwaltungsstrukturen, hierbei insbesondere ver-
stärkt interkommunale Zusammenarbeit bis hin zur 
Bildung von Verwaltungsgemeinschaften und größe-
ren Einheitsgemeinden sowie Einbeziehung privat-
wirtschaftlicher Organisationsformen, eine Um-
schichtung von finanziellen Mitteln als Grundvoraus-
setzung für den weiteren Aufbau und Ausbau der 
kommunalen Infrastruktursysteme und der Straßen, 
eine stärkere Einbeziehung von einheimischen kom-
petenten Personen in die jeweilige Verwaltungs-
ebene und Orientierung auf eine schlanke, arbeitsfä-
hige und temporäre Zwischenverwaltungsebene. Sie 
orientieren weiterhin auf eine sachliche überparteili-
che Zusammenarbeit. 

Ich denke, vor allen Dingen der letzte Punkt, die 
überparteiliche Zusammenarbeit, muß für alle demo-
kratischen Parteien Verpflichtung sein. Ich empfehle 
daher allen, die in Ostdeutschland für die Kommunal-
parlamente kandidieren, diesen Aspekt nicht zu ver-
gessen. 

(Beifall bei der F.D.P.) 
Denn einen gleichen Stellenwert wie der eigene 
Wahlkampf hat auch die überparteiliche Zusammen-
arbeit, zumindest für die demokratischen Parteien. 
Parteiengerangel sollte in den Kommunalparlamen-
ten einer konsequenten Sacharbeit weichen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen, Dr. Joachim Grünewald. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Daß ich als alter 
Kommunalmann diese Debatte über die Lage der 
Städte, der Kreise und der Gemeinden gerne zum 
Anlaß nehme, auch einmal einen Blick in die Zukunft 
der Kommunalfinanzen zu werfen, versteht sich wohl 
von selber. 

Aber gestatten Sie mir folgende Bemerkung vorab: 
Wenn ich den bisherigen Verlauf der Diskussion 
insbesondere von der von hier aus gesehen linken 
Seite und insbesondere von dem Kollegen Schulz 
— der schon nicht mehr hier ist — nachvollziehe, dann 
muß ich mir doch den Hinweis erlauben dürfen, daß 
nach der finanzverfassungsrechtlichen Situation in 
unserem Lande für die aufgabengerechte Finanzaus-
stattung der Kommunen die Länder zuständig sind, 
aber nicht der Bund zuständig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Deswegen kann ich vieles von der Schelte, die Sie hier 
losgetreten haben, nicht verstehen. 

Dabei, Herr Kollege Mertens, bin ich mit Ihnen 
völlig einer Meinung — das sage ich auch, wie Sie 
wissen, als langjähriger finanzpolitischer Sprecher  

der Kreise auf Bundes- und auf Landesebene, also in 
alter Funktion —, daß durch die bloße Umverteilung 
von Mangel keine Probleme gelöst werden. 

Aber ich muß Ihnen schon sagen: Sie haben über-
wiegend nur über Dinge gesprochen, die nach dem 
Vermittlungsergebnis nicht eingetreten sind. Wenn 
Sie gerade Nordrhein-Westfalen als ein kommunal-
freundliches Land in Anspruch nehmen, dann darf ich 
Ihnen aus über zwölfjähriger Erfahrung sagen, daß 
man nach sorgfältigen Vergleichen zu dem Ergebnis 
kommen muß — und da spielt nicht nur der Steuer-
verbund eine Rolle, sondern auch die Befrachtung des 
kommunalen Finanzausgleichs mit staatlichen Aufga-
ben —, daß es kein weiteres so kommunalunfreundli-
ches Land gibt wie das Land Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nun aber zurück zur Bundespolitik. Auf der Basis 
der vor kurzem vom Statistischen Bundesamt vorge-
legten Zahlen, aber insbesondere auch auf der Basis 
der sich aufhellenden konjunkturellen Entwicklung, 
die wir heute hier im Hause miteinander besprechen 
konnten und durften, gibt es sehr positive Anzei-
chen. 

Im Finanzplanungsrat gingen wir — also Bund, 
Länder, kommunale Spitzenverbände — noch im 
November vergangenen Jahres von Finanzierungsde-
fiziten bei den westdeutschen Kommunen in Höhe 
von 11 Milliarden DM, bei den ostdeutschen Kommu-
nen in Höhe von 10,5 Milliarden DM aus. Ausweislich 
des Statistischen Bundesamtes lagen nun die Finan-
zierungsdefizite in den alten Ländern mit 9,3 Milliar-
den DM und in den neuen Ländern mit „nur" 4,7 
Milliarden DM deutlich unter den noch im November 
erwarteten Werten. 

Die Bundesregierung wertet diese Zahlen als ein 
Anzeichen des endlich erfolgten Einschwenkens auch 
der Kommunen auf den Pfad der Konsolidierung. 
Kollege Schüßler hat recht — und das beklage ich 
auch aus meiner früheren Funktion —, daß die Kom-
munen 1991 und 1992 zu lange eine einnahmeorien-
tierte Ausgabenpolitik betrieben haben. Herr Kollege 
Mertens, das, nur das hat die Bundesbank völlig 
richtig und zutreffend kritisiert. 

Wir sind uns mit den Spitzenverbänden, insbeson-
dere mit dem Städtetag, einig, daß die Konsolidie-
rungsbemühungen trotz dieser positiven Anzeichen 
ganz dringlich fortgesetzt werden müssen. Daß nun 
die Bundesregierung bei allen ihren steuerlichen und 
finanziellen Maßnahmen die Interessen der Kommu-
nen im Auge gehabt hat, will doch wirklich keiner 
leugnen. Gerade die zweistelligen Zuwachsraten in 
den Sozialhaushalten der Kommunen im Jahre 1993 
zeigen doch, wie dringend notwendig es war, in 
diesen Bereichen zu Einschränkungen zugunsten der 
Kommunen zu kommen. Gegen welchen Widerstand, 
gegen welche Polemik — „soziale Kälte", „sozialer 
Kahlschlag" — haben wir diese Dinge nur durchset-
zen können! 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Unfaßbar, 
was Sie da sagen!) 

Noch eine Bemerkung zum Fonds Deutsche Ein-
heit. Ich fordere auch von dieser Stelle aus die neuen 
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Länder auf, ab 1. Januar ihrer Verantwortung für eine 
aufgabengerechte Finanzausstattung der Kommunen 
Sorge zu tragen. Am Fonds Deutsche Einheit haben 
wir die Kommunen mit 40 % beteiligt. Ab 1. Januar 
1995 werden die neuen Länder mit über 20 Milliarden 
DM mehr aus dem auf 35 Milliarden DM verstetigten 
Fonds Deutsche Einheit in großzügiger Form mit Geld 
ausgestattet. Ich hoffe sehr, daß die neuen Länder die 
Kommunen nun auch angemessen, d. h. aufgabenge-
recht, an diesen Segnungen beteiligen werden. 

Denn es ist ganz unleugbar, daß die Kommunen 
gerade in den neuen Ländern mit Blick auf die großen 
Anforderungen an ihre Verwaltungshaushalte, aber 
auch an ihre Vermögenshaushalte — hier ist noch viel 
an fehlender kommunaler Infrastruktur zu leisten — in 
großen Schwierigkeiten sind und sein werden. Wir 
werden diese Konsolidierungspolitik auch für die 
Kommunen weiter fortsetzen. Es wurde schon wieder-
holt darauf hingewiesen, wie sehr wir das im Auge 
haben. 

Wir freuen uns mit allen, daß die Pflegeversiche-
rung nun Wirklichkeit geworden ist. Sie wird die 
Kommunen, wenn sie voll wirksam wird, mit rund 
10 Milliarden DM entlasten. Das ist dann die größte 
Entlastung. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Sie sind 
weit über die Zeit. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: — Danke. — Wir haben 
uns auch auf den Weg gemacht, eine seit über 20 
Jahren diskutierte Gemeindefinanzreform in der 
nächsten Legislaturperiode auf den Weg zu brin-
gen. 

Schönen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Dr. Chri-
stine Lucyga, Sie haben das Wort. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Staatssekretär, 
ich glaube, ich habe mich eben verhört, als Sie von 
Segnungen sprachen. Wenn das, was wir in den 
ostdeutschen Kommunen erleben, schon Ihre Segnun-
gen sind, dann möchte ich nicht erleben, wie Ihre 
Strafaktionen aussehen; 

(Beifall bei der SPD) 
denn mit denen kennen wir uns ja bestens aus. 

„Kommunalpolitik in schwerer Zeit", so war vor 
wenigen Tagen eine Jahresversammlung kommuna-
ler Spitzenverbände überschrieben, auf der wiederum 
erschreckend deutlich wurde, wie oft die Städte und 
Gemeinden mit ihren wachsenden Problemen allein 
gelassen werden und wie aus einer falschen politi-
schen Weichenstellung resultierende strukturelle 
Fehlentwicklungen, insbesondere im Osten Deutsch-
lands, die Kommunen in einen wahren Teufelskreis 
aus steigenden Belastungen einerseits und finanziell 
enger werdenden Handlungsspielräumen anderer-
seits treiben, wobei den Kommunalpolitikern in der 
Regel die Rolle des Schwarzen Peters zufällt. 

In Ostdeutschland ist die Handlungsfähigkeit der 
Städte und Gemeinden bereits verlorengegangen, 
bevor sie überhaupt erreicht wurde. Die Kommunen 
dort stecken seit Anfang ihrer Entwicklung durch 
spezifische Bedingungen, zu denen auch die Altschul-
denproblematik gehört, permanent in Haushaltsnot-
lagen. Auf die Altschulden — eine unendliche 
Geschichte — werde ich noch zu sprechen kommen. 
Ich möchte aber etwas Grundsätzliches voranschik-
ken. 

Abgesehen davon, daß die Einnahmen der ostdeut-
schen Kommunen durch die auch politisch zu verant-
wortende Ertragsschwäche der ostdeutschen Wirt-
schaft gering sind und sie noch lange Zeit hohe 
Finanzzuweisungen brauchen, dabei aber nur be-
grenzte Ausgabenspielräume haben, werden ihnen 
schon jetzt immer rascher steigende Ausgabenlasten 
bei ungleich schwierigeren Voraussetzungen aufer-
legt. 

Vizepräsident Hans Klein: Verzeihung, Frau Kolle-
gin. Ich möchte dem Herrn Parlamentarischen 
Geschäftsführer nur sagen, er möge seine Motiva-
tionsaktionen etwas unauffälliger machen. 

(Heiterkeit — Eduard Oswald [CDU/CSU]: 
Herr Präsident, ich habe den Hinweis des 
Präsidiums verstanden! — Wilhelm Rawe 
[CDU/CSU]: Herr Präsident, die Motivation 

ist wichtig!) 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Vielen Dank, Herr 
Präsident. Aber hoffentlich leuchtet hier am Pult die 
rote Lampe nicht vorzeitig, wenn Sie mich ständig 
unterbrechen. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich habe während dieser 
Durchsage die Zeit angehalten. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Darf ich wieder zum 
Thema kommen? — Die Tatsache, daß die Hansestadt 
Rostock im Jahre 1992 ihren Verwaltungshaushalt mit 
Schulden in Höhe von 81 Millionen DM abschließen 
mußte, zeitweilig keine Gehälter zahlen konnte und 
ihre Kreditfähigkeit verloren hatte, mag die Dramatik 
der Situation verdeutlichen. Die Hansestadt hat sich 
mit dem Mut der Verzweiflung Sparzwängen unter-
worfen, die schon sehr tief ins Gesunde gehen. 

Dabei wissen wir, daß neue Probleme auf uns 
warten. Wir wissen, wie hart die Lage beispielsweise 
für den Bereich der Kultur wird, wenn der Bund aus 
der Kulturförderung nach dem Einigungsvertrag aus-
steigt, wie ungleich schwieriger sich Sport-, Jugend- 
und Sozialarbeit gestalten werden, wenn weitere 
Kürzungen bei AB-Maßnahmen anstehen. Hier wer-
den Einsparungen des Bundes geradewegs an die 
Kommunen durchgereicht, ohne ihre Nöte ernsthaft 
zur Kenntnis zu nehmen, und damit wird eine ver-
hängnisvolle und inakzeptable Entwicklung fortge-
setzt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Wo machen 
Sie denn Kommunalpolitik?) 

Solange der Bund seine Finanzprobleme auf Kosten 
der Kommunen löst, wird ein Teufelskreis mit einer 
besonderen Eigendynamik in Gang gesetzt. Dies 
erleben die Kommunen gegenwärtig mit voller Wucht 
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bei ihrem Ringen um eine gerechte Lösung des 
Altschuldenproblems. Mit der deutschen Einheit ist 
diese Frage auf die Tagesordnung gekommen, ohne 
im Einigungsvertrag gelöst zu werden. Sie bedarf 
einer verantwortungsvolleren Behandlung, als dies 
bis jetzt geschehen ist. 

Wir haben das lange, unsägliche Tauziehen um die 
Altschulden der Wohnungswirtschaft bis hin zu dem 
halbherzigen und schon jetzt dringend korrekturbe-
dürftigen Kompromiß vom Vorjahr erlebt. Nach wie 
vor ungeklärt aber ist das Problem der sogenannten 
Altschulden auf gesellschaftlichen Einrichtungen der 
ostdeutschen Städte und Gemeinden. Der Druck, dem 
sich ostdeutsche Kommunen durch die Behandlung 
dieses strittigen Sachverhaltes ausgesetzt sehen, 
bringt sie in eine verzweifelte Lage. Denn die jetzt von 
Gläubigerbanken erhobenen Zins- und Tilgungsfor-
derungen sind in der Regel nicht nur inakzeptabel, 
sondern auch unerfüllbar. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Ja, wo kom

-

men denn die Altschulden her?) 

Da Herkunft und Charakter dieser Schulden bisher 
rechtlich nicht geklärt sind, wehren sich die Kommu-
nen zu Recht gegen eine Zinsknechtschaft von enor-
mem Ausmaß, an  der die Gläubigerbanken Milliarden 
verdienen würden, 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Richtig!) 

während die Rechtsträger der altschuldenbelasteten 
Einrichtungen finanziell ausbluten. Die Kommunen 
können diese Altschulden schon deshalb nicht aner-
kennen, weil ihnen dann nicht einmal mehr die 
notwendigen Mittel für Pflichtaufgaben übrigbleiben 
würden. 

(Vors it  z : Vizepräsidentin Renate Schmidt) 

Schon seit mehr als drei Jahren tickt diese Zeit-
bombe. Forderungen auf Schulen, Kultur- und 
Jugendeinrichtungen, Verwaltungsgebäuden und 
Krankenhäusern gefährden die kommunalen Haus-
halte über die Schmerzgrenze hinaus. In drei Jahren 
politischer Untätigkeit angesichts dieses Problems 
sind die uns bekanntgewordenen Forderungen von 
ursprünglich 5 Milliarden DM mit Zins- und Zinses-
zins auf fast 7 Milliarden DM angewachsen. Für die 
Hansestadt Rostock bedeutet dies eine mit den Zins-
forderungen der Gläubigerbanken auf 225,8 Millio-
nen DM angewachsene Altschuldenbelastung; davon 
sind 161 Millionen DM ursprüngliche Forderungen. 
Darin sind noch nicht die Schulden der ebenfalls hoch 
kreditbelasteten Rostocker Häfen enthalten, die im 
Gegensatz zu den in private Hände gegebenen Unter-
nehmen seinerzeit von der Treuhandanstalt nicht 
entschuldet wurden und mit einer Million DM an 
Zinsleistungen pro Jahr eben doch erhebliche Wett-
bewerbsnachteile haben — im Gegensatz zu dem, was 
Sie mir geschrieben haben, Herr Staatssekretär. 

Den schwerwiegenden finanzpolitischen Fehlern 
der DDR-Regierung, die das Entstehen der Schulden 
zu verantworten hat — wer wüßte das besser als Herr 
Dr. Keller, der leider den Raum verlassen hat; er stellt 
sich jetzt allerdings unwissend —, hat aber die Bun-
desregierung den nicht weniger schwerwiegenden 
Fehler draufgesetzt, diese DDR-Kredite nach west

-

deutschen Maßstäben zu behandeln, obwohl Hypo-
theken auf Rathäusern im Westen Deutschlands bis-
her unbekannt sind. Damit wird eine neue Zwangs-
lage für ostdeutsche Städte und Gemeinden geschaf-
fen. Offenbar ist die Bundesregierung aber auch 
gewillt, jetzt nach dem Prinzip „Friß Vogel oder s tirb" 
zu verfahren, wenn ich die vom BMF veröffentlichten 
Ausführungen zur Altschuldenproblematik als Posi-
tion auch der Bundesregierung bewerte. 

Die hier zum Sachverhalt angebotene Lesart ist 
nicht nur rechtlich anfechtbar, sondern stellenweise 
sogar naiv. Denn die Empfehlung an die Kommunen, 
sich altschuldenbelasteter Objekte teilweise durch 
Verkauf zu entledigen, scheitert gerade an der Alt-
schuldenforderung, wie ich es z. B. in meinem Wahl-
kreis Rostock erlebt habe, als es um die Etablierung 
der Fraunhofer-Gesellschaft oder auch um die Arbeit 
sozialer Vereine ging. 

Wir können es uns nicht länger leisten und den 
Bürgern nicht zumuten, das Altschuldenproblem der 
Kommunen ungeregelt zu lassen, bis vielleicht am 
Ende ein langjähriger Rechtsstreit die Klärung bringt. 
Gefragt ist eine rasche, pragmatische und mit den 
kommunalen Spitzenverbänden verhandelbare Lö-
sung, und zwar jetzt. Denn angesichts der unerträgli-
chen Verschärfung der wirtschaft lichen und sozialen 
Belastungen der Kommunen steht jetzt die Sicherung 
solider Grundlagen für funktions - und handlungsfä-
hige Städte als Voraussetzung für eine geordnete 
Entwicklung des sozialen Lebens in der Gemeinschaft 
auf der Tagesordnung. Wer diese Funktionsfähigkeit 
unserer Kommunen durch politische Fehlentschei-
dungen weiterhin unbekümmert aufs Spiel setzt, 
gefährdet den sozialen Frieden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächster 
spricht unser Kollege Peter Götz. 

Peter Götz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Zu den kommunal 
bedeutsamen Aufgabenfeldern gehört auch die 
Schaffung von Wohnraum für die in den Städten und 
Gemeinden lebenden Menschen. Eine angemessene 
Wohnung in einem lebenswerten Umfeld ist eine 
Grundvoraussetzung für den sozialen Frieden. Viele 
Wohnungen im Westen und eine verfallende Bausub-
stanz im Osten waren und sind eine große Herausfor-
derung für die Wohnungspolitik in Deutschland. 

Wie war die Ausgangssituation? Bis in die 80er 
Jahre haben wir über Wohnungsleerstände diskutiert. 
Eine nicht vorhersehbare Zuwanderung in die alten 
Länder von mehr als 4 Millionen Menschen in den 
Jahren 1988 bis 1992, die Tendenz zu mehr Single-
haushalten, wachsende Einkommen, der Werteverfall 
und neue Bedürfnisstrukturen haben sich unmittelbar 
am Wohnungsmarkt niedergeschlagen. 

Allen Unkenrufen zum Trotz: Über 450 000 neue 
Wohnungen wurden im vergangenen Jahr fertigge-
stellt, soviel wie in den letzten 20 Jahren nicht mehr. In 
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diesem Jahr werden es über eine halbe Million 
Wohnungen sein 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Widerspruch bei der SPD) 

— auch wenn es Ihnen nicht gefällt. Das heißt, in 
einem Jahr können mehr als eine Million Menschen in 
eine neue Wohnung einziehen, also erheblich mehr 
als dreimal soviel Menschen, wie hier in Bonn leben — 
ein Erfolg der Bundesregierung, der sich sehen lassen 
kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. — 
Brigitte  Schulte [Hameln] [SPD]: Und warum 

gibt es so viele Obdachlose?) 

Trotz dieser großen Erfolge sind neue Wege im 
Wohnungsbau zur Bewältigung der Zukunftsaufga-
ben unumgänglich. Heute vormittag haben wir im 
Deutschen Bundestag das von uns eingebrachte Woh-
nungsbauförderungsgesetz 1994 mit großer Mehrheit 
verabschiedet. Mit diesem Gesetz schaffen wir für die 
Länder und Gemeinden ab 1. Oktober wichtige neue 
Rahmenbedingungen und im Vorgriff auf ein drittes 
Wohnungsbaugesetz den Einstieg in die dringend 
notwendige Reform des sozialen Wohnungsbaus. Die 
Einführung der einkommensorientierten Förderung 
und der Erwerb von Belegungsrechten durch die 
Gemeinden ermöglichen es jetzt, mit dem gleichen 
Geld des Steuerzahlers mehr Sozialwohnungen zu 
bauen, sie sozial treffsicher zu vermieten und somit 
Fehlbelegungen zu verhindern. 

Seit diesem Jahr besteht ferner die Möglichkeit, daß 
Garnisonsstädte nicht nur Kasernen, sondern auch 
Militärwohnungen des Bundes zu Sozialwohnungs-
konditionen günstig erwerben können, wenn sie eint' 
Belegungsbindung von 20 Jahren eingehen. Hier 
wäre zu erwägen, daß die Kommunen nicht alle 
Wohnungen selbst, sondern primär Belegungsbin-
dungen kaufen. Das hat sozial- und wohnungspoli-
tisch die gleiche Wirkung und wäre für den Stadtkäm-
merer erheblich billiger. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Nach dem Altschuldenhilfegesetz, Frau Kollegin 
Lucyga, wird mit hohem finanziellen Einsitz des 
Bundes der kommunale Wohnungsbestand in den 
neuen Ländern privatisiert, so daß die Ostgemeinden 
für andere Aufgaben finanziellen Freiraum gewin-
nen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das will die gar 
nicht hören! — Zuhören!) 

Die öffentliche Hand kann und darf bei der nach vie 
vor vorhandenen großen Nachfrage nach Wohnungen 
nicht alles selbst bauen oder kaufen wollen. Der Ruf 
nach mehr Staat ist falsch. Wir müssen als Gesetzge-
ber und auch als Gemeinden die Voraussetzungen 
schaffen, daß verstärkt privates Kapital für den Woh-
nungsbau gewonnen wird. Aber die besten Woh-
nungsbauprogramme helfen und nützen nichts, wenn 
kein geeignetes Bauland zur Verfügung steht. 

Mit dem vor einem Jahr beschlossenen Investitions-
erleichterungs- und Wohnbaulandgesetz wird er-
stens die beschleunigte Ausweisung dringend not-
wendigen Baulands ermöglicht, zweitens können 
Wohnbauvorhaben leichter und schneller genehmigt  

werden, und drittens wird der Abbau von Bürokratie 
im Baugechehen vorangebracht. Wir wollen so den 
Gestaltungsspielraum fördern und durch neue Instru-
mente, wie den städtebaulichen Vertrag oder die 
Vorhabens- und Erschließungspläne, die kommunale 
Selbstverwaltung stärken. Mit der städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme als schärfstem Schwert 
wurde den Gemeinden eine Handhabe zur beschleu-
nigten Schaffung von Wohnungen vor allem in Bal-
lungszentren gegeben. 

Allerdings Voraussetzung für den schnellen Erwerb 
ist ein verantwortungsvoller Umgang mit den Grund-
stückseigentümern. Die städtebauliche Entwick-
lungsmaßnahme kann nicht zur Sanierung öffentli-
cher Kassen herangezogen werden. Auch eine Plan-
wertabschöpfung, wie von vielen sozialdemokrati-
schen und grünen Kommunalpolitikern erträumt, läßt 
dieses Gesetz nicht zu. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sehr rich
-tig!) 

Wichtig ist, daß den berechtigten Interessen der 
Städte und der Grundstückseigentümer gleicherma-
ßen Rechnung ge tragen wird. Ich appelliere an die 
Länder, zur Vermeidung weiterer Interpretations-
schwierigkeiten den Gemeinden die von der ARGE 
Bau herausgegebenen Anwendungshilfen zum 
Wohnbaulandgesetz endlich nach nunmehr einem 
Jahr zur Verfügung zu stellen. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Sehr richtig, 
Herr Götz!) 

Lassen Sie mich abschließend noch einen dritten 
Schwerpunkt ansprechen, die Städtebauförderung. 
Sie hat sich als wirksames wirtschafts- und konjunk-
turpolitisches Instrument für die Verbesserung der 
Infrastruktur, zur Steuerung der Nachfrage in der 
Baubranche und zur Sicherung von Beschäftigung 
hervorragend bewährt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Mit den Mitteln von 1 Milliarde DM für 1993 und 1994 
werden in diesem Jahr 920 Millionen DM für die 
Stadterneuerung in den neuen Bundesländern einge-
setzt. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Das ist gewal-
tig! ) 

Dies ist zur Beseitigung der Hinterlassenschaften von 
40 Jahren Teilung und Sozialismus und zur Revitali-
sierung der Stadtkerne in den neuen Ländern drin-
gend erforderlich und auch richtig. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Und man 
 kann es auch schon sehen!) 

1 DM öffentliche Mittel löst mindestens sechs- bis 
siebenmal soviel an  privaten Investitionen aus — ein 
hervorragendes Konjunkturprogramm mit geringem 
Einsatz der Steuergelder. 

Wir sollten für die kommenden Jahre aber auch 
daran denken, daß wir die Städtebaufördermittel West 
wieder anheben. Auch sollten wir die Förderschwer-
punkte neu definieren, d. h. uns auf innerstädtische 
Maßnahmen konzentrieren, die im Zusammenhang 
mit der Umwidmung von Industrie-, Bahn- und Kon- 
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versionsbrachen stehen und der Wohnungsbeschaf-
fung dienen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Götz, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Schulte? 

Peter Götz (CDU/CSU): Gerne. 

Brigitte Schulte (Hameln) (SPD): Herr Kollege Götz, 
ich wollte Sie nur fragen, wann und von welcher 
Regierung denn das Städtebauförderungsgesetz als 
Instrument eingeführt und auch fortgesetzt worden 
ist. Vielleicht sagen Sie das hier einmal. 

Peter Götz (CDU/CSU): Daß kann ich gern sagen. 
Das ist 1971 eingeführt worden. Wenn ich vom Einsatz 
der Mittel — davon habe ich gesprochen, nicht vom 
Städtebauförderungsgesetz — rede, dann wissen Sie 
so gut wie ich, daß der Einsatz der Mittel im Bereich 
der Städtebauförderung seit Bestehen der Bundesre-
publik Deutschland mit jährlich einer Milliarde DM 
noch nie so hoch war wie in den letzten ein, zwei 
Jahren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Brigitte  Schulte [Hameln] [SPD]: Das stimmt 

nicht!) 
Bei all dem wird deutlich: Wohnungs- und Städte-

bau ist eine gemeinsame Aufgabe von Bund, Ländern 
und Gemeinden. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 
Deshalb sind wir gut beraten, sie auch gemeinsam zu 
erfüllen. Wir sollten alle zum Wohle der in unserem 
Land lebenden Menschen gemeinsam daran weiter-
arbeiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht unser 
Kollege Dieter Maaß. 

Dieter Maaß (Herne) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Herr Götz, ehe Sie sich wieder 
hinsetzen, möchte ich Ihnen noch einmal in Erinne-
rung rufen, daß bezahlbarer Wohnraum in den Bal-
lungszentren noch weitgehend fehlt. Es ist nicht so 
euphorisch, wie Sie es hier dargestellt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Eduard 
Oswald [CDU/CSU]: Das sehen wir ganz 

anders!) 
Meine Damen und Herren, wenn hier im Deutschen 

Bundestag Gesetze verabschiedet werden, tragen sie 
oft den Vermerk: Kosten: keine. Es gibt auch Gesetze, 
die dazu führen oder zum Ziel haben, die Ausgaben 
des Bundes zu senken. Immer dann klingeln in den 
Kämmereien der Kommunen die Alarmglocken. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Richtig!) 
Durch falsche Politik dieser Bundesregierung müs-

sen die Städte und Gemeinden immer mehr Pflicht-
aufgaben übernehmen. Freiwillige Aufgaben im 
Sozial- und Jugendbereich, für den Wohnungsbau,  

die Kulturförderung und vieles mehr fallen der Haus-
haltskonsolidierung zum Opfer. 

(Zuruf von der F.D.P.: Kulturförderung der 
Länder, meinen Sie!) 

Vor einigen Wochen gingen acht Oberbürgermei-
ster der größten und schönsten Städte unseres Landes 
mit einem Aufruf an die Öffentlichkeit, der fast einem 
Hilferuf gleichkam. „Rettet unsere Städte jetzt", so ihr 
dringender Appell. 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Das war 
doch eure Vorbereitung!) 

Viele von den Problemen, die sie aufzeigen, sind in 
der Entschließung meiner Fraktion aufgegriffen. 
Wenn aber diese Oberbürgermeister schon solch 
große Sorgen haben, wie ist es denn dann in anderen 
Ballungsräumen, und hier meine ich insbesondere das 
Ruhrgebiet? 

Inmitten dieser Region, die einmal durch die Förde-
rung von Steinkohle und das Gewinnen von Stahl 
geprägt war, liegt meine Heimatstadt Herne. Große 
Anstrengungen der Landesregierung Nordrhein-
Westfalen — ergänzt durch kommunale Infrastruktur-
maßnahmen — haben in den späten 60er und in den 
70er Jahren Erstaunliches an wirtschaft licher Um-
strukturierung geleistet. 

Diese erfolgreiche Politik war allerdings nur mit 
einer sozialdemokratischen Bundesregierung mög-
lich. Sie war noch nicht abgeschlossen, Herr Staatsse-
kretär. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Das können Sie uns 
nicht antun!) 

Aber seit 1982, seitdem Sie, meine Damen und 
Herren von der Regierungskoalition, die Verantwor-
tung tragen, ist diese Entwicklung nicht nur gestoppt, 
sondern vielmehr rückläufig. Ihre verfehlte Woh-
nungspolitik trägt entscheidend dazu bei, daß wir 
wieder Wohnungsnot haben. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Fragen Sie Ihre 
Regierungspräsidenten!) 

In meinem Wahlkreis Herne liegen die Einkommen 
der Bürger eher am unteren Ende der Einkommens-
entwicklung. Deshalb ist eine ausreichende Woh-
nungsversorgung nur durch Maßnahmen im sozialen 
Wohnungsbau sicherzustellen. Jetzt rächen sich Ihre 
falschen wohnungspolitischen Entscheidungen der 
80er Jahre. 

(Lisa Peters [F.D.P.]: Die der Länder!) 

Es fallen gegenwärtig weit mehr Sozialwohnungen 
aus der Bindung als neue hinzukommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Junge Menschen, die eine Familie gründen wollen, 
finden kaum noch Berücksichtigung. Wenn wir So-
zialdemokraten in den Ländern, in denen wir regie-
ren, und wenn die SPD-Bundestagsfraktion nicht 
beharrlich auf der Anhebung der Einkommensgren-
zen bestanden hätten, wäre eine Erhöhung dieser 
Grenzen, wie sie heute morgen hier beschlossen 
worden ist, nicht möglich gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Daß Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen von 
den Regierungsfraktionen, zugestimmt haben, war 
eine kluge Entscheidung, bedeutet sie doch, daß mehr 
Menschen in unserem Land Zugang zu Sozialwoh-
nungen erhalten. 

Mit der Verabschiedung des Wohnungsbauförde-
rungsgesetzes ist allerdings die Wohnungsnot noch 
nicht beseitigt. Deshalb bleibt die nachdrückliche 
Forderung der Sozialdemokraten: Verstärkung des 
sozialen Wohnungsbaus. Unsere Vorschläge liegen 
vor. Einer davon ist die Stärkung des genossenschaft-
lichen Wohnungsbaus. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das fehlte noch!) 

Mit unserem Antrag „Förderung des genossen-
schaftlichen Wohnungsbaus" auf Drucksache 
12/4301, den wir am 8. Februar 1993 stellten, zeigen 
wir einen Weg auf, der derzeitigen Wohnungsnot 
durch zusätzliche Mobilisierung p rivaten Kapitals zu 
begegnen. 

Meine Damen und Herren, wenn wir heute über die 
Lage der Städte und Gemeinden sprechen, müssen 
wir das große Übel der hohen Arbeitslosigkeit nen-
nen. Die Arbeit zu verlieren macht vielen Angst, 
bedeutet dies doch sozialen Abstieg und Identitätsver-
lust. Es verändert das Verhalten der Menschen. Sie 
bewerten politische Vorgänge anders. Sie stellen 
Fragen nach Verantwortlichkeiten und verlangen 
gerechte Behandlung. 

Über 16 % der Bürgerinnen und Bürger meines 
Wahlkreises sind betroffen. Welchen Anteil an der 
Höhe der Arbeitslosigkeit die Bundesregierung 
wegen ihrer verfehlten Wirtschaftspolitik zu verant-
worten hat, 

(Zuruf von der F.D.P.: Das mußte ja kom

-

men!)  

möchte ich hier nicht untersuchen. Bei der sozialen 
Abfederung der Arbeitslosigkeit haben Sie jedoch 
völlig versagt. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Das liegt in der 
Verantwortung Ihrer Genossen!) 

Sie haben die Städte und Gemeinden nicht nur 
alleine gelassen mit den Problemen, sondern mit der 
Leistungskürzung im Arbeitsförderungsgesetz auch 
mit dazu beigetragen, daß notwendige Arbeitsförde

-

rungs- und Qualifikationsmaßnahmen erheblich ein-
geschränkt werden mußten. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Das stimmt 
leider! — Zuruf von der CDU/CSU: Das 

Gegenteil ist der Fall!) 

Dafür, meine Damen und Herren von der Bundesre-
gierung und den sie stützenden Fraktionen, tragen Sie 
die Verantwortung. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Richtig!) 

Wir Sozialdemokraten nehmen nicht hin, daß immer 
mehr Arbeitslose von existenzsichernder Erwerbsar-
beit ausgeschlossen werden und es auf Dauer bleiben. 
Wir sind auch nicht bereit hinzunehmen, daß Sozial-
hilfe immer stärker zum Grundsicherungssystem 
durch Fehlentscheidungen und Tatenlosigkeit der 
Bundesregierung gemacht wird. 

28 % des Verwaltungshaushalts der Stadt Herne 
macht bereits der Anteil an Sozialhilfe aus. Vor zehn 
Jahren waren es 17 %. Wenn die Entwicklung so 
weitergeht, ist die kommunale Selbstverwaltung aufs 
höchste gefährdet, und weil es so nicht weitergehen 
darf, wird es Zeit, daß wieder Sozialdemokraten die 
Bundesregierung stellen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wovon träumt der? — Brigitte Schulte 
[Hameln] [SPD]: Ihr werdet schon sehen! — 
Siegfried  Hornung [CDU/CSU]: Wer regiert 

denn in NRW?) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht der 
Kollege Wolfgang Ehlers. 

Wolfgang Ehlers (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Wenn wir heute über die 
Lage der Städte, Gemeinden und Kreise in Deutsch-
land debattieren, so ist es unerläßlich, die gewaltigen 
Anstrengungen beim Aufbau der kommunalen 
Selbstverwaltung in den neuen Bundesländern zu 
würdigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Eduard Oswald 
[CDU/CSU]: Das ist sehr wichtig!) 

Mit massiver Unterstützung des Bundes — noch-
mals recht schönen Dank —, aber auch der Länder 
— insbesondere der alten Bundesländer — sowie dank 
engagierter Bürger aus den neuen und alten Ländern 
wurden innerhalb kürzester Zeit effiziente Verwal-
tungsstrukturen geschaffen. Damit entstand eine 
kommunale Selbstverwaltung, die untrennbar mit der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung im jeweili-
gen Territorium verbunden ist. Da sicherlich im alten 
Bundesgebiet — ohne jemandem zu nahe zu treten — 
trotz jahrzehntelanger Erfahrungen in den kommuna-
len Behörden nicht alles richtig gemacht wird, ist es 
nur verständlich, daß es in den neuen Ländern 
zunächst auch zu Fehlern und Unsicherheiten bei der 
Bearbeitung von Vorgängen kam. 

Die einheimischen Mitarbeiter hatten keine Erfah-
rungen hinsichtlich der mit der kommunalen Selbst-
verwaltung gegebenen Eigenverantwortung sam-
meln können. Außerdem hatten sie es mit einem 
vollkommen neuen Recht zu tun. Auch mußten sie sich 
an neue Strukturen wie Ämter gewöhnen und — das 
sage ich auch ganz ehrlich — mit persönlichen 
Befürchtungen um den Arbeitsplatz der Kreisgebiets-
reform entgegensehen. 

Die vielen Helfer aus dem alten Bundesgebiet 
konnten für sich in Anspruch nehmen, mit vielfältigem 
Wissen bezüglich Strukturen und rechtlichen Kennt-
nissen ausgestattet zu sein. Ihnen fehlten jedoch 
häufig die praktischen Erfahrungen mit den speziel-
len Verhältnissen in der ehemaligen DDR. So war es 
meiner Meinung nach ein gegenseitiges fruchtbares 
Geben und Nehmen zwischen diesen Mitarbeitern. 

In diesem Zusammenhang möchte ich ganz klar der 
mitunter anzutreffenden Meinung widersprechen, 
daß nur die dritte oder vierte Reihe der Kommunalbe-
amten in die neuen Länder gekommen ist. Selbstver-
ständlich ist nicht jeder Mitbürger für die Kommunal-
politik geboren. Doch das ist weder ein Problem der 
alten noch der neuen Länder. Auf alle Fälle bleibt 
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festzuhalten, daß ohne die vom Bund organisierte 
personelle Verwaltungshilfe der Aufbau der kommu-
nalen Selbstverwaltung nicht so zügig hätte vollzogen 
werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb gilt mein Dank allen Mitarbeitern, die sich in 
den Dienst der Städte, Gemeinden und Kreise gestellt 
haben. 

Für die Zukunft ist es aus meiner Sicht wichtig, daß 
vor allem die Niveauunterschiede zwischen den ein-
zelnen kommunalen Verwaltungen, die ich auch in 
meinem Wahlkreis in Südwestmecklenburg feststel-
len kann, abgebaut werden. Das gilt insbesondere für 
den Umgang mit potentiellen Investoren, die größten-
teils wirklich an die Hand genommen werden, um 
ihnen bei der Lösung aller Probleme zu helfen. Mit-
unter werden sie aber auf Grund von zu hohen 
Grundstückspreisen und bürokratischem Verhalten 
nach wie vor abgeschreckt. Das beweist aber auch, 
daß mit den bereits jetzt bestehenden gesetzlichen 
Regelungen die meisten erforderlichen Entscheidun-
gen vor Ort getroffen werden können. Mit dem heute 
vor wenigen Stunden verabschiedeten Sachenrechts-
änderungsgesetz und weiteren Gesetzen, wie dem 
Schuldrechtsänderungsgesetz sowie dem Entschädi-
gungs- und Ausgleichsleistungsgesetz, werden die 
letzten noch offenen Fragen endgültig geklärt sein. 

Zusammenfassend möchte ich zu diesem Teil 
sagen, daß die kommunalen Verwaltungen der neuen 
Länder viel geleistet haben. Wenn ich Städte und 
Gemeinden meines Wahlkreises wie Boizenburg, Wit-
tenburg und Pampow betrachte, so sind in nicht allzu 
weiter Entfernung wirklich blühende Landschaften 
sichtbar. Die heute teilweise bet riebene Schwarzma-
lerei kann ich jedenfalls für meinen Wahlkreis absolut 
nicht teilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Brigitte Schulte 
[Hameln] [SPD]: Schwerin nicht, weil wir 
einen Oberbürgermeister von der SPD 

haben!) 

— Noch haben wir in Schwe rin einen Oberbürgermei-
ster von der SPD. Ich hoffe, daß auch die Hansestadt 
Rostock aufblühen wird, wenn wir am 12. Juni auch 
dort die Wahlen gewinnen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wieder zurück zur 
Thematik. Aus der Antwort der Bundesregierung geht 
hervor, daß vielfältige Aktivitäten unternommen wur-
den, um die Umweltsituation in Deutschland und 
speziell in den neuen Ländern zu verbessern. Erwäh-
nen möchte ich das von der Bundesregierung geför-
derte Projekt zur Entwicklung eines Informations- und 
Beratungsangebots für den kommunalen Umwelt-
schutz. Dieses Projekt bietet den Kommunen eine 
wesentliche Hilfe beim Aufbau der Umweltverwal-
tungen sowie bei der Bewältigung der Fachprobleme 
und -aufgaben. 

Mit vielfältigen Maßnahmen unterstützt die Bun-
desregierung die Länder auch bei der Bewältigung 
der Altlastenproblematik, so im Rahmen von For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben, durch Demon-
strationsprojekte, Studien und Orientierungshilfen. 

Für den gesamten Bereich der Altlastenbearbeitung 
hat die Bundesregierung bisher 100 Vorhaben mit ca. 
200 Millionen DM gefördert. In einem Sonderpro-
gramm zur modellhaften Sanierung von Altlasten 
wird gegenwärtig an  Hand von zehn exemplarischen 
Altstandorten und Altablagerungen in den alten und 
neuen Ländern die Leistungsfähigkeit von 
Sanierungstechniken demonstriert. 

Auf dem Gebiet der Abfallentsorgung ist nach wie 
vor eine angespannte Situation zu verzeichnen. Sagen 
muß man aber auch, daß die Möglichkeiten des 
Bundes im wesentlichen auf die Rechtsetzung 
beschränkt sind. So ist, um nur ein Beispiel zu nennen, 
seit dem Inkrafttreten der Verpackungsverordnung 
der Verpackungsverbrauch im Zeitraum von 1991 bis 
1993 um eine Million Tonnen zurückgegangen. Auch 
hat sich — trotz aller Kritik muß man dies sagen — 
durch die Sammlung gebrauchter Verpackungen im 
Rahmen des Dualen Systems die Hausmüllmenge 
erheblich verringert. Man könnte ähnliche Beispiele 
— aber meine Redezeit geht langsam dem Ende 
entgegen — auf den Gebieten der Trinkwasserversor-
gung und der Abwasserentsorgung nennen, wo der 
Bund massiv eingegriffen hat und in Gesamtdeutsch-
land und insbesondere in den neuen Ländern in 
kürzester Zeit positive Ergebnisse erreicht hat. 

Ich möchte noch auf zwei Probleme kurz zu spre-
chen kommen, die heute schon eine Rolle spielten. 
Viel diskutiert wird die entsprechend einer damals 
EG-, heute sage ich: EU-Richtlinie geforderte dritte 
Reinigungsstufe bei Kläranlagen. Da ich mich sowohl 
der Kommunal- als auch der Umweltpolitik verpflich-
tet fühle, bin ich dafür, dieses Thema mit viel Sach-
lichkeit und Augenmaß zu besprechen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Richtig!) 

Man muß hier wirklich sagen: Lieber eine neue 
Kläranlage in den neuen Ländern errichten, als einer 
bestehenden Kläranlage im alten Bundesgebiet die 
dritte Reinigungsstufe hinzufügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Aber man muß fairerweise sagen, daß — was heute 
auch schon angesprochen worden ist — die EU-
Richtlinie die Möglichkeit bietet, Ausnahmeregelun-
gen zuzulassen. Die Bundesregierung hat sich bereit 
erklärt, den Ländern und den Kommunen hierbei zu 
helfen. Das sollte meines Erachtens vorrangig genutzt 
werden. Man sollte die Bundesregierung nicht unbe-
dingt auffordern, für uns als führendes Umweltschutz-
land in der EU in Brüssel generell Ausnahmeregelun-
gen und damit eine Beendigung der Einführung der 
dritten Reinigungsstufe zu erreichen. 

Wichtig ist aus meiner Sicht auch — und das ist hier 
ebenfalls schon angesprochen worden — die Privati-
sierung von Leistungen der Kommunen, die nicht 
unbedingt in die Hand der Kommunen gehören. Ich 
denke hier insbesondere an die Wasserwirtschaft. 
Hier wünsche ich mir trotz erster positiver Beispiele 
mehr Mut in den Kommunen. Wir haben in den neuen 
Ländern nicht die Zeit von 40 Jahren, um wirklich 
blühende Kommunen aufzubauen. Deswegen brau-
chen wir neue Ideen, neuen Mut und auch neue Wege, 
um auch in Brandenburg, in Mecklenburg-Vorpom- 
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mern und in den anderen neuen Ländern das zu 
erreichen, was die alten Bundesländer bereits erreicht 
haben. Dann sind wir, glaube ich, alle zufrieden und 
können diesen erfolgreichen Weg weiter beschrei-
ten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht unser 
Kollege Dr. Joseph-Theodor Blank. 

Dr. Joseph-Theodor Blank (CDU/CSU): Frau Präsi-
dentin! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Eine 
Vorbemerkung: Ich finde es schon sehr beachtlich, um 
nicht zu sagen: unverschämt, daß, wenn im Deutschen 
Bundestag eine Debatte über die Situation der Städte, 
Gemeinden und Kreise stattfindet, die Bundesrats-
bank völlig leer ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und der 
SPD) 

kein Land hier vertreten ist, das sich ansonsten gerne 
als Gouvernante der Kommunen aufspielt. 

Meine Damen und Herren, ich spreche zu Kapi-
tel VII, zum Kapitel Kultur, Sport und Freizeit. 

Kulturpolitik ist Kommunalpolitik. Sie ist es unge-
achtet der Kulturhoheit der Länder und unbeschadet 
wichtiger kulturpolitischer Initiativen des Bundes. Es 
sind nämlich die Städte und Gemeinden, die auf 
Grund ihrer kulturellen Tradition Träger einer Vielfalt 
von Theatern, Museen, Bibliotheken, Volkshochschu-
len, Orchestern und Archiven sind. Es sind die Städte 
und Gemeinden, die die Erhaltung zahlreicher histo-
rischer Bauten sichern, und es sind schließlich die 
Städte und Gemeinden, die die unterschiedlichen 
kulturellen und künstlerischen Traditionen fördern 
und neue Wege beschreiten, um Kultur einem breiten 
Publikum zugänglich zu machen. 

(Zuruf von der F.D.P.: Und es sind die Bürger, 
die das bezahlen!) 

Kommunale Kultur- und Freizeitpolitik sieht sich in 
Richtung Jahrtausendwende mit vielen Herausforde-
rungen konfrontiert. Ich will nur sechs nennen. 

Erstens. In den Jahren der Teilung war die Kultur 
eine der wenigen Bindungen, die zwischen den Men-
schen in beiden Teilen Deutschlands aufrechterhalten 
blieben. Auch in Zukunft wird es eine wichtige 
Aufgabe von Kulturpolitik sein, einen Beitrag zur 
Überwindung der immer noch anhaltenden Folgen 
der Teilung Deutschlands zu leisten. 

Zweitens. Die Menschen verfügen über immer 
mehr arbeitsfreie Zeit, die sie eigenverantwortlich 
gestalten können und auch wollen. Neue technische 
Entwicklungen schaffen Voraussetzungen für größere 
Informationsvielfalt und Kommunikationsmöglich-
keiten. Neben konsumorientierten und fest organi-
sierten Freizeitangeboten suchen die Bürger zuneh-
mend nach neuen Möglichkeiten, ihre Freizeit selbst 
zu gestalten. Auch hier liegen große neue Aufgaben 
für kulturelles Engagement. 

Drittens. In einer Lebensumwelt, die immer kompli-
zierter wird und sich schnell verändert, suchen die 
meisten Menschen nach Geborgenheit, Identität und 

Orientierung in überschaubaren kleinen Lebenskrei-
sen. Das heißt, das Interesse an lokaler Geschichte 
steigt; Denkmalpflege und museale Einrichtungen 
sowie das Vereinsleben sind hier von großer Bedeu-
tung. 

Viertens. Auf Grund längerer Lebenserwartung und 
medizinischer Fortschritte können heute mehr ältere 
Menschen aktiv an der Gestaltung ihres Lebensum-
felds mitwirken. Dem muß in Form seniorenspezifi-
scher Kultur- und Freizeitarbeit, die die besonderen 
Erfahrungen und Kenntnisse älterer Menschen 
anspricht und nutzbar macht, Rechnung ge tragen 
werden. 

Fünftens. Die kulturelle Infrastruktur sowie die 
Freizeitangebote in einer Gemeinde gewinnen 
zunehmend auch an Bedeutung für Wirtschaft und 
Tourismus. Der Kulturtourismus füllt die Kassen von 
Hotels, Restaurants und Geschäften. Wirtschaftsun-
ternehmen beurteilen die Frage von Standortqualitä-
ten mehr und mehr auch im Hinblick auf kulturelle 
und freizeitliche Attraktivität. 

Schließlich letztens. Kultur spielt eine bedeutsame 
Rolle bei der Integration von Aussiedlern und auslän-
dischen Mitbürgern. Sie ist eine wertvolle Hilfe beim 
Abbau von Berührungsängsten und Fremdenfeind-
lichkeit. 

Ich weiß, meine Kolleginnen und Kollegen, Kultur- 
und Freizeitangebote kosten Geld. Sie kosten Geld 
vor allem deshalb, weil der Zugang zu ihnen nicht in 
erster Linie durch einen privat gefüllten Geldbeutel 
bestimmt sein darf. Aus diesem Grunde gibt es keine 
ernsthafte Alternative zur überwiegenden Förderung 
von Kultur mit öffentlichen Mitteln und durch staatli-
che und gemeindliche Initiative. Diese Förderung darf 
nicht nach dem „stop and go"-Prinzip erfolgen, viel-
mehr bedarf sie der Kontinuität und im Falle notwen-
diger Sparmaßnahmen der langsamen Anpassung an 

 die veränderten Bedingungen. 

Ich denke, daß die Bundesregierung der Notwen-
digkeit bundesweiter Kulturförderung Rechnung ge-
tragen hat. Ich nenne nur die Stichworte Übergangs-
finanzierung Kultur in den Jahren 1991 bis 1993 mit 
2,6 Milliarden DM. Ich nenne die kommunalen kultu-
rellen Infrastrukturprogramme. Ich nenne das Ver-
einsförderungsgesetz, und ich nenne das Engagement 
der Bundesregierung im Hinblick auf kulturelle Ein-
richtungen und Projekte von gesamtstaatlicher 
Bedeutung. Das versteht sich für einen Kulturstaat 
eigentlich von selbst. 

Aber, meine Damen und Herren, Kultur ist keine 
Staatsveranstaltung. Es gibt kein staatliches Kultur-
förderungsmonopol. Deswegen müssen wir auch 
zukünftig verstärkt versuchen, privates Kapital, 
Mäzenatentum und Stiftungen zu fördern. Ich denke, 
wir sollten diese Debatte auch zum Anlaß nehmen, 
u. a. noch einmal darüber nachzudenken, ob unser 
Stiftungsrecht nicht noch weiter zugunsten von priva-
ten Stiftungen, Mäzenen und Kultursponsoren verän-
dert werden kann. 

Fur die Kulturpolitik des Bundes wie die der Kom-
munen muß gerade auch in finanziell angespannten 
Zeiten das Motto des Kommunalkongresses der KPV 
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vor wenigen Wochen in Dresden gelten: Trotz allem — 
Kultur. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht der 
Kollege Wieland Sorge. 

Wieland Sorge (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sagen Sie einmal 
was Positives!) 

— Der Zuruf ist berechtigt. Ich will mit dem Positiven 
beginnen. 

Wer in der ehemaligen DDR großgeworden ist, der 
müßte schon blind sein, wenn er nicht sehen würde, 
was sich in den letzten vier Jahren in den Kommunen 
alles entwickelt hat. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Ich muß sagen: Das, was an  Sanierungen von Woh-
nungen — von den Dächern angefangen über die 
Dachrinnen bis zu den Innensanierungen —, von 
Häuserfassaden, Straßen, Beleuchtungen und vielen 
anderen Dingen erfolgt ist, ist sehr positiv zu bewer-
ten. Aber ich möchte nicht verschweigen, daß es noch 
sehr viele unterschiedliche Probleme gibt. Wir müßten 
hier den Mut haben, diese unterschiedlichen Pro-
bleme zwischen den Kommunen in Ost und West zu 
benennen. Nur so haben wir die Gelegenheit, sowohl 
in den Kommunen der alten Bundesländer als auch 
der neuen Bundesländer Möglichkeiten zu finden, 
diese Probleme zu lösen. 

Ich möchte mich heute auf einige Beispiele aus 
kleinen Gemeinden und aus kleinen Städten bis zu 
30 000 Einwohnern konzentrieren. Es geht darum, 
daß wir die Gleichheit der Kommunen in Ost und 
West so bald wie möglich erreichen. Die Entscheidun-
gen, die wir hier fällen, werden darüber richten, ob 
das in 10, 20 oder in 50 Jahren der Fall ist. 

Zunächst ein paar Bemerkungen zur Verwaltung. 
Es wird immer wieder behauptet, daß die Verwaltung 
in den ostdeutschen Städten zu aufgebläht ist und zu 
viel Kosten verursacht. In den letzten zwei Jahren ist in 
den Städten, die ich kenne und mit deren Bürgermei-
stern ich in Verbindung stehe, im Durchschnitt die 
Hälfte aller Stellen abgebaut worden. Im Hinblick auf 
die unterschiedlichen Aufgaben von Kommunen in 
Ost und West möchte ich auf einige Aufgaben auf-
merksam machen. 

Wenn man in einer Stadt von 25 000 Einwohnern 
42 Mitarbeiter in der Kernverwaltung hat, wird deut-
lich, was sie alles zu leisten haben: beispielsweise 
30 Bebauungspläne bearbeiten, 85 ha Gewerbegebiet 
direkt betreuen und Liegenschaftsverhältnisse klä-
ren. Dafür müssen allein sechs Leute abgestellt wer-
den. Die Eigentumssicherung und die Restitutionsan-
sprüche für die Kommune geltend zu machen erfor-
dert — das können die bestätigen, die damit zu tun 
haben — endlose Verhandlungen mit den Ämtern 
— mit der Treuhand, mit dem Amt für offene Vermö-
gensfragen und mit der Oberfinanzdirektion — und 

zum Teil auch mit den Gerichten. Das erfordert oft 
tage-, wochen- und monatelange Arbeit. 

(Zuruf von der SPD: Das hätte m an  anders 
haben können!) 

Ferner wird von der Verwaltung eine Vermittler-
rolle bei der Rückführung von Liegenschaften bzw. 
Zuführung an Investoren geleistet, wenn die Eigentü-
mer nicht selber bauen wollen. In Meiningen bei-
spielsweise hat man für zwei kleine Liegenschaften in 
der Stadt ein Jahr verhandeln müssen, ehe man beide 
Seiten unter einen Hut gebracht hat und die Bebau-
ung fortsetzen konnte. 

Unbebaute Flächen müssen die Verwaltungsleute 
für spätere Bauten vorhalten. Hier ergibt sich die 
Aufgabe, sowohl zu planen als auch gleichzeitig zu 
kaufen. Das ist sehr schwierig. Deshalb bitte ich, liebe 
Kollegen, diese Leistung, die in der Verwaltung 
erbracht wird, zu respektieren, den Menschen ein Lob 
dafür auszusprechen 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

und nicht immer wieder darauf hinzuweisen, daß sie 
nichts leisten. 

Zu den Fördermöglichkeiten: Ich bin dafür, daß die 
Fördermöglichkeiten, die gegeben sind und in der 
Regel 60 % bis 80 % betragen, beibehalten werden. 
Was aber nützt eine Fördermöglichkeit, wenn die 
Städte nicht in die Lage versetzt werden, die Komple-
mentärmittel, nämlich diese 20 % bis 40 %, aufzubrin-
gen? Das resultiert daraus, daß die Verwaltungshaus-
halte nicht positiv, sondern negativ sind, so daß keine 
Möglichkeit der Investition gegeben ist. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Das liegt an 
dem schlechten Finanzminister in Thürin-
gen! Der verschenkt ja immer Grund-

stücke!) 

— Das außerdem. 

Zum zweiten ist bezüglich der Investitionen, die 
man  auf Kredit getätigt hat, jetzt bereits das erreicht, 
was vorher meine Kollegen aus dem Osten gesagt 
haben, daß nämlich jetzt eine Pro-Kopf-Verschuldung 
von rund 1 000 DM bei den dortigen Kommunen 
eingetreten ist und die kommunale Aufsichtsbehörde 
damit ein Nein für die Aufnahme neuer Kredite 
verhängt hat. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Die glei-
chen Verschuldungen gibt es auch im 

Westen!) 

— Ja, ich will aber fortsetzen, Herr Kollege; ich bin 
noch nicht fertig. — Deshalb haben die Kommunen 
bisher folgendes gemacht: Sie haben Grund und 
Boden und Immobilien verkauft und ihre Investitionen 
aus diesem Erlös getätigt. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sehr ver-
nünftig!) 

— Ja, sehr vernünftig. Das sehe ich ein. — Jetzt aber 
sind diese Möglichkeiten ausgeschöpft. Jetzt haben 
die Kommunen überhaupt keine Chance mehr. Jetzt 
besteht, wenn sich nichts tut, für die Bürgermeister in 
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den nächsten Jahren absolut keine Möglichkeit, neue 
Investitionen zu tätigen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Eins nach 
dem anderen!) 

— Ja gut, aber wir haben sehr wenig Zeit. 

Zum Abwasserproblem: Das ist eine sehr kompli-
zierte Sache. Hier ist gerade in den Gemeinden der 
soziale Friede sehr angespannt. Die Gemeinden 
haben z. B. die Entscheidung zu treffen, Investoren 
anzusiedeln, die sehr viel Wasser verbrauchen. Es gibt 
eine strenge Auflage, daß diese Unternehmen ihr 
Abwasserproblem so schnell wie möglich in Ordnung 
zu bringen haben. Das nimmt die Gemeinden in die 
Pflicht, mit ihnen in Verhandlungen einzutreten und 
dieses Problem zu regeln. 

Wenn die Möglichkeit bestünde, zwischen den 
Unternehmen und den Gemeinden einen Konsens zu 
finden, dies gemeinsam zu tun, könnte man die 
Fördermittel und auch die Ausgaben teilen — oder 
zumindest anteilmäßig verteilen. Das ist aber nicht 
möglich, weil die Gemeinden kein Geld haben. Des-
halb gibt es die Möglichkeit, daß die Unternehmen 
dies allein tun. Dann aber würden sie eine Abwasser-
anlage nur für sich selber bauen. Das wäre für die 
Gemeinden auch keine Lösung. Wenn sie aber die 
Unternehmen beeinflussen, indem sie sagen: Na gut, 
wir treffen jetzt die Entscheidung, daß ihr nicht alleine 
baut, gehen die Unternehmen weg. Damit verlieren 
wir Arbeitsplätze. In der Situation, diese Entschei-
dung zu treffen, stehen heute die Gemeinden. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Wir müssen die 
Aufgabe privatisieren! Vielleicht hilft das!) 

— Das sehe ich nicht. 

Zum Wohnen — auch hier nur zu einem kleinen 
Problem, da meine Zeit schon abgelaufen ist; ich hätte 
noch so viele Probleme ansprechen können —: Der 
Wohnungsbau — zu den Sanierungsaufgaben hatte 
ich schon etwas gesagt — ist in den meisten ostdeut-
schen Städten in den letzten Jahren nicht vorange-
kommen; die Anzahl der Neubauten war sehr 
gering. 

Hier haben wir in dem ehemaligen grenznahen 
Raum ein Problem: In den einzelnen Landkreisen gibt 
es etwa 8 000 bis 15 000 Pendler, die täglich oder 
einmal in der Woche hin und her pendeln, weil sie in 
den neuen Bundesländern keine Arbeit haben. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Aber das 
gibt es doch überall!) 

— Ja, aber es kommt noch etwas hinzu, Herr Kollege: 
Die Leute sind sehr bodenständig und wollen natür-
lich versuchen, zu Hause zu bleiben, finden aber 
keine Wohnungsmöglichkeit. Daraus resultiert, daß 
sie sagen: Na gut, dann bleibe ich gleich im Westen. 
Jetzt haben wir die Situation, daß in unseren Betrie-
ben bereits Fachkräfte gesucht werden, die nicht mehr 
vorhanden sind, weil die jungen Leute in die alten 
Bundesländer weggegangen sind. Mit diesem Pro-
blem haben wir es zu tun. 

Eine letzte Bemerkung — meine Redezeit ist um — 
zu den Sportstätten. Den Optimismus, den meine 
Kollegen vorhin gezeigt haben, kann ich nicht teilen. 

Die Sportstätten sind nach wie vor in einem desolaten 
Zustand. Die Gemeinden können gegenwärtig ein-
fach nichts tun. Aus diesem Grunde schlägt die SPD 
vor, die kommunale Investitionspauschale, die von 
allen Bürgermeistern in ostdeutschen Städten begrüßt 
wurde, beizubehalten, wenn auch bef ristet. Aber das 
hilft den Kommunen am meisten. Gehen Sie diesen 
Weg mit uns gemeinsam! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Theo Magin das Wort. 

Theo Magin (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Zur vollständigen Beurtei-
lung der Lage der Kommunen gehört auch der ver-
kehrspolitische Aspekt. Mobilität ist ein Stück 
Lebensqualität, auf das die Bürger nicht verzichten 
wollen. So ist in den letzten Jahren der Verkehr 
urgebremst gewachsen. Die Städte und Gemeinden, 
die sowohl Ausgangspunkt wie auch Zielpunkt des 
Verkehrs sind, werden dadurch immer stärker bela-
stet. Die Auswirkung dieser Situation — wir kennen 
sie alle; manche sprechen schon vom Infarkt — ist eine 
sich besonders zur Rush-hour mühsam durch viele 
Städte quälende, Lärm und Abgas verbreitende Ver-
kehrsschlange, die nicht nur die Lebensqualität in 
unseren Städten beeinträchtigt, sondern auch Quelle 
vieler gesundheitlicher Gefährdungen und Beein-
trächtigungen ist. 

Was muß nun geschehen, meine Damen und Her-
ren? — Die Erfahrung lehrt, daß bei der Lösung der 
Probleme, die sich aus dieser Situation ergeben, nicht 
Reglementierung und Belastung, sondern Eigenver-
antwortung und Gemeinsinn der Bürger im Verkehr 
hierbei im Vordergrund stehen müssen. Es stellt sich 
immer mehr heraus, daß es ein falscher Schluß wäre, 
anzunehmen, daß sich die Verkehrspolitik gegen die 
Bedürfnisse der Menschen an Mobilität — seien sie 
individuell, seien sie wirtschaftsbedingt — wenden 
müsse. Im Gegenteil: Verkehrspolitisches Ziel muß es 
sein, einen Weg zu gehen, der sowohl die Umwelt 
schützt als auch die Interessen von Mensch und 
Wirtschaft wahrt. Dieser Weg ist nur möglich, wenn 
sich die Diskussion um die Verkehrspolitik nicht in Pro 
und Kontra, für und gegen Verkehr erschöpft. Es geht 
nicht um den Ausstieg, sondern um das Umsteigen 
innerhalb eines integrierten Verkehrsverbundes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
Die gewaltigen Aufgaben, die sich gerade daraus 

für die Kommunen ergeben, können nur mit dem 
Bürger durch vernünftige verkehrspolitische Kon-
zepte, zu denen Bund, Länder und Gemeinden ihren 
gemeinsamen Beitrag zu leisten haben, angegangen 
werden. Es ist eine politische Binsenweisheit, sogar 
eine Binsenweisheit an  sich, daß man mit Angeboten 
stets weiter kommt als mit Verboten. So muß nach 
unserer Meinung das Angebot des ÖPNV sowohl in 
den Ballungsräumen als auch in den ländlichen Räu-
men weiter verbessert werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Die Kommunen werden eine Verbesserung des 

ÖPNV nur mit wirksamer Unterstützung des Bundes 
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und der Länder leisten können. Wir können seit 
Jahren feststellen: Der Bund tut dies; er hat die Mittel, 
die nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
über die Länder den Kommunen zugute kommen, in 
den letzten Jahren fast verdoppelt. So stehen im 
Rahmen des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgeset-
zes den Kommunen bis 1996 jährlich 6,28 Milliarden 
DM zur Verfügung. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Hört! Hört!) 

Die Struktur der Mittelvergabe nach dem GVFG 
wurde ebenfalls geändert. Danach haben nunmehr 
die Länder die Möglichkeit, innerhalb ihrer Länder-
programme die Bundesfinanzhilfen flexibler und treff-
sicherer nach den jeweiligen regionalen Bedürfnissen 
einzusetzen. Sie können z. B. entscheiden, ob es 
wichtiger ist, für den kommunalen Straßenbau oder 
für den ÖPNV Mittel einzusetzen. 

(Dr. Walter Hitschler [F.D.P.]: Wie in  Schiffer
-stadt!) 

— Ja, auch in Schifferstadt. 

Meine Damen und Herren, einen weiteren Schub 
zugunsten des ÖPNV erwarten wir von der Regiona-
lisierung des SPNV. Denn mit Beginn der Regionali-
sierung des Schienenpersonennahverkehrs 1996 im 
Rahmen der Bahnreform werden Länder und Kommu-
nen in die Lage versetzt, durch Planung, Organisation 
und Finanzierung der öffentlichen Nahverkehrsver-
bindungen aus einer Hand vor Ort den ÖPNV insge-
samt flexibler, wirtschaftlicher, kundennäher und 
somit auch attraktiver zu gestalten. 

Der Bund stellt den Ländern ausreichende Finanz-
mittel zur Verfügung, von denen die Kommunen und 
somit auch die Bürger profitieren. Sie erhalten aus 
dem Mineralölsteueraufkommen des Bundes einen 
jährlichen finanziellen Ausgleich, der es ihnen ermög-
licht, ihre zukünftige Verantwortung als Besteller von 
Nahverkehrsleistungen auf der Schiene auch nachzu-
kommen. Wir erwarten davon eine Steigerung der 
Attraktivität des ÖPNV, die viele hoffentlich veran-
laßt, vom Auto auf den ÖPNV umzusteigen. 

Meine Damen und Herren, ein Ärgernis ist bei 
vielen Gemeinden und Städten noch der Durchgangs-
verkehr. Unsere Gemeinden und Städte als Lebens-
raum für unsere Bürger müssen von dem sie belasten-
den Durchgangsverkehr, wenn möglich, befreit wer-
den. Konkret bedeutet das: Der Bau von Ortsumge-
hungen muß verstärkt fortgeführt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bund hat bisher schon im Rahmen der Bundesver-
kehrswegepläne die Städte und Gemeinden von Ver-
kehrsbelastungen im innerörtlichen Verkehr durch 
Ortsumgehungen entlastet. Diese Politik wird mit 
dem neuen Bundesverkehrswegeplan verstärkt fort-
gesetzt. Damit verbessern sich die Lebensverhältnisse 
in den Ortslagen durch Reduzierung von Lärm und 
Abgasen und durch Verminderung der Unfallgefahr, 
der insbesondere Fußgänger, Radfahrer und gerade 
auch Kinder ausgesetzt sind. 

Meine Damen und Herren, wichtig ist, daß dafür die 
Mittel erhalten bleiben. Wir alle sollten dabei mithel

-

fen, daß die Investitionsmittel im Verkehrshaushalt 
nicht weiter gekürzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
In der Kürze der Zeit konnte ich nur einige Beispiele 

anführen, meine Damen und Herren. Aber all dies 
zeigt: Die Bundesregierung hat ihre Hausaufgaben 
auf diesem Feld gemacht, und die Leistungen kom-
men der Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung 
— ich spreche hier nur einmal die Regionalisierung 
des Schienenpersonennahverkehrs an —, aber auch 
der Verbesserung der kommunalen Verkehrsstruk-
tur zugute. Ich meine, meine Damen und Herren, wir 
dürfen feststellen — und nicht so pessimistisch, wie 
das die Opposition tut —, daß sich die deutschen 
Kommunen auf diese Bundesregierung und die sie 
tragende Koalition verlassen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht der 
Kollege Dr. Werner Schuster. 

Dr. R. Werner Schuster (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich wollte hier eigentlich nicht primär als Vertre-
ter einer bestimmten Fraktion reden, sondern als 
jemand, der über 20 Jahre aktiv Kommunalpolitik 
macht, zur Zeit verantwortlich ist für eine Große 
Koalition auf Kreisebene, aus einem Land kommt 
— Hessen —, in dem eine rotgrüne Koalition regiert, 
und jetzt noch die Chance hat, als Bundestagsabge-
ordneter die dritte Ebene zu erleben. Ich habe heute 
eigentlich erwartet, daß der Spannungsbogen zwi-
schen diesen drei Ebenen stärker herausgearbeitet 
wird. Aber, Herr Kollege Grünewald, Ihre NRW-
Schelte habe ich nicht ganz verstanden. Wenn ich 
richtig informiert worden bin, hat gerade Ihr Land-
kreis an der Fürsorge durch NRW hervorragend par-
tizipiert. Manchmal ist „Danke schön" auch ein gutes 
Wort. 

(Beifall bei der SPD) 
Sie, meine Damen und Herren, werden sicher 

Verständnis haben, wenn ich Sie einmal in ein rheto-
risches Denkmodell einbeziehe. Ich unterstelle, daß 
die meisten von Ihnen eine normale Familie haben 
und es dort, wie bei mir zu Hause, einen Familienrat 
gibt. Stellen Sie sich einmal vor, in diesem Familienrat 
wird diskutiert, wie Sie Ihr Eigenheim ökologisch 
nachbessern sollen. Da kommen die Vorschläge, mei-
stens von den Herren technikbesessenen Söhnen, die 
der Meinung sind, man müsse einen neuen Heizkessel 
haben oder eine Wärmepumpe einbauen oder die 
Heizung auf Solarenergie umstellen; oder man könnte 
Wärmedämmung machen, eine Regenwasserzisterne 
bauen oder einen zweiten Wasserkreislauf installie-
ren. Das sind, meine Damen und Herren, doch auch 
Ihrer Meinung nach alles ökologisch sinnvolle und 
praktikable Maßnahmen. Nur ein Problem besteht 
dabei: Dieser Familienrat tagt ohne Sie, und Sie 
erfahren auch nichts davon. Nur, vier Wochen später 
kriegen Sie einen rechtsverbindlichen Kostenvoran-
schlag und dürfen bezahlen. Was würden Sie denn da 
machen? — Also ich sage Ihnen: Ich wäre an  der 
Decke, und der Familienkrach wäre vorprogram-
miert. 
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Dr. R. Werner Schuster 
Meine Damen und Herren, genau das tun wir als 

Bundestagsabgeordnete seit Jahrzehnten mit unseren 
Kommunen. Wir beschließen, was gemacht werden 
muß. Häufig wissen wir gar nicht, was es kostet, aber 
bezahlen müssen es die Kommunen. Beispiele haben 
Sie in Ihren eigenen Anfragen eruiert. Ich darf nur an 
das KJHG oder an die Frage der Kindergärten erin-
nern, aber auch an solche Rechtsverordnungen wie 
die TA Siedlungsabfall, die uns als Kommunen plötz-
lich in Zugzwang bringen. 

Dann wundern wir uns, wenn die Kommunen sich 
wehren. Ich habe die Bürgermeister aus meinem 
Wahlkreis ermuntert, doch, bitte schön, nach Bonn zu 
marschieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zuerst müssen sie 
aber nach Wiesbaden!) 

Zum Entsetzen meiner eigenen Landesregierung sind 
sie bloß nach Wiesbaden gekommen. Mein eigener 
Ministerpräsident war etwas entsetzt. Aber, meine 
Damen und Herren, sie sind nicht nach Bonn gegan-
gen, weil es zu weit war — noch! Irgendwann ist es für 
alle Bürgermeister und Landräte jeglicher Farbe nicht 
mehr zu weit nach Bonn. 

(Beifall des Abg. Dr. Hans-Jochen Vogel 
[SPD]) 

Wollen wir das eigentlich? 

Deswegen, Herr Staatssekretär Waffenschmidt: 
Wer wie Sie formulieren läßt, die Gewährleistung der 
Selbstverwaltung umfasse auch die Grundlagen der 
finanziellen Eigenverantwortung — dem kann man ja 
zustimmen —, der muß doch wenigstens vorher wis-
sen, bevor er etwas beschließt, was das für einen 
Dritten kostet. Nicht einmal das machen wir in der 
Regel, und schon gar nicht fragen wir, wie es finanziert 
wird, wenn es die Kommunen betrifft. Dabei weiß 
doch jeder, daß 80 % aller Gesetzesvorlagen, die wir 
machen, die Kommunen betreffen. 

Deswegen fordern wir erneut, meine Damen und 
Herren, heute zum zweiten Mal in unserem Entschlie-
ßungsantrag, daß in den Gesetzesvorblättern in 
Zukunft ausgewiesen wird, was ein Beschluß des 
Bundestages die Kommunen voraussichtlich kosten 
wird. 

Wenn ich das Trauerspiel im Ausschuß für 
Geschäftsordnung im Protokoll nachlese, daß also 
gesagt wurde, das gehe mangels anerkannter Berech-
nungsgrundlagen nicht, kann ich nur sagen: Bei den 
Kindergärten hat man es gekonnt. Wenn m an  will, 
kann man der Größenordnung nach abschätzen, was 
ein Beschluß kostet. 

Wir haben also heute zum zweiten Mal die Gele-
genheit, diese Idee in die Pra xis umzusetzen. Und wir 
werden noch einen dritten Versuch starten. Ich habe 
versucht, das Land Hessen zu animieren, eine Bun-
desratsinitiative zu starten, damit endlich klar wird, 
was es kostet, wenn wir im Bundestag Beschlüsse 
fassen. Ich weiß, meine Damen und Herren, daß das 
Bohren dicker Bretter sehr schwierig ist. Ich bitte 
herzlich um fraktionsübergreifende kommunalpoliti-
sche Solidarität. 

Ein zweites Beispiel will ich nennen, an dem deut-
lich wird, was gemeint ist, wenn man sagt: Den letzten 

beißen die Hunde. Es ist ein Thema, das mir sehr am 
Herzen liegt, nämlich die Fluchtursachenbekämp-
fung. Lieber Wolfgang Zeitlmann, ich wi ll  jetzt keine 
Asyldebatte führen, aber ein paar Fakten sind 
erlaubt. 

Es gibt weltweit 100 Millionen Flüchtlinge. Die 
können nicht alle bei uns wohnen; das geht sicher 
nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gute Erkennt-
nis!) 

Vier Millionen sind in den letzten sechs Jahren als 
Spätaussiedler, Übersiedler oder Emigranten zu uns 
gekommen. Die Probleme vor Ort kennen Sie als 
Kommunalpolitiker alle so gut wie ich. Es gibt Mangel 
an Wohnungen, Mangel an  Arbeit und soziale Span-
nungen. Die Kommunen und alle L ander warten z. B. 
immer noch auf gesetzliche Regelungen für die Bür-
gerkriegsflüchtlinge oder auf ein Einwanderungsge-
setz. Darüber ist noch nicht entschieden. 

Wenn man die Zahlen ansieht, fällt einem ein 
Mißverhältnis auf. Herr Spranger gab im BMZ für 
flüchtlingsbezogene Maßnahmen im Jahr 1993 
490 Millionen DM aus. Das Land Hessen gab im 
gleichen Jahr allein an Erstattung für Asylunterkünfte 
an die Kommunen das Doppelte aus. Dann kommt 
noch die nicht quantifizierbare Beteiligung der Kom-
munen hinzu. Ich kann allein für das L and Hessen 
ausrechnen, daß Herr Spranger nicht einmal ein 
Viertel von dem ausgibt, was das Land Hessen mit 
seinen Kommunen dafür bezahlt. 

Da stimmt doch das Verhältnis nicht. Dabei hätten 
wir gute, positive Beispiele, wie man  Fluchtursachen 
bekämpfen kann. Ich sage nach wie vor: Es ist 
sinnvoller, die Leute dort zu finanzieren, wo sie 
herkommen, damit sie dort bleiben, als sie zu uns 
einzuladen. Aber wir machen als Politiker alle immer 
das berühmte „end of the pipe"; wir lösen das Problem 
immer dann, wenn das Kind in den Brunnen gefallen 
ist — wie in der Medizin, wenn es heißt: Kuration ist 
wichtiger als Prävention. Wir vergessen eines: Wenn 
ich in der Therapie sparen will, muß ich zuerst in die 
Vorsorge investieren. Das wäre doch ein Gesichts-
punkt, den man  heute nicht zu kurz kommen lassen 
sollte. 

Ein letzter Punkt, meine Damen und Herren. Ich bin 
engagierter Entwicklungspolitiker, und ich habe 
draußen erfahren, daß uns die Entwicklungsländer 
um zwei typische bundesrepublikanische Eigenschaf-
ten beneiden: um unsere föderale Struktur und um 
unsere kommunale Selbstverwaltung. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen versuchen wir, dafür zu werben. Die Kom-
munen sind bei uns in Deutschland die Basis unseres 
demokratischen Staatswesens. Das Schwarze-Peter-
Spiel zwischen Bund, Ländern und Kommunen muß 
endlich aufhören. Und wir als Bundestagsabgeord-
nete, meine Damen und Herren, sollten uns in Zukunft 
stärker unserer kommunalpolitischen Wurzeln be-
wußt sein und praktische Taten daraus ableiten. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der F.D.P.) 
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Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als letzter hat zu 
diesem Tagesordnungspunkt der Kollege Wolfgang 
Zeitlmann das Wort. 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! . Ein paar 
Punkte will ich noch aufgreifen, aber vorab ein paar 
Bemerkungen zur Diskussion. 

Herr Kollege Schüßler, ich halte es nicht für ganz 
fair, daß Sie hier anmahnen, die Finanzausstattung 
der Kommunen müsse auf neue Beine gestellt werden, 
daß aber gleichzeitig aus Ihrer Ecke, nämlich der 
F.D.P., immer der Anstoß kommt, bei der Gewerbe-
steuer neu einzuschneiden und neu zu reduzieren 
oder diese Steuer überhaupt in Frage zu stellen. 

Zweitens gefällt mir nicht — und ich war während 
der ganzen Diskussion dabei —, daß Kollegen hier 
einen Redebeitrag liefern und anschließend ver-
schwinden, so daß man sie nicht mehr ansprechen 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Ein Drittes, Kollege Schuster: Alle diejenigen, die 

heute die hohen Ausgaben bei der Sozialhilfe hier mit 
Recht kritisieren, müssen sich aber auch vorhalten 
lassen, daß sie selber vor noch nicht einmal einem Jahr 
zum Thema Asyl ganz schreckliche Dinge geäußert 
haben. Da nehme ich dich, lieber Kollege Schuster, 
gleich beim Wort. 

(Zuruf von der SPD) 
— Ja, das ist doch Thema. — Wir sind ja seinerzeit in 
diesem Hause beschimpft worden, daß es nach Ver-
abschiedung der Asylkompromisse, die ja von Ihnen 
mehrheitlich mitgetragen wurden, kein Asyl mehr 
gebe und daß wir eine ganz herzlose Gesellschaft 
würden. Wenn Sie die Zahlen be trachten, werden Sie 
feststellen, daß es ganz anders aussieht. Ich finde das 
nur nicht fair. Sie sollten dann auch klipp und klar 
sagen, daß die erfolgreiche gemeinsame Regelung 
des Asyls eine deutliche Entlastung bei der Sozial-
hilfe zur Folge hat. 

Es ist heute schon gesagt worden: Die Pflegeversi-
cherung, die zum Glück ja nun auch gemeinsam auf 
den Weg gebracht wurde, wird hoffentlich ebenfalls 
eine deutliche Entlastung der Gemeinden bringen. 

Dem Kollegen Schulz vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN möchte ich doch sagen: Ich habe noch die 
Anträge seiner Gruppe in Erinnerung, in denen für 
eine weite Öffnung unserer Grenzen für alle Flücht-
linge und Schutzsuchenden dieser Erde plädiert 
wurde. Die Öffnung sollte denkbar weitgehend sein. 
Auch dies möge man in einer solchen Kommunalde-
batte in Rechnung stellen. 

Meine Damen und Herren, ich will darauf hinwei-
sen, daß es im Rahmen der Diskussion um die Asyl-
problematik gerade die in den Gemeinden, Städten 
und Kreisen Verantwortlichen waren, die von uns 
damals ein Handeln und das Ende der Diskussionen 
eingefordert haben. Wir alle kennen die Entwicklung 
im Bereich der Asylbewerberzahlen. Allzuoft wird, 
bewußt oder unbewußt, diese Entwicklung in der 
öffentlichen Diskussion außer acht gelassen. Deshalb 
sei nochmals darauf hingewiesen, daß wir noch 1992 
im Bundesgebiet einen Zugang von 440 000 Asylbe

-

werbern hatten. Im Jahr 1993 betrug dieser Zugang 
322 000 Personen. Dies stellt einen Rückgang um rund 
115 000 Personen oder 26 % gegenüber dem Vorjahr 
dar. 

Wenn Sie nun in Rechnung stellen, daß die Neure-
gelung erst mit Wirkung vom 1. Juli  1993 in Kraft 
getreten ist, wird dieser Rückgang noch deutlicher, 
wenn man nur die Zahlen seit der Umsetzung des 
Asylkompromisses — 1. Juli 1993 — vergleicht. Hier 
betrug der Rückgang 56 % oder — in absoluten 
Zahlen — 125 599 Asylbewerber weniger als im 
Vergleichszeitraum. Dieser Trend hat auch in den 
ersten Monaten des Jahres 1994 — Januar, Februar 
und auch März — angehalten. 

Seit Juli 1993 konnten ca. 375 Unterkünfte der 
Landratsämter und der kreisfreien Städte infolge des 
Rückgangs der Asylbewerberzahlen geschlossen 
werden. Betroffen waren hiervon rund 8 300 Bewer-
ber, die zumeist in staatliche Gemeinschaftsunter-
künfte verlegt wurden. 

Es wird sicherlich nicht möglich sein, die Kosten für 
die be troffenen Körperschaften exakt im einzelnen zu 
beziffern. Nach unterschiedlichen Schätzungen ge-
hen Bund und Länder davon aus, daß die Kosten für 
Unterbringung und Versorgung einschließlich der 
Kosten der behördlichen Infrastruktur 17 000 bis 
19 000 DM pro Jahr und Asylbewerber be tragen. 
Bezogen auf das Jahr 1992 bedeutet das Aufwendun-
gen von insgesamt 8,3 Milliarden DM. Wenn ich 
davon ausgehe, daß wir im Jahresdurchschnitt 1994 
gegenüber dem Zeitraum 1992 ebenfalls einen Rück-
gang um 56 % haben werden, ist mit einem Rückgang 
der Aufwendungen um ca. 4,7 Milliarden DM zu 
rechnen. 

Zwar haben die Kommunen die finanziellen Bela-
stungen für Unterkunft und Verpflegung der Asylbe-
werber nicht selbst zu tragen. Bei ihnen verbleiben 
jedoch die sächlichen und persönlichen Verwaltungs-
kosten. Auch wenn diese Entlastungen kostenmäßig 
im einzelnen bundesweit nicht ohne weiteres beziffer-
bar sind, wird jedoch schon anhand der zuvor darge-
stellten Rechnung deutlich, daß auch die Kommunen 
mittelbar entscheidende Entlastungen erfahren ha-
ben. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege 
Zeitlmann, würden Sie eine Zwischenfrage der Frau 
Kollegin Schulte gestatten? 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Bitte schön. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Kollegin, 
bitte schön. 

Brigitte Schulte (Hameln) (SPD): Herr Kollege, wür-
den Sie den Kollegen im Deutschen Bundestag und 
der Öffentlichkeit einmal sagen, wieviel Prozent des 
Bruttosozialprodukts der Bundesrepublik Deutsch-
land die Ausgaben für die Asylhilfe im Jahre 1992 
ausgemacht haben? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
— Natürlich sind das keine Prozente. Deshalb frage 
ich ja. 
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Brigitte Schulte (Hameln) 

Können Sie einmal sagen, welcher Prozentsatz vom 
Bruttosozialprodukt es war? Das Bruttosozialprodukt 
hat — da will ich Ihnen helfen — über 3 Billionen DM 
betragen. 

Wolfgang Zeitlmann (CDU/CSU): Ich habe zuerst im 
„Kürschner" nachgeschaut, weil ich mich gefragt 
habe, welche Ausbildung Sie wohl haben. Auf Grund 
Ihrer Frage merke ich: Es kann nur Lehrerin sein. 
Denn Sie stellen eine Frage, auf die Sie die Antwort 
selber wissen und bei der Sie davon ausgehen kön-
nen, daß ich nicht präsent habe, welchen Prozentsatz 
des Bruttosozialprodukts die Aufwendungen für Asyl-
bewerber ausmachen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ja unglaub

-

lich!) 
— Es ist durchaus ehrenwert, auch einmal zu sagen, 
daß man etwas nicht weiß. Das geht zwar einem 
Lehrer nicht ein, aber das ist trotzdem noch Fak-
tum. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. —B rigitte Schulte [Hameln] [SPD]: 

0,25%!) 
Meine Damen und Herren, ich möchte zum 

Abschluß — ich habe noch eine Minute Zeit — einen 
Punkt noch aussprechen. Schauen Sie bitte in den 
Protokollen der letzten Asyldebatte nach. Da hat Ihr 
innenpolitischer Sprecher, Gerd Wartenberg, hier im 
Hause zum Thema Bürgerkriegsflüchtlinge klipp und 
klar in Richtung Bundesratsbank gesagt: Die Bundes-
länder sind am Zuge, nach dem Asylkompromiß nun 
auch den Bürgerkriegsflüchtlingsstatus endlich zu 
formulieren, endlich eine Regelung zu treffen. 

(Uwe Lambinus [SPD]: Da hat er doch recht 
gehabt!) 

— Ich unterstreiche und habe es damals unterstrichen, 
daß er recht hat. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Auch Bay

-

ern!) 
— Auch Bayern; da gebe ich Ihnen völlig recht, Herr 
Vogel, einverstanden. 

Nur, eins möge man dann nicht tun — das ist von 
Ihrer Seite hier geschehen —, nämlich daß man in 
Richtung Bund Schuld verteilt und sagt, der Bund sei 
am Zug. Eines ist doch klar: Die Länder haben bei der 
Verteilung der Steuerquoten kräftig hingelangt — um 
es nicht deutlicher auszudrücken. Dann mögen sie 
jetzt auch bei dem, was wir damals beim Asyl verein-
bart haben, ihrer Verpflichtung nachkommen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Damit schließe ich die 
Aussprache. 

Es ist beantragt worden, die Entschließungsanträge 
der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P., der Fraktion 
der SPD sowie der Gruppe PDS/Linke Liste auf den 
Drucksachen 12/7411, 12/7436 und 12/7415 zur 
federführenden Beratung an den Innenausschuß und 
zur Mitberatung an  den Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, den Finanzausschuß, den 

Haushaltsausschuß, den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung, den EG-Ausschuß — es muß jetzt doch 
EU-Ausschuß heißen —, den Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie an den Aus-
schuß für Bildung und Wissenschaft zu überweisen. 
Sind Sie damit einverstanden? — Das ist der Fa ll . Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 7 auf: 

— Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Hanna Wolf, Dr. Hans de With, Her-
mann Bachmaier, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurfs 
eines ... Strafrechtsänderungsgesetzes — 
Verjährung von Sexualstraftaten an Kindern 
und Jugendlichen (... StrÄndG) 
— Drucksache 12/2975 — 
(Erste Beratung 111. Sitzung) 

— Zweite und dritte Beratung des von der Abge-
ordneten Christina Schenk und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines ... Strafrechtsänderungsgeset-
zes — Verjährung von Sexualstraftaten an 
Kindern und Jugendlichen (... StrÄndG) 
— Drucksache 12/3825 — 
(Erste Beratung 128. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Be richt des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 12/6980 — 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Jörg v an  Essen 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Heinrich Seesing 

Dazu liegen je ein Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD und der Abgeordneten Ursula Männle, Clau-
dia Nolte, Dr. Else Ackermann und weiterer Abgeord-
neter vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Besteht 
damit Einverständnis? — Ich sehe keinen Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
dem Kollegen Professor Dr. Jürgen Meyer das Wort. 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Durch 
unseren vor fast zwei Jahren eingebrachten Gesetz-
entwurf haben wir das Ziel verfolgt, die Verjährung 
von Sexualstraftaten an Kindern und Jugendlichen 
neu zu regeln. Diese Taten werden häufig erst nach 
vielen Jahren bekannt. Das kann auf eine jahrelange 
Verdrängung von Mißbrauchserlebnissen zurückzu-
führen sein, aber auch darauf, daß die mißbrauchten 
Kinder und Jugendlichen unter dem Druck von nahen 
Verwandten stehen, von denen sie emotional und 
wirtschaftlich abhängig sind. Wird die Tat endlich 
angezeigt, ist sie häufig verjährt. Wir wollten und 
wollen die Verjährung deshalb bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres des Opfers ruhen lassen. 

Die von der Mehrheit des Rechtsausschusses abge-
gebene Empfehlung, statt dessen das Ruhen der 
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Verjährung nur bis zum vollendeten 14. Lebensjahr 
vorzusehen, ist durch ein ungewöhnliches Verfahren 
zustande gekommen. Sie ist in ihrer Begründung auch 
widersprüchlich und rechtssystematisch fehlerhaft. 

Ich freue mich, daß sich heute mit der Unterstützung 
vieler Kolleginnen aus der Regierungskoalition die 
Vernunft doch noch durchsetzen könnte. 

Das Verfahren im Rechtsausschuß muß als unge-
wöhnlich, ja fast trickreich bezeichnet werden. Der 
Ausschuß hatte nämlich im Anschluß an  eine ein-
drucksvolle Sachverständigenanhörung dem SPD-
Entwurf in Übereinstimmung mit dem Ausschuß für 
Frauen und Jugend im Oktober 1993 mehrheitlich 
zugestimmt. Der Bericht des Rechtsausschusses 
wurde von zwei Berichterstattern, dem Kollegen See-
sing, CDU, und mir unterzeichnet. Die Unterschrift 
des Berichterstatters von der F.D.P., des von mir sonst 
geschätzten Kollegen v an  Essen, ließ jedoch auf sich 
warten, obwohl der Be richt zutreffend und in keinem 
Punkt zu beanstanden war. 

(Dieter Wiefelspütz [SPD]: Unglaublich!) 

Nach etlichen Wochen erfuhren wir dann, daß 
durch die Ablehnung der Unterzeichnung des Berich-
tes eine erneute Beratung und Abstimmung im 
Rechtsausschuß erzwungen werden sollte. So geschah 
es dann auch. Und am 12. Januar dieses Jahres 
votierten einige Kollegen der CDU anders als knapp 
drei Monate vorher. So kam die heute abschließend zu 
beratende Empfehlung zustande. 

Das Verfahren mag zwar noch der Geschäftsord-
nung entsprechen, 

(Jörg van Essen [F.D.P.]: Das tut es, Herr 
Kollege!) 

legitim ist es jedenfalls nicht. Denn sonst könnte jeder 
Berichterstatter eines federführenden Ausschusses 
seine Unterschrift unter einen völlig einwandfreien 
Bericht so lange verweigern, bis sich die Mehrheit in 
seinem Sinne gedreht hat. 

(Hanna Wolf [SPD]: Unmöglich!) 

Die zunächst unterlegenen Kollegen des Rechtsaus-
schusses hätten besser daran getan, in offener Ausein-
andersetzung im Plenum des Bundestages für ihre 
Auffassung zu streiten. Das tun wir nun heute. 

(Beifall bei der SPD) 

Die wesentlichen Gründe für unseren Antrag wer-
den gleich von meiner Kollegin Anni Brandt-Elsweier 
vorgetragen werden. Ich möchte mit einigen Hinwei-
sen deutlich machen, daß die Argumentation der 
Ausschußmehrheit für ihren Antrag ähnlich formali-
stisch und schwach ist wie das gewählte Verfahren. 

Die Mehrheit des Rechtsausschusses beruft sich 
insbesondere auf das Argument, daß sich die Beweis-
lage mit der zeitlichen Entfernung von der Tat ver-
schlechtere. Dieses Argument ist erstens systemwid-
rig, weil die angenommene Beweisverschlechterung 
auch bei den schwersten Verbrechen Mord und Völ-
kermord anzunehmen wäre und zwingend auch zu 
deren Verjährung führen müßte. Die Unverjährbar-
keit dieser Verbrechen belegt aber, daß der Beweis

-

mittelschwund für die Verjährungsfrage keine Rolle 
spielen darf. 

Etwas anderes wurde nur früher einmal von der rein 
prozessualen Verjährungstheorie vertreten, die sich 
bekanntlich nicht durchgesetzt hat. Sie wird jetzt von 
der Ausschußmehrheit aus der Mottenkiste hervorge-
holt. Wie schwach müssen Ihre Argumente sein! 

(Zustimmung bei der SPD) 
Zweitens unterscheiden Sie nicht klar genug zwi-

schen der Verjährung einerseits und ihrem Ruhen 
andererseits, worum es in unserer Diskussion heute 
aber allein geht. Die Begründung für das Ruhen der 
Verjährung ergibt sich eindeutig aus dem Gesetz. 
Nach § 78b StGB ruht die Verjährung, solange die 
Verfolgung nicht beginnen oder nicht fortgesetzt 
werden kann. 

Genau darum geht es hier: Das kindliche oder 
jugendliche Opfer einer Sexualstraftat ist tatsächlich 
nicht in der Lage, ein Strafverfahren gegen den meist 
aus der nächsten Umgebung kommenden Täter in 
Gang zu setzen. Sinn der gesetzlichen Regelung ist es, 
daß tatsächliche Verfolgungshindernisse dem Täter 
nicht zugute kommen dürfen. 

Drittens hat der Deutsche Bundestag genau diesen 
Rechtsgedanken noch vor wenigen Monaten in großer 
Einmütigkeit anerkannt, als er die Verfolgungsver-
jährung von vergleichsweise weniger gewichtigen 
Straftaten, nämlich solchen, die vor dem 3. Oktober 
1990 in der DDR begangen wurden, großzügig um 
drei Jahre verlängert hat. Die Justiz befinde sich in 
Ostdeutschland noch im Aufbau, haben wir festge-
stellt, und der Strafverfolgung stünden deshalb insti-
tutionelle Schwierigkeiten gegenüber. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, heute sollten wir 
statt auf noch unfertige Institutionen auf die kindli-
chen Opfer von schwersten Straftaten schauen. Die 
tatsächliche Schutzlosigkeit und Handlungsunfähig-
keit dieser Opfer von Sexualstraftaten müssen dazu 
führen, die Verjährung erst dann beginnen zu lassen, 
wenn die Opfer volljährig, also nach Erreichen der in 
vielen Regelungen unserer Rechtsordnung geltenden 
Altersgrenze selbständig handlungsfähig sind. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Nur so geben wir auch ein unmißverständliches Signal 
an die möglichen Täter von morgen. Sie sollen sich 
nicht mehr auf die Verjährung ihrer schlimmen Taten 
verlassen können. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Als nächste 
spricht Frau Kollegin Ilse Falk. 

Ilse Falk (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Am Ende einer langwierigen und 
intensiven Diskussion haben wir heute abend zu 
später Stunde über ein wirklich wichtiges Thema 
abzustimmen: 

(Ernst Kastning [SPD]: In der Tat!) 
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Verjährung von Sexualstrafen an  Kindern und 
Jugendlichen. Dies beinhaltet, wie erwähnt, sexuel-
len Mißbrauch von Kindern, sexue lle Nötigung, sexu-
ellen Mißbrauch Widerstandsunfähiger bis hin zur 
Vergewaltigung. 

Solche Taten an  Kindern und Jugendlichen sind erst 
in den letzten Jahren ins Bewußtsein der Öffentlich-
keit gerückt. Erzieher, Lehrer, Ärzte und Psychologen 
haben auf sexuell mißbrauchte Kinder aufmerksam 
gemacht. Zunehmend sind Erwachsene bereit, über 
sexuelle Mißhandlungen in ihrer Jugend zu berichten 
und die Öffentlichkeit wachzurütteln. Damit tragen 
sie dazu bei, daß endlich Licht auf ein bedrückendes 
Thema fällt, das viel zu lange im Dunkel der 
Tabuisierung verborgen blieb. 

So erleben wir einerseits, daß Mißbrauchsfälle frü-
her offensichtlich werden und damit Täter angezeigt 
und bestraft werden können. Das ist gut so und 
wichtig. Wir erleben aber auch, daß — und das unter 
Umständen erst viele Jahre später — Opfer solcher 
Handlungen ermutigt werden, über das zu reden, was 
zum Teil tief verschüttet oder verdrängt ihre Seelen 
belastet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P. sowie bei der SPD) 

Deshalb setzt denn auch der vorliegende Gesetz-
entwurf mit der Konsequenz des sehr späten Erken-
nens an, und er plädiert für ein Ruhen der Verjährung, 
die üblicherweise zehn Jahre be trägt, bis zum 18. Le-
bensjahr. Daß diese Forderung des Ruhens der Ver-
jährung begründet ist, wird von niemandem ange-
zweifelt. Aber über die Dauer des Ruhens hat es 
intensive Auseinandersetzungen gegeben, die bis 
zum Schluß nicht zu einer Einigung geführt haben, so 
daß wir heute die Empfehlung des federführenden 
Ausschusses auf Ruhen des Verjährungsbeginns bis 
zum 14. Lebensjahr des Opfers vorliegen haben und 
einen hier von mir zu vertretenden Änderungsantrag, 
mit dem die Gruppe der Frauen der CDU/CSU-
Fraktion das ursprüngliche Anliegen des Gesetzent-
wurfes aufgreift und der inzwischen viel Unterstüt-
zung gefunden hat, 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Auch 
bei den Männern!) 

— Auch bei den Männern. — 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie bei der SPD) 

Es geht also nicht um die grundsätzliche Entschei-
dung, die Verjährung ruhen zu lassen — darin sind 
sich wohl alle einig —, sondern nur um den Zeitpunkt, 
der sich um vier Jahre unterscheidet. 

Was hat eine Einigung so schwergemacht? Warum 
machen uns diese vier Jahre Differenz solche Pro-
bleme? Die Diskussion wird meiner Ansicht nach auf 
zwei Ebenen geführt, die sich scheinbar nicht mitein-
ander vereinbaren lassen: Die Theorie der Rechts-
möglichkeit prallt auf die Praxis der Lebenswirklich-
keit. 

Ich will  diese beiden Ebenen durch zwei einfache 
Beispiele verdeutlichen, zunächst in der Sprache 
einer Staatsanwältin, die aus ihrer Erfahrung mit 
tatsächlich zur Anzeige gebrachten Fällen gegen die 

Verlängerung anführt, daß bisher nur sehr wenige 
Fälle wegen Verjährung eingestellt werden mußten. 

Sie sagt: Derzeit werden die Taten überwiegend 
tatzeitnah zur Anzeige gebracht, d. h. bis spätestens 
ein halbes Jahr nach der letzten Tathandlung. Der 
Anzeige geht jeweils voraus, daß sich das Opfer einer 
Vertrauensperson offenbart hat, die den Weg zur 
Polizei oder zur Staatsanwaltschaft nicht scheut. Es 
handelt sich hierbei entweder um einmalige Vorfälle, 
die von Fremden oder flüchtig Bekannten beg angen 
worden sind, oder um sehr tragische, länger andauern-
de Fälle von sexuellem Mißbrauch durch den eige-
nen Vater oder den nichtehelichen Lebensgefährten 
der Mutter. Obwohl der Beginn der länger andauern-
den Fälle oft schon Jahre zurückliegt, stellt sich das 
Problem der Verjährung nicht, da die Tat bis kurz vor 
der Anzeigeerstattung andauert. So die Staatsanwäl-
tin. So einfach ist das wohl leider nur manchmal. 

Das zweite Beispiel zeigt die Lebenswirklichkeit 
aus der Praxis einer Psychotherapeutin. Sie berichtet 
über eine Patientin, die im Alter von 23 Jahren zu ihr in 
die Therapie kam. Nach sexuellem Mißbrauch 
befragt, antwortete sie damals zunächst, daß sie mit 
15 Jahren von ihrem Gitarrenlehrer vergewaltigt 
wurde. Das Anliegen der Patientin zu Beginn der 
Therapie war, diese Vergewaltigung zu verarbeiten, 
da sie scheinbar nicht damit fertig wurde. 

Erst im Laufe der Behandlung wurde dann deutlich, 
daß sie bereits seit dem Säuglingsalter von ihrem 
Vater mißbraucht worden war, später auch durch ihre 
Onkel und ihren Cousin. Um seine Tochter einzu-
schüchtern, den Mißbrauch nicht zu verraten, nahm er 
sie z. B. mit in die Schlachterei, in der er als Aushilfe 
arbeitete, zeigte ihr eine geschlachtete und zum 
Ausbluten aufgehängte Kuh und drohte, dieses mit ihr 
zu machen, wenn sie ihrer Mutter oder jemand ande-
rem davon erzählen würde. Ein anderes Mal zerrte er 
das Kind auf einer unbelebten Straße vor sein Auto 
und blendete es mit Licht. Er drohte seiner Tochter, sie 
zu überfahren, wenn sie etwas sagen würde. 

Bei diesen massiven Drohungen kann m an  sich 
vorstellen, daß die Tochter schwerste Traumata erfah-
ren hat. Diese Klientin ist nun seit einigen Jahren in 
Behandlung; seit einem Jahr ist bekannt, daß sie eine 
multiple Persönlichkeitsstörung entwickelt hat. Dies 
ist ihr Überlebenssystem gewesen. Diese Frau hat seit 
zwei Jahren einen Freund. Eine sexuelle Beziehung 
zwischen den beiden ist auf Grund ihres Mißbrauchs 
nicht möglich. 

Dieses Beispiel spricht meines Erachtens für eine 
starke Verlängerung des Verjährungsbeginns. Der 
Mißbrauch der Patientin im Säuglingsalter, der erst im 
Laufe der langwierigen Therapie nach Überschreiten 
des 24. Lebensjahres aufgedeckt wurde, wäre bei 
einer mit 14 Jahren beginnenden Verjährungsfrist von 
zehn Jahren bereits nicht mehr verfolgbar gewesen. 

Dieser krasse Fall stellt hoffentlich einen Extremfall 
und keinen Regelfall dar. Aber gerade die Vielschich-
tigkeit und Dramatik, die hier zum Ausdruck kom-
men, zeigen, worauf eine Antwort von uns erwartet 
wird. Das Beispiel zeigt auch, wie schwer es solche 
mißhandelten Kinder und Jugendlichen haben wer-
den, sich als Erwachsene von dem massiven Druck 
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und der Angst zu befreien, sich im gesellschaftlichen 
Leben zurechtzufinden und nach normalen Maßstä-
ben zu leben. Wenn sie sich dann, oft erst nach 
längeren Therapien, endlich dazu entschließen, den 
bzw. die Täter anzuzeigen, müssen sie häufig erfah-
ren, daß die Taten bereits verjährt sind. Die Opfer 
können dann noch nicht einmal Genugtuung erhal-
ten. 

Das bedeutet doch, daß wir nicht zuallererst Hilfe 
für die Opfer finden müssen, die sich bewußt und 
relativ zeitnah mit einer ihnen widerfahrenden Miß-
handlung auseinandersetzen und dabei im Idealfall 
von erfahrenen Pädagogen, Psychologen, Juristen 
usw. unterstützt werden, sondern für diejenigen, die 
aus vielerlei Gründen erst viel später mühsam heraus-
finden, was ihnen vor langen Jahren angetan wurde. 
Es ist doch unsere klassische Aufgabe als Gesetzge-
ber, nicht für Funktionierendes Gesetze zu schaffen, 
sondern für Konfliktsituationen, die Menschen nicht 
allein bewäl tigen können. 

Natürlich bin auch ich für ein so zeitnahes Strafver-
fahren wie irgend möglich. Aber typisch für unser 
heutiges Thema ist doch gerade, daß es vielen Opfern 
erst mit Erreichen der Volljährigkeit möglich ist, sich 
rechtlich und tatsächlich aus dem Elternhaus zu lösen, 
daß die Verdrängung schlimmster Erlebnisse zwar ein 
Überlebensmechanismus ist, aber zu vielfältigen 
Fehlentwicklungen führen kann, die zunächst noch 
gar nicht die eigentlichen Ursachen vermuten lassen, 
daß erst die Erfahrung mißglückter Beziehungen, d. h. 
der Unfähigkeit zu Partnerschaft und Liebe, nach 
verborgenen Ursachen forschen läßt. Das braucht viel 
Zeit, unter Umständen auch über das 24. Lebensjahr 
hinaus. 

Daß bei so lange nach der Tat durchgeführten 
Strafverfahren die Beweisführung nicht einfach ist 
und ein Freispruch des Täters aus Mangel an Bewei-
sen häufiger vorkommen kann, wird das Opfer vor 
Anklageerhebung abzuwägen haben. Allerdings will 
ich hier in aller Deutlichkeit noch einmal sagen, daß 
alle, die sich mit dem Straftatbestand sexueller Miß-
brauch befassen, übereinstimmend bestätigen, daß 
sich die Taten bei den Opfern so intensiv einbrennen, 
daß ihre Glaubwürdigkeit auch nach Jahren nicht 
angezweifelt werden muß. Auf jeden Fall sind wir der 
Meinung, daß vier weitere Jahre Abstand zur Tat hier 
keine entscheidende Rolle spielen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der F.D.P. sowie bei der SPD) 

Lassen Sie mich einen letzten Grund nennen, der 
uns für 18 Jahre eintreten läßt. Ich meine die 
abschreckende Wirkung, die in der längeren Strafver-
folgungsmöglichkeit liegt. Die ungeheure Hilflosig-
keit und Abhängigkeit von Kindern und Jugendlichen 
führt doch dazu, daß die Täter mit Recht davon 
ausgehen können, daß ihre Opfer nicht reden können 
und sie selber wegen der laufenden Verjährung 
straflos ausgehen werden. 

Die geplante Verlängerung der Verjährung würde 
also die Generalprävention erhöhen. Denn, so das 
Bundesverfassungsgericht: 

Der generalpräventive Zweck der Strafe entfällt 
nicht durch ... Zeitablauf. Denn eine spätere 

Bestrafung wirkt in jedem Fall abschreckender 
als die Freistellung von Strafe durch Verjäh-
rung. 

Zusammenfassend und abschließend bitte ich daher 
alle Kolleginnen und Kollegen, diesen Änderungsan-
trag zu unterstützen und dafür zu stimmen, die Ver-
jährungsfrist von Sexualstraftaten an Kindern und 
Jugendlichen bis zum 18. Lebensjahr des Opfers 
ruhen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-

ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht der 
Kollege Jörg van Essen. 

Jörg van Essen (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! In einem sind sich heute alle 
einig: Der Schutz von Opfern sexueller Gewalt im 
Kindesalter muß verbessert werden. Gerade von den 
Tätern im engsten Familienkreis, insbesondere vom 
Vater, wird bewußt die Angst vor den Folgen einer 
Strafanzeige — Wegfall des Familieneinkommens, 
Verlust der Wohnung, Abschiebung des Kindes in ein 
Heim — geschürt, um die kindlichen Opfer zum 
Schweigen zu bringen. Erst die Loslösung aus der 
Familie bringt die Freiheit der Entscheidung. Bei 
sexuellem Mißbrauch im frühen Kindesalter kann 
deshalb bisher eine Verfolgungsverjährung eintre-
ten. 

Die Praxis zeigt — Herr Professor Meyer, Sie haben 
das Gegenteil behauptet, aber Sie sind halt Professor 
und kein Praktiker —, 

(Heiterkeit bei der F.D.P.) 
daß dies erfreulicherweise nur selten geschieht; denn 
die Taten werden in aller Regel nicht nur einmal 
begangen, sondern fortlaufend bis in das 15. oder 
16. Lebensjahr des Opfers hinein, bis nämlich dann 
der erste Freund da ist. Bei einer fortgesetzten Hand-
lung beginnt die Verjährung erst mit dem letzten 
Teilakt. 

Ich habe mich gerade als strafrechtlicher Praktiker 
für das Ruhen der Verjährung bis zum 14. Lebensjahr 
eingesetzt. Die Tat geschieht in aller Regel ohne 
direkte Zeugen. Da der Täter eine hohe S trafe zu 
erwarten hat — bis zu fünf Jahren bei dem sexuellen 
Mißbrauch, bis zu 15 Jahren bei der Vergewalti-
gung —, kämpft er besonders hart. Er weiß, daß seine 
Chance auf einen Freispruch mit jedem Tag, mit 
jedem Monat, mit jedem Jahr wächst. 

Familienangehörige, die häufig etwas ahnen, 
haben ihre Erinnerung verdrängt, weil sie damit auch 
ihr schlechtes Gewissen verdrängen können. Die 
Erinnerung von anderen Zeugen, die Verhaltensauf-
fälligkeiten als Signal des Opfers schildern könnten, 
ist zunehmend verblaßt. Das Opfer selbst ist in der 
Gefahr, im Ablauf der Zeit Dinge zu verwechseln. Das 
ist die Erfahrung aus der Praxis, meine persönliche 
Erfahrung. 

Je mehr Zeit verstrichen ist, desto mehr wird die 
Verhandlung zum Heimspiel des Verteidigers und des 
Angeklagten. Das in die Zange genommene Opfer 
wird zum zweiten Mal zum Opfer. Es ist noch ein 
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drittes Mal ein Opfer, wenn der Täter durch einen 
Freispruch von Staats wegen als unschuldig dasteht 
und das Opfer als Lügnerin. Frau Kollegin Falk, in 
Ihrem Beispielfall wäre mit Sicherheit ein solcher 
Freispruch erfolgt. 

In der Schweiz — auch das ist interessant — hat 
gerade die Sorge um die Opfer zu einem genau 
umgekehrten Ergebnis geführt. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Dort  hat man die Verjährung auf fünf Jahre begrenzt, 
um so die Chancen für das Opfer, eine Verurteilung 
des Täters zu erreichen, zu erhöhen. 

Wir haben in der F.D.P.-Fraktion von einem medi-
zinischen Sachverständigen gehört, daß Opfer von 
sexueller Gewalt im Kindesalter sehr schnell aus der 
Familie herausdrängen, im Schnitt etwa mit dem 
17. Lebensjahr. Ich denke, das ist eine natürliche 
Reaktion. Bei einem Ruhen der Verjährung bis zum 
14. Lebensjahr besteht damit eine siebenjährige Ent-
scheidungsfrist, bei der Vergewaltigung sogar eine 
17jährige Entscheidungsfrist. Auch bei Opfern, die 
eine längere schulische Ausbildung haben, erfolgt in 
der Regel mit dem Beginn des Studiums ein Ortswech-
sel. Damit steht auch eine ausreichende Zeit für eine 
freie Entscheidung zur Verfügung. 

Der Schaden der Opfer durch einen Freispruch ist 
zu groß und damit auch ihr Schutz zu notwendig, als 
daß man diese Frage als Reckstange benützen könnte, 
urn politische Klimmzüge zu üben. 

Die Verjährung ist außerdem keine juristische 
Spielkiste zur freien Bedienung für jedermann. Die 
Europäische Menschenrechtskonvention fordert zu 
Recht, daß die Strafe der Tat in angemessener Zeit zu 
folgen hat. Dies ist ein Menschenrecht. 

Der Bundestag hat eine seiner Sternstunden in der 
Debatte über die Verjährungsverlängerung für die 
Massenmorde der Nazis erlebt. Trotz der Ungeheuer-
lichkeiten der Taten hat es bemerkenswerte Debat-
tenbeiträge für den Eintritt der Verjährung gegeben. 
Ich empfehle jedem, diese Debatte noch einmal nach-
zulesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dies kann man 
weiß Gott nicht vergleichen!) 

Unser Land hat bereits jetzt im europäischen Ver-
gleich die längsten Verjährungsfristen. Leider haben 
wir die Sensibilität unserer Kollegen in dieser Frage 
nicht mehr, wie die Debatte im vergangenen Jahr über 
die Verjährungsverlängerung bei Bagatellstraftaten 
von Tätern in der ehemaligen DDR gezeigt hat. 

Der Schutz der Opfer und die rechtspolitische Ver-
nunft gebieten die Lösung, die der Rechtsausschuß 
mit seiner Mehrheit beschlossen hat. 

Ich darf Sie herzlich um Zustimmung bitten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Und nun hat als 
nächstes Frau Kollegin Dr. Barbara Höll das Wort. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Er ist weit verbreitet 

und wird immer noch weitgehend verschwiegen — 
der  sexuelle Mißbrauch von Kindern und Jugendli-
chen. Nach Schätzungen des Bundeskriminalamtes 
fallen jährlich jedes vierte Mädchen und eine wach-
sende Anzahl von Jungen sexueller Gewalt zum 
Opfer. 

Die Täter sind zu 96 % Männer, und zwar vor allem 
Männer aus dem sozialen Nahbereich der Kinder und 
Jugendlichen — der Familie und dem Kreis enger 
Freunde der Familie. Der sexuelle Mißbrauch ist trotz 
aller Beschwörungen einer Heile-Welt-Familienidylle 
ein deutlicher Hinweis auf den Gewaltcharakter und 
die patriarchalen Machtstrukturen familiärer Bezie-
hungen sowie auf die allgemeine K rise, in der die 
Familie gegenwärtig steckt. 

Sexueller Mißbrauch ist keine Zufallsentwicklung, 
sondern Ergebnis eines oft jahrelangen Konfliktes in 
der Familie, der von allen Beteiligten geleugnet 
wird. 

Dieser Umstand, daß sich die Frage des sexuellen 
Mißbrauchs von Kindern und Jugendlichen nicht von 
der Diskussion über den Charakter der Institution 
Familie trennen läßt, hat entscheidenden Anteil 
daran, daß es um die Frage der Verlängerung von 
Verjährungsregelungen für diese Straftaten so heftige 
Diskussionen in allen Ausschüssen gab. 

Mit rechtsdogmatischen und rechtssystematischen 
Begründungen wurden dabei alle Versuche abge-
schmettert, die Verjährung so lange ruhen zu lassen, 
wie eine tatsächliche Verfolgung aus den unter-
schiedlichsten Gründen, wie z. B. der Isolation der 
Opfer in den Familien und der damit verbundenen 
Vorstellung eigenen Versagens, wegen eines miß-
brauchten Verantwortungsgefühls für den Fortbe-
stand der Familie, wegen materieller und finanzieller 
Abhängigkeiten und nicht zuletzt wegen der alters-
mäßig bedingten Unreife der Persönlichkeit der min-
derjährigen Opfer aus tatsächlichen Gründen gar 
nicht möglich ist. 

Obwohl doch unstrittig ist, daß der Gesetzgeber bei 
der ursprünglichen Festlegung der Verjährung von 
Sexualstraftaten die Problematik nicht in vollem 
Umfang berücksichtigt hat, gibt es in allen Fraktionen, 
ich denke doch, in erster Linie Männer, die trotz der 
ziemlich eindeutigen Ergebnisse der Anhörung des 
Rechtsausschusses das abstrakte Prinzip des allge-
meinen Rechtsfriedens höher stellen als den erf order

-

lichen  Opferschutz. 

Sie können diesen Worten entnehmen, daß ich 
ebenso wie die Mehrheit meiner Gruppe diese 
Ansichten nicht teile und deshalb heute dafür eintrete, 
zumindest die Verjährungsfrist bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres der Opfer zu verlängern. 

Für geboten hielten wir in diesem Zusammenhang 
auch die Schaffung von unterstützenden Möglichkei-
ten sowie psychologischem Beistand zur Be treuung 
Betroffener gegen sexuellen Mißbrauch, und zwar für 
Täter und Opfer. 

Andererseits ist diese Haltung der Regierungskoali-
tion meiner Meinung nach nur konsequent. Solange 
Vergewaltiger in der Ehe noch straffrei ausgehen, 
solange immer wieder versucht wird, in Vergewalti- 
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gungsprozessen Frauen als die eigentlich schuldigen 
Verführerinnen hinzustellen, solange laut Gleichbe-
rechtigungsgesetz die sexuelle Belästigung durch 
Frauen erkennbar abgelehnt werden muß, um Sank-
tionen herbeizuführen, so lange ist gar nicht beabsich-
tigt, den Mißbrauch von Macht im sexuellem Bereich 
wirklich zu bekämpfen. 

Die Botschaft, die von solchen Gesetzentwürfen wie 
dem heutigen, der die Verjährungsfrist nur bis zum 
14. Lebensjahr festlegt, an die Täter geht, halte ich für 
verheerend. Der Rat an potentielle Opfer kann doch 
dann fast nur noch lauten: Nehmt nichts Süßes von 
Fremden! Und traut ja nicht euren Vätern, Brüdern 
und Großvätern! 

Wenn das Realität würde, dann, muß ich sagen, 
wären wir doch wohl hier in diesem Staate nicht sehr 
weit mit der Zukunft, wenn wir so mit der Zukunft 
unserer Kinder umgehen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat die Kolle-
gin Frau Christina Schenk das Wort. 

Christina Schenk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir 
haben heute die einmalige Chance, mit Hilfe einer 
fraktionsübergreifenden Mehrheit ein Gesetz zu ver-
abschieden, das dazu geeignet ist, Kindern, vor allem 
Mädchen, einen etwas besseren Schutz vor sexuellen 
Übergriffen zu gewähren. 

Der jetzt vorliegende, veränderte SPD-Entwurf, 
dem zufolge das Ruhen der Verjährungsfrist bis zum 
18. Lebensjahr nur für die §§ 176 bis 179 und nicht 
mehr für den § 174 gelten soll, ist zwar aus unserer 
Sicht nur die drittbeste Lösung, aber wenn sie hier im 
Haus eine Chance auf Erfolg hat, werden wir ihr 
selbstverständlich nicht im Wege stehen. 

Der ursprüngliche SPD-Entwurf, nach dem die 
Verjährungsfrist auch die Straftaten nach § 174 ein-
schloß, war die zweitbeste Lösung. Ich glaube, nie-
mand hier im Hause wird es mir verdenken, wenn ich 
nach wie vor meinen eigenen Vorschlag für die 
tatsächlich angemessene Regelung halte. 

Zur Erinnerung: Ich habe hier einen Antrag auf 
Ruhen der Verjährungsfrist bis zum 21. Lebensjahr 
und auf eine Verlängerung der Verjährungsfrist auf 
30 Jahre gestellt. Nach meinem Modell hätte eine 
Frau wesentlich länger — genau bis zum Ende ihres 
51. Lebensjahres Zeit —, um sich über das, was ihr in 
ihrer Kindheit angetan wurde, klar zu werden und 
Anklage zu erheben. 

Meine Damen und Herren, daß jetzt eine grundsätz-
liche Verbesserung der Rechtslage für die Opfer 
sexueller Gewalt in greifbarer Nähe ist, ist — und ich 
glaube, es gibt allen Grund, das hier auch klar zu 
sagen — vor allem den CDU-Frauen zu verdanken, 
die im Ausschuß Frauen und Jugend geschlossen für 
den Antrag der SPD gestimmt haben. 

Im Rechtsausschuß, der sich dieses Themas ein Jahr 
später annahm, stimmte immer noch eine Mehrheit, 
bestehend aus Abgeordneten der SPD, BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN und den Frauen der CDU/CSU für den 
Antrag der SPD. Es war fast zu schön, um wahr zu sein. 
Bis sich dann, aus mir völlig unerfindlichen Gründen, 
Mitglieder der F.D.P., vor allem Herr van Essen, 
vehement dafür eingesetzt haben, daß der Gesetzent-
wurf der SPD nicht verabschiedet wird und die Ver-
jährungsfristen nur noch bis zum 14. Lebensjahr ruhen 
sollen. 

Ich frage wirklich, was treibt die F.D.P. dazu, sich so 
vehement für einen verbesserten Täterschutz einzu-
setzen? Die Argumentation, Herr v an  Essen, die Sie 
hier gebracht haben, hat mich in keiner Weise über-
zeugt und ist auch durch die Darlegungen in der 
Anhörung widerlegt worden. Einen rationalen Grund 
gibt es also nicht. Wie ich schon sagte, hat die 
Anhörung dazu kein einziges triftiges Argument 
gebracht, daß die Verjährungsfrist nicht bis zum 
18. Lebensjahr ruhen soll. 

Wer schon die Rechtssystematik ins Feld führt, gibt 
damit meines Erachtens zu, daß er im Grunde genom-
men keine Argumente hat. Die Behauptung, daß nach 
langen Zeiten Beweisschwierigkeiten in den Prozes-
sen auftauchen könnten, ist ebenso wenig stichhaltig: 
Schließlich be trägt die Verjährungsfrist bei Vergewal-
tigungen 20 Jahre, und die Beweisprobleme sind dort 
nicht weniger gravierend. 

Ganz schlimm finde ich es, wenn gesagt wird, ein 
Ruhen der Verjährung bis zum 18. oder bis zum 
21. Lebensjahr sei dem Rechtsfrieden nicht dienlich. 
An wessen Frieden denken denn diejenigen, die 
dieser Auffassung sind: an den Frieden der Opfer oder 
an den der Täter? Das ist doch hier die Frage. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, um es klar zu sagen: 
Unsere Solidarität gehört den Opfern solcher Verbre-
chen. Wir werden hier einer entsprechend positiven 
Regelung die Zustimmung geben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat die Kolle-
gin Frau Anni Brandt-Elsweier das Wort. 

Anni Brandt-Elsweier (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Vor etwa 10 Jahren 
entdeckte die deutsche Öffentlichkeit endlich den 
sexuellen Mißbrauch des Kindes. Seitdem gab es 
zahlreiche Publikationen zu diesem so lange tabu-
isierten Thema, das Staatsanwaltschaften, Psycholo-
gen und Frauenberatungsstellen gleichermaßen be-
schäftigt. 

Den einen wird Hysterie vorgeworfen, den anderen 
Verharmlosung des Problems, Nur: Den in ihrer 
Jugend mißbrauchten Frauen und Männern ist der 
Streit darum, ob es jetzt Hyste rie oder Verharmlosung 
ist, völlig gleichgültig. Sie wollen Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Tatsache ist, daß Befragungen von Erwachsenen 
über ihre eigene Kindheit befürchten lassen, daß jedes 
vierte Mädchen und jeder zwölfte Junge sexuell 
mißbraucht wurde. Das Bundeskriminalamt geht von 
etwa 60 000 Opfern im Jahr aus, mit steigender 
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Tendenz. Angezeigt wurden 1992 lediglich 16 442 
Vergehen. Daß also nicht einmal ein Drittel der 
Verbrechen aktenkundig wurde, macht deutlich, wie 
hoch die Schamgrenze der Mißbrauchten immer noch 
ist. 

Es ist darüber hinaus aber auch ein Hinweis darauf, 
wie gering die Hoffnung der jungen Frauen und 
Männer ist, in einem Gerichtsverfahren Gerechtigkeit 
zu erfahren. Dies habe ich in vielen Gesprächen mit 
Mitarbeiterinnen der Frauenberatungsstelle in mei-
nem Wohnort in Neuss erfahren müssen. Diese 
Gespräche und die Anhörung vom Januar 1993 haben 
mich überzeugt, daß es in der Praxis von großer 
Bedeutung ist, ob nun die Verjährung bis zum 14. oder 
bis zum 18. Lebensjahr ruht. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß aus 
Gründen der Rechtssicherheit, der zunehmenden 
Schwierigkeiten in der Beweisführung und dem 
Schutz der Familie hier ein früherer Beginn der 
Verjährungsfrist geboten ist. Außerdem bezweifelt 
sie, daß es einer Frau wirklich hilft, wenn sie etwa 20 
Jahre nach der Straftat noch die Verurteilung eines 
engsten Verwandten erreicht. 

Hier müssen sich die Damen und Herren, die dies 
vertreten, die Frage gefallen lassen, ob die Beg riffe 
Rechtssicherheit, Beweisführung und Schutz der 
Familie nicht in erster Linie einen Täterschutz bedeu-
ten; 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

denn Probleme der Rechtssicherheit und der Beweis-
führung dürfen nicht dazu führen, daß den Opfern die 
Möglichkeit genommen wird, Gerechtigkeit einzufor-
dern. 

Die dramatischen Langzeitfolgen des Mißbrauchs 
in der Kindheit sprechen eindeutig gegen einen 
Beginn der Verjährung ab dem 14. Lebensjahr. Die 
Mehrheit der Hilfesuchenden in den Beratungsstellen 
braucht eine lange Zeit, um zu erkennen, daß ihr 
Partnerschafts- oder Suchtproblem auf einen in der 
Kindheit erlittenen sexuellen Mißbrauch zurückzu-
führen ist. Schnelle Strafanzeigen sind nach Erfahrun-
gen der Expertinnen unrealistisch, vor allem im 
jugendlichen Alter. Zunächst ist die Verdrängung für 
die mißbrauchten Jungen und Mädchen die einzige 
Chance, in ihrer ganzen Wehr- und Hilflosigkeit zu 
überleben, denn immer sind sie vom familiären Täter-
kreis abhängig. 

Solange diese Abhängigkeit besteht, sind sie in den 
seltensten Fällen, meist nur mit Hilfe von Erwachse-
nen, in der Lage, überhaupt etwas gegen die Täter zu 
unternehmen. Die Lösung aus dieser familiären 
Abhängigkeit ist aber frühestens mit 18 Jahren mög-
lich, während die Folgen des sexuellen Mißbrauchs, 
z. B. Medikamentenabhängigkeit, Eßstörungen, Al-
koholismus und auch Depressionen, oft erst viel später 
auftreten. Dies, meine Damen und Herren, macht 
deutlich, daß die selbstzerstörerische Wirkung der in 
der Kindheit erlittenen Gewalt eben nicht mit dem 
24. Lebensjahr endet. 

Die Opfer sexueller Gewalt in der Kindheit brau-
chen Zeit, um sich klar darüber zu werden, ob sie den 

Täter anzeigen wollen oder nicht. Aber diese Ent-
scheidung müssen wir ihnen ermöglichen, indem wir 
für ein Ruhen der Verjährungsfrist bis zum 18. Lebens-
jahr stimmen; denn angesichts der Schwere der Tat 
eines sexuellen Mißbrauchs in der Kindheit, der das 
gesamte Leben eines Menschen prägt und zerstören 
kann, der Seelenmord ist, müssen die Opfer selbst 
entscheiden können, ob sie ein Gerichtsverfahren 
wünschen oder nicht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU/ 

CSU und der F.D.P.) 

Das Strafrecht würde diese Möglichkeit geben, 
wenn die Verjährung erst mit dem 18. Lebensjahr 
beginnt. Nur so haben die Opfer die Chance, daß 
ihnen Genugtuung widerfährt, und nur so besteht 
auch die Chance, die Generalprävention zu erhö-
hen. 

Die Frauen und Männer, die sich als Erwachsene 
einem Dritten offenbaren, würden die Tatsache der 
Verjährung des an ihnen begangenen Verbrechens 
als ein neues erschreckendes Unrecht erfahren — ein 
Unrecht, das sie wie in ihrer Kindheit wiederum 
wehrlos und hilflos macht. Wenn sich aber das Opfer 
zur Anzeige entschließt, kann die Verfolgung des 
Unrechts mit Hilfe eines Strafverfahrens oft eine 
heilsame Wirkung haben, weil dadurch das Tabu 
endgültig durchbrochen wird. 

Wir sollten den Opfern diese Chance geben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und der 

F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Rainer Funke. 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

Rainer Funke, Parl. Staatssekretär bei der Bundes-
ministerin der Justiz: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die Debatte zeigt, daß wir alle den Schutz 
von Kindern vor sexuellem Mißbrauch auf jeden Fa ll 

 sichern wollen. Die Folgen dieses Mißbrauchs bei den 
Kindern sind lebenslange Angst, Bindungsunfähig-
keit und sexuelle Probleme im Erwachsenenalter. A ll 

 das ist in der vorangegangenen Debatte deutlich 
geworden. Man kann von dem, was eben gesagt 
worden ist, nicht unbeeindruckt sein. 

In einer Rechtsordnung muß aber auch gleichzeitig 
berücksichtigt werden, ob die Regelung, die mit dem 
Änderungsantrag gewünscht wird, dem Rechtsstaats-
prinzip entspricht. Die Regelung, die der Rechtsaus-
schuß gefunden hat, wird von der Bundesregierung 
geteilt, denn das Rechtsstaatsprinzip unseres Grund-
gesetzes erfordert, daß eine Aburteilung des Täters 
auch in angemessener Zeit erfolgt. 

(Zuruf von der SPD: Also Täterschutz!) 

— Nein, das ist keine Frage des Täterschutzes, son-
dern das ist eine Frage unseres Rechtsstaatsprinzips. 
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Wenn Sie „Täterschutz" sagen, so würde das auch für 
alle anderen Straftaten gelten. 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Wir streiten 
nur über die Angemessenheit!) 

Sie ist im Grunde genommen auch im Interesse der 
Opfer selbst geboten, denn den Interessen der Betrof-
fenen ist nicht schon damit Genüge getan, daß ihnen 
realistische Möglichkeiten zur Anzeigeerstattung ein-
geräumt werden. Erforderlich ist vielmehr auch, daß 
diese Anzeigen im größtmöglichen Umfang zu Verur-
teilungen führen, Frau Kollegin, 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

die dem begangenen Unrecht auch angemessen sind. 
Für äußerst fatal hielte ich es, wenn den Be troffenen 
zwar ein erheblicher Zeitraum zur Anzeigenerstat-
tung zur Verfügung gestellt würde, es in einem 
nachfolgenden Strafverfahren jedoch zu Freisprüchen 
oder zur Verhängung von aus Opferperspektive 
unverständlich milden Strafen käme. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Solche Erlebnisse könnten für die Opfer erneut trau-
matisierend sein. 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Sie verken

-

nen den Sinn des Ruhens der Verjährung 
völlig!) 

Eine derar tige Gefahr ist jedoch bei zu weit gehendem 
Hinausschieben des Verjährungseintritts nicht von 
der Hand zu weisen; darauf hat Kollege van Essen, wie 
ich meine, zu Recht hingewiesen. 

(Dr. Jürgen Meyer [Ulm] [SPD]: Das wird 
durch die Wiederholung nicht richtig!) 

— Herr Kollege Meyer, wir wollen uns nicht streiten, 
wer mehr wiederholt hat. 

Lassen Sie mich aber eines sagen. Die Beweismittel 
werden mit Hinausziehen des Verjährungseintritts 
nicht verbessert. Sie wissen als erfahrener Strafpro-
zessualist, Herr Professor Meyer, daß es mit jedem 
Jahr schwieriger wird, hier zu einer angemessenen 
Verurteilung zu kommen. Vor diesem Hintergrund 
meine ich, daß ein Ruhen der Verjährung bis zum 
14. Lebensjahr des Opfers angemessen wäre. Beginnt 
die Verjährung mit diesem Zeitpunkt zu laufen, so hat 
das Opfer in jedem Fall die Gelegenheit, nach Errei-
chen der Volljährigkeit Anzeige zu erstatten, also zu 
einem Zeitpunkt, in dem es regelmäßig zu einer 
eigenverantwortlichen Entscheidung in der Lage sein 
dürfte. 

Lassen Sie mich abschließend eine Bemerkung 
fernab von den strafrechtlichen Fragen machen. Bei 
allem Bemühen urn eine effektive strafrechtliche Auf-
arbeitung dürfen wir eines nicht aus dem Auge 
verlieren. Im Kampf gegen den sexuellen Mißbrauch 
von Kindern kann das Strafrecht nicht das Allheilmit-
tel sein. Wenn es zum Strafverfahren kommt, ist es für 
das Opfer in der Regel schon l angst zu spät. Die Tat mit 
ihren verheerenden Folgen läßt sich nicht mehr unge-
schehen machen. Daher möchte ich diese Gelegenheit 
nutzen, um noch einmal zu betonen: Prävention ist die 
beste Kriminalpolitik. Gesellschaft und Familie sind 
hier gefordert. Gerade auch in diesem Bereich gilt es 

anzusetzen, wenn man verhindern will, daß Kinder 
überhaupt erst zu Opfern werden. 

Vielen Dank, soweit Sie Ihre Aufmerksamkeit mir 
geschenkt haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie des Abg. Norbert 
Geis [CDU/CSU]) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort zu einer 
persönlichen Erklärung zur Abstimmung nach § 31 
unserer Geschäftsordnung erhält Uta Würfel. 

Uta Würfel (F.D.P.): Verehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe meine 
Fraktion davon unterrichtet, daß ich dem Beschluß des 
Rechtsausschusses nicht folgen kann und daß ich 
dafür votiere, daß ein mißbrauchtes Kind bis zum Alter 
von 28 Jahren den Peiniger anzeigen kann. Ich 
begründe das wie folgt: 

Fristen für die Verjährung von Verbrechen richten 
sich nach dem Straftatbestand und dem Strafmaß, mit 
dem eine Straftat bedroht ist. Vergewaltigt ein 
erwachsener Mann eine erwachsene Frau, verjährt 
die Tat nach 20 Jahren. Fügt ein erwachsener Mann, 
meist der Vater, einem kleinen Mädchen im Alter von 
vier, fünf, sechs Jahren ein jahrelanges Martyrium zu 
und begeht er dabei hundertmal im Jahr einen Mord 
auf Raten an der Seele des kleinen Mädchens oder des 
kleinen Jungen, wie heute in Hannover verhandelt 
worden ist, dann verjährt dieses Verbrechen bereits 
nach zehn Jahren. 

Es gibt genügend Juristen, die heute noch aus 
durchaus auch nachvollziehbaren Gründen, aus 
rechtsdogmatischen Gründen, der Meinung sind, 
diese Verjährungsfrist sei immer noch ausreichend. 
Wir müssen uns hier heute natürlich davor hüten, 
diejenigen, die der Meinung sind, das Einsetzen der 
Verjährung ab dem 14. Lebensjahr sei sachgerecht, zu 
Freunden von Kinderschändern zu stempeln, genauso 
wie wir für uns in Anspruch nehmen, wenn wir 
darüber so sprechen, nicht unbedingt sexuell miß-
brauchte Jugendliche oder Frauen gewesen zu sein. 

Ich habe mich aber bei all den Diskussionen, die wir 
in der Vergangenheit hatten, immer gefragt, ob die 
Verfasser unseres Strafrechts wirklich bedacht haben, 
was es für die Seele und den Körper eines kleinen 
Kindes bedeutet, schmerzende, wiederholte, ja jahre-
lang vorgenommene sexuelle Handlungen über sich 
ergehen lassen zu müssen. Hatten die Juristen, die aus 
rechtsdogmatischen Gründen mit der Verjährung 
nach zehn Jahren nach Tatende einverstanden waren 
und heute noch sind, einen Begriff von der Persona-
lität der Täter, die das Kind wie der Kindergärtner aus 
Coesfeld — der Prozeß läuft auch seit einigen Tagen —
mit massiven Drohungen zum Schweigen gebracht 
haben wie: Große schwarze Spinnen kommen über 
dich! Deine Eltern werden erschossen, wenn du etwas 
sagst! Du bist schuld, wenn jetzt euer Haus abbrennt! 
Du kommst in ein Heim! oder: Deine Mutter wird 
krank oder stirbt!? 

Wir wissen durch die Anhörung im Rechtsausschuß, 
daß die Täter — in der Regel also Großvater, Vater, 
Onkel oder Bruder —, die über Jahre so verbreche-
risch an Kinderkörpern und -seelen handeln, nach 
sexuellen Handlungen an Kindern süchtig sind. Das 
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heißt also, Herr van Essen, daß viele Täter auf ein 
bestimmtes Alter der Kinder fixiert sind und ihre Opfer 
nur deshalb aufgeben, um sich ein anderes, jüngeres 
Opfer zu suchen. Das ist das Ergebnis der Anhörung, 
das ich hier vortrage. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Das ist 
Mißbrauch der Geschäftsordnung!) 

Ist ihnen die Tochter zu alt geworden, vergehen sie 
sich an den Nachbarskindern oder befriedigen sich an 
der jüngeren Schwester. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ein Sach

-

beitrag!) 
In der Anhörung wurde weiterhin geäußert: Die 

schweren Folgen des sexuellen Mißbrauchs von Kin-
dern und Jugendlichen rechtfertigen eine Strafverfol-
gung auch noch nach vielen Jahren. Die Tatsache des 
Verjährtseins der Straftat erleben die Opfer als 
Erwachsene als erneutes Unrecht. Sie wollen durch 
eine öffentliche Erörterung in einer Gerichtsverhand-
lung die Schuld des Täters festgestellt wissen. 

Zum Abschluß: — — 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Frau Kollegin, das 
geht nicht um diese Zeit. 

Uta Würfel (F.D.P.): Ich begründe mein Votum. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Ja, und da sollten 
Sie vielleicht hin und wieder darauf hinweisen, 
warum Sie das tun. 

Uta Würfel (F.D.P.): Aha. — Ich begründe noch 
einmal, warum ich dafür plädiere, daß diese Peiniger, 
diese Täter bis zum 28. Lebensjahr des Opfers ange-
zeigt werden können. 

Das Bundesverfassungsgericht sagt, daß der gene-
ralpräventive Zweck der S trafe nicht durch Zeitablauf 
entfällt und daß eine spätere Bestrafung in jedem Fall 
abschreckender wirkt als die Freistellung der Strafe 
durch Verjährung. Ich bin der Meinung, daß diese 
Verbrecher in Zukunft wissen müssen, daß sie wesent-
lich länger als bisher von einem Ermittlungsverfahren 
und von Strafe bedroht sind, wenn das Kind erwach-
sen geworden ist. Da zählt jeder Monat, da zählt jede 
Woche, und da zählt jedes Jahr. Deshalb ist die 
Verlängerung bis auf das 28. Lebensjahr das minde-
ste, was wir in diesem Fall als Frauen fordern. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
sowie bei Abgeordneten der F.D.P. und der 

CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Es liegt noch eine 
schriftliche Erklärung zur Abstimmung vom Kollegen 
Eylmann vor. Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Damit schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines Straf-
rechtsänderungsgesetzes zu den Verjährungsfristen 
bei Sexualstraftaten an Kindern und Jugendlichen auf 
den Drucksachen 12/2975 und 12/6980 Nr. 1. Dazu 
liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 12/7414 und ein Änderungsantrag der 
Abgeordneten Ursula Männle, Claudia Nolte, Dr. Else 

Ackermann und weiterer Abgeordneter auf Drucksa-
che 12/7438 vor. Mit beiden Anträgen soll das Ruhen 
der Verjährung bis zur Vollendung des 18. Lebensjah-
res des Opfers hinausgeschoben werden. Da die 
beiden Änderungsanträge inhaltsgleich sind, lasse ich 
über sie gemeinsam abstimmen. Wer stimmt für diese 
Änderungsanträge? — Gegenprobe! — Stimmenthal-
tungen? — Damit sind diese Änderungsanträge mit 
großer Mehrheit angenommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
PDS/Linke Liste sowie bei Abgeordneten der 

F.D.P.) 

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung mit der soeben beschlossenen 
Änderung zustimmen wollen, um das Handzeichen. 
— Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — 
Der  Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung 
angenommen. 

Interfraktionell ist vereinbart, trotz der angenom-
menen Änderungsanträge unmittelbar in die dritte 
Beratung einzutreten. Erhebt sich dagegen Wider-
spruch? — Das ist nicht der Fall. Dann ist das mit der 
erforderlichen Mehrheit so beschlossen. 

Wir kommen damit zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. 
Wer stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — 
Damit ist der Gesetzentwurf mit großer Mehrheit 
angenommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Unter Nr. 2 seiner Beschlußempfehlung auf Druck-
sache 12/6980 empfiehlt der Rechtsausschuß, den 
Gesetzentwurf der Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 12/3825 für erledigt zu erklären. 
Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Gegen-
stimmen? — Stimmenthaltungen? — Damit ist diese 
Beschlußempfehlung bei wenigen Stimmenthaltun-
gen einstimmig angenommen. 

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 9: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur abschließenden Erfüllung der 
verbliebenen Aufgaben der Treuhandanstalt 

— Drucksache 12/6910 — 
(Erste Beratung 214. Sitzung) 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses Treuhandanstalt (25. Ausschuß) 
— Drucksache 12/7429 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete Wilhelm Rawe 
Manfred Hampel 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 12/7431 — 
Berichterstattung: 
Abgeordnete A rnulf Kriedner 
Helmut Esters 
Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 
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Vizepräsidentin Renate Schmidt 

Dazu liegt je ein Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD und der Gruppe PDS/Linke Liste vor. Die Kolle-
gen, die zu diesem Tagesordnungspunkt sprechen 
wollten, bitten, ihre Redebeiträge zu Protokoll geben 
zu dürfen. Besteht Zustimmung dazu? — Dies ist der 
Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Wir müssen dennoch die notwendigen Abstimmun-
gen darüber durchführen und kommen jetzt deshalb 
zur Abstimmung über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Gesetzentwurf zur abschließenden 
Erfüllung der verbliebenen Aufgaben der Treuhand-
anstalt auf den Drucksachen 12/6910 und 12/7429. 
Dazu liegen ein Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 12/7439 und ein Änderungsan-
trag der Gruppe PDS/Linke Liste auf Drucksache 
12/7432 vor. Wer stimmt für den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD? — Gegenstimmen? — Stimment-
haltungen? — Damit ist dieser Änderungsantrag 
abgelehnt. Wer stimmt für den Änderungsantrag der 
Gruppe PDS/Linke Liste? — Gegenstimmen? — 
Stimmenthaltungen? — Damit ist dieser Änderungs-
antrag ebenfalls abgelehnt. 

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. — Gegenstimmen? — Stimmenthaltun-
gen? — Damit ist dieser Gesetzentwurf in zweiter 
Beratung so angenommen. 

Wir kommen nun zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. — 
Wer stimmt dagegen? — Wer möchte sich der Stimme 
enthalten? — Damit ist dieser Gesetzentwurf in dritter 
Beratung mit deutlicher Mehrheit angenommen. 

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Hans 
Wallow, Hans-Gottfried Bernrath, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
Einflußnahme der Bundesregierung auf Rund-
funksendungen 

— Drucksache 12/7418 — 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Besteht 
dazu irgendeine Art von Widerspruch? — Dann ist das 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Kolle-
gen Hans Wallow das Wort. 

Hans Wallow (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zur Einstimmung auf das Thema 
einige Kostproben von der finanzierten amtlichen 
Öffentlichkeitsarbeit. Es handelt sich hierbei um 
Rundfunkkommentare dieser Regierung. 

Ich zitiere: „Mit neuem El an " steigt Helmut Kohl „in 
den Ring", „duldet keine Extratouren" und ist „ent-
schlossen, das Klassenziel 1994 zu erreichen". Rudolf 
Scharping dagegen ist „zu einem Eiertanz gezwun-
gen", steuert „ein Schiff, das Schlagseite hat, und 

kann kaum die Regierungsfähigkeit seiner Partei 
nachweisen". 

(Beifall der Abg. Jürgen Koppelin [F.D.P.] 
und Jürgen Augustinowitz [CDU/CSU] 

— Sie klatschen, Herr Augustinowitz. Diesen Spaß 
haben Sie nur bei mit Steuergeldern bezahlten Kom-
mentatoren. In der Realität kommt das sonst nicht 
vor. 

Das ist der Originalton aus einer von 960 Radiosen-
dungen, die 1993 über Spezialagenturen — ich nenne 
sie Informationswaschanlagen — kostenlos p rivaten, 
aber auch öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstal-
tern  angeboten wurden. Rund 18 600mal haben vor 
allem kommerziell betriebene Rundfunkanstalten die 
Beiträge abgerufen, 18 600mal regierungsfreundliche 
Töne, während im Land Kommunal- und Landtags-
wahlkämpfe liefen. 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage meiner 
Fraktion lautet die regierungsamtliche Version zu 
dem Thema der Staatskassetten, es handle sich dabei 
um die Themen Lehrstellen-Initiative Ost, Senioren-
büro, Solidarpakt und dann und wann auch um Tips 
gegen Heiserkeit usw. 

Verschwiegen wurde dabei, lieber Herr Kollege, 
daß mit Hilfe von Regierungskommentaren der unter 
chronischem Ansehensverlust leidende Bundeskanz-
ler Helmut Kohl aus der Tiefe gezogen werden soll. 
Das wird an den Überschriften der Kommentare 
deutlich: „Grundsatzrede zur Na tion auf dem CDU-
Parteitag", „Debatte über den Kanzleretat", „Kohl: 
Umdenken beim Haushalt 1993", „Initiativkreis Wirt-
schaft unterstützt Kohl" , „Kanzlerstreit berührt Hand-
lungsfähigkeit des Kabinetts nicht", „Kohl fragt: Was 
dürfen die Medien?", „Kohl warnt vor zuviel Pessimi-
sten" , „Gorbis Privatprotokoll enthüllt Kohls Diploma-
tie". 

Die Kommentare aus den gleichen Radiosendungen 
zum Fraktionsvorsitzenden der SPD, Klose, hingegen 
verdeutlichen, wie die Opposi tion heruntergeredet 
wird. Zitat: 

Kloses Ausführungen bestätigen nur einmal 
mehr, der Opposi tion fehlt es an wirklich über-
zeugenden Alternativen. Mit der Forderung nach 
einem staatlichen Programm zur Ankurbelung 
der Konjunktur gab sich Klose schließlich selbst 
die rote Karte. 

Diese Praxis, in der Sie massenhaft regierungs-
freundliche und oppositionskritische Kommentare 
verbreiten lassen, ist vorsätzlicher und rechtswidriger 
Machtmißbrauch. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Aber damit nicht genug! Über zwei von insgesamt 
acht Pressediensten finanziert die Bundesregierung 
mit Staatsgeldern in sechsstelliger Höhe die werktäg-
liche Herausgabe von Kommentaren für ca. 120 
kleine und mittlere Tageszeitungen. Auch hier er-
leben wir das gleiche Schwarz-Weiß-Muster. Ich 
zitiere: 
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Einige Male hat Kohl recht behalten und ist aus 
seinem demoskopischen Tief wie Phönix aus der 
Asche emporgestiegen. Er selbst glaubt ganz 
offensichtlich wieder daran. Es kann sich nicht 
nur um Zweckoptimismus handeln. 

So der Jubelkommentator. 

Dem Bundeskanzler werden in diesen Kommenta-
ren seherische Fähigkeiten angedichtet. 

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Mit 
Recht! — Eduard Oswald [CDU/CSU]: Was 

heißt hier „angedichtet"?) 

— Außer ihm sieht keiner die blühenden Landschaf-
ten, vielleicht noch Herr Ferenczy. Bloß kriegt der 
300 000 DM im Jahr dafür, daß er sie auch sieht. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Ich wehre mich 
gegen „angedichtet"!) 

— Seien Sie vorsichtig, Herr Kollege. 

Der Kanzlerkandidat der SPD, Rudolf Scharping, 
wird nach diesem Muster wieder abwertend behan-
delt. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Richtig! 
Die Wahrheit!) 

Ich zitiere: 

Parteichef Scharping agierte in seiner unnach-
ahmlichen Art, gemach, gemach. Er erinnert eher 
an einen bedächtigen Geistlichen als einen dyna-
mischen Politiker, der Deutschl and zu neuen 
Ufern führen und Kanzler Kohl als Rentner nach 
Oggersheim schicken will. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Man muß 
die Wahrheit sagen können!) 

Das wird er tun; verlassen Sie sich darauf. 

Wie ist die amtliche Reaktion auf die Kritik an  derart 
mit Steuergeldern finanzierten Kommentaren? Erst 
haben Sie gesagt: Wir finanzieren keine Kommentare. 
Dann waren es zwei: nur ein Ausrutscher. Mittlerweile 
etwas leiser: zwölf. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Herr Wal

-

low, was wollen Sie im BPA werden?) 

Jetzt sind es zwanzig. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Sagen Sie 
es ganz klar, hier an dieser Stelle!) 

— Stellvertreter sicher nicht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jürgen Rüttgers 
[CDU/CSU]: Endlich ist er ehrlich ) 

Nun sagt die Regierung, die privaten Agenturen 
trügen die redaktionelle Verantwortung. — Seien Sie 
doch nicht so nervös! — Das soll heißen, sie seien 
unabhängig. Das ist wieder nur die halbe Wahrheit. 
Denn viele Beiträge basieren auf dem Informa tions-
material der Regierung und werden thema tisch vorher 
abgesprochen. Außerdem wird jede private Agentur, 
die sich in wirtschaftlicher Abhängigkeit von Staats-
aufträgen befindet, schon auf Grund dieses Interesses 
an  weiteren Aufträgen bestrebt sein und damit die 
Informationsziele der Regierung berücksichtigen. 

(Peter Conradi [SPD]: Geschmierte Journali

-

sten!) 

Auch hier gilt wie so oft bei Ihnen: Der „Zwick" heiligt 
die Mittel. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Das findet 
außer Ihnen überhaupt keiner lustig!) 

Nun hat aber der Regierungssprecher, der Staatsse-
kretär Vogel, der gleich nach mir reden wird, am 
20. März zugegeben, daß die Agenturprodukte „da-
nach" kontrolliert werden. Also: Wenn der Agentur-
journalist weiß, daß er danach von seinem Auftragge-
ber, vom Ministerialrat Weißmacher 

(Peter Conradi [SPD]: Schwarzmacher!) 

oder Frau Regierungsdirektorin Dr. Isolde Schönfär-
ber, kontrolliert wird, dann ist die journalistische 
Unabhängigkeit ein absolutes Hirngespinst. 

(Hans-Joachim Otto [Frankfurt] [F.D.P.]: Das 
ist keine besonders nette Auffassung über 

Ihre ehemaligen Kollegen!) 

Es ist nicht falsch, wenn die Bundesregierung 
behauptet, 

(Hans-Joachim Otto [Frankfurt] [F.D.P.]: Sie 
waren selber einmal in diesem Amt und 
reden über Ihre ehemaligen Kollegen so!) 

die Redaktionen könnten die mit Steuergeldern 
gesponserten Beiträge ablehnen oder verändern. 
Aber wer will es den finanzschwachen regionalen 
Rundfunkveranstaltern und kleinen Tageszeitungen 
übelnehmen, wenn sie darin eine Chance sehen, 
erhebliche Mittel einzusparen und an Stelle selbster-
arbeiteter Beiträge die kostenlosen, fertigen, vom 
Staat gesponserten Kommentare verwenden? 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Was haben 
Sie nun eigentlich zu kritisieren?) 

Im Ergebnis heißt das — hören Sie gut zu —: 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Ich versu-
che die ganze Zeit, zu verstehen, was Sie 

sagen!) 

Die Bundesregierung verstößt gegen das Verfas-
sungsgerichtsurteil von 1966 über die Funktion der 
Presse. Danach ist es eine unanfechtbare Tatsache, 
daß die öffentliche Aufgabe der Presse nicht vom Staat 
erfüllt werden darf. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Weiß das 
auch der Herr Clement?) 

Die Bundesregierung verstößt gegen das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts von 1977. Danach ist es 
verboten, „offen oder versteckt Werbung für die 
Regierungsparteien zu betreiben oder sich mit nega-
tivem Akzent oder sogar herabsetzend über die Oppo-
sitionsparteien und deren Wahlbewerber zu äu-
ßern. " 

Die Bundesregierung verstößt gegen den Rund-
funkstaatsvertrag von 1991: Nach Art. 6 Abs. 7 ist 
Werbung politischer Art unzulässig. Darüber hinaus 
untersagt der § 7 Abs. 5 den politisch Werbenden auch 
das Sponsoring. Nach § 7 Abs. 6 dürfen Nachrichten-
sendungen und Sendungen zum politischen Zeitge-
schehen generell nicht gesponsert werden. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 
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Hans Wallow 
Die Bundesregierung verstößt außerdem gegen die 

Bundeshaushaltsordnung. Denn alle mit Steuergel-
dern erkauften journalistischen Leistungen müssen 
im Sinne der vom Parlament bewilligten Zweckbe-
stimmung quantitativ und qualitativ geprüft wer-
den. 

Aber es geht nicht nur um die Rechtswidrigkeit. 
Bestürzender ist die raffinierte Tarnung, mit der das 
heimliche Treiben verborgen werden soll. Den Hörern 
und Lesern soll freie Meinungsäußerung vorgespielt 
werden, die Rundfunkanstalten und Zeitungsredak-
tionen sollen nicht wissen, daß ihnen gutbezahlte 
Lohnschreiber zuarbeiten, sollen glauben, daß es sich 
zwar um bezahlten, doch um unabhängigen Journa-
lismus handelt. Diese Täuschung wiegt in den Augen 
der Bevölkerung schwerer als manche Ihrer Fehlent-
scheidungen. So produziert man Staatsverdrossen-
heit. 

Wir befinden uns seit dem 16. Februar 1994 in der 
Vorwahlzeit. Ich fordere Sie auf, alle Berichte für 
Rundfunk und Zeitungsredaktionen zu kennzeich-
nen, von mir aus etwa mit „Gesponsert by Helmut 
Kohl", 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr gut!) 
und vor allem die Finanzierung auch teilweise von 
Kommentaren für Rundfunk und Privatmedien sofort 
einzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 
Bei der Produktion von Kommentaren hat der Staat 
nichts zu suchen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

Wir wollen keinen Streit vor Gericht austragen. Zwin-
gen Sie uns nicht dazu! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht Herr 
Staatssekretär Vogel. 

Dieter Vogel, Staatssekretär, Chef des Presse- und 
Informationsamts der Bundesregierung: Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren Abgeordneten! Sie 
werden verstehen, Herr Abgeordneter Wallow, daß 
wir im Presseamt die Arbeit dieser Behörde ein wenig 
anders sehen, als Sie sie eben geschildert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Peter Conradi 
[SPD]: Seit wann reden denn Beamte? Was ist 

das für ein Stil?) 
Jedermann, der sich dafür interessiert, weiß, daß 

dieses Amt seit Adenauers Zeiten auch mit literari-
schen Agenturen zusammenarbeitet. Diese Agentu-
ren beliefern Zeitschriften und Zeitungen mit Kom-
mentaren, mit Nachrichten, mit Reportagen, und sol-
che Materialien werden seit den 70er Jahren — ich 
betone: seit den 70er Jahren — auch den Rundfunk-
anstalten angeboten — ich betone auch: angeboten —, 
nicht mehr. 

Seit Ende der 80er Jahre, nach der sprunghaften 
Vermehrung von privaten Rundfunkanstalten, ist das 
auch in einer speziell für Rundfunk aufgearbeiteten 
Form geschehen. Das alles ist nichts grundsätzlich 

Neues, jede Regierung hat es für richtig gehalten 
— und daran wird sich vermutlich nichts ändern —, 
Argumente zu fördern, die ihr, der Regierung, über-
wiegend richtig erscheinen. Auch für den Hörfunk 
haben die Agenturen in eigener redaktioneller Ver-
antwortung Beiträge auf der Basis von Veröffentli-
chungen hergestellt, die jedermann zugänglich sind, 
Veröffentlichungen der Bundesregierung. 

Die Bundesregierung — das ist völlig richtig, wird 
gar nicht bestritten — trägt zur Finanzierung derarti-
ger Produktionen bei. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!) 

Das Bundesinnenministerium hat in einer Antwort auf 
die Kleine Anfrage des Abgeordneten Wallow bestä-
tigt, daß diese Praxis verfassungsrechtlich erlaubt und 
unproblematisch ist, auch in einem Wahljahr, auch in 
Vorwahlzeiten. Diese Praxis ist auch überhaupt nicht 
geheimnisumwittert oder konspirativ. Es gibt keine 
Geheimfonds im BPA; unsere Konten liegen für jeden 
Abgeordneten offen, der sie sehen will. Die Journali-
sten wissen ganz selbstverständlich, Herr Abgeordne-
ter, daß eine Sendung, ein Beitrag, der ihnen gratis 
angeboten wird, sich mit der Meinung eines Interes-
senten deckt oder decken kann. Das soll übrigens 
manchmal auch für bezahlte Beiträge gelten. 

Das Interesse aller Bundesregierungen — ich 
betone: aller Bundesregierungen — an einer solchen 
Produktion ist schon im Jahre 1978 sehr trefflich von 
dem damaligen Abteilungsleiter Inl and des Bundes-
presseamtes beschrieben worden. Er hat damals 
gesagt: 

Ein großer Teil derer, die sich solcher Kommen-
tardienste bedienen, hat sonst keinen kommen-
tierenden Berichterstatter in Bonn und wäre ohne 
Artikeldienst ausschließlich auf Agenturen ange-
wiesen. Die politische Relevanz für die Bundesre-
gierung 

— so im Jahre 1978 — 

besteht darin, daß sie durch politische Artikel-
dienste in gewissem Umfang in der Tagespresse 
präsent ist. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Staatssekre-
tär, würden Sie mal einen Luftschnaufer tun? Dann 
könnte ich Sie fragen, ob Herr Conradi eine Zwischen-
frage stellen darf. 

Dieter Vogel, Staatssekretär: Gern. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Bitte. 

Peter Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, ist an 
 diesen Aufträgen der Regierung auch der ehemals 

von der Firma Daimler-Benz bezahlte Journalist Boe-
nisch beteiligt, der für seine Tätigkeit Geld auf 
Schweizer Konten bekam, d. h., haben Sie auch mit 
dieser Art von Journalisten zu tun? 

Dieter Vogel, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, ob 
Sie es glauben oder nicht, ich kenne die Jou rnalisten 
nicht, die für solche Agenturen arbeiten. Wenn ich 
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Staatssekretär Dieter Vogel 

Herrn Boenisch richtig beurteile, wird er nicht dazu 
gehören. 

(Zuruf von der F.D.P.: Er ist ein bißchen zu 
teuer! — Peter Conradi [SPD]:  Hoffentlich ist 

die Auskunft richtig!) 

— Ich habe nur eine Annahme ausgesprochen. Ich 
möchte hier wirklich nicht den Eindruck erwecken, 
daß ich eine Praxis schon deshalb für richtig hielte, 
weil sie auch frühere Regierungen angewandt 
haben. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: War der 
Wallow damals auch beteiligt, als die im 

Presseamt waren?) 

— Das kann ich nicht völlig ausschließen, Herr Abge-
ordneter. 

Man  muß sich doch wirklich fragen, warum heute 
auf einmal völlig andere Maßstäbe angewandt wer-
den sollen als vor zwölf Jahren. 

Um es ganz klar zu sagen: Wir bezahlen seitens des 
Presseamts keine Meinungen, sondern finanzieren 
ein Vehikel, mit dessen Hilfe Meinungen öffentlich 
werden. Das sind nicht Meinungen der Regierung. 
Aber es gibt eben Journalisten — auch wenn es der 
eine oder andere nicht glauben mag —, die nicht nur 
mit der Regierungspolitik grundsätzlich einverstan-
den sind, sondern das auch sagen und schreiben. Das 
ist ihr Recht, und deswegen sind sie keine Lohnschrei-
ber. 

Es ist unser Recht, zur Verbreitung solcher Ansich-
ten beizutragen. Es ist sicher das Recht der Opposi-
tion, ähnliches in ihrem Sinne auch zu tun oder zu 
unterlassen. 

Das Presseamt hat im übrigen die Agenturen nicht 
erst jetzt dazu angehalten, ihre Beiträge sachlich zu 
fassen. Wir überprüfen das jetzt Beitrag für Beitrag. 
Außerdem — damit es nun auch wirklich der aller-
letzte merkt, Herr Abgeordneter Wallow — teilen wir 
seit dem 23. März — vorher habe ich es auch nicht 
gewußt — auf meine Weisung bei jedem einzelnen 
Beitrag, wenn es sich um Agenturbeiträge dieser Art 
handelt, mit, daß es sich dabei um eine redaktionell 
eigenständige, selbständige Arbeit handelt, die aber 
vom Bundespresseamt unterstützt wird. 

Ich möchte klarstellen, daß das keine rechtlich 
relevante Korrektur ist; denn man hat uns bestätigt, 
daß wir nicht unrechtmäßig gehandelt haben. Aber es 
ist eine Frage — wie ich sofort einräume — eines 
besseren Stils, wenn man finanzielle Beziehungen 
ganz klarstellt. 

Sie können auch sicher sein: Wir werden im Jahr 
1994 alle die Rücksichten nehmen, die das Verfas-
sungsgericht von jeder Regierung in Vorwahlzeiten 
verlangt hat und ihr auferlegt hat. 

Ich muß schließlich einigen Kritikern sagen: Der 
Leiter eines Presseamts kann nicht ganz in dieser 
edlen publizistischen Einfalt schalten und walten, die 
man sich in manchen Redaktionsstuben vorstellt. Die 
Journalisten wissen das. Aber sie wissen auch, daß 
Angebote — ich betone noch einmal: Angebote —, die 
wir machen oder die wir unterstützen, nicht geschrie-
benes Recht und auch nicht den ungeschriebenen 

Kodex verletzen, der zwischen einer Regierung und 
der Öffentlichkeit besteht. Ich glaube, das haben 
meine Vorgänger genauso gehalten. 

Recht schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun spricht der 
Kollege Eduard Oswald. 

(Zuruf von der SPD: Halleluja!) 

Eduard Oswald (CDU/CSU): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Staatssekretär Vogel, Sie haben in Ihrer Antwort 
die von der SPD erhobenen Vorwürfe gegen die 
Informations- und Öffentlichkeitsarbeit der Koalition 
glaubwürdig, überzeugend und objektiv, so möchte 
ich sagen, widerlegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Peter Conradi 
[SPD]: Halleluja! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Wie unglaubwürdig der unterstellte Vorwurf einer 
verfassungswidrigen Öffentlichkeitsarbeit und damit 
des regelwidrigen Verkaufs der Regierungsarbeit ist, 
unterstreichen einige, ich will einmal sagen: nach dem 
Zufallsprinzip herausgesuchte Beispiele. 

(Zurufe von der SPD) 
— Jetzt hören Sie zu! 

Glauben Sie wirklich, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD, daß ein den Hörfunksendern 
angebotener Beitrag des Bundesministeriums für 
Gesundheit zu den Themen Krebsfrüherkennung 
oder Blut- und Organspenden darauf angelegt ist, 
parteipolitischen Vorteil für die Koalitionspartner her-
auszuschlagen? Glauben Sie wirklich, daß 104 den 
Hörfunksendern angebotene Umwelttips in einer 
Länge von jeweils ein bis eineinhalb Minuten zu den 
Themen umweltfreundliches Verhalten im Alltag, 
Abwasserreinhaltung, Energiesparen usw. dazu an

-getan sind, die Opposition in unzulässiger Art und 
Weise ins politische Hintertreffen zu bringen? 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: 
Ja, das glaube ich wohl!) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wenn Sie etwas zu befürchten haben, dann ist es der 
objektive Vergleich zwischen dem, was Ihre Politik 
ausmacht, und dem, was CDU/CSU und F.D.P. inhalt-
lich umgesetzt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie haben demgegenüber keine überzeugenden 
Alternativen aufbieten können, sondern haben sich 
vornehmlich in einer Blockade- und Verweigerungs-
haltung ergangen. Das ist doch der Punkt. 

(Zurufe von der SPD) 

Weil Sie nichts vorzuweisen haben, müssen Sie 
Nebenkriegsschauplätze eröffnen und dann auch 
noch persönliche Konflikte, die Sie anscheinend 
haben, austragen und uns hier um 23.20 Uhr noch 
aufhalten! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Ich vermag in keinem der von Ihnen in der Kleinen 

Anfrage nachgefragten und in dem heute vorliegen-
den Antrag erwähnten Punkte einen Verstoß der 
Bundesregierung oder des Presse- und Informations-
amtes zu erkennen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Leiser! Herr Oswald 
ist zu laut!) 

— Wir haben ja schon einmal Probleme mit der 
Lautsprecheranlage gehabt. Ich traue ihr immer noch 
nicht, Herr Kollege Struck. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Einen Moment, 
Herr Kollege. — Wir machen irgendwann einmal 
einen Sängerwettstreit zwischen dem Kollegen Ott-
mar Schreiner und Ihnen. Dann erkennen wir, ob wir 
die Mikrofone vielleicht gar nicht mehr brauchen. 

Eduard Oswald (CDU/CSU): Frau Präsidentin, ich 
könnte mir vorstellen, daß wir bei diesen Personen 
durchaus auf die Mikrofonanlage verzichten kön-
nen. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Sie ist aus! 
— Heiterkeit) 

— Jetzt hat die Technik tatsächlich versucht, ob es 
ohne Mikrofon geht. — Also noch einmal: Ich vermag 
in keinem der von Ihnen in der Kleinen Anfrage 
nachgefragten und in dem heute vorliegenden Antrag 
erwähnten Punkten einen Verstoß der Bundesregie-
rung oder des Presse- und Informationsamtes gegen 
Recht und Gesetz sowie gegen die Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts zu erkennen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Schalten Sie bitte 
wieder ein! 

Eduard Oswald (CDU/CSU): In keinem Fall haben 
die Bundesregierung, einzelne Ministerien oder das 
Presse- und Informationsamt versucht, 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Lauter!) 
in die redaktionelle Hoheit der Medien — — 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Es liegt nicht an 
mir! Was ist denn da los? Hier geht überhaupt nichts 
mehr! 

(Zuruf von der F.D.P.: Das kennen wir doch! 
— Peter Conradi [SPD]: Er ist zu leise, Frau 
Präsidentin! Ihm hat es die Sprache verschla

-

gen! — Weiterer Zuruf von der SPD: Hat die 
Frau Präsidentin ein Buch auf den Knopf 

gelegt?) 

Eduard Oswald (CDU/CSU): Also: In keinem Fall 
haben die Bundesregierung, einzelne Ministerien 
oder das Presse- und Informationsamt versucht, in die 
redaktionelle Hoheit der Medien, welcher Art auch 
immer — einzugreifen und damit das Sendegesche-
hen oder die Berichterstattung direkt oder indirekt 
mitbestimmen zu wollen. 

(Zuruf von der SPD: Ich glaube, er hat die 
Anlage kaputtgemacht!) 

Programmfreiheit von Rundfunk und Fernsehen, 
Freiheit der Berichterstattung der Printmedien 
waren, sind und bleiben auch künftig in jedem einzel-
nen Fall unberührt. Das kostenlose Angebot an Infor

-

mationsmaterial für die Sender und Medien ist ein 
Angebot — nicht mehr und nicht weniger. Selbstve-
ständlich bleibt es jedem einzelnen Medium vorbe-
halten, selbst zu entscheiden, wer im einzelnen davon 
Gebrauch macht oder meint, nicht davon Gebrauch 
machen zu können oder zu sollen. 

Daß Sie Zweifel daran äußern, daß diese für Demo-
kraten eigentlich selbstverständlichen Grundsätze 
auch für die Koalitionsparteien uneingeschränkte 
Gültigkeit haben, entspricht nicht Ihrer Verantwor-
tung oder Sorge um eine freie Berichterstattung, 
sondern ist nach meiner Auffassung Polemik mitten in 
diesem Superwahlkampfjahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auf der anderen Seite gilt es aber auch, einem 
möglichen Druck auf die Medien dadurch zu begeg-
nen, daß Mate rial des Bundespresseamtes keinesfalls 
aufgegriffen wird. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
weiß und verfährt entsprechend, wie wir heute sehr 
deutlich gehört haben und wie es auch am Anfang 
Ihres Antrags zu Recht heißt. Dort wird gesagt, „ daß 
die Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung nicht 
nur zulässig, sondern auch notwendig ist, um den 
Grundkonsens im demokratischen Gemeinwesen 
lebendig zu erhalten". 

(Der Redner ist über die Mikrofonanlage 
wieder zu hören — Zurufe: Ah! — Beifall) 

— Der Beifall — das sage ich fürs Protokoll — gilt der 
wieder funktionierenden Mikrofonanlage. — Die Dar-
stellung, Offenlegung und Erläuterung muß auch bei 
solchen Punkten möglich sein, die parteipolitisch sehr 
umstritten waren oder sind oder aber für viele unpo-
pulär erscheinen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Frau Präsidentin, 
bleiben Sie von den Knöpfen weg!) 

Akzeptanz des demokratischen Mehrheitsentscheids 
ist von nicht minderem Gewicht als der Respekt vor 
einem unterlegenen Minderheitsvotum. 

Die Bundesregierung hat heute und in ihrer Antwort 
auf die diesem Antrag zugrunde liegende Kleine 
Anfrage — frei von jedem Zweifel — die von Ihnen in 
den Raum gestellten Vorwürfe zurückweisen können 
bzw. klargestellt, daß gegen mögliche regelwidrige 
Beiträge Vorkehrungen ge troffen sind. Herr Staatsse-
kretär Vogel hat dies heute gesagt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Bundesregierung hat recht, wenn sie formuliert: 

Es ist Aufgabe und Zielsetzung der Öffentlich-
keitsarbeit einer Bundesregierung, ihre Politik 
darzulegen und zu erläutern, nicht aber die 
Auffassung der Opposition darzustellen. 

Das Geschäft der Opposition zu besorgen ist in der Tat 
nicht Aufgabe einer Bundesregierung. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, die Interpre-
tation der Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes 
in Karlsruhe durch die Bundesregierung ist einleuch-
tend und steht in vollem Einklang mit den Urteilssprü-
chen. Zu Recht hat die Bundesregierung klar zum 
Ausdruck gebracht, daß sie bei allen Beiträgen keine 



19514 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 225. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 28. April 1994 

Eduard Oswald 

Bedenken oder Einwände hatte, die von Regierungs-
seite als Informationsmaterial den Medien angeboten 
werden und deutlich den Namen des Auftraggebers 
nennt. Der Vorwurf, die Regierung verstoße gegen 
den Grundsatz, daß diese Funktionen der Presse nicht 
vom Staat wahrgenommen werden dürfen, und die 
Bereitstellung von Informationsmaterial erfolge nicht 
als Werbung, entbehrt damit jeder Grundlage. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein 
Angebot also, das das Bundespresse- und Informa-
tionsamt macht, ist kein Eingriff oder eine Einfluß-
nahme auf den Kernbereich des Journalismus. Den 
Medien- und Programmachern — das zeigt die heu-
tige Medienlandschaft unübersehbar — mangelt es 
nicht an  Selbstbewußtsein im Hinblick auf die kriti-
sche Betrachtung der Regierungsarbeit in Bonn. 

Deshalb, meine Damen und Herren von der SPD, 
leimen wir als Koalition Ihren Antrag heute abend 
ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, ich 
möchte mich jetzt ausdrücklich entschuldigen. Es lag 
nicht an  uns. Entweder hat ein Schalter einen Wak-
kelkontakt, oder es ist sonst irgend etwas kaputt, was 
nicht durch uns veranlaßt worden ist. Wir hätten uns 
niemals erlaubt, mit Ihnen solche Späße zu treiben. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Der hat zu laut 
herumgeschrien!) 

— Vielleicht haben Sie durch Ihre Lautstärke vorhin 
auch die Endstufe herausgeschmissen oder irgend so 
etwas gemacht; ich weiß nicht, was da passiert ist. 

(Eduard Oswald [CDU/CSU]: Das müßte die 
Anlage aushalten, Frau Präsidentin!) 

— Auch ich bin dieser Meinung. 

(Dr. Jürgen Rüttgers [CDU/CSU]: Vielleicht 
kann man  die Rede wiederholen, damit wir 

sie verstehen!) 
— Nein, der Kollege Schriftführer muß dann die ganze 
Zeit seinen Finger auf diesen Knopf halten, weil er 
nämlich nach wie vor nicht geht; denn es funktioniert 
immer noch nicht. Man kann ja auch nichts mehr 
ausschalten. 

Dennoch erteile ich jetzt dem Kollegen Hans

-

Joachim Otto das Wort  und betone noch einmal: Es 
liegt nicht an uns, wenn hier Schwankungen auftre-
ten. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (F.D.P.): Frau Präsi-
dentin, ich biete an, daß ich vom Platz spreche. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Ja, vielleicht geht 
das. Machen wir das doch einmal. 

(Das Mikrophon am Platz des Redners 
scheint nicht zu funktionieren) 

— Erst drücken, dann warten, dann reden. — Versu-
chen Sie es doch einmal. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (F.D.P.): Es geht 
nicht. Dann gehe ich doch nach vom. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Wir müssen hier 
jetzt die ganze Zeit auf das Knöpfchen drücken; dann 
geht es nämlich. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (F.D.P.): Ich spreche 
jetzt vom Rednerpult aus. 

Frau Präsidentin! Verehrtes leeres Haus! Der Herr 
Kollege Wallow vermutet offenbar, einen besonders 
dicken Fisch an der Angel zu haben, daß er uns heute 
abend um halb zwölf mit diesem Thema traktiert. Sie 
sprechen von Verfassungsbruch, von Machtmiß-
brauch, von verdeckten Informationsmitteln. Man 
könnte fast meinen, die Beseitigung unseres demo-
kratischen Rechtsstaates und der Pressefreiheit 
stünde unmittelbar vor der Tür. 

Herr Kollege Wallow, haben Sie es nicht ein bißchen 
kleiner? Tatsächlich macht das Bundespresseamt 
nichts anderes, als es immer gemacht hat, übrigens 
auch zu Zeiten von SPD-Kanzlern, nämlich die Politik 
der Bundesregierung darzustellen und zu erläutern. 
Damals wie heute werden zu diesem Zweck Beiträge 
angeboten, deren Übernahme in das freie Ermessen 
der Redaktionen gestellt ist, also business as usual. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege Otto, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Wallow 
gestatten? 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (F.D.P.): Aber gerne 
doch, wenn das nicht zum Ausfall der Anlage führt. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Ich drücke auch 
die ganze Zeit drauf, und wen ich drücke, der funk-
tioniert. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (F.D.P.): Ist gut. 

Hans Wallow (SPD): Herr Kollege, können Sie mir 
bitte erklären, wie frühere sozialliberale Regierungen 
Rundfunksendungen, im Durchschnitt 480 im Jahr, an 
kleine und mittlere Rundfunkveranstalter — p ri

-vate! — zu einem Zeitpunkt kostenlos haben versen-
den können, wo es diese Rundfunkveranstalter noch 
gar nicht gab? 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (F.D.P.): Ich komme 
dazu. — Es bleibt Ihr, Herr Kollege Wallow, ureigenes 
Geheimnis, weshalb Meinungsbeiträge für Printme-
dien erlaubt und üblich sein sollen, solche für Radio-
sender aber des Teufels sein sollen. 

Wenn in einem Land wie dem unseren — und nicht 
nur in unserem — die elektronischen Medien immer 
größere Bedeutung haben, weshalb soll sich das 
Bundespresseamt nicht auch an  die elektronischen 
Medien wenden dürfen? Das leuchtet mir überhaupt 
nicht ein. 

(Zuruf des Abg. Hans Wa llow [SPD]) 
— Herr Kollege Wallow, ich gehe einmal davon aus 
— Sie kennen das Geschäft des Bundespresseamtes 
wesentlich länger als ich —, daß auch zu Ihrer Zeit, da 
man  die Trennung zwischen reiner Information und 
Kommentar nicht immer hundertprozentig hinbe-
kommt, segensreich kommentierend die Politik der 
jeweiligen Bundesregierung begleitet worden ist. 
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Daß sich die Bundesregierung, das Bundespresse-
amt bei Produktion und Vertrieb privater Agenturen 
bedient, ist ebenfalls nichts prinzipiell Neues. Kein 
Sender ist im übrigen so naiv, zu glauben, hinter 
einem ihm gra tis angebotenen Beitrag stünde kein 
Auftraggeber. Es bleibt die freie journalistische Ent-
scheidung jedes Senders, ob er diesen Beitrag ganz 
oder teilweise übernimmt. 

(Hans Wallow [SPD]: Aber es ist verboten!) 

— Nein, das ist nicht verboten, Herr Kollege Wa llow. 
Vielleicht sollten Sie sich freundlicherweise in aller 
Ruhe, sine ira et studio, dieses Urteils noch einmal 
annehmen. Ich habe es in Vorbereitung dieser Sitzung 
getan. 

Das Bundespresseamt würde seine Aufgabe regel-
recht verfehlen, wenn es in den Beiträgen nicht die 
Auffassung der Bundesregierung, sondern diejenige 
der Opposition darstellen ließe. 

Selbstverständlich, Herr Kollege Wallow, sind hier-
bei die vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten 
inhaltlichen Grenzen zu beachten. Das heißt, verbo-
ten sind willkürliche, ungerecht herabsetzende und 
polemische Äußerungen über andere Parteien. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Kollege Oswald hat mit Recht darauf hingewie-
sen: Wenn das in Hunderten von Beiträgen eingehal-
ten ist, dann können Sie mir, wenn es ein oder zwei 
Ausrutscher gibt, nicht vormachen, daß das der ganz 
große Skandal ist und daß damit wirklich die Gefähr-
dung der Pressefreiheit zu befürchten sei. 

Wir Freien Demokraten begrüßen es aber, daß das 
Bundespresseamt jetzt — der Herr Staatssekretär hat 
gerade darauf hingewiesen — einige Präzisierungen 
für seine Zusammenarbeit mit den Hörfunkagenturen 
vorgenommen hat, insbesondere auch die Prüfung der 
Texte vor ihrer Ausstrahlung und den ausdrücklichen 
Hinweis, daß der jewei lige Beitrag vom Bundespres-
seamt unterstützt worden ist. 

Wir haben das Vertrauen, daß sich das Bundespres-
seamt stets seiner besonderen Verantwortung bewußt 
ist und konsequent die verfassungsrechtlichen Vor-
gaben einhält. 

Meine Kolleginnen und Kollegen von der SPD, nicht 
das Bundespresseamt und nicht die Bundesregierung 
gefährden die Pressefreiheit. Es gibt aber durchaus 
momentan solche Gefährdungen. Die Pressefreiheit 
ist in der Tat tangiert, wenn beispielsweise der saar-
ländische Ministerpräsident seine Rachegefühle ge-
gen den sogenannten Schweinejournalismus in Form 
einer geplanten Presserechtsverschärfung auszuto-
ben versucht. 

(Editha Limbach [CDU/CSU]: Richtig!) 

Aber auch in die andere Richtung gesprochen: Die 
Pressefreiheit gerät auch in Gefahr, wenn die Pläne 
Ihres CDU-Bundesparteitages Wirklichkeit würden, 
wonach die Pressearchive allen be troffenen Bürgern 
offen und zugänglich gemacht werden müßten. 

Es gibt tatsächlich, Herr Kollege Wallow, den von 
Ihnen beklagten wachsenden Zugriff der Parteipoli-
tik auf die Medien. Er fand z. B. vor wenigen Wochen 
beim Deutschlandradio statt, wo sämtliche Personal

-

entscheidungen von einer großen Koalition knallhart 
nach dem Motto „eins rechts, eins links, eins fallen-
lassen" durchgedrückt wurden. Bewährte und aner-
kannte Fachkräfte wurden nur deshalb auf der 
Strecke gelassen, weil sie über kein Parteibuch ver-
fügten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
— Ich bedanke mich für den Beifall von einer ebenfalls 
betroffenen politischen Gruppierung. 

Die Sicherung der Pressefreiheit ist durchaus ein 
aktuelles Thema, das dringend auf die Tagesordnung 
dieses Hauses gehört, aber bitte schön an tauglichen 
Objekten und nicht an  einem Popanz. Gerade die 
Presse- und Rundfunkfreiheit darf nicht zu einem 
Wahlkampfthema degradiert werden. 

Wir müssen uns endlich, Herr Kollege Wallow, 
meine Damen und Herren von der SPD, über die 
Parteigrenzen hinweg der gemeinsamen Verantwor-
tung zur Wahrung der Rundfunk- und Pressefreiheit 
bewußt werden und hiernach handeln. 

Mit der heutigen Gespensterdiskussion — auch 
noch zur Geisterstunde — haben Sie, meine Damen 
und Herren von der SPD, eine große Chance vertan. 
Ich bedauere das. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Und nun hat als 
nächster der Kollege Konrad Weiß das Wort. 

Konrad Weiß (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Meine Damen und Herren! Ich bin dem Kollegen Hans 
Wallow und der Fraktion der SPD außerordentlich 
dankbar, daß sie durch ihre Kleine Anfrage und den 
vorliegenden Antrag eine Praxis der Bundesregierung 
aufgedeckt haben, die mich fatal an die unselige 
Abteilung Agita tion und Propaganda der SED erin-
nert. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU — Zuruf von der CDU/CSU: Das 

glauben Sie doch nicht!) 
Der Vorgang ist unglaublich: 

(Zuruf von der F.D.P.: Der Vergleich ist 
unglaublich!) 

Die Bundesregierung bietet Zeitungen die kostenlose 
Kommentierung ihrer Politik an  und läßt durch elek-
tronische Medien Informationen und Kommentare 
verbreiten, ohne daß diese als Werbeblöcke der Bun-
desregierung gekennzeichnet werden. 

Man muß sich das einmal bildlich vorstellen: Der 
ahnungslose Leser schlägt also seine überparteiliche, 
unabhängige Morgenzeitung auf und bekommt eine 
unkritische Lobhudelei auf den Bundeskanzler und 
seine Politik vorgesetzt. Keine Fußnote verrät ihm, daß 
der Kanzler den Kanzler lobt. Oder er schaltet das 
Radio ein, und ein vermeintlich unabhängiger Jour-
nalist lobpreist die jüngsten Heldentaten eines Mi-
nisters, auch wenn der den größten Unsinn verzapft 
hat. 

(Beifall bei der SPD) 
Man stelle sich das Geschrei der Bundesregierung 

vor, wenn die Opposi tion gleichermaßen verführe, 
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wenn Herr Scharping also, weil ihn keiner lobt, selber 
seine Me riten in alle Welt ausposaunen und dafür 
bezahlen würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was meinen Sie, 
was seine Staatskanzlei macht?) 

Oder wenn die PDS/Linke Liste nicht nur in ihrem 
„Neuen Deutschland" ihr Agitprop betriebe, sondern 
unerkennbar für den Leser auch in seriösen Zeitun-
gen. Oder wenn das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so 
eben mal 1,5 Millionen verlangen würde, um seine 
vernünftige Politik nicht nur in die „taz", sondern 
unter die Leute zu bringen. 

(Zustimmung des Abg. Peter Conradi [SPD] 
— Zuruf von der F.D.P.: Da wärt ihr aber 

verloren!) 

Selbstverständlich hat die Bundesregierung das 
Recht, sich und ihre Politik darzustellen und meinet-
wegen auch schönzureden. Aber das muß immer und 
in jedem Satz als Verlautbarung der Bundesregierung 
erkennbar sein. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Richtig! So ist es!) 

Und es dürfen Steuergelder nicht dazu mißbraucht 
werden, den Regierungsparteien einen zusätzlichen 
Bonus zu verschaffen. Viele Journalisten befleißigen 
sich ohnehin schon einer viel zu sahnigen Hofbericht-
erstattung. 

Im übrigen ist die Antwort 9 auf die Kleine Anfrage 
der SPD auch falsch; demi der Kollege Wallow hat 
eben eine ganze Reihe von Beispielen genannt, wo die 
Bundesregierung eben doch die Opposition und deren 
Politik dargestellt und bewertet hat. 

Vielleicht sollte man ja die Bundesregierung ver-
pflichten, ähnlich wie bei der Zigarettenwerbung auf 
ihre Mogelpackung zu schreiben: „Der Bundeskanz-
ler: Blinder Glauben an die Regierung verdirbt die 
eigene Meinung." 

(Beifall bei der SPD -- Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist unter der Gürtellinie!) 

Oder sie müßte bei allen Propagandasendungen den 
Satz anfügen: „Über Risiken und Nebenwirkungen 
der Regierungspolitik befragen Sie SPD oder BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. " Am besten aber wäre wohl, 
wenn die Bundesregierung ganz schnell Schluß 
machen würde mit ihrem verfassungswidrigen Trei-
ben, so wie es der SPD-Antrag fordert. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Nun hat der Kol-
lege Dr. Ulrich Briefs das Wort. 

Dr. Ulrich B riefs (fraktionslos): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Nicht ohne Grund nach 
den Erfahrungen der NS-Zeit ist seit den Anfängen 
der BRD der Grundsatz im wesentlichen eingehalten 
worden, daß der Staat sich aus der Tätigkeit der 
Medien herauszuhalten hat. Das ist nicht ohne Grund 
so. 

Der Staat darf sich in amtlicher Funktion vor allem 
vor Wahlen nicht mit politischen Parteien oder Wahl-
bewerbern identifizieren und sie unter Einsatz staatli-
cher Mittel unterstützen oder bekämpfen. 

Genau das jedoch ist diese Bundesregierung im 
Begriff in diesem Superwahljahr 1994 zu praktizieren, 
und sie verstößt damit gegen diese Prinzipien, gegen 
diesen Grundsatz. Für dieses Jahr sind die Produktion 
und der Vertrieb von 384 Kommentaren für Rundfunk-
sender und 480 Kommentardiensten für Zeitungsre-
daktionen, finanziert vom Bundespresseamt, vorgese-
hen. Diese Kommentare sind nachweislich — wir 
haben ja hier ein paar Beispiele geliefert bekom-
men — regierungsfreundlich und kritisch gegenüber 
der Opposition. 

Durch die Finanzierung dieser Kommentare aus 
Regierungsmitteln entsteht möglicherweise ein ge-
fährliches Maß an  Abhängigkeit mit weitergehenden 
Konsequenzen. Das jedoch muß die Funktion der 
Medien, verstärkt durch die breite Streuung dieser 
inhaltlich mindestens einseitig vorgeprägten Bei-
träge, in der pluralistischen Demokratie erheblich 
beeinträchtigen. 

Die Medien sind ein wichtiger, ein entscheidender 
Faktor im komplizierten Spiel der „checks and balan-
ces" dieser Gesellschaft. Daran darf nicht gerührt 
werden. Wehren wir daher den Anfängen! Wehren 
wir der Korrumpierung von Medienorganen! Wir 
brauchen kein virtuelles Zentralorgan. Wir brauchen 
keinen Verlautbarungsjournalismus. Kurz und knapp: 
Die Forderungen des SPD-Antrags sind berechtigt; sie 
sind zu unterstützen. 

Frau Präsidentin, ich danke Ihnen. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Damit schließe ich die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der SPD zur Einflußnahme der Bundesregie-
rung auf Rundfunksendungen, Drucksache 12/7418. 
Wer stimmt für diesen Antrag? — Gegenstimmen? — 
Stimmenthaltungen? — Der Antrag ist damit abge-
lehnt. 

(Peter Conradi [SPD]: Ist der Kommentar zu 
dieser Debatte schon geschrieben?) 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Lieselott Blunck (Uetersen), Dr. Ul rich 
Böhme (Unna), Edelgard Bulmahn, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
Verbraucherfreundliche Lebensmittelkenn-
zeichnung 

— Drucksachen 12/4575, 12/6072 — 

Dazu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD vor. 

Ich bitte um Ihr Einverständnis, daß die Redebei-
träge zu Protokoll gegeben werden können. Besteht 
dieses Einverständnis? — Dann ist das so beschlos-
sen. 
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Vizepräsidentin Renate Schmidt 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 12/7413 zu 
überweisen, und zwar zur federführenden Beratung 
an den Ausschuß für Gesundheit und zur Mitberatung 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sowie an den Ausschuß für Wirtschaft. Sind 
Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall. Dann ist 
das so beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Michael Müller (Düsseldorf), Hermann 
Bachmaier, Hans Gottfried Bernrath, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
Radioaktive Verseuchung der Meere durch 
die Ablagerung von Atommüll 

— Drucksachen 12/5494, 12/6506 — 

Es ist gebeten worden, auch hier die Redebeiträge 
zu Protokoll geben zu dürfen. — Dagegen erhebt sich 
kein Widerspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft (9. Aus

-

schuß) zu dem Antrag des Abgeordneten 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) und der 
Gruppe der PDS/Linke Liste 
Arbeit in Deutschland 

— Drucksachen 12/5901, 12/6870 — 
Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Uwe Jens 

Hier ist ebenfalls gebeten worden, die Wortbeiträge 
zu Protokoll geben zu dürfen. — Auch dagegen erhebt 
sich kein Widerspruch. Dann  ist das so beschlossen. 

Wir kommen nun noch zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft 
zu diesem Antrag. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 12/5901 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? — Wer stimmt 
dagegen? — Stimmenthaltungen? — Damit ist diese 
Beschlußempfehlung mit großer Mehrheit angenom-
men. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung angekommen. Ich berufe die nächste Sitzung 
des Deutschen Bundestages auf morgen, Freitag, den 
29. April 1994, 9 Uhr ein und bitte die Technik, sich 
noch einmal dieser Lautsprecheranlage anzunehmen. 
— Ich wünsche eine gute Nacht. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 23.44 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten  

Abgeordnete(r) entschuldigt bis 
einschließlich 

Antretter, Robert SPD 28. 4. 94 * 
Beckmann, Klaus F.D.P. 28. 4. 94 
Blunck (Uetersen), SPD 28. 4. 94 

Lieselotte 
Bock, Thea SPD 28. 4. 94 
Carstensen (Nordstrand), CDU/CSU 28. 4. 94 

Peter Harry 
Clemens, Joachim CDU/CSU 28. 4. 94 
Ehrbar, Udo CDU/CSU 28. 4. 94 
Dr. Feige, Klaus-Dieter BÜNDNIS 28. 4. 94 

90/DIE 
GRÜNEN 

Dr. Feldmann, Olaf F.D.P. 28. 4. 94 * 
Fuchs (Verl), Katrin SPD 28. 4. 94 
Gerster (Mainz), CDU/CSU 28. 4. 94 

Johannes 
Henn, Bernd PDS/Linke 28. 4. 94 

Liste 
Dr. Holtz, Uwe SPD 28. 4. 94 * 
Dr. Jobst, Dionys CDU/CSU 28. 4. 94 
Dr. Kahl, Harald CDU/CSU 28. 4. 94 
Kretkowski, Volkmar SPD 28. 4. 94 
von Larcher, Detlev SPD 28. 4. 94 
Leutheusser- F.D.P. 28. 4. 94 

Schnarrenberger, 
Sabine 

Marten, Günter CDU/CSU 28. 4. 94 
Dr. Matterne, Dietmar SPD 28. 4. 94 
Meckel, Markus SPD 28. 4. 94 
Dr. Menzel, Bruno F.D.P. 28. 4. 94 
Dr. Merkel, Angela CDU/CSU 28. 4. 94 
Dr. Mildner, Klaus CDU/CSU 28. 4. 94 

Gerhard 
Möllemann, Jürgen W. F.D.P. 28. 4. 94 
Dr. Möller, Franz CDU/CSU 28. 4. 94 
Dr. Müller, Günther CDU/CSU 28. 4. 94 * 
Müller (Pleisweiler), SPD 28. 4. 94 

Albrecht 
Müller (Wadern), CDU/CSU 28. 4. 94 

Hans-Werner 
Müller (Wesseling), CDU/CSU 28. 4. 94 

Alf ons 
Dr. Neuling, Christian  CDU/CSU 28. 4. 94 
Paintner, Johann F.D.P. 28. 4. 94 
Petzold, Ulrich CDU/CSU 28. 4. 94 
Pfeiffer, Angelika CDU/CSU 28. 4. 94 
Rahardt-Vahldieck, CDU/CSU 28. 4. 94 

Susanne 
Reddemann, Gerhard CDU/CSU 28. 4. 94 * 
Reuschenbach, Peter W. SPD 28. 4. 94 
Sauer (Salzgitter), CDU/CSU 28. 4. 94 ** 

Helmut 
Schmidt-Zadel, Regina SPD 28. 4. 94 
Dr. Schöfberger, Rudolf SPD 28. 4. 94 
Schröter, Gisela SPD 28. 4. 94 
Schuster, Hans Paul F.D.P. 28. 4. 94 

Hermann 
Dr. Schwarz-Schilling, CDU/CSU 28. 4. 94 

Christian 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 
entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Skarpelis-Sperk, SPD 28. 4. 94 
Sigrid 

Spranger, Carl-Dieter CDU/CSU 28. 4. 94 
Tappe, Joachim SPD 28. 4. 94 
Dr. Töpfer, Klaus CDU/CSU 28. 4. 94 
Toetemeyer, SPD 28. 4. 94 

Hans-Günther 
Welt, Jochen SPD 28. 4. 94 
Wohlrabe, Jürgen CDU/CSU 28. 4. 94 
Zierer, Benno CDU/CSU 28. 4. 94 
Zurheide, Burkhard F.D.P. 28. 4. 94 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Versamm-
lung 

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Dr. Barbara Hö ll 
(PDS/Linke Liste) zur Abstimmung 

über die Beschlußempfehlung zum Bericht 
der Bundesregierung zur Verringerung von 

Beteiligungen und Liegenschaften des Bundes 
(Tagesordnungspunkt 18 m) 

Der Haushaltsausschuß empfiehlt, von dieser 
Unterrichtung der Bundesregierung Kenntnis zu neh-
men. Der Ältestenrat hat vorgeschlagen, über diese 
Vorlage unter dem Tagesordnungspunkt „Beratung" 
nicht zu debattieren. Der Inhalt dieses Berichtes 
fordert jedoch eine Debatte geradezu heraus. Ich 
möchte deshalb kurz begründen, warum ich diese 
Drucksache ausdrücklich mißbilligend zur Kenntnis 
nehme. 

Die Bundesregierung teilt dem Bundestag mit, bei 
welchen Beteiligungen des Bundes nach wie vor ein 
wichtiges Bundesinteresse gegeben ist. Zu den ent-
behrlichen Beteiligungen gehören z. B. die abzuwik-
kelnde Staatsbank Berlin sowie die GBB-Genossen-
schafts-Holding Berlin. 

Diese Holding steht nicht nur für die „B ank für 
Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirtschaft" der 
DDR, die im April 1990 in „Genossenschaftsbank 
Berlin" umgetauft wurde. Sie ist auch ein Musterbei-
spiel für die regierungsamtlich unterstützte Bereiche-
rung westdeutscher Banken, das es wert wäre, hier in 
diesem Hause diskutiert zu werden. 

Am 10. September 1990 übertrug die „Genossen-
schaftsbank Berlin" ihr Bankgeschäft auf die „DG 
Bank - Deutsche Genossenschaftsbank" in Frankfurt 
am Main, an  der der Bund über die oben erwähnte 
GBB-Holding, die ihm zu 100 % gehört, beteiligt ist. 
Bundesregierung und DG-Bank hatten zuvor einen 
positiven Saldo der GBB von 700 Millionen D-Mark 
bilanziert und als Kaufpreis festgelegt. Die Käuferin 
„DG-Bank" zahlte 100 Millionen DM in bar, für den 
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Rest erhielt der Bund Anteile am Eigenkapital zum 
geschätzten Marktwert von 600 Millionen DM, deren 
Nennwert 120 Millionen DM betrug. 

Die „DG-Bank" übernahm von der „Genossen-
schaftsbank Berlin" Forderungen in Höhe von 16 Mil-
liarden DM sowie sämtliche Zinsansprüche, für die sie 
seitdem Zinsen kassiert. Laut Übernahme- und Ein-
bringungsvertrag soll sich der Bund verpflichtet 
haben, für den Fall, daß ein Schuldner nicht zahlen 
kann, das finanzielle Risiko abzudecken. Dieser unüb-
liche Garantiefonds erhöht den Wert der Forderungen 
natürlich beträchtlich. Der Vertragstext wurde dem 
Bundestag bis heute nicht vorgelegt. Deshalb ist es 
auch nicht möglich herauszubekommen, ob es zutrifft, 
daß Grundstücke und Gebäude auf die DG-Bank 
übertragen wurden. Betrug deshalb der Kaufpreis 
nicht 700 Millionen DM, sondern 1,2 Milliarden DM? 
Trifft es zu, daß die Summe aus dem Bilanzüberschuß, 
den Zinsansprüchen, den Immobilien- sowie den 
Wertpapierwerten, die die DG-Bank übernahm, bis zu 
3 Milliarden DM betrug? — Fragen, an deren Beant-
wortung offenbar nur die PDS/Linke Liste ein Inter-
esse zeigt. 

Da die DG-Bank bei Wertpapiergeschäften kräftige 
Verluste eingefahren hatte und von den Eigentümern 
mit 1,4 Milliarden DM gestützt werden mußte, verlo-
ren die vom Bund übernommenen Anteile an  Wert. Ihr 
einstiger Marktwert von 600 Millionen DM wird 
angeblich auch im Bundesfinanzministerium nur noch 
als „Hoffnungswert" bezeichnet. Inwieweit sind diese 
Anteilsscheine überhaupt handelbar? Wer kann kau-
fen und an wen darf verkauft werden? 

Vorsitzender des Verwaltungsrats der „GBB Genos-
senschafts-Holding Berlin" ist der Ministerialrat im 
Bundesministerium der Finanzen, Dr. Knut Kage. Ich 
frage den Bundesfinanzminister: Trifft es zu, daß 
dieser Herr den Verkauf der Genossenschaftsbank an 
die DG-Bank abgewickelt hat, den er laut „Spiegel" 
so kommentiert haben soll: „Mit heutigem Wissen 
hätten wir das Geschäft so bestimmt nicht 
gemacht"? 

Über diesen Deal und seine Hintergründe findet 
sich in der Unterrichtung der Bundesregierung keine 
Zeile. Dem Bundestag wird lediglich nüchtern mitge-
teilt, an der Genossenschafts-Holding Berlin bestehe 
kein wichtiges Bundesinteresse mehr bzw. der Bund 
habe die Absicht, seine Beteiligung an  der DG-Bank 
aufzugeben. Nur ist leider vergessen worden hinzuzu-
fügen, daß die von der DG-Bank eingefahrenen Ver-
luste bei heimlichen Wertpapiergeschäften die vom 
Bund gehaltenen Anteile zu Ladenhütern gemacht 
haben! 

Die „Staatsbank Berlin", die dem Bund gehört, ist 
Rechtsnachfolgerin der „Staatsbank der DDR". Ende 
1992 betrug ihr Eigenkapital 5,8 Milliarden DM. 
Hinzu kam eine Sonderrücklage von 3 Milliarden DM. 
Der Unterrichtung ist zu entnehmen, daß die „Staats-
bank Berlin" von der „Kreditanstalt für Wiederauf-
bau" übernommen werden soll. Verschwiegen wird, 
daß der Bund an der von ihm in diesem Jahr beab-
sichtigten Herabsetzung des Eigenkapitals der Staats-
bank 800 Millionen DM verdienen wird. Verschwie-
gen wird auch, daß der Bund für das kommende Jahr 
weitere Kapitalentnahmen bis zur Höhe von 4 Mil

-

liarden DM plant, um — so ist zu vermuten — seine 
Neuverschuldung zu begrenzen. Die „Erblasten" aus 
dem Banksystem der DDR füllen die Kassen der 
westdeutschen Banken und des Bundes. Aber diese 
Fakten würden nicht ins Horrorbild passen, das uns 
die Bundesregierung von der DDR zeichnet. Deshalb 
werden sie verschwiegen. 

Uns liegt heute ein Be richt vor, in dem von der 
Beteiligung des Bundes an einer „oberschlesischen", 
einer „ostpreußischen" sowie einer „pommerschen" 
Landgesellschaft die Rede ist, deren Vermögensge-
genstände „zu sichern und zu erhalten" seien. Über 
diese Phantom-Gesellschaften findet sich auch noch 
im jüngsten Bericht der Bundesregierung über die 
Bundesbeteiligungen die aus meiner Sicht ungeheu-
erliche Formulierung: „Die Gesellschaften üben 
gegenwärtig keine Siedlungstätigkeit aus. " Sie wer-
den doch nicht im Ernst erwarten, daß ich diesen 
Ungeist des Kalten Krieges lediglich ohne Aussprache 
zur Kenntnis nehme! 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Horst Eylmann (CDU/CSU) 

zur Abstimmung über die Gesetzentwürfe 
eines ... Strafrechtsänderungsgesetzes — 

Verjährung von Sexualstraftaten an Kindern 
und Jugendlichen 

(Tagesordnungspunkt 7) 

Dem Antrag, die Verjährung bis zum 18. Lebensjahr 
des Opfers ruhen zu lassen, kann ich nicht zustimmen. 
Das würde bedeuten, daß eine Frau bis zum 37. Le-
bensjahr mit einer Anzeige warten könnte, wenn sie 
als Vierzehnjährige vergewaltigt worden ist. Der 
Täter könnte 24 Jahre nach der Tat noch angeklagt 
werden. Nach diesem Zeitablauf noch den sicheren 
Beweis der Tat führen zu können, ist illusionär. Selbst 
wenn dies gelänge, würde der Täter mit einer niedri-
gen Strafe davonkommen, weil nach ständiger Recht-
sprechung der lange Zeitraum zwischen Tat und 
Verurteilung strafmildernd zu berücksichtigen wäre. 
Das Opfer müßte dies als Verhöhnung be trachten, 
wenn es überhaupt bereit wäre, sich der Tortur des 
Gerichtsverfahrens zu unterwerfen. 

Das Ruhen der Verjährung bis zum 14. Lebensjahr 
des Opfers anzuordnen, ist schon das Höchstmaß 
dessen, was unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten 
und im Hinblick auf Art. 6 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention zu verantworten ist. Der wei-
tergehende Antrag ist der geradezu klassische Fall 
einer populistischen Reaktion auf eine Stimmungs-
lage in der Bevölkerung. Da er mit Sicherheit nicht zu 
mehr Verurteilungen führen wird, tendiert seine 
abschreckende Wirkung gegen Null. Würde ich 
zustimmen, würde ich alles, was ich in 40 Jahren an 
Wissen und Erfahrung über das Strafrecht, seine 
Wirksamkeit und seine Grenzen, gesammelt habe, 
über Bord werfen. Dazu bin ich nicht bereit. 
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Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 9 

(Gesetzentwurf zur abschließenden Erfüllung der 
verbliebenen Aufgaben der Treuhandanstalt) 

Manfred Hampel (SPD): Mit der heutigen Lesung 
des Gesetzentwurfes zur abschließenden Erfüllung 
der verbliebenen Aufgaben der Treuhandanstalt wer-
den die Grundlagen für wi rtschaftspolitische Wei-
chenstellungen vorgenommen, deren Zeitrahmen 
weit über den hinausgeht, der ursprünglich von der 
Bundesregierung für die zentralstaatlichen Aufgaben 
der Treuhandanstalt vorgegeben war. 

Ein paar Bemerkungen zum vorausgegangenen 
Gesetzgebungsverfahren und zur konzeptionellen 
Vorbereitung der Umstrukturierung: Schon lange vor 
der ersten Lesung des Gesetzentwurfes am 4. März 
1994 haben sich der Treuhand- und der Haushaltsaus-
schuß mit den von der Treuhandanstalt und der 
Bundesregierung vorgelegten Konzepten zur Treu-
handnachfolge befaßt. 

Nach einer von der SPD angeregten Expertenanhö-
rung wurden deutliche Verbesserungen der ur-
sprünglichen Vorstellungen erzielt. Bundesregierung 
und Treuhandanstalt wollten fast alle Nachfolgeein-
richtungen in private Hände geben und damit dem 
parlamentarischen Einfluß entziehen. Um diese für 
das Parlament völlig unerträglichen Absichten zu 
verhindern, hat die SPD bis zuletzt versucht, eine 
einvernehmliche Regelung zwischen Koalition und 
Opposition zu erreichen. 

Nach der ersten Lesung und den Ausführungen der 
Abgeordneten Herr Türk und Herr Dr. Pohler war ich 
recht zuversichtlich, einen Konsens erreichen zu kön-
nen. Mit dem Beschluß vom 9. März 1994 in Treuhand- 
und Haushaltausschuß hatte sich diese Zuversicht 
verfestigt. In einem Gespräch der Obleute beider 
Ausschüsse wurde vereinbart, auf der Grundlage des 
Berichts zum Konzept der Neuorganisation der Treu-
handanstalt vom 11. Ap ril 1994 einen gemeinsamen 
Beschluß vorzubereiten. Dies ist auf Referentenebene 
geschehen. Zu weiteren Beratungen auf der Ebene 
der Obleute kam es jedoch nicht, da die Koalition den 
Weg des Konsenses einseitig aufgekündigt hat. Ein 
letzter Versuch, durch Zustimmung zu dem haushalts-
politisch orientierten Beschluß vom 20. April 1994 im 
Haushaltsausschuß Einlenken zu erreichen, ist eben-
falls gescheitert. Vielmehr hat die Koalition mit ihrer 
Mehrheit im Treuhand-Ausschuß einen eigenen 
Beschluß durchgesetzt und unseren gleichzeitig ein-
gebrachten Beschlußvorschlag abgelehnt. Da damit 
der Weg eines Konsenses aufgekündigt war, bringen 
wir folgerichtig unsere SPD-Positionen wieder im 
vollem Umfang ein. Sie finden ihren Niederschlag in 
dem heute von der SPD-Bundestagsfraktion einge-
brachten Antrag zur Änderung des Nachfolgegeset-
zes. 

Inhaltlich sind wir in den zehn folgenden Punkten 
anderer bzw. weitergehender Auffassung als die 
Koalition: 

Erstens. Die Tätigkeit der Treuhandnachfolge bzw. 
deren Töchter betrifft fast ausschließlich das Gebiet 
und die Aufgaben der neuen Länder. Nach dem 

föderalen Charakter unserer bundesstaatlichen Ver-
fassung stehen den einzelnen Ländern mindestens 
Mitwirkungs- und Mitspracherechte zu, damit sie 
ihrer regional- und strukturpolitischen Verantwor-
tung gerecht werden können. 

Während wir dies für die einzelnen Nachfolgeein-
heiten BVS, DISOS, TLG und BVVG konkret festge-
legt haben wollten, hat die Koalition in ihrem Beschluß 
dazu nur einen Satz mit bestenfalls Feigenblatt

-

Charakter. Unsere Anträge, die den Ländern weiter-
gehende Mitsprache- und Mitwirkungsrechte sichern 
sollten, wurden im Ausschuß abgelehnt. Mit unserem 
Änderungsantrag stellen wir dies im Plenum erneut 
zur Abstimmung, da wir der Auffassung sind, daß den 
Ländern diese Rechte zukommen sollen, aber auch die 
daraus erwachsenden Pflichten. Es gibt ernst zu 
nehmende Auffassungen, daß die jetzigen Regelun-
gen spätestens nach 1995 verfassungswidrig sind. 
Unser Vorschlag, ein Expertengespräch zu verfas-
sungsrechtlichen Fragen zu führen, wurde nicht rea-
lisiert, sondern ist der Eile, die plötzlich eingekehrt ist, 
zum Opfer gefallen. Dies halte ich für leichtfertig, da 
die Regelungen zur Treuhandnachfolge erneut in 
Frage gestellt sind, wenn ein Land, z. B. nach den 
Wahlen, Klage beim Bundesverfassungsgericht er-
hebt. 

Zweitens. Die parlamentarischen Kontroll- und Ein-
flußmöglichkeiten in den Treuhand-Nachfolgeein-
richtungen sollen gesichert werden. Allerdings wird 
die Bundesregierung für die jetzt vorgesehenen Aus-
gründungen dem Parlament keine Einzelkonzepte 
mehr vorlegen. In einem Wahljahr, in dem praktisch 
keine Haushaltsberatungen für das kommende Jahr 
stattfinden, ist dies ein hohes Risiko und sehr viel, ich 
bin der Auffassung, zu viel Vertrauen in den guten 
Willen der Führungsstrukturen der Nachfolgeeinhei-
ten.  Das gleiche gilt für die Wahrung der Kontroll- und 
Prüfungsrechte des Bundesrechnungshofes. 

Drittens. Auch die Forderungen nach Reduzierung 
des Stellensolls, der Vergütungsstruktur und nach 
Einschränkung der Zahl der externen Berater werden 
sich ohne Vorlage von Einzelkonzepten für die Nach-
folgeeinheiten und Beratungen im Parlament als 
Papiertiger erweisen, zumal die Papiere des BMF in 
bezug auf die Anzahl der Mitarbeiter stark fehlerbe-
haftet sind. Aufschluß könnten nur konkrete Konzepte 
für die einzelnen Nachfolgeeinheiten geben. Unsere 
Forderung ist: Vor dem endgültigen Abschluß von 
Personalverträgen ist dem Ausschuß Treuhandanstalt 
ein Personalstatut für diese vorzulegen. Nur dann 
kann das Parlament z. B. mitentscheiden, wie viele 
Geschäftsführer nötig sind, und exzessive Gehaltsvor-
stellungen eindämmen. 

Viertens. Die SPD hatte auch unter verfassungs-
rechtlichen Gesichtspunkten eine strenge zeitliche 
Befristung der eigentlichen Treuhandnachfolge und 
eine verfahrensmäßige Regelung für den Übergang 
gefordert. Dies ist aber nur für die hoheitlichen 
Restaufgaben ab 1997 vorgesehen. Für die rest lichen, 
nicht hoheitlichen Aufgaben ist die Rede nur noch 
davon, daß diese bis Ende 1996 weitestgehend erle-
digt sein sollen. Ein verfahrensmäßiger Übergang ist 
nicht festgeschrieben. Wie aus Pressemeldungen zu 
entnehmen ist, ist der Privatisierungsgedanke für das 
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Vertragsmanagement, wenn auch zu einem späteren 
Zeitpunkt, weiterhin aktuell. Ein hanebüchener 
Unsinn, wenn man bedenkt, daß dann ausschließlich 
die langfristigen, für große strukturbestimmende 
Unternehmen abgeschlossenen Verträge zur Kon-
trolle anstehen. 

Fünftens. Nicht sichergetsellt ist auch, daß bei 
zukünftigen Privatisierungen die Treuhand-Nachfol-
geeinrichtungen den Personalanpassungsprozeß wie 
bisher sozial abfedern sollen. Die Bundesregierung ist 
offensichtlich nicht bereit, dieses soziale Treuhand

-

Mandat zu verlängern. Und ich darf an dieser Stelle 
einfügen, daß die Treuhandanstalt in diesem Bereich 
Positives geleistet und viel Lob erfahren hat. Wir 
fordern, daß sich insbesondere die Beteiligungs-
Management-Gesellschaft zukünftig aktiv für die 
Weiterführung der arbeitsmarktpolitischen Instru-
mente einsetzt. Unser Antrag, dies als rechtliche 
Verpflichtung in das Gesetz aufzunehmen, wird von 
der CDU/CSU und F.D.P. abgelehnt. Das ist ihr 
wahres Gesicht! 

Sechstens. Mit seinem Beschluß vom 12. April 
diesen Jahres hat der DGB unter anderem die stärkere 
Mitbestimmung und Mitwirkung der unmittelbar 
be troffenen Arbeitnehmer und Gewerkschaften bei 
der Erfüllung der Treuhandaufgaben gefordert. Dies 
entspricht unseren seit Jahren gegenüber Bundesre-
gierung und Treuhand-Spitze ausgesprochenen Auf-
forderungen, die Arbeitnehmerseite mit in die 
Umstrukturierungsprozesse einzubeziehen. Doch dies 
ist nur selten, viel zu selten, geschehen. Darum fordert 
die SPD, Anhörungs- und Informationsrechte für 
Betriebsräte im Nachfolgegesetz festzuschreiben. 

Siebtens. Statt die verfehlte Politik der schnellen 
Privatisierungen um jeden Preis fortzusetzen, soll die 
Beteiligungs-Management-Gesellschaft im Bereich 
ihres operativen Geschäfts neben der Privatisierung 
die notwendige aktive Sanierung der einzelnen 
Betriebe unterstützen. Bei diesen Unternehmen ist der 
Vorrang der Sanierung vor der Privatisierung zu 
gewährleisten. Es ist sicher nicht zu erwarten, daß bei 
den verbleibenden Unternehmen, die nach fast vier 
Jahren Privatisierungsbemühungen noch immer im 
Treuhandbestand sind, ein schneller Verkauf möglich 
ist. Was diese Unternehmen brauchen, ist die notwen-
dige Ruhe zur Umstrukturierung, einen angemesse-
nen Zeitraum und die dafür notwendige Finanzaus-
stattung. Ein dann gesundetes Unternehmen ist 
bestimmt leichter zu privatisieren. 

Achtens. Zu den bedeutendsten Zukunftsaufgaben 
in Ostdeutschland zählt die Liegenschaftspolitik. In 
diesem Bereich werden mit der Nachfolgeregelung 
Weichen gestellt, die für viele Generationen bestim-
mend sein werden. Hierzu wird sich mein Kollege 
Gerald Thalheim im einzelnen äußern. Im Augenblick 
bleibt festzustellen, daß die Bundesregierung das 
Parlament bisher nicht ausreichend über die Details 
der beabsichtigten Strukturen bei den Nachfolge-
gesellschaften informiert hat. 

Neuntens gilt dies insbesondere für die Ausgrün-
dung des Datenverarbeitungs- und Service-Bereiches 
— DISOS. Bisher waren wir nicht in der Lage, diesen 
Komplex ausreichend zu beurteilen. Im Kienbaum

-

Gutachten stehen mehr Fragen als Antworten. Ver-
dachtsmomente, die Ausgründung und eine mögliche 

spätere Privatisierung zugunsten einer großen Daten-
verarbeitungs-Firma und zur stillschweigenden Ver-
sorgung leitender Treuhand-Mitarbeiter mit lukrati-
ven Geschäftsführerposten zu nutzen, sind bisher 
nicht ausgeräumt. Ich werde den Eindruck nicht los, 
da gibt es unheilige Allianzen. Und ich frage mich: Wo 
bleiben denn die marktwirtschaftlichen Ordnungspo-
litiker? Es gibt überhaupt keinen Grund, einen quasi 
staatlichen Subventionsempfänger gegen die rein 
marktwirtschaftlich agierenden Datenverarbeitungs-
Anbieter in einen ungleichen Wettbewerb zu schik-
ken! Ich kündige bereits jetzt an, daß die SPD im 
Haushaltsausschuß alle Möglichkeiten ausschöpfen 
wird, um diese Ausgründung kritisch zu begleiten. 

Zehntens. Bevor ich zum Schluß komme, noch kurz 
zur Altlastenregelung: Die SPD hat hierzu im Sinne 
der neuen Länder einen Vorstoß unternommen, um 
diesen eine besseren Kalkulationsgrundlage zu 
geben. Dieser wurde schlichtweg abgelehnt. Von 
sachlicher Arbeit ist auch hier wenig zu spüren. 

Bei der ersten Lesung des Nachfolgegesetzes am 
4. März diesen Jahres habe ich die lach- und fachge-
rechte Mitarbeit meiner Fraktion angeboten. In wich-
tigen Punkten haben wir dadurch gute oder bessere 
Lösungen erreicht. Lassen Sie mich dieses Angebot 
für die Zukunft erneuern: Einmal gilt dies für die 
kritische Begleitung der Arbeit der Treuhand-Nach-
folger. Dies gilt jedoch viel mehr für den Wiederauf-
bau der zusammengebrochenen Industrie in Ost-
deutschland. Lassen Sie mich daher meinen Beitrag 
mit einem Appell beenden, einem Appell, neue Felder 
zu erschließen, einem Appell, unkonventionell zu 
denken und zu handeln, einem Appell, in Ostdeutsch-
land blühende Industrielandschaften aufzubauen, 
d. h. neue, andere Bedingungen zu schaffen, damit 
sich die Voraussagen des Herrn Bundeskanzlers nun 
doch in einem für die Menschen erlebbaren Zeitraum 
realisieren lassen. 

Josef Hollerith (CDU/CSU): Nachdem heute end

-

gültig die Weichen für das Ende der Treuhand und für 
die Nachfolgelösung gestellt werden, möchte ich 
einige grundsätzliche Ausführungen machen. 

Ausdrücklich nehme ich die Treuhandanstalt gegen 
die Angriffe der SPD in Schutz. Dafür gibt es auch 
prominente Experten, die die gleiche Auffassung 
vertreten. So analysierte in ihrem jüngsten Monatsbe-
richt die Deutsche Bundesbank ausführlich „die 
Finanzen der Treuhandanstalt" und kommt zu dem 
Schluß, daß eine noch stärkere Beteiligung der Treu-
hand an der Sanierung der übernommenen Unterneh-
men mit noch höheren Belastungen für den Staats-
haushalt und noch größeren Kosten für die Volkswirt-
schaft verbunden gewesen wäre. Die Experten der 
Notenbank sprechen von dem „ordnungspolitischen 
Erfordernis einer möglichst raschen Privatisierung" 
und treten dafür ein, die Umwandlung der früheren 
Staats- und Planwirtschaft in eine private Marktwirt-
schaft möglichst bald zum Abschluß zu bringen. Ein 
weniger zügiges Privatisierungstempo und eine noch 
stärkere Sanierungsbeteiligung der Treuhandanstalt 
wären im Ergebnis mit noch höheren fiskalischen 
sowie volkswirtschaftlichen Kosten teuer erkauft wor-
den. 
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Zu den außergewöhnlichen Schwierigkeiten, mit 
denen die Treuhand zu kämpfen hatte, zählt die 
Bundesbank die ursprünglich bei weitem zu optimisti-
schen Vorstellungen über die Werthaltigkeit des 
Volksvermögens in der DDR. Hinzu kam der scharfe 
Wettbewerb, dem sich die Produzenten in den neuen 
Ländern gleichsam über Nacht ausgesetzt sahen, 
sowie der große Produktivitätsrückstand gegenüber 
den westlichen Anbietern. Dies löste zusammen mit 
dem rasch voranschreitenden Zusammenbruch des 
RGW und der Märkte in den Ländern des früheren 
Ostblocks eine akute Absatz- und Ertragskrise aus. 
Hinzu kam nach Meinung der Bundesbank der Lohn-
kostenschock durch die rasche Annäherung der 
Löhne und Gehälter an das westliche Niveau als 
hausgemachte Fehlentwicklung. 

Die Treuhandanstalt ist, historisch betrachtet, ohne 
Vorbild. Die SPD, die von dem Urvater des realen 
Sozialismus, Karl Marx, aus verwandtschaftlichen 
Gründen zu retten versucht, was sie retten kann, mag 
daran herumdeuteln, soviel sie wi ll . Die Treuhand hat 
die Aufgabe, den Konkurs des Kommunismus abzu-
fangen, und hat dies in überraschend kurzer Zeit und 
mit überraschend geringen Reibungsverlusten ge-
meistert. 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Die Zukunft der 
Treuhandanstalt, über die wir heute hier debattieren, 
heißt mehr als die Veränderung von Organisations-
strukturen. Die Zukunft der Treuhandanstalt bedeu-
tet, Rahmenbedingungen zu schaffen, die eine zügige 
und effektive Erledigung der Restaufgaben für die 
Zukunft gewährleisten. Das heißt, daß wir mit unseren 
Entscheidungen einen Beitrag dafür leisten müssen, 
daß der Transformationsprozeß, daß die Umstruktu-
rierung der Staatswirtschaft der DDR in eine funktio-
nierende Marktwirtschaft alsbald zu einem Ende 
geführt werden kann. Die Übergangsphase und die 
dafür zentrale Rolle der Treuhandanstalt wird been-
det; der schrittweise Eintritt in die Normalität kann 
erfolgen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung findet 
unsere Zustimmung, weil wir davon überzeugt sind, 
daß mit dem Konzept zur Neuorganisation der Treu-
handanstalt die richtigen Signale gesetzt werden und 
ein geeigneter Rahmen geschaffen wird. Das Konzept, 
das hier vorgestellt wurde, ist überzeugend. Ich will es 
hier nicht erneut darstellen, sondern möchte mich auf 
Einzelheiten beschränken. Hervorzuheben ist zum 
Beispiel, daß die Aufgaben des Vertragsmanage-
ments nicht ausgegründet werden. Die Betreuung und 
Überwachung der weit über 40 000 Verträge ist eine 
im öffentlichen Interesse liegende Aufgabe. Es geht 
dabei um einen Finanzspielraum von mehr als 45 Mil-
liarden DM. Dieser Bereich wird in die eigentliche 
Nachfolgeeinrichtung der Treuhandanstalt, der BVS, 
integriert. Wir haben bei dem Konzept unsere Hand-
schrift hinterlassen, es ist uns in konstruktiver Zusam-
menarbeit mit der Bundesregierung gelungen, unsere 
Überlegungen in die Ausgestaltungen einzubringen. 
Für das Engagement, für die vielen hilfreichen 
Anstöße aller Beteiligten, für die sachverständige 
Begleitung des Konzepts möchte ich allen danken. Ich 
finde, wir haben ein gutes Ergebnis erzielt. 

Um so unverständlicher ist für mich daher auch der 
Zickzackkurs, den die SPD hier eingeschlagen hat. 
Erst kümmert sich die SPD kaum um inhaltliche 
Fragen, dann — nach Vorlage eines veränderten 
Konzepts — stimmt sie erst zu, dann stimmt sie 
dagegen. Die SPD zeigt wieder einmal, daß sie keine 
konstruktive Politik machen will, sie zeichnet sich 
vielmehr durch untaugliches Manövrieren aus. Will 
oder kann die SPD z. B. die Feststellung des Sachver-
ständigenrates nicht zur Kenntnis nehmen, daß die 
privatisierten Betriebe weitestgehend schwarze Zah-
len schreiben, während Treuhandbetriebe negative 
Bilanzen ausweisen. Zumindest sollte dies auch für sie 
Anlaß sein, darüber nachzudenken, ob nicht doch der 
von uns vertretene Grundsatz „Privatisierung ist die 
beste Sanierung" richtig ist. Wenn es nach der SPD 
gegangen wäre, wären noch weit höhere fiskalische 
und volkswirtschaftliche Kosten entstanden; eine Ver-
besserung der Lage der Unternehmen wäre aber nicht 
eingetreten. 

Als Abgeordneter aus den neuen Ländern will ich 
mich auf einen zentralen Punkt konzentrieren: Das 
sind die Mitwirkungsrechte der Länder, das heißt 
angemessene Einbeziehung der Länder in die Aufga-
benerfüllung für die Zeit nach 1994. 

Wir haben durch den Beschluß der Mitglieder der 
Regierungskoalition im Ausschuß Treuhandanstalt 
klargemacht, daß der Verantwortung der Länder in 
den Fragen der Struktur- und Regionalpolitik ange-
messen Rechnung zu tragen ist. Wir müssen uns 
verdeutlichen, daß die bereits bestehenden Mitwir-
kungsrechte auch bei den Nachfolgeeinrichtungen 
der Treuhandanstalt erhalten bleiben und ausgebaut 
werden. So werden die Länder auch weiterhin im 
Verwaltungsrat der BVS vertreten sein, sie werden 
Sitze im Aufsichtsrat der TLG erhalten, sie werden 
auch im Beirat der BMG beteiligt werden. Ich will 
auch im Hinblick auf die nach 1994 noch zu privati-
sierenden Unternehmen an die Verantwortung der 
Länder appellieren. Sanierungsfähige Unternehmen 
können, ausgestattet mit ausreichendem Sanierungs-
kapital, in die Verantwortung der Länder übergehen. 
Aber die Länder müssen sich im klaren darüber sein, 
daß sie dann auch die Finanzverantwortung für diese 
Unternehmen tragen. 

Zur weiteren Sicherung und Ausgestaltung der 
Mitwirkungsrechte werden zur Zeit zwischen Bund 
und Ländern weitere Gespräche geführt, ich will und 
ich kann dem nicht vorgreifen. Ich bin aber davon 
überzeugt, daß das Ergebnis den nachvollziehbaren 
Interessen der neuen L ander gerecht werden wird. 

Dr. Gerald Thalheim (SPD): Mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf zur Nachfolge der Treuhandanstalt 
fällt eine wichtige Entscheidung über die weitere 
Entwicklung der Wirtschaftsstruktur in den neuen 
Bundesländern. Auch wenn die Treuhandanstalt die 
Privatisierung der ehemaligen volkseigenen Bet riebe 
weitgehend abgeschlossen hat, bleiben noch unzäh-
lige Immobilien im Besitz der Treuhandliegenschafts-
gesellschaft und der BVVG. Die Art und Weise der 
Privatisierung dieser Immobilien wird ausschlagge-
bend sein, in welchem Umfang ortsansässige Exi-
stenzgründer und Mittelständler insbesondere im 
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Bereich des verarbeitenden Gewerbes eine Chance 
erhalten. 

Angesichts der Bedeutung dieser Frage droht 
erneut der S treit aufzubrechen, ob eine industriepoli-
tische bzw. strukturpolitische Schwerpunktsetzung 
erforderlich ist oder nicht. Von Anfang an hat die SPD 
die Auffassung vertreten, daß die Umgestaltung der 
ostdeutschen Industrie nicht ohne eine industriepoli-
tische Orientierung auskommt. Eine solche Prioritä-
tensetzung wurde von seiten der Bundesregierung mit 
dem Hinweis auf die Regeln der Marktwirtschaft 
abgelehnt. Dem ist entgegenzuhalten, daß bewußt 
oder unbewußt die Treuhandanstalt mit ihren Privati-
sierungsentscheidungen Strukturpolitik gemacht 
hat. 

Wie verhängnisvoll sich das in der Vergangenheit 
ausgewirkt hat, belegt allein die Tatsache, daß bezo-
gen auf Arbeitsplätze, ganze 6 % der Verkäufe der 
Treuhandanstalt an Ostdeutsche getätigt wurden. Die 
künftige Frage lautet also nicht, ob die Treuhandnach-
folgegesellschaften Strukturpolitik machen oder 
nicht, sondern sie lautet, ob neben Haushaltsgesichts-
punkten auch strukturpolitische Schwerpunkte ge-
setzt werden. Diese Entscheidungen be treffen aller-
dings nicht nur Industrie und Gewerbe, sondern auch 
die Landwirtschaft. 

Auch wenn die THA gegenwärtig nur noch mit 8 % 
an der Bodenverwertungs- und -verwaltungsgesell-
schaft (BVVG) beteiligt ist, kann der Einfluß der THA 
und des Bundes auf die weitere Verwertung von land-
und forstwirtschaftlichen Flächen nicht hoch genug 
eingeschätzt werden. Wir fordern eine Zielstellung, 
die den spezifischen Bedingungen in den ländlichen 
Regionen der neuen Bundesländer Rechnung trägt. 
Fehler der Vergangenheit dürfen nicht wiederholt 
werden. Bei der Privatisierung der Flächen sowohl im 
landwirtschaftlichen als auch im gewerblichen 
Bereich müssen verstärkt ostdeutsche Bewerber 
berücksichtigt werden. 

Das Ziel ist nur dann zu erreichen, wenn den 
Betroffenen ein entsprechendes Mitspracherecht ein-
geräumt wird. In der Vergangenheit ist das leider zu 
kurz gekommen. Auch der neue Gesetzentwurf läßt 
keine Besserung erwarten. Besonders nachteilig wird 
sich das im Bereich der BVVG und der TLG auswir-
ken. Beide Gesellschaften stellen mit ihren Privatisie-
rungsentscheidungen strukturpolitische Weichen von 
Dauer. 

Wenn sich schon die Parlamentsmehrheit nicht 
darauf verständigen konnte, ein Mitentscheidungs-
recht im Gesetz zu verankern, fordern wir, daß der 
BVVG zumindest ein Beirat zur Seite gestellt wird, wie 
das bereits bei der Unternehmensgruppe Land- und 
Forstwirtschaft praktiziert wird. 

Vertreter ostdeutscher Interessen aus den Parla-
menten und Verbänden sollten in diesem Beirat eine 
Mehrheit haben, damit nicht über die Köpfe der 
Betroffenen hinweg entschieden werden kann, wie 
das in der Vergangenheit leider allzuoft der Fall 
war. 

In bezug auf die Nachfolgeorganisationen der Treu-
handanstalt fällt die BVVG etwas aus dem Rahmen. 
Im Gegensatz zur TLG haben hier die Banken als 

Gesellschafter das Sagen. Es ist zu fragen, ob diese 
Konstruktion heute noch ihre Berechtigung hat. Sie 
war meines Wissens bei der Gründung gewählt wor-
den, um eine Vorfinanzierung der Verkäufe zu tätigen 
um den Bundeshaushalt zu entlasten. Da diese Rege-
lung nicht zum Tragen kam, ist damit auch die 
sachliche Grundlage für die damalige Entscheidung 
entfallen. 

Heute deuten sich zunehmend Interessenkonflikte 
zwischen den Gesellschaftern und dem Bund an, der 
für die Verwertung die politischen Vorgaben macht. 
Wichtig ist, daß auch künftig nicht rein fiskalische 
Gesichtspunkte die Entscheidungen der BVVG 
bestimmen, sondern die Privatisierung der l and- und 
forstwirtschaftlichen Flächen so vorgenommen wird, 
daß ostdeutsche Bewerber ihre Chancen erhalten. 
Aufgrund der Probleme bei der Kapitalbeschaffung 
heißt das, daß der Verpachtung auf längere Sicht der 
Vorrang vor dem Verkauf eingeräumt wird. Das muß 
im gewerblichen Bereich auch die Vergabe von Erb-
baurechten einschließen. Nur so ist zu gewährleisten, 
daß nicht zuviel Kapital für den Kauf der Immobilie 
gebunden wird, das später bei der Finanzierung von 
Investitionen und des laufenden Be triebes fehlt. Im 
landwirtschaftlichen Bereich kommt hinzu, daß der 
Verkehrswert von Grundstücken weit über dem 
Ertragswert liegt und deshalb ein Kauf von Flächen 
bestenfalls steuerlich, aber keinesfalls betriebswirt-
schaftlich zu begründen ist. 

Darüber hinaus muß ein ausreichender Spielraum 
geschaffen werden, daß der Landbesitz in öffentlicher 
Hand auch für öffentliche Zwecke verwendet werden 
kann, das heißt ganz konkret, daß die Aufgaben der 
Kommunen insbesondere in den ländlichen Regionen 
ihre Berücksichtigung finden. Außerdem dürfen die 
Belange des Umwelt- und Naturschutzes nicht ver-
nachlässigt werden. Es macht wenig Sinn, Flächen 
möglicherweise durch das Siedlungskaufprogramm 
subventioniert zu privatisieren und dann anschlie-
ßend dem Eigentümer mit erheblichen öffentlichen 
Mitteln Ausgleichszahlungen für Nutzungsbeschrän-
kungen aus Gründen des Umwelt- und Naturschutzes 
zu gewähren. 

Aufgrund dieser Überlegungen wäre es sinnvoll, 
den land- und forstwirtschaftlichen Besitz langfristig 
in ein Sonder- oder Zweckvermögen zu überführen, 
das den Gegebenheiten der landwirtschaftlichen Nut-
zung besser Rechnung trägt als die gegenwärtige 
Regelung. Die Menschen in den Dörfern wollen end-
lich verläßliche Entscheidungen, die ihnen eine 
sichere Perspektive in die Zukunft eröffnen. 

Wilfried Seibel (CDU/CSU): Für den Aufbau und 
Umstrukturierungsprozeß der ostdeutschen Wirt-
schaft hat die Treuhandanstalt eine Schlüsselrolle. Es 
gehört zu ihren Kernaufgaben, die ihr anvertrauten 
Unternehmen wettbewerblich zu strukturieren und 
vor allen Dingen zu privatisieren. 

Die Treuhandanstalt ist von ihrer ordnungspoliti-
schen Einordnung und Konstruktion ein Unikum, eine 
Einrichtung suis generis, die es in vergleichbarer 
Form nicht gibt. Weil dies so ist, stand und steht, die 
Treuhandanstalt von ihrer ersten Stunde an  unter 
zweitseitigem Beschuß. Sozialisten und Staatswirt- 
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schartler erwarten von ihr mehr Staatswirtschaft, und 
eingeschworene Marktwirtschaftler vermuten, leider 
gelegentlich auch zu Recht, daß im marktwirtschaftli-
chen Schafspelz eigentlich der staatspolitische Wolf 
stecke. 

Die Treuhandanstalt hat große Verdienste erwor-
ben, sie hat ihre Arbeit ganz überwiegend gut 
gemacht und ist deshalb auch in dieser Debatte zu 
Recht gelobt worden. 

Natürlich ist und war es dem Image der Treuhand-
anstalt abträglich, daß sich bei dem hohen Privatisie-
rungstempo in der riesigen Verwaltung nicht nur edle 
Ritter tummelten, sondern auch miese Glücksritter ihr 
Unwesen getrieben haben. Der Bundestag versucht 
durch seinen Untersuchungsausschuß einigen dieser 
Untaten auf die Spuren zu kommen, wobei der ange-
richtete Vertrauens- und Geldschaden sicherlich nicht 
geheilt werden kann. 

Hinsichtlich Konstruktion und Aufgabenstellung ist 
die Treuhand historisch betrachtet ohne Vorbild. Sie 
ist ein effektives Transformationsinstrument der Wirt-
schaftspolitik und nicht in das traditionelle Sektoren-
schema der Volkswirtschaft einzuordnen. Sie wird der 
Unternehmenssphäre zugerechnet, aber schon vom 
Gesetzesauftrag her ist sie dem öffentlichen Sektor zu 
zurechnen. Sie betreibt Ihre Geschäfte im eigenen 
Namen und auf eigene Rechnung, steht aber mit 
ihrem Handeln unter der Fach- und Rechtsaufsicht des 
Bundesministers der Finanzen. 

Viele von uns, und ich bekenne, auch ich selbst, 
haben sich über die Werthaltigkeit des Staatsvermö-
gens der ehemaligen DDR Illusionen gemacht. So 
müssen wir bedauerlicherweise heute feststellen, daß 
aus dem Handeln der Treuhandanstalt an ihrem Ende 
kein Erlös, sondern ein beträchtlicher Verlust stehen 
wird. 

Ende 1994 läuft wie von Vorrednern näher darge-
stellt die gesetzliche Verfassung der Treuhandanstalt 
aus. Wir hatten in den Beratungen des Ausschusses 
mit der Treuhandanstalt und der Bundesregierung zu 
entscheiden, wie die neue Ordnung sein sollte. Auch 
das ist bereits ausführlich dargestellt worden. 

Für die heutige Entscheidung hatten wir u. a. abzu-
wägen: Soll nach wie vor Privatisierung vor Sanierung 
stehen oder umgekehrt? Sollen die verbleibenden 
Aufgaben strukturpolitischen Zielen untergeordnet 
werden? Sind arbeitsmarktpolitische Argumente stär-
ker als vorher zu gewichten? Sollen Aufgaben ganz 
oder teilweise auf die Länder übertragen werden? Es 
war auch zu diskutieren, ob die Bewältigung der jetzt 
verbliebenen Aufgaben eher in p rivater oder eher in 
öffentlich-rechtlicher Form wie bisher durchzuführen 
ist. 

Das scharfe Privatisierungstempo, das die Treuhand 
bei anderen vorgelegt hat, wäre eigentlich ihr selbst 
auch zu verordnen gewesen. 

Der Beibehalt der eher öffentlich-rechtlichen Form 
war sicherlich nicht zwingend. Ich denke jedoch, daß 
ein Beispiel deutlich belegt, daß wir den jetzt einge-
schlagenen Weg gehen sollten. Ich hoffe, alle Parteien 
dieses Hauses werden sich diesem Votum anschlie-
ßen. 

Hätten wir, wie beabsichtigt, große Flächen aus 
dem derzeitigen landwirtschaftlichen Grundvermö-
gen umgewidmet und zu Entwicklungsflächen in die 
Treuhandliegenschaftsgesellschaft eingestellt, wäre 
uns sicherlich nicht der Vorwurf erspart geblieben, 
hier habe der Staat billig fremdes Eigentum mit 
Steuergeldern aufgewertet, um für die eigene Staats-
kasse Spekulationsgewinne einzustreichen. Das Ri-
siko, daß solche möglichen Gewinne nicht in die 
richtigen, sondern in falsche Taschen geflossen 
wären, war gemäß der menschlichen Natur nicht 
auszuschließen. 

Ich denke, es ist deshalb richtig, daß wir uns dafür 
entschieden haben, im wesentlichen so weiterzuma-
chen wie bisher, das Tempo der Privatisierung nicht 
zu verlangsamen und die strukturpolitischen, arbeits-
marktpolitischen und sonstigen Spannungsfelder in 
der Einzelentscheidung geduldig zu diskutieren und 
auszutragen. 

Anders ausgedrückt: Die Bewältigung der Restauf-
gaben verlangt weiterhin ein hohes Tempo, sie 
braucht engagierte Mitarbeiter, aber sie braucht vor 
allem ein schnelles Ende. Auf diesem Weg kann das 
Parlament in der jetzigen Form besser mitberaten, 
Ideen einbringen, kontrollieren und letztlich Ent-
scheidungen treffen. 

Ich denke, dies ist ein guter und richtiger Weg, den 
wir um des Zieles willen gut verantworten können. 

Paul  K.  Friedhoff (F.D.P.): Die heutige Abschlußde

-

batte zur Treuhandnachfolgeregelung markiert einen 
Abschluß der ersten Phase der Wiedervereinigung 
Deutschlands. Der Konkurs der Kommandowirtschaft 
ist weitgehend abgewickelt, so daß nun auch die 
Konkursverwalter neue Aufgaben suchen können. 
Dieser Schritt in die wi rtschaftliche Normalität kann 
nur erfolgen, weil die Führung der Treuhandanstalt 
und ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in schwie-
rigstem wirtschaftlichen Umfeld mit großem Engage-
ment daran gearbeitet haben, sich selbst überflüssig 
zu machen. Dafür gebührt ihnen unser respektvoller 
Dank. 

Die heute abschließend zur Beratung anstehende 
Gesetzesvorlage hat eine für Wahlkampfzeiten typi-
sche Geschichte hinter sich. Zunächst wurden die 
Vorstellungen der Betroffenen, also der Regierung 
und der Treuhandanstalt, mit denen der Fraktionen 
dieses Hohen Hauses abgeglichen. 

Nach Hinzuziehen von außerparlamentarischem 
Sachverstand ergab sich eine weitgehende Überein-
stimmung zwischen Parlament und Regierung. Die 
ersten Beschlüsse und Empfehlungen sowohl im 
Haushalts- als auch im Treuhandausschuß wurden 
folgerichtig einvernehmlich getroffen. 

Doch die Opposition hat in den letzten Tagen 
wieder bewiesen, daß Wahlkampf '94 für sie nur 
bedeutet, sich von der Regierung und in diesem Fall 
sogar von eigener Mitarbeit abzusetzen. Dabei gehen 
Sachargumente über Bord; es wird gestritten um des 
Streitens willen. 

Wir meinen, daß dies nicht der Weg sein kann, sich 
für verantwortungsvollere Aufgaben zu qualifizieren. 
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Dies wird der Wähler erkennen und der Opposition 
die Quittung geben. 

Es ist Konsens, daß viele der Aufgaben der Treu-
handanstalt erledigt bzw. weitgehend abgearbeitet 
sind. Die noch zu erledigenden Aufgaben müssen auf 
eine neue gesetzliche Grundlage gestellt werden. 
Deshalb ändern wir heute das Treuhandgesetz und 
heben die Satzung der Treuhandanstalt auf. 

Bei den Beratungen ergaben sich zwei grundsätz-
lich unterschiedliche Positionen. Die eine ging von der 
Aufteilung der Treuhandanstalt in mehrere eigen-
ständige Gesellschaften aus, die dann, zumindest 
teilweise privatisiert, die Restaufgaben erledigen soll-
ten. 

Die andere Vorstellung, die wir einvernehmlich 
bevorzugen, sieht vor, drei bundeseigene Gesell-
schaften zu gründen. Deren Aufgaben sollen, wenn 
immer möglich, privatisiert werden. 

Wir glauben, daß auch die Restaufgaben der Treu-
handanstalt Aufgaben und Verpflichtungen sind, um 
die der Staat sich weiter kümmern muß und bei denen 
er sich nicht seiner Verantwortung entziehen kann. 
Bei den Vorstellungen, die Aufgaben neu gegründe-
ten und danach weitgehend privatisierten oder mehr-
heitlich privatisierten Gesellschaften zu übertragen, 
wären die Aufsicht und die Kontrolle des Parlaments 
nur sehr schwer möglich gewesen. Außerdem sind 
Gesellschaften mit zeitlich begrenztem Auftrag und 
ständig abnehmendem Geschäft, also ohne einen 
wirklichen Markt, nur schwierig und teuer zu privati-
sieren. 

Einen Vorgeschmack dessen, was auf uns zuge-
kommen wäre, erkennen wir bei der BVVG. Die 
Regelung „Kostenerstattung zuzüglich eines Auf-
schlages und gleichzeitig festgeschriebenes Auftrags-
volumen" erinnert mich an  eine Kohlesubventions-
Formel oder das Kostendeckungsprinzip beim Kran-
kenhaus. Beides führt zu Unwirtschaftlichkeit und 
damit zu hohen Kosten. Das Kostendeckungsprinzip 
beim Krankenhaus haben wir vernünftigerweise im 
Zuge des Gesundheitsstrukturgesetzes abgeschafft. 
Wir wollen nicht einen Fehler durch einen anderen 
ersetzen. 

Deshalb haben wir uns für die Alternative entschie-
den, drei Gesellschaften mit sehr unterschiedlichen 
Aufgaben zu gründen: die BMG für die Unternehmen 
einschließlich der Wismut, die TLG für die Liegen-
schaften und die BVS als eigentliche Treuhandnach-
folge. 

In allen drei Gesellschaften werden die Interessen 
der Länder ausreichend berücksichtigt. Die Opposi-
tion hat gestern dazu weitergehende Änderungswün-
sche im Ausschuß geäußert, die wir ablehnen mußten, 
da sie dem alten preußischen Grundsatz „Wer die 
Musik bestellt, muß sie auch bezahlen" bei weitem 
nicht entsprachen. 

Wir erwarten, daß vor allem in der BVS und in der 
TLG alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, Aufga-
benbereiche nach Kriterien der Wirtschaftlichkeit an 
bereits bestehende Unternehmen zu vergeben. Damit 
kann ein weiterer Personalabbau einhergehen. 

Wir sind sicher, daß die zur Zeit vorgesehenen etwa 
3 900 festen Mitarbeiter zu Beginn '95 noch erheblich 
gesenkt werden können. Im Zuge der Aufgabenpriva-
tisierung werden sicherlich noch weitere Einspar-
potentiale zu erkennen sein, die zu zusätzlicher Per-
sonalverminderung führen werden. Wir werden 
gerade diesen Bereich sorgfältig beobachten und, 
wenn notwendig, erneut außerparlamentarischen 
Sachverstand einbeziehen. 

Die Beschlüsse sehen weiter vor, die TOB sofort 
vollständig zu privatisieren. Es kann nicht die Auf-
gabe des Staates sein, den vielen in aller Welt erfolg-
reichen privaten Beratungsgesellschaften eine staatli-
che hinzuzufügen. Hier wird eine falsche Entwicklung 
korrigiert. 

Bei der DISOS, der DV-Informationssysteme, Orga-
nisation und Service GmbH, ist die Lage komplizier-
ter, da sie als Rechenzentrum für die Treuhandanstalt 
entwickelt wurde. Eine Privatisierung und damit eine 
Freigabe vieler sensibler Daten erscheinen nicht 
unproblematisch. Außerdem wollen wir auf dem hart 
umkämpften Markt der Datenverarbeitung nicht noch 
unbedingt einen staatlichen oder zumindest mit Steu-
ermitteln ausgestatteten Konkurrenten etablieren. 
Hier ist unsere Präferenz, daß sich die DISOS als 
staatlicher Dienstleister für öffentliche Einrichtungen 
mit nicht privatisierungsfähigen Aufgaben in der neu 
entstehenden Behördenlandschaft der Hauptstadt 
Berlin betätigt. 

Das Treuhandnachfolgegesetz faßt die noch ver-
bliebenen Aufgaben in der Weise zusammen, daß ein 
weiterer Schritt hin zur Normalität der Wirtschaftsord-
nung auch in den jungen Bundesländern zügig 
gemacht werden kann. Es zeigt den Weg, wie die 
verbliebenen staatlichen Aufgaben schnell und wirt-
schaftlich erledigt werden können. Es gibt dem Parla-
ment ausreichend Kontrollrechte, um auch seiner 
Aufgabe gerecht zu werden. Meine Fraktion wird dem 
Gesetz zustimmen. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN): Das Vorliegen eines Gesetzentwurfes über die 
Zukunft der Treuhandanstalt gibt Anlaß zu einem 
kurzen Blick auf die Ergebnisse der Arbeit der Treu-
hand. Ist ihre Bilanz wirklich so positiv, wie Bundes-
regierung und Treuhand glauben machen wollen? 

Ein Beispiel. Der Prozentsatz der durch Vertrags-
strafen gesicherten Arbeitsplätze — gemessen an der 
Anzahl der noch 1990 vorhandenen Arbeitsplätze — 
entspricht etwa dem Prozentsatz der durch Verwer-
tung, also Abwicklung, erhaltenen Arbeitsplätze. Das 
hätte man einfacher haben können. 

Wie konnte eine solche Mammutbehörde mit einem 
zu erwartenden Abschlußsaldo von minus 275 Milliar-
den D-Mark zu einer solchen Arbeitsplatzbilanz 
gelangen? 

Nur wenn wir auf diese Frage eine ehrliche Antwort 
finden, können wir verantwortlich ein neues Treu-
handgesetz auf den Weg bringen. Wir meinen, der 
vorliegende Entwurf genügt dieser Forderung in kei-
ner Weise. Der Gesetzentwurf ist Ergebnis konserva-
tiven Denkens im negativen Sinne. Statt die vorhan-
denen erheblichen Schwachstellen aufzuzeigen und 
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nachzudenken, wie man diese in Zukunft vermeiden 
kann, verpaßt man dem mißratenen Kind einen neuen 
Namen, räumt ihm noch mehr Freiheiten ein und läßt 
es weiter Unheil stiften. 

Viele Fehler lassen sich in der Tat nicht wiedergut-
machen. Unternehmen sind in ihrer Sanierungsfähig-
keit grob falsch eingruppiert worden, die Treuhand ist 
betrügerischen Investoren aufgesessen, weil sie deren 
Bonität nur schlampig geprüft hat, Vertragsverhand-
lungen sind nicht dokumentiert worden, und Arbeits-
platz- und Investitionszusagen nicht angemessen ver-
traglich abgesichert worden. 

Die verheerenden Folgen für die Menschen in den 
ostdeutschen Bundesländern sind bekannt und oft 
genug in diesem Hause diskutiert worden. Nur mit 
geeigneten Konsequenzen warten Koalition und Bun-
desregierung nicht auf. 

Fast alle Fehler haben ihre Ursache in der Konstruk-
tion der Treuhand; wir haben seinerzeit darauf hinge-
wiesen. Wesentliches Problemfeld hierbei ist die Auf-
sicht des Bundesministers der Finanzen über die 
Treuhandanstalt. Nach eigenen Angaben hat dieser 
eine „passive Aufsicht" geführt: Die Treuhand legte 
dem Finanzminister das vor, was sie für richtig hielt, 
und machte daneben, was sie wollte. Folgerichtig 
wurden dem Treuhandausschuß alle wirklich wichti-
gen Informationen über das Wirken der Treuhand 
vorenthalten, was zur Einsetzung des Untersuchungs-
ausschusses führte. 

Auch im Untersuchungsausschuß wird diese Ver-
schleierungs- und Verdunklungspolitik vollzogen. 
Die Gründe liegen auf der Hand. Die wahren Ursa-
chen für das Scheitern der Treuhandpolitik sollen 
nicht gerade im Wahljahr '94 namhaft gemacht wer-
den. Deshalb werden zum Beispiel mit juristisch 
fragwürdigen Argumenten dem Untersuchungsaus-
schuß die Protokolle des Treuhandverwaltungsrats 
vorenthalten. 

Die Treuhand nimmt bereitwillig die Rolle des 
Watschenmannes für das Versagen der Bundesregie-
rung ein; sie braucht Wahlen nicht zu fürchten. Auch 
durch die Kräfte des Marktes ist sie nicht legitimiert. 
Gerade deshalb ist eine funktionierende Kontrolle 
unbedingt erforderlich. 

Der vorliegende Gesetzentwurf schreibt die Ge-
schichte der Treuhand in die Zukunft fort, benennt die 
Anstalt anders und verlagert oder privatisiert Aufga-
ben. Damit entstehen für die Treuhand neue Spiel-
räume, die Einflußmöglichkeiten der Länder verrin-
gern sich, und durch die Verlagerung von Aufgaben 
verschlechtern sich Kontrollmöglichkeiten. Das Un-
vermögen, Fehler zu erkennen und zu beheben, hat 
eine umfangreiche und weit in die Zukunft reichende 
Konsequenz. Zu dem gewaltigen Schuldenberg, den 
die Treuhand aufgehäuft hat und den die kommenden 
Generationen abzutragen haben, kommen beträchtli-
che Folgekosten für die Bezahlung von Arbeitslosig-
keit und für eine Reindustrialisierung der ostdeut-
schen Bundesländer. 

Erforderlich ist zuallererst eine Verpflichtung aller 
Nachfolgegesellschaften der Treuhandanstalt, wett-
bewerbsfähige Arbeitsplätze zu schaffen. Ohne diese 
Zielsetzung verkommen die Treuhand und ihre Nach

-

folgegesellschaften zu einem Instrument von Partiku-
larinteressen und sind für die langfristige Gesundung 
der wirtschaftlichen Situation in den neuen Ländern 
kontraproduktiv. 

Eine große Anzahl von Unternehmen kranken dau-
erhaft an  den Folgen einer verfehlten Privatisierung. 
Diese Initialwirkung wirkt über Jahre fo rt  und gefähr-
det Hunderttausende Arbeitsplätze. Die rechtliche 
Konsequenz der Situation ist strittig. Der Gesetzent-
wurf weist keinen Ausweg aus dem Dilemma. Eine 
Haftung der Treuhand für Fehler bei der Privatisie-
rung, auch rückwirkend, wäre nicht nur für die 
betroffenen Unternehmen nützlich, sie böte auch die 
Gewähr, daß in Zukunft sorgsamer verfahren 
würde. 

Die Konstruktion von mehreren Nachfolgegesell-
schaften, die Aufgaben privatisieren können, läßt den 
Einfluß der Länder weiter schrumpfen. Bisher konnten 
die Länder über den Verwaltungsrat Entscheidungen 
der Treuhand mitgestalten. Doch dessen Bedeutung 
sinkt durch die Aufgliederung. Dies sollten die Län-
dervertreter bei der Beschlußfassung im Bundesrat 
bedenken. Ein Zustimmungsvorbehalt für Aufgaben-
übertragungen und erst recht für deren Privatisierun-
gen durch die Ländervertreter im Verwaltungsrat 
wäre das Mindestmaß an nötiger Einflußnahme. Der 
Verweis auf ein damit nötigerweise einhergehendes 
finanzielles Engagement der Länder geht am Problem 
vorbei und ist der vordergründige Versuch, das H an

-deln der Treuhandanstalt jeder Kritik und Einfluß-
nahme zu entziehen. 

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß nur ein 
bestimmter Bereich von Aufgaben privatisiert werden 
darf. Gerade die Gefahr der Verfolgung von Privat-
oder Firmeninteressen in einer privatrechtlich verfaß-
ten Gesellschaft schließt zum einen bestimmte Aufga-
ben wie die Vertragskontrolle aus und erfordert ande-
rerseits eine gleichberechtigte Kontrolle auch dieser 
Nachfolgegesellschaften. Davon ist im Gesetzentwurf 
keine Spur. 

Auch die Information des Parlamentes und dessen 
Kontrollmöglichkeiten werden keineswegs verbes-
sert. Durch die Aufgliederung und mögliche Privati-
sierung von Aufgaben verringern sich die ohnehin 
unzureichenden Möglichkeiten. 

In der Verwaltung und Verwertung der ostdeut-
schen Industrie wurde und wird ein vordergründig 
fiskalisches Problem gesehen. Jetzt, nachdem die 
Industrie in den neuen Ländern auf ein trauriges 
Skelett abgemagert ist — oder wurde? —, müßte 
eigentlich klar sein: Die verbliebenen Treuhandunter-
nehmen haben in den meisten Fällen eine herausge-
hobene strukturpolitische Bedeutung. Damit wäre 
deren Erhalt und Sanierung eine originäre Aufgabe 
des Wirtschaftsministers. Bei ihm sollten die Nachfol-
gegesellschaften der Treuhand ressortiert werden. 
Allenfalls die Vertragskontrolle könnte beim Finanz-
minister verbleiben. 

Schon am Beginn der Treuhand war offensichtlich, 
daß eine Ausrichtung der Treuhandanstalt auf 
schnelle Privatisierung falsch war. Während der 
gesamten Arbeit der Treuhand erwies sich die nur auf 
betriebswirtschaftliche Entscheidungen orientierte 
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Politik der Treuhand als verhängnisvoll. Allerspäte-
stens jetzt müßte erkannt werden, daß die Privatisie-
rung nur ein Mittel zum Zweck ist. Sie ist nicht der 
einzige — mit Bonuszahlungen für Treuhandchefs 
vergoldete — Weg. Wichtiger sind die Erhaltung und 
Sicherung von wettbewerbsfähigen Arbeitsplätzen. 
Diese Zielsetzung für alle Nachfolgegesellschaften 
verbindlich festzuschreiben ist unsere wichtigste For-
derung. 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Das vorliegende Gesetz zur abschließenden 
Erfüllung der verbleibenden Aufgaben der Treuhand-
anstalt war eine schwierige Geburt und ist wohl auch 
nur in Verbindung mit dem Ergänzungsbericht des 
BMF unter Ausschußdruckseiten 249 u. 259 konkret 
anzuwenden. Nach unserer Intention hätte man das 
Gesetz konkreter fassen müssen. Unser Antrag zur 
abschließenden Beratung im Ausschuß beinhaltete 
Konkretisierungen des Gesetzes. Er kam zugegebe-
nermaßen sehr spät und fand keine Berücksichtigung, 
dennoch sind wir der Auffassung, daß die im Antrag 
geforderten Ergänzungen für die Fortführung und 
Kontrolle der Arbeit der Treuhandanstalt unerläßlich 
sind. 

Erstens. Das Gesetz ermöglicht die Verlagerung von 
Aufgaben der Treuhand unter anderem auf Einrich-
tungen des Bundes. Diese unterstehen dann in Wahr-
nehmung dieser Aufgaben dem Treudhandgesetz, 
haben aber durchaus auch andere Aufgaben wahrzu-
nehmen und werden die Treuhandunternehmen 
unter ihren Gesichtspunkten behandeln. Wir fordern 
deshalb eine konrete Festlegung im vorliegenden 
Gesetz, die Nachfolgeorganisationen zu beauftragen, 
wettbewerbsfähige Arbeitsplätze zu sichern und zu 
schaffen sowie Industriestandorte zu entwickeln. 

Auch die Mitwirkung von Gewerkschaftsvertretern 
im Verwaltungsrat wird mit der Übertragung von 
Aufgaben an Nachfolgeorganisationen nicht klarer. 

Die Kompetenz der Gewerkschaften bei der Struk-
turgestaltung bleibt unbeachtet und wird nicht für die 
Schaffung von Arbeitsplätzen genutzt. 

Die Bundesregierung ist gegenüber den Bürgerin-
nen und Bürgern der neuen Länder in der Pflicht, mit 
Hilfe der Treuhand aus dem vorhandenen Potential 
Arbeitsplätze zu schaffen, damit die Menschen ihr 
Leben selbst bestimmen können und Werte geschaf-
fen werden. Diese Pflicht hat die Bundesregierung 
auch gegenüber den Steuer- und Beitragszahlern in 
West und Ost. Die Transferzahlungen für die fehlen-
den Arbeitsplätze in den neuen Ländern belasten die 
öffentlichen Kassen. Ein lebenswerter Standort 
Deutschland verlangt die Finanzierung von Arbeit 
statt Arbeitslosigkeit. 

Zweitens. Mit der Aufteilung der Aufgaben auf die 
Nachfolgeorganisationen werden die Einflußmöglich-
keiten der neuen Länder weiter eingeschränkt. 1990 
war eine Wahrnehmung von Aufgaben, die laut 
Grundgesetz den Ländern und in diesem Fall den 
neuen Ländern zufallen durch den Bund mit der 
fehlenden Verwaltung erklärlich, 1994 nach unserer 
Auffassung nicht mehr. Faktisch gehört nach dem 
Gesetzentwurf das Treuhandvermögen nun dem 

Bund. Das nimmt den neuen Ländern ihre Gestal-
tungsmöglichkeiten für einen Wirtschaftsaufbau. 

Drittens fordern  wir eine Übertragung von Liegen-
schaften an die Kommunen und Länder zur Ansied-
lung von Investoren, damit Arbeitsplätze entstehen 
können. 

Viertens halten wir eine Nachsorge insbesondere 
für kleine und mittlere Unternehmen für erforderlich, 
damit die vereinbarten Arbeitsplatzzusagen einge-
halten werden können. 

Fünftens. Ein Umbenennen der Treuhand lehnen 
wir ab. Die dafür notwendigen Mittel sollten zur 
Sicherung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze einge-
setzt werden. 

Sechstens fordern  wir, die Möglichkeit für eine 
Gewährung von Anteilsrechten am volkseigenen Ver-
mögen nicht zu streichen, wie das im Gesetzentwurf 
vorgesehen ist. Die Bürgerinnen und Bürger erwarten 
unseres Erachtens zu Recht eine Erstattung der bei der 
Währungsumstellung 1990 reduzierten Beträge. Mög-
lichkeiten dafür sehen wir unter anderem in der 
Ausgabe von Anteilsrechten an  Treuhand-Liegen-
schaftsgesellschaften. 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Mit der heutigen 
Debatte wird ein Proviso rium der jüngsten deutschen 
Geschichte beendet: die Treuhandanstalt. Zur Erledi-
gung der noch vorhandenen restlichen Aufgaben 
dieser Anstalt werden im vorliegenden Gesetz Orga-
nisationsstrukturen bestimmt, die auf einen raschen, 
effizienten und möglichst kostengünstigen Abschluß 
der verbleibenden Aufgaben abzielen. 

Über die notwendigen Folgestrukturen der THA hat 
es eine lebhafte und kontroverse Debatte gegeben. 
Aber ein Ausbleiben einer solchen Diskussion wäre 
auch mehr als verwunderlich gewesen. Hat es doch in 
der endenden Wahlperiode kaum ein Thema gege-
ben, das häufigere und heftigere Debatten hervorrief, 
als die Arbeit der Treuhandanstalt. 

Zeitgenossen haben es immer schwer, die Bewälti-
gung historischer Aufgaben objektiv zu bewerten. 
Diese Schwierigkeit bestand im Falle der THA in 
besonderem Maße. Wurden doch dieser Anstalt die 
wesentlichen Lasten der wirtschaftlichen Umstruktu-
rierung in den neuen Ländern aufgebürdet, die in der 
Geschichte keine Parallele kennt! So ist die Anstalt im 
Jahre 1990, zu Beginn ihrer Tätigkeit also, das größte 
Wirtschaftsunternehmen gewesen, das je weltweit 
existierte. 

Es galt, diese Aufgabe aus dem Stand heraus zu 
bewältigen. Es existierte weder ein „Drehbuch", noch 
waren die geeigneten Mitarbeiter da, noch gab es 
einen ausformulierten politischen Auftrag. Neu-
deutsch heißt das „learning by doing" — nur in 
welchem immensen Umfang mit Millionen von 
Arbeitskräften, zehntausend teilweise gigantischen 
Kombinatsbetrieben und einer unter der Fehlwirt-
schaft des „realen Sozialismus" in sich zusammenbre-
chenden Wirtschaft. 

Mehr noch: Neben dem Wegbrechen des Inlands-
marktes nahezu von einem Tag zum anderen gab es 
ebenso plötzlich auch keinen Comecon-Markt mehr, 
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der ohnehin eine Chimäre ohne kalkulierte Preise und 
mit stattdessen vorgegebenen Absatzmengen war. 

Aus dieser Situation heraus begann die Treuhand-
anstalt ihre Privatisierung. Diese Leistung gilt es vor 
allem dann zu würdigen, wenn sich die Kritiker auf 
unleugbar vorhandene Fehlleistungen stürzten. 

Ich behaupte, daß die Leistung dieser Anstalt und 
ihrer Mitarbeiter in der historischen Aufarbeitung zu 
den großen, gelungenen und friedlichen Aufräum-  
und Aufbauarbeiten unseres Landes ihren Platz erhal-
ten wird. 

Heute regeln wir die Nachfolge dieser Anstalt in 
einer Weise, auf die dieses Haus auch ein wenig stolz 
sein darf: Es ist das Parlament, es sind der Treuhand- 
und der Haushaltsausschuß gewesen, die die Debatte 
um das Treuhand-Nachfolgegesetz bestimmt haben 
und besonders in Wahrnehmung der Verantwortung 
für die künftigen Bundeshaushalte inhaltlich ausfüll-
ten. 

Mit dem Gesetz, das wir heute weit einvernehmli-
cher verabschieden, als es in dieser Debatte hier 
deutlich wird, ist der Bundestag seinem Auftrag 
gerecht geworden. Ich möchte allen danken, die sich 
am schwierigen Werden dieses Gesetzes beteiligt 
haben, auch denen, deren Vorstellungen sich im 
Gesetz nur teilweise finden. 

Auf der Grundlage des heute zu beschließenden 
Gesetzes kann ein bedeutender Abschnitt im wirt-
schaftlichen Leben der neuen Bundesländer im Sinne 
der Bewältigung wirtschaftlicher Probleme weiter 
vorangebracht werden. 

Dr. Ulrich Briefs (fraktionslos): Die Treuhandanstalt 
beendet ihre Tätigkeit. Die Aufgaben sind jedoch bei 
weitem nicht gelöst. Wohl ist eine Hauptaufgabe die 
Privatisierung des weitaus größten Teils der DDR-
Wirtschaft durchgeführt — allerdings mit sehr proble-
matischen Konsequenzen. Eine Industriewüste ist ent-
standen. Damit ist in einer Zeit hoher Überkapazitäten 
im Westen — nicht nur in Westdeutschland, sondern in 
der Europäischen Union insgesamt — zugleich eine 
völlig perspektivlose Situation entstanden. Die Steu-
erzahler, insbesondere die der nächsten zwei Genera-
tionen, werden einen riesigen Schuldenberg abzutra-
gen haben. 

Arbeitslosigkeit, im Westen eine wachsende, aber 
immer noch erst einen geringeren Teil der Bevölke-
rung erfassende bittere Realität, ist im Osten — u. a. 
dank der Treuhand bzw. dank der Treuhandpolitik 
der Regierungen Kohl und de Maizière — inzwischen 
fast ebenso häufig anzutreffen wie Erwerbsarbeit. Ein 
bemerkenswertes Ergebnis des Privatisierungspro-
zesses der Treuhandanstalt und dieser Bundesregie-
rung! Mit diesem Ergebnis der Treuhandanstalt und 
der Treuhandpolitik der Regierungen Kohl und de 
Maizière ist im übrigen honoriert worden, daß durch 
die Wahl am 18. März 1990 die klassische Situation 
des Selbstkontrahierens entstanden ist: Mit Schäuble 
und Krause saß auf beiden Seiten des Verhandlungs-
tisches beim Aushandeln des Einigungsvertrages der-
selbe Kontrahent. Die Bürgerinnen und Bürger der 

früheren DDR haben mit ihrer Wahlentscheidung im 
Frühjahr 1990 dafür gesorgt, daß eine unabhängige, 
selbständige, zumindest ein gewisses Gegengewicht 
verkörpernde Vertretung ihrer Interessen nicht 
zustande kam. Um so wichtiger wird jetzt die Schaf-
fung einer hinreichend ausgestatteten Nachfolgeein-
richtung für die Treuhandanstalt. Die Memo-Gruppe, 
die Arbeitsgruppe alternative Wirtschaftspolitik, for-
dert die Schaffung einer „Deutschen Agentur für 
Entwicklung und Strukturpolitik" . Diese Forderung 
ist, glaube ich, zweckmäßig und richtig. Die Nachfol-
geeinrichtung muß so ausgestaltet und ausgestattet 
werden, daß sie ein wirksames Vertragscontrolling, 
vor allem auch hinsichtlich der Beschäftigungszusa-
gen, ermöglicht. Auch die weitere Führung der priva-
tisierten Unternehmen der Treuhandanstalt ist eine 
„eminent wichtige industrie-, struktur- und regional-
politische Aufgabe" - so das Memo-Gutachten. Die 
Kontrolle dieser ostdeutschen Agentur für Entwick-
lung und Strukturpolitik sollte mehrheitlich von den 
ostdeutschen Ländern ausgeübt werden. 

Das gleiche gilt für die Bodenverwertungsgesell-
schaften. Sie müssen so ausgestattet werden, daß sie 
nicht nur privatwirtschaftliche Verwertungsinteres-
sen zur Geltung kommen lassen. Auch regional und 
stadtplanerische Aspekte müssen Berücksichtigung 
finden. Kurz und gut: Nach den bitteren Erfahrungen 
mit der gelegentlich geradezu blindwütigen Privati-
sierungspolitik der Treuhandanstalt ist ein ganz ande-
rer Ansatz notwendig, überfällig. Ich empfehle den 
Verantwortlichen in der Regierungskoalition die Lek-
türe insbesondere der Seiten 161 und 162 im heute 
hier in Bonn der Öffentlichkeit vorgelegten Memo '94 
der Arbeitsgruppe alternative Wirtschaftspolitik, das 
den Titel trägt „Wirtschaftsreformen statt Standortpa-
rolen" 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die Treuhandanstalt 
wird ihre Kernaufgabe, die Staatsunternehmen der 
ehemaligen DDR in wettbewerbsfähige, privatwirt-
schaftliche Strukturen zu überführen, in diesem Jahr 
abschließen. Sie hat damit in einem für uns alle 
unerwartet kurzen Zeitraum von nur vier Jahren den 
schwierigsten Teil der ihr übertragenen Aufgaben 
erfolgreich bewältigt. 

Seit 1990 hat sie über 13 200 Unternehmen privati-
siert und zusammen mit den Liegenschaftsverkäufen 
rund 50 000 Privatisierungsvorgänge abgeschlossen 
— eine gigantische, weltweit sicherlich einmalige 
Leistung. 

Ende dieses Jahres werden nach heutiger Schät-
zung weniger als 100 Unternehmen in fünf Manage-
ment-KGs, wenige größere Unternehmen und einige 
Minderheitsbeteiligungen und Auslaufgesellschaften 
in der Beteiligungsbetreuung der Treuhandanstalt 
sein. 

Schon heute läßt sich feststellen: Von den ursprüng-
lich erhofften oder behaupteten Milliardenwerten im 
Industrievermögen der früheren DDR konnte nie die 
Rede sein. Statt dessen mußte die Treuhandanstalt 
und damit der Bund Milliardenlücken decken und die 
verbrauchte Substanz vieler Bet riebe erst wieder 
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auffüllen, bevor diese an  private Investoren veräußert 
werden konnten. 

Wir haben im Rahmen der Treuhandanstalt aller-
dings nicht nur Verluste übernommen, sondern alles 
Vertretbare getan, um möglichst viele Industriestand-
orte und Arbeitsplätze zu erhalten. 

Den Privatisierungs- und Restrukturierungserfolg 
der Treuhandanstalt haben wir zweifellos dem bereits 
vom verstorbenen Präsidenten der Treuhandanstalt, 
Herrn Dr. Rohwedder, aufgestellten Grundsatz zu 
verdanken, daß die Sanierung in der Hand des ver-
antwortlichen neuen Eigentümers die beste Form der 
Sanierung darstellt. Wo Privatisierung noch nicht 
möglich, aber Sanierung geboten war, hat die Treu-
handanstalt ihre Aktivitäten darauf konzentriert, das 
Unternehmensmanagement zu verbessern, und mit 
der Einbeziehung der Unternehmen in Management

-

KGs die Sanierung aktiv begleitet. Die Erfahrungen 
der Treuhandanstalt haben gezeigt, daß die von der 
SPD aufgestellte Forderung eines Vorrangs der Sanie-
rung vor der Privatisierung keinen erfolgversprechen-
den Ansatz für die Erreichung der Wettbewerbsfähig-
keit der sanierungsfähigen Unternehmen darstellt. 

Sowohl vom Sachverständigenrat als auch von der 
Deutschen Bundesbank wurde erst in jüngster Zeit die 
Notwendigkeit und Richtigkeit der raschen Privatisie-
rung von Treuhandunternehmen hervorgehoben. Ein 
deutlich langsameres Privatisierungstempo und eine 
noch stärkere Staatsbeteiligung bei der Sanierung 
wären nach Meinung der Bundesb ank letztlich mit 
noch höheren volkswirtschaftlichen Kosten teuer 
erkauft worden. 

Wenn Ende 1994 der Kernauftrag erfüllt ist, werden 
noch einige längerfristige Nachfolgearbeiten zu erle-
digen sein. 

Die zügige und wirtschaftliche Erfüllung der ver-
bleibenden Aufgaben erfordert neue Organisations-
strukturen. Die Novellierung des Treuhandgesetzes 
schafft hierfür die notwendigen rechtlichen Rahmen-
bedingungen. 

Für die organisatorische Neuordnung der Treu-
handanstalt hat die Bundesregierung unter Einschal-
tung nahmhafter Experten in enger Zusammenarbeit 
mit den Fachausschüssen ein Konzept erarbeitet, das 
eine rasche und effektive Aufgabenerledigung sicher-
stellt. 

Der Haushaltsausschuß und der Ausschuß Treu-
handanstalt des Deutschen Bundestages haben sich 
über Monate intensiv mit dem Konzept befaßt und 
auch ihre Handschrift hinterlassen. Das am 20. April 
1994 verabschiedete Konzept sieht folgende Maßnah-
men vor: 

Die wenigen verbleibenden operativen Unterneh-
men und die Auslaufgesellschaften werden in die 
noch zu gründende Beteiligungs-Management-
Gesellschaft mbH (BMG) eingebracht und in die 
Beteiligungsführung des Bundes übergeleitet. Am 
Ziel einer möglichst raschen Privatisierung der sanie-
rungsfähigen Unternehmen wird selbstverständlich 
festgehalten. 

Die Liegenschaftsgesellschaft der Treuhandanstalt 
mbH (TLG) wird zu einer Besitzgesellschaft fortent-
wickelt; ihr werden die nicht land- und forstwirtschaft-
lichen Zwecken dienenden Grundstücke der Treu-
handanstalt übertragen. 

Die Aufgaben des Vertragsmanagements, der Re-
privatisierung und Abwicklung (VRA), die Verwal-
tung und Verwertung des Sonder- und Finanzvermö-
gens sowie die hoheitlichen Aufgaben der Vermö-
genszuordnung, Investitionsvorrangentscheidungen 
und Grundstücksverkehrsgenehmigungen sollen von 
der Nachfolgeeinrichtung der Treuhandanstalt, der 
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderauf-
gaben (BVS), wahrgenommen werden. Angestrebt 
wird, diese Aufgaben bis Ende 1996 weitestgehend zu 
erledigen. Noch verbleibende hoheitliche Restaufga-
ben sollen ab 1997 auf andere Behörden übertragen 
werden. 

Der Auftrag der Bodenverwertungs- und -verwal-
tungs GmbH (BVVG), einer Beteiligungsgesellschaft 
mehrerer Banken, bleibt erhalten. Sie konzentriert 
sich als Geschäftsbesorger der BVS auf die Verwer-
tung der land- und forstwirtschaftlichen Flächen. Das 
Eigentum an diesen Flächen bleibt bei der BVS. 

Dieses Konzept muß nunmehr in einem straffen, alle 
Organisationseinheiten übergreifenden Projektma-
nagement unter Einbindung sachverständiger Dritter 
umgesetzt werden. 

Auch nach 1994 wird die Erfüllung des Treuhand-
auftrages die Interessen der neuen Bundesländer 
berühren und daher ihre angemessene Einbeziehung 
erfordern. Die Mitspracherechte der Länder müssen 
ihrem Umfang nach jedoch dem Umstand Rechnung 
tragen, daß die funktionale wie finanzielle Verantwor-
tung für den weiteren Transformationsprozeß beim 
Bund verbleibt. Abstrakte gesetzliche Regelungen 
sind in Anbetracht der Vielfalt der Fälle wenig geeig-
net, hier weiterzuhelfen. Wir setzen deshalb auf eine 
Verständigung mit den betroffenen Ländern und auf 
die guten Erfahrungen, die wir in der Zusammenar-
beit im Verwaltungsrat der Treuhandanstalt und im 
Rahmen des Gemeinschaftswerks Aufschwung Ost 
gesammelt haben. 

Es sind Zweifel geäußert worden, ob die BVS und 
die anderen Nachfolgeorganisationen eingegangene 
Verpflichtungen der Treuhandanstalt erfüllen wer-
den. Hierzu gilt: Was die Treuhandanstalt begonnen 
hat, wird auch zu Ende geführt. Dies bet rifft insbeson-
dere eingegangene Verpflichtungen zur Beseitigung 
ökologischer Altlasten und die Nutzung der arbeits-
marktpolitischen Instrumentarien, z. B. der Arbeits-
förderung nach § 249 h AFG. Neue Aufgaben, die 
einer zügigen Erledigung ihres Auftrages entgegen-
stehen, kann sie jedoch nicht übernehmen. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird die 
Finanzierung der BVS künftig eng an den Bundes-
haushalt angebunden. Ende 1994 läuft die Regelung 
über die Finanzierung der Defizite durch Kreditauf-
nahme nach dem Treuhandkreditaufnahmegesetz 
aus; sie soll nicht verlängert werden. Für die nach 1994 
entstehenden Defizite erhält die BVS deshalb als 
Ausgleich Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt. 
Sie hat für jedes Kalenderjahr einen Wirtschaftsplan 
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aufzustellen. Die Einzelheiten des Verfahrens, seiner 
Aufstellung und Ausführung sowie die Rechnungsle-
gung und -prüfung sind in einem Finanzstatut zu 
regeln, welches das Bundesministerium der Finanzen 
nach Anhörung des Vorstandes und des Verwaltungs-
rates im Einvernehmen mit dem Bundesrechnungshof 
erläßt. Die haushaltsmäßige und parlamentarische 
Kontrolle wird dabei in vollem Umfang gewährleistet 
sein. 

Darüber hinaus werden Optionen geschaffen, die 
BVS nach vollständiger Erledigung ihrer Aufgaben 
durch Rechtsverordnung aufzulösen. 

Die Bundesregierung wird auch im erneuten recht-
lichen Rahmen alles unternehmen, um die Transfor-
mation der früheren Staatswirtschaft im Interesse der 
Bürger so erfolgreich wie möglich zu gestalten. Wir 
laden alle Beteiligten ein, an der wichtigen Aufgabe 
umfassend mitzuwirken und so die Bilanz von über 
40 Jahren Sozialismus abzuschließen. 

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 11 

(Große Anfrage: Verbraucherfreundliche 
Lebensmittelkennzeichnung) 

Lieselott Blunck (Uetersen) (SPD): „Der Verbrau-
cher spielt in der Sozialen Marktwirtschaft eine 
Schlüsselrolle. Um ihn dreht sich letztlich alles, denn 
seine bestmögliche Versorgung mit Waren und 
Dienstleistungen ist ein zentrales Ziel dieser Wirt-
schaftsordnung. Diese Schlüsselrolle kann der Ver-
braucher aber nur dann erfolgreich einnehmen, wenn 
er ausreichend informiert ist; er muß Qualität und 
Preise vergleichen können, er muß seine Rechte als 
Verbraucher kennen und wissen, wie er diese Rechte 
durchsetzen kann." Das sagt die CDU in der Theo rie. 
Wie die Praxis aussieht, das wissen wir alle besser. 

„Wirtschaft findet in der Wirtschaft statt", sagt die 
F.D.P. — oder besser: Wirtschaftsminister Rexrodt. Er 
lächelt feinsinnig und tut ansonsten nichts. Entspre-
chend sieht dann auch sein Engagement für die 
Verbraucher aus. 

Das hat für den Nahrungsmittelproduzenten, den 
Händler, die Verkäufer, die Verbraucher folgende 
Konsequenzen: 

Stellen Sie sich einmal diese Situation vor: Ein 
schöner, heißer Tag, und Sie wollen Eis essen. Was 
nehmen Sie? Kremeis, Fruchteis, Rahmeis, Milchspei-
seeis, Eiskrem, Einfach-Eiskrem, Kunstspeiseeis, Soft-
eis? Wissen Sie, was hinter diesen Verkehrsbezeich-
nungen verborgen ist? 

Wenn das Eis einen Schokoladenüberzug hat, hat 
der Überzug dann 31 Prozent Kakaobestandteile oder 
18 Prozent Kakaobutter? Wieviel Zucker ist enthalten? 
Welches Eis enthält Vollei bzw. 100 g Eidotter je Liter 
Milch? 

Sie können jetzt sagen: Alles Peanuts. Aber für den 
Allergiker sieht das schon ganz anders aus, da sind 
diese Fragen eben nicht unerheblich und lächerlich. 

Was konkurriert am Markt? Haushaltsschokolade 
mit Haushaltsmilchschokolade, mit Schokolade, mit 
Milchschokolade, mit Magermilchschokolade, mit 
Gianduja-Haselnußschokolade, mit Gianduja-Hasel-
nußmilchschokolade, mit weißer Schokolade, mit 
gefüllter Schokolade, mit Kuvertüre. 

Alles klar? Sie können jetzt Ihrem Part als vielbe-
schworener „mündiger Verbraucher" in einer Markt-
wirtschaft gerecht werden. 

Selbstverständlich wissen Sie, wieviel Kakaobe-
standteile, wieviel Milchtrockenmasse, wieviel Ka-
kaobutter, wieviel Zucker, welche weiteren Lebens-
mittel diese „Schokolade" enthält. Natürlich kennen 
Sie alle Zusatzstoffe, die möglich sind. Und bestimmt 
sind Sie darüber informiert, ob und wie gekennzeich-
net werden muß. 

Diese Beispiele ließen sich beliebig fortsetzen: 
Joghurt und Fruchtsäfte; diätetische Lebensmittel 
konkurrieren mit sogenannten Light-Produkten usw. 
usw. 

Und wer weiß schon, daß Verpackungsmaterialien 
für Lebensmittel Bedarfsgegenstände nach dem deut-
schen Lebensmittelrecht sind, an die besondere 
Anforderungen hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf 
die menschliche Gesundheit zu stellen sind! 

Fragen über Fragen — und dies nur in dem kleinen, 
aber wichtigen Bereich der Lebensmittel. 

Wie soll da der „König Kunde" sein Wahlrecht 
ausüben? Wo konkurrieren gleichwertige Produkte 
am Markt? Ist nicht der Produzent, der „ordentliche 
Kaufmann" hoffnungslos im Nachteil — auch ange-
sichts der Konkurrenz im größer werdenden europäi-
schen Markt? 

Produktinformationen sind die Voraussetzung, daß 
die Verbraucher und Verbraucherinnen ihr Recht auf 
Wahlfreiheit ausüben können. Diese Produktinforma-
tionen müssen umfassend, leicht verständlich und gut 
vergleichbar sein. 

Und wenn für hochgefönte Werbung auf Verpak-
kungen Platz genug ist, dann reicht dieser allemal 
auch für Produktinformationen, die noch den Vorzug 
haben, daß sie tatsächlich notwendig und nützlich 
sind. 

Nur wenn beide Seiten — Anbieter und Nachfra-
ger — einen Überblick über das Marktgeschehen 
haben, kann Wettbewerb funktionieren, der bekannt-
lich das „Schmiermittel" unserer Marktwirtschaft 
ist. 

Erkennbare hohe Verbraucherstandards sind alle-
mal ein Vorteil gegenüber dem Mitbewerber am 
Markt und dienen nicht allein dem „König Kunde", 
sondern auch den Produzenten und damit der Wirt-
schaft. 

Mit einer umfassenden, leicht verständlichen und 
gut vergleichbaren Produktinformation wird ein grö-
ßerer Beitrag zur Deregulierung und für die Sicherung 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland geleistet als 
etwa mit der unsinnigen Abschaffung des Rabattge- 
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setzes, der Änderung des Ladenschlußgesetzes oder 
was es sonst noch an Absonderlichkeiten aus dem 
Hause Rexrodt geben mag. 

Nur wer weiß, womit gehandelt wird, kann am 
Marktgeschehen teilnehmen, und Marktwirtschaft 
setzt Marktgeschehen voraus. 

Es kann nicht länger angehen, daß wir ständig nur 
neuen Betrügereien, Versäumnissen und Manipula-
tionen hinterherlaufen, um größere Schäden zu 
begrenzen. 

Wir brauchen endlich eine Gesamtsicht zum Schutz 
der Gesundheit, der Umwelt und der Verbraucher. 
Wir Sozialdemokraten haben immer wieder einen 
„vorsorgenden Verbraucherschutz" gefordert. Bei 
allen wirtschaftlichen Aktivitäten muß Schadensver-
meidung Vorrang vor nachträglicher Schadensbe-
grenzung oder Schadensbehebung haben. Diesem 
Ziel dient auch unser heutiger Antrag. 

Wer es ernst meint mit seiner Umweltpolitik, der 
braucht eine Verhaltensänderung der Verbraucher 
und Verbraucherinnen. Eine umfassende Kennzeich-
nung ist ein erster Schritt dorthin. 

Wer es ernst meint mit Verbraucherpolitik, der muß 
auch die Instrumente dafür schaffen. Sonst ist das 
Gerede vom Verbraucher, der nach den eingangs 
zitierten CDU-Vorstellungen eine „Schlüsselrolle" in 
der Sozialen Marktwirtschaft spielt, nur billiger Wahl-
kampfplunder. 

Editha Limbach (CDU/CSU): Lebensmittelkenn-
zeichnung ist in der Tat für alle Verbraucherinnen und 
Verbraucher sehr wichtig, damit alle beim Kauf ihre 
Entscheidung gezielt treffen können. Deshalb ist es 
gut und richtig, daß wir in der Bundesrepublik ein 
Lebensmittelrecht haben, das sowohl dem vorsorgen-
den Gesundheitsschutz als auch dem Schutz vor 
Täuschung und Irreführung und natürlich der Infor-
mation dient. Wer allerdings den Entschließungsan-
trag der Opposition liest, könnte den Eindruck haben, 
daß es weder in der Bundesrepublik noch in Europa 
Regelungen zur Lebensmittelkennzeichnung gebe 
bzw. das Vorhandene absolut unzureichend sei. 

Selbstverständlich haben die Verbraucherinnen 
und Verbraucher in der Sozialen Marktwirtschaft das 
Recht auf Produktinformation. Dies gilt auch oder erst 
recht auf Grund des Binnenmarkts mit der erweiterten 
Produktpalette auch bei den Lebensmitteln. Aber: Um 
Konsumenten den vorsorgenden Gesundheitsschutz 
zu ermöglichen, sie vor Täuschung und Irreführung zu 
schützen, gibt es bei uns das Lebensmittelrecht und in 
der Europäischen Gemeinschaft das Lebensmittel-
kennzeichnungsrecht, das allerdings noch nicht abge-
schlossen ist. Die Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage macht dies auch deutlich. 

Selbstverständliches wie „verbraucherfreundliche 
Lebensmittelkennzeichnung" müssen wir nicht ei-
gens beschließen oder beantragen. Ebensowenig 
müssen wir geltendes Recht wie z. B. die umfassende, 
leicht verständliche Information erneut beschließen. 
So ist z. B. auch die Forderung nach Klassifizierung 
der Zusatzstoffe nach Gesundheitsverträglichkeit 
überflüssig, weil überhaupt nur gesundheitlich unbe-
denkliche Zusatzstoffe erlaubt sind. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat die Forderung nach 
Kennzeichnung von bestrahlten Lebensmitteln selbst 
gestellt und unterstützt diese. Beschlüsse der zustän-
digen Ausschüsse liegen vor. Das gilt auch für gen-
technisch hergestellte oder veränderte Lebensmittel, 
einschließlich der Zutaten. Allerdings muß auch klar 
sein, daß die Lebensmittelkennzeichnung nicht als 
Vehikel zur Neuauflage der Gentechnik-Debatte 
benutzt werden sollte oder gar die öffentliche Diskus-
sion angeheizt werden sollte. Genau das führt dann 
zur Verwirrung oder sogar zur Irreführung der Ver-
braucherinnen und Verbraucher. 

Spontan Sympathie findet zunächst die Idee der 
besseren Verständlichkeit durch graphische Darstel-
lung. Aber die Erfahrungen, die unsere Nachbarn in 
den Niederlanden damit gemacht haben, raten zur 
Vorsicht. Dort sieht der Entwurf einer gesetzlichen 
Regelung die graphische Darstellung als Kennzeich-
nungsmittel nicht mehr vor, weil es sich offensichtlich 
nicht bewährt hat. 

Lebensmittelkennzeichnung ist für jede Verbrau-
cherin und für jeden Verbraucher sehr wichtig. Sie 
muß den Bedürfnissen der Konsumenten gerecht 
werden, den technischen Fortschritt und das sich 
verändernde Konsumentenverhalten beachten und 
die Kaufentscheidung durch gute und ausreichende 
Information erleichtern. Dafür treten wir ein. 

Wie auch die Antworten der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage zeigen, ist der Entschließungsan-
trag der SPD überflüssig und deshalb abzulehnen. 

Marita Sehn (F.D.P.): Verbraucherschutz im Le

-

bensmittelrecht umfaßt den Schutz der Gesundheit 
des Verbrauchers sowie seinen Schutz vor Täuschung 
beim Kauf von Lebensmitteln. Unser Lebensmittel-
recht orientiert sich dabei am Grundsatz des vorsor-
genden Verbraucherschutzes, ist also eindeutig auf 
Vorsorge ausgerichtet. 

Wer den heute zu beratenden Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD zu der Großen Anfrage „Ver-
braucherfreundliche Lebensmittelkennzeichnung", 
aufmerksam liest und mit unserer Gesetzgebung nicht 
vertraut ist, gewinnt den Eindruck, bei uns herrsche 
ein großes Defizit. 

Gerade das deutsche Lebensmittelrecht mit seinen 
Gesetzen und Rechtsverordnungen hat einen hohen 
Verbraucherschutzstandard erreicht. Die deutschen 
Vorschriften sind beispielhaft bei der Zulassung von 
Zusatzstoffen und der Festsetzung von Höchstmengen 
und Pflanzenschutzmittelrückständen; auch dies 
dürfte der Opposition nicht unbekannt sein. 

Die Aufforderung im Entschließungsantrag der SPD 
an die Bundesregierung, die notwendigen Schritte für 
eine verbraucherfreundliche Lebensmittelkennzeich-
nung auf europäischer Ebene einzuleiten, ist vollkom-
men überflüssig. 

Es bedarf keiner besonderen Aufforderung der SPD. 
Die Bundesregierung hat schon einiges erreicht und 
dort, wo Handlungsbedarf besteht, ist es selbstver-
ständlich, daß sie ihre Bemühungen in unserem Sinne 
fortsetzt. Wir werden im Rahmen der Verhandlungen 
aber auch Zugeständnisse machen müssen, die uns 
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nicht besonders angenehm sind, die wir letzten Endes 
aber akzeptieren müssen. 

Im Gemeinschaftsrecht ist eine für den Verbraucher 
leicht verständliche, gut vergleichbare und deutlich 
lesbare Kennzeichnung bereits festgelegt. Hier sind 
durchaus, auch bei uns, noch Verbesserungen mög-
lich. Daß Produktinformationen mehr Markttranspa-
renz schaffen und so die Verbraucher in die Lage 
versetzen, Kaufentscheidungen bewußter zu treffen, 
ist uns allen verständlich. Aber zwei Punkte dürfen wir 
dabei nicht aus den Augen verlieren: 

Erstens. Die Gefahr, daß der Verbraucher eine 
Information, die zu ausführlich, zu umfassend ist, gar 
nicht mehr liest, also überhaupt nicht mehr zur Kennt-
nis nimmt, ist groß. Dann haben wir genau das 
Gegenteil von dem erreicht, was wir erreichen woll-
ten. 

Zweitens. Die Anforderungen an die Wirtschaft, an 
die Produzenten, dürfen nicht zu einer Überforderung 
und zu übermäßigem Bürokratismus führen. Wir 
haben bereits Reglementierungen genug und sollten 
uns davor hüten, neue Hürden aufzubauen. 

Wie schwierig Kennzeichnungsfragen im einzelnen 
sein können, zeigt sich an der Kennzeichnung gen-
technisch hergestellter Lebensmittel. Soll z. B. die 
Schokolade, die mit Zucker aus einer gentechnisch 
veränderten Zuckerrübe hergestellt wird, die entspre-
chende Kennzeichnung erhalten? Hier besteht noch 
Diskussions- und Beratungsbedarf. 

Die verschiedenen Meinungen gehen gerade in 
diesem wichtigen Bereich der gentechnisch herge-
stellten Lebensmittel weit auseinander. Soviel ist aber 
heute schon klar: Ohne eine breite öffentliche Akzep-
tanz wird es nicht möglich sein, die Bio- und Gentech-
nologie in der Bundesrepublik zu nutzen. 

Die Wissenschaft muß deutlich machen, wo noch 
Wissenslücken liegen und mit welchen Risiken die 
einzelnen Anwendungen verbunden sein können. 
Nahrungsmittel, die gentechnisch veränderte Orga-
nismen darstellen oder enthalten, sind als solche zu 
kennzeichnen. Verbraucherschutz muß gewährleistet 
werden durch deutliche Informationspflicht gegen-
über dem Bürger über gentechnisch veränderte wie 
auch bestrahlte und chemisch veränderte Lebensmit-
tel. 

Unverständlich ist für mich, warum die Bundesre-
gierung einen Forschungsauftrag vergeben und was 
genau das Ziel dieses Auftrages sein soll. Der Rat der 
Europäischen Union hat der Kommission einen Prüf-
auftrag über künftige Maßnahmen auf dem Gebiet der 
verbraucherfreundlichen Kennzeichnung erteilt. Wir 
sollten diesen Bericht erst einmal abwarten. 

Es muß unser gemeinsames Anliegen sein, gerade 
im sensiblen Lebensmittelbereich, den Forderungen 
der Verbraucher nach Information und Transparenz 
durch ausreichende Kennzeichnung die Wahlfreiheit 
zu lassen, welche Produkte er kaufen will und welche 
nicht. Dem Verbraucher nützen weder Panikmache 
noch Verharmlosung. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Gesundheit: Über die Frak

-

tionsgrenzen hinweg sind wir uns einig, daß im 
europäischen Markt mit einem vielfältigen Angebot 
unterschiedlicher Lebensmittel einer verbraucherge-
rechten Lebensmittelkennzeichnung zur Sicherstel-
lung eines hohen Verbraucherschutzniveaus eine ent-
scheidende Rolle zukommt. Dies um so mehr, als alle 
in einem Mitgliedsland der Europäischen Union 
rechtmäßig hergestellten oder im Verkehr befindli-
chen Lebensmittel — sofern keine gesundheitlichen 
Gründe zwingend entgegenstehen — auch in jedem 
anderen Mitgliedstaat frei verkehrsfähig sein müs-
sen. 

Die Forderung nach einem harmonisierten Lebens-
mittelrecht hat der Rat der Europäischen Union im 
Bereich der Kennzeichnung von Lebensmitteln schon 
frühzeitig durch die Einführung umfangreicher 
gemeinschaftlicher Bestimmungen erfüllt, welche die 
nationalen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
weitgehend abgelöst haben. 

Die Bundesregierung hat sich stets im besonderen 
Maße an der Entwicklung gemeinschaftlicher Kenn-
zeichnungsbestimmungen beteiligt und dafür einge-
setzt, daß durch angemessene Kennzeichnungsregeln 
zum einen der Schutz des Verbrauchers vor Täu-
schung und Irreführung, zum anderen seine Informa-
tion sichergestellt werden. 

Die Grundlage für eine in der Gemeinschaft einheit-
liche Kennzeichnung von Lebensmitteln ist durch die 
Etikettierungs-Richtlinie vom 18. Dezember 1978 
geschaffen worden. Sie regelt die Grundkennzeich-
nung von Lebensmitteln, die zur Abgabe an den 
Endverbraucher bestimmt sind. Diese Richtlinie ist mit 
der Lebensmittel-Kennzeichnungsverordnung in na-
tionales Recht umgesetzt worden. 

Zur Wahrung des Schutzes vor Täuschung der 
Verbraucherinnen und Verbraucher im Lebensmittel-
verkehr in einem Binnenmarkt ohne Grenzen hält die 
Bundesregierung jedoch eine Reihe von ergänzenden 
Regelungen in der Etikettierungs-Richtlinie für erf or-
derlich. Sie hat die Europäische Kommission um die 
notwendigen Ergänzungen der gemeinschaftlichen 
Kennzeichnungsbestimmungen für Lebensmittel ge-
beten. 

Im wesentlichen handelt es sich um folgende Pro-
blemkreise: Nach dem von der Kommission vorgeleg-
ten Vorschlag zur Änderung der Etikettierungs-Richt-
linie, der zur Zeit auf Ratsebene beraten wird, ist 
hinsichtlich der Bezeichnung von Lebensmitteln eine 
Wahlfreiheit vorgesehen zwischen der Verkehrsbe-
zeichnung des Lebensmittels in dem Mitgliedstaat, in 
dem die Abgabe an den Verbraucher erfolgt, und der 
Verkehrsbezeichnung des Herstellungsmitgliedstaa-
tes. Die Wahlfreiheit zwischen der Verkehrsbezeich-
nung des Abgabe- und des Herstellungslandes kann 
zur Irreführung des Verbrauchers führen, wenn der 
Verbraucher mit einer bestimmten Verkehrsbezeich-
nung bestimmte Erwartungen an die Zusammenset-
zung des bezeichneten Lebensmittels knüpft, die das 
Lebensmittel aus dem anderen Mitgliedstaat aber 
nicht erfüllt. Die Unterschiede der Zusammensetzung 
und damit auch der Qualität von gleichlautend 
bezeichneten Lebensmitteln aus verschiedenen Mit-
gliedstaaten können erheblich sein. Zum Ausschluß 
von Täuschungen sind nach Auffassung der Bundes- 
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regierung zusätzliche Regelungen geboten. Die Bun-
desregierung hat hierzu Formulierungsvorschläge 
vorgelegt. 

Weiterhin hat die Bundesregierung sich mehrfach 
gegenüber der Kommission für die Einführung eines 
Verzeichnisses der Zutaten auch bei Getränken mit 
einem Alkoholgehalt von mehr als 1,2 % vol. wie 
Spirituosen und weinähnlichen Getränken auf Ge-
meinschaftsebene eingesetzt. Über die hiermit 
zusammenhängenden Fragen wird zur Zeit in Brüssel 
beraten. 

Eine Verbesserung der Kennzeichnungsregelun-
gen auf EU-Ebene strebt die Bundesregierung auch 
im Hinblick auf die zunehmenden Allergie-Erkran-
kungen in der Bevölkerung an, die im Zusammen-
hang mit dem Verzehr bestimmter Lebensmittel gese-
hen werden. Die deutsche Delegation hat deshalb im 
Februar dieses Jahres bei der Annahme des gemein-
samen Standpunktes des Rates über den Vorschlag 
einer Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates über andere Lebensmittelzusatzstoffe als Farb-
stoffe und Süßungsmittel eine Erklärung abgegeben, 
mit der die Kommission aufgefordert wird, zur Kenn-
zeichnung von Zusatzstoffen, die unverträgliche 
Reaktionen wie Allergien beim Menschen auslösen 
können, dem Rat geeignete Regelungsvorschläge 
vorzulegen. Bevor jedoch gemeinschaftsrechtliche 
Regelungen entwickelt werden, soll nach der Auffas-
sung der Kommission zunächst der Wissenschaftliche 
Lebensmittelausschuß eine Liste derjenigen Stoffe 
erarbeiten, die bekanntermaßen häufig zu Allergien 
oder Unverträglichkeiten führen. Außerdem soll der 
Ausschuß die Gefahr beurteilen, die für allergiege-
fährdete Personen von der Aufnahme dieser Stoffe 
ausgehen kann. 

Ausgelöst durch die Diskussion über eine Änderung 
der Etikettierungsnorm im Codex Alimentarius wird 
darüber hinaus derzeit auf Kommissionsebene erör-
tert, wie dem Informationsbedürfnis von Verbrau-
chern mit Überempfindlichkeiten gegenüber be-
stimmten Stoffen besser entsprochen werden kann. 
Zur Diskussion steht eine Ergänzung der Etikettie-
rungs-Richtlinie dergestalt, daß in einem Anhang 
diejenigen Zutaten aufgelistet werden, die ausnahms-
los im Zutatenverzeichnis genannt werden müssen. 
Für sie würden künftig die in der Etikettierungs-
Richtlinie vorgesehenen Möglichkeiten, nach denen 
unter bestimmten Voraussetzungen von der Angabe 
bestimmter Zutaten abgesehen werden kann, nicht 
mehr gelten. 

Bei der aktuellen Frage der Kennzeichnung neuar-
tiger Lebensmittel, denen auch die gentechnisch ver-
änderten Lebensmittel zuzuordnen sind, setzt sich die 
Bundesregierung für klare und unmißverständliche 
Regelungen ein, die dem Informationsbedürfnis der 
Verbraucherinnen und Verbraucher gerecht werden. 
Auf diese Weise soll den Verbrauchern die Entschei-
dungsfreiheit erhalten bleiben, ob sie diese Lebens-
mittel erwerben oder nicht. 

Was die Kennzeichnung von bestrahlten Lebens-
mitteln angeht, ist zunächst festzuhalten, daß die 
Behandlung von Lebensmitteln mit ionisierenden 
Strahlen in der Bundesrepublik Deutschland durch 
Gesetz verboten ist. Zur Zeit wird auf Gemeinschafts-

ebene an einem Richtlinienvorschlag zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über mit ionisierenden Strahlen behandelte Lebens-
mittel gearbeitet. Die Bundesregierung nimmt hierbei 
eine restriktive Haltung ein. Falls gleichwohl für 
einzelne Lebensmittel wie Gewürze oder Kräuter in 
der Gemeinschaft die Bestrahlung unter Einhaltung 
bestimmter für den Gesundheitsschutz erforderlicher 
Vorgaben zugelassen werden sollte, muß eine ausrei-
chende Kenntlichmachung nicht nur der bestrahlten 
Lebensmittel selbst, sondern auch von Lebensmitteln, 
die bestrahlte Zutaten enthalten, sichergestellt sein, 
damit der Verbraucher auch insoweit seine Kaufent-
scheidung in Kenntnis der für ihn wichtigen Informa-
tion treffen kann. 

Die Bundesregierung wird alles im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten unternehmen, um auch in Zukunft ein 
hohes Verbraucherschutzniveau im Lebensmittelver-
kehr in der Europäischen Union sicherzustellen. Dazu 
gehört unbestritten ein klares, insbesondere an den 
Bedürfnissen der Verbraucher ausgerichtetes Kenn-
zeichnungsrecht. Allerdings sind wir Politiker auch 
hier gefordert, auf einen maßvollen Ausgleich zwi-
schen der notwendigen Unterrichtung der Verbrau-
cher und einer Überfrachtung der Erzeugnisse mit 
einer Vielzahl von Angaben, die die Käufer eher 
verwirren als informieren, hinzuwirken. 

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 12 

(Große Anfrage: Radioaktive Verseuchung 
der Meere durch die Ablagerung von Atommüll) 

Monika Ganseforth (SPD): Wer geglaubt hat, daß es 
bisher weltweit kein Endlager für radioaktiven Müll 
gibt, hat sich getäuscht: Es sind die Meere. Seit etwa 
50 Jahren werden sie als Müllkippe für nuklearen 
Abfall mißbraucht. Selbst hochradioaktive Abfälle 
wurden versenkt. 

Von allen Atomindustrienationen wie Belgien, 
Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Korea, 
Neuseeland, den Niederlanden, Schweden, Schweiz, 
den USA und auch der Bundesrepublik wurde in der 
Vergangenheit nuklearer Abfall verklappt. Dies 
geschah zwar vermutlich unter Einhaltung der ein-
schlägigen Empfehlungen der Atombehörde IAEO, ist 
aber schlimm genug. Die ehemalige, Sowjetunion 
bzw. die Russische Föderation verstieß jedoch bei der 
Versenkung ihrer Reaktoren, Sprengköpfe und Atom-
raketen massiv gegen inte rnationales Recht. 

Wieviel die internationalen Vereinbarungen wert 
sind, zeigt sich daran, daß dieses unverantwort liche 
Verhalten der bisherigen Sowjetunion keinerlei Kon-
sequenzen hatte. Auf dem Weltwirtschaftsgipfel in 
Tokio im Juli letzten Jahres hat man sich nur dazu 
durchgerungen, „die Sorge über die Verklappung von 
radioaktivem Abfall im Meer durch Rußland zu unter-
streichen" . Das war es dann auch. 
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Die Kenntnisse über das, was wirklich geschah und 
wie hoch die Verseuchung der Meere tatsächlich ist, 
sind nur sehr vage. Das geht aus der Antwort auf 
unsere Große Anfrage „Radioaktive Verseuchung der 
Meere durch die Ablagerung von Atommüll" hervor. 
Man  hat auch nicht den Eindruck, als sei die Bundes-
regierung durch großen Wissensdurst get rieben. Wie-
der einmal wissen Umweltverbände wie Greenpeace 
sowie Journalistinnen und Journalisten mehr. 

Die Bundesregierung stützt sich auf den unter 
Leitung von Jablokow erstellten und vor einem Jahr 
vom Präsidenten der Russischen Föderation der 
Öffentlichkeit übergebenen Bericht. Auch wenn 
danach vieles im dunkeln und unklaren bleibt, ist das, 
war wir erfahren, ungeheuerlich: 17 Reaktoren wur-
den in der Karasee versenkt. Bei sieben dieser Reak-
toren wurde nicht einmal der nukleare Brennstoff 
entfernt. 

Bis zur Freisetzung von Nukleiden werden etwa 
500 Jahre vermutet. Wir Europäer haben aber Glück: 
„Auf Grund der vorherrschenden Meeresströmungen 
wird durch oben genannte Versenkung für die nord-
westeuropäischen Fischgründe keine Gefahr gese-
hen", meint die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
unsere Anfrage. Zu den russischen Fischereigebieten 
in der Karasee oder Laptevsee heißt es, daß „zukünf-
tige Überwachungsprogramme und Untersuchun-
gen" zeigen müssen, ob diese betroffen sind. Anschei-
nend werden bis dahin die Fische weiter munter 
verzehrt. 

Neben diesen Versenkungsaktionen ist es zu Unfäl-
len militärischer Einheiten mit Verlusten von Kernre-
aktoren und Kernwaffen im Meer gekommen, wie die 
Bundesregierung mitteilt. Nach dem Jablokow-
Bericht wurden Hafenbereiche zwar nicht als Versen-
kungsgebiete angegeben. Es wird jedoch über einen 
Unfall berichtet, der sich 1985 in einem Marinehafen 
ereignete. Dieser Unfall, der bisher nicht bekannt war, 
hat regional zur Erhöhung der Strahlendosis und der 
Kontamination von Meereslebewesen geführt. Lapi-
dar stellt die Bundesregierung zu diesem Unfall fest: 
„Informationen über signifikante Anstiege von strah-
lungsbedingten Erkrankungen liegen nicht vor." 

 Unter diesen Umständen ist das Fehlen von Informa-
tionen eher ein Grund zur Beunruhigung. 

Nur weil der Jablokow-Bericht auf keine Versen-
kungsgebiete beispielsweise im Hafen von Mur-
mansk hinweist, heißt das nicht, daß dort tatsächlich 
nichts verklappt wurde. Man  weiß doch, daß es 
drängende Kapazitätsprobleme bei der Zwischenla-
gerung radioaktiver Abfälle in russischen Häfen gibt. 
Wie sorglos und unverantwortlich mit radioaktiven 
Abfällen umgegangen wurde, zeigt die Praxis. Die 
flüssigen radioaktiven Abwässer wurden einfach ins 
Meer gekippt, feste Stoffe wurden in Behälter ver-
packt, die über Bord versenkt wurden. Die Bundesre-
gierung bestätigt die Berichte, daß auf die Behälter 
teilweise mit Bordkanonen geschossen wurde, um sie 
zu versenken. Das muß man sich einmal vorstellen! 

Nach inoffiziellen Übersichten liegt die Gesamtzahl 
atomgetriebener Schiffe bei ungefähr 500. Bis heute 
liegen 6 atomgetriebene U-Boote in Tiefen zwischen 
1 680 und 6 000 m. Die von ihnen ausgehende Gefähr-
dung wird auch hinsichtlich der späteren Entwicklung 

nach Ansicht der Bundesregierung als gering einge-
schätzt. Wie gefährlich solch eine verharmlosende 
Fehleinschätzung sein kann, hat sich vor wenigen 
Wochen gezeigt. Russische Wissenschaftler haben 
mitgeteilt, daß Salzwasser inzwischen die Nuklear-
sprengköpfe eines versunkenen Atom-U-Bootes zer-
fressen habe. 

Nach einem Brand im Oktober 1986 war dieses 
U-Boot versunken. An Bord befanden sich 2 Nuklear-
reaktoren, 2 Nukleartorpedos und 16 Langstreckenra-
keten mit je 2 nuklearen Gefechtsköpfen. Die Trüm-
mer des U-Bootes haben sich wegen der starken 
Strömung im Bereich des Ozeans 800 km östlich von 
den Bermudas auf ein größeres Gebiet verstreut. Sie 
liegen etwa 5 000 m tief. Inzwischen beginnt Pluto-
nium und Uranium aus den Trümmern auszutreten. 

Zwar ist das U-Boot abseits aller größeren Fische-
reigebiete untergegangen. Die Gefahr für die Bermu-
das selbst ist bisher noch ungewiß. Bis zur Stunde läßt 
sich schwer sagen, wie groß die Risiken tatsächlich 
sind. Russische Wissenschaftler sprechen bei diesem 
verunglückten Atom-U-Boot von „der gefährlichsten 
und größten radioaktiven Zeitbombe des Nuklearzeit-
alters". Die Gefahr wird als wesentlich höher einge-
schätzt als jene vom sowjetischen U-Boot „Konsomo-
let", das vor vier Jahren vor der norwegischen Küste 
unterging. 

Die Zahl der „schwimmenden Atomkraftwerke" ist 
nach wie vor beängstigend. 315 militärisch genutzte 
Schiffe mit Nuklearantrieb, darunter 295 U-Boote, 
sollen es noch sein. Technischer Zustand der Boote 
und Länge ihres Einsatzes sind offiziell nicht bekannt. 
Für militärisch genutzte Nuklearschiffe liegen bezüg-
lich des Sicherheitsstandards keine Informationen 
vor. Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 
nukleare Sicherheit und der Strahlenschutz der Ma ri

-neschiffe anderer Staaten dem gleichen Standard 
entspricht wie ihre kerntechnischen Anlagen. Das läßt 
im Fall der veralteten russischen Technologie Schlim-
mes befürchten. 

Zwar wurde im November 1993 die Londoner Kon-
vention über die Verhütung der Meeresverschmut-
zung durch das Einbringen von Abfällen und anderen 
Stoffen um das uneingeschränkte Verbot der Versen-
kung von Atommüll erweitert. Mehrere Vertragsstaa-
ten haben sich jedoch der Stimme enthalten wie z. B. 
Belgien, China, Frankreich, Großbritannien und die 
Russische Föderation. Damit ist für diese Staaten eine 
verbindliche Beachtung der Konvention nicht ge-
währleistet. Darüber hinaus hat ein Vertragsbruch ja 
auch keine ernsthaften Konsequenzen, wie der Fall 
der russischen Verklappung in der Japanischen See 
verdeutlicht. Großbritannien und Frankreich haben 
sich darüber hinaus die Op tion der Versenkung nied-
rigradioaktiver Stoffe ab dem Jahr 2008 offengehal-
ten. 

Nicht geklärt ist dazu, wie die wachsende Zahl 
Kernenergie nutzender Staaten wie z. B. Indien, Paki-
stan und Nordkorea einbezogen werden können. 
Trotz dieser Risiken sieht die Bundesregierung keine 
Gefährdung des Ökosystems Meer. Sie beruft sich in 
erster Linie auf die Auswertung wenig aktueller 
Meßreihen und Schätzungen. 
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Daß es bis jetzt nicht zu größeren Freisetzungen 
kam, sagt jedoch nicht viel. Wegen der Langzeitfolgen 
kann bisher wenig über die Gefahr der Verseuchung 
der Weltmeere gesagt werden. Die Umwälzung tiefer 
Wasserschichten dauert Jahre bzw. Jahrzehnte. Das 
Ausmaß einer Gefährdung durch Atomreaktoren, die 
in mehreren tausend Metern Tiefe versenkt wurden, 
ist überhaupt noch nicht abschätzbar. 

Die Bundesregierung verharmlost das Problem 
sträflich. Folgerichtig unterstützt Sie auch nicht die 
Forderung nach einem Verbot atomgetriebener 
Schiffe. Sie hält es für ausreichend, bei den Beratun-
gen der Internationalen Seeschifforganisationen IMO 
zur Festlegung eines internationalen Sicherheitsstan-
dards von Reaktoren ziviler Schiffe mitzuwirken. 

Das ist angesichts der Gefahren und Risiken bei 
weitem zuwenig. Wir verlangen von der Bundesregie-
rung, daß sie die Verharmlosung der Risiken der 
radioaktiven Verseuchung der Meere durch die Abla-
gerung von Atommüll beendet. Sie muß auf lücken-
lose Information drängen. Es muß ein inte rnationales 
Informationssystem geschaffen werden, das von einer 
unabhängigen Instanz kontrolliert wird und nicht von 
der Atomlobby IAEO. 

Es bedarf sorgfältiger umfangreicher Untersuchun-
gen und Messungen, um die Belastungen und die 
Langzeitfolgen der radioaktiven Meeresverseuchung 
abschätzen zu können. Atomgetriebene Schiffe müs-
sen sowohl für den militärischen als auch für den 
zivilen Bereich verboten werden. Die internationalen 
Vereinbarungen gegen die Verseuchung der Meere 
sind zu verschärfen und verbindlicher zu gestalten. 

Die Bundesregierung darf sich nicht damit zufrie-
dengeben, daß die russische Regierung zu „erkennen 
gegeben hat", daß sie Einrichtungen für die Behand-
lung, Zwischen- oder Endlagerung der anfallenden 
radioaktiven Abfälle erstellen wird, die frühestens 
1997 in Betrieb gehen sollen. Pressemitteilungen 
zufolge wurde aber bisher kein Rubel für ihre Errich-
tung ausgegeben. 

Neben einem überfälligen längerfristigen Konzept 
zur Entsorgung von Atommüll fehlt es der Bundesre-
gierung auch am kurzfristigen Willen zur Mitverant-
wortung bei der Lösung des russischen Atommüll-
problems. Da die Lagermöglichkeiten für Atommüll 
wieder erschöpft sind, werden die Russen weiterhin 
radioaktive Abfälle ins Japanische Meer versenken. 
In der Region Wladiwostok werden augenblicklich 
etwa 20 000 m3  radioaktive Abfälle gelagert, davon 
rund 10 % auf Schiffen. Selbst wenn die militärische 
und zivile Atomnutzung längst beendet sein wird, 
wird die Menschheit von ihrer Hinterlassenschaft 
bedroht bleiben. 

Klaus Harries (CDU/CSU): Die Kernenergie wird 
von zahlreichen Staaten seit Jahrzehnten genutzt. 
Hieran wird sich auch für die Zukunft nichts ändern. 
Dabei handelt es sich bekanntlich um die friedliche 
Nutzung der Kernenergie zur Stromgewinnung. Es 
gibt aber weiterhin eine umfangreiche und hoffentlich 
nicht außer Kontrolle geratene militärische Nutzung. 
Schließlich ist im heutigen Zusammenhang zu erwäh-
nen die Nutzung der Ke rnenergie zum Antrieb von 
Schiffen. 

Als Energiequelle für Strom ist die Kernenergie 
auch für die Zukunft unverzichtbar. Die Nutzung setzt 
aber in jeder Beziehung durch die Be treiber und 
Staaten verantwortungsvolles Handeln voraus. 
Hieran hat es in der Vergangenheit insofern oft 
gefehlt, als die meisten Staaten über Jahre und 
Jahrzehnte insbesondere niedrig radioaktive Festab-
fälle in die Weltmeere versenkt haben. Man hat das 
getan, weil man damit zusammenhängende Gefahren 
und Konsequenzen falsch beurteilt hat. Man hat es 
aber auch aus fahrlässiger Leichtfertigkeit getan, zum 
Teil sicher auch in Kenntnis der Gefahren. Wer merkt 
das schon? Inzwischen ist man weltweit wach gewor-
den. Man handelt. Man sieht die Gefahren. 

Internationale Gremien nehmen sich inzwischen 
mit Erfolg dieses Problems der Versenkung radioakti-
ver Abfälle in den Weltmeeren an. Als Ergebnis 
können wir heute festhalten, daß von einer Gefähr-
dung der europäischen Küstengewässer durch Ver-
senkungen von Atommüll und von einer generellen 
Verseuchung der Weltmeere durch radioaktive 
Abfälle nicht gesprochen werden kann. 

Die Anfrage der SPD im Bundestag und die vorlie-
gende umfangreiche und exakte Antwort der Bundes-
regierung geben uns ein lückenloses Bild über die 
Situation. 

Auch die Bundesrepublik Deutschland hat sich 1967 
mit einer einmaligen Versenkung geringer Abfall-
mengen von leicht radioaktiven Stoffen beteiligt. 

1975 wurde die Konvention über die Verhütung der 
Meeresverschmutzung durch das Einbringen von 
Abfällen und anderen Stoffen, die sogenannte Londo-
ner Konvention, völkerrechtlich verbindlich in Kraft 
gesetzt. Diese Konvention gilt weltweit. Die Bundes-
republik ist beigetreten. Es gibt weitere 71 Vertrags-
staaten; dazu gehört auch die Sowjetunion und jetzt 
Rußland. 

Die Bundesregierung ist seit Jahrzehnten in inter-
nationalen Verhandlungen dafür eingetreten, daß ein 
1983 vereinbartes freiwilliges Moratorium zur Ver-
senkung niedrig radioaktiver Abfälle in Meere in ein 
dauerhaftes Verbot umgewandelt wurde. Dies ist 1993 
erfolgt. Nur Rußland hat Vorbehalte angemeldet. 

Anfang der 90er Jahre wurde bekannt — die 
Medien hatten hierüber berichtet —, daß die ehema-
lige UdSSR radioaktive Abfälle in den Nordmeeren 
versenkt hätte, insbesondere auch durch Versenkung 
von Kernreaktoren und durch Verklappung flüchtiger 
radioaktiver Abfälle. Ein russisches Atom-U-Boot ist 
mit plutoniumhaltigen Waffen vor der norwegischen 
Küste untergegangen. 

In die Beobachtungen und Kontrollen müssen auch 
Sellafield in Großbritannien und La Hague in Frank-
reich einbezogen werden. Werden hier Einleitungen 
von radioaktiven Abwässern — Detailkenntnisse lie-
gen mir hier nicht vor — in die Irische See oder in den 
Ärmel-Kanal vorgenommen? Klare Aussagen sind 
erforderlich. 

Man begnügt sich im übrigen weltweit nicht nur mit 
Konventionen, die international Verbote ausspre-
chen. Es finden endlich auch Untersuchungen und 
Messungen statt. Die Bundesrepublik ist aktiv und an 

 hervorragender Stelle an diesen Untersuchungen 
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beteiligt. Die Messungen haben ergeben, daß — ich 
habe es bereits gesagt — von einer Verseuchung der 
Weltmeere nicht gesprochen werden kann. Das 
bedeutet aber keine Entwarnung. Gerade die Verhält-
nisse der militärischen Absenkungen in der Barentsee 
etc. müssen auf Jahre weiterhin untersucht werden. 

In diesem Zusammenhang wird immer wieder die 
Frage gestellt, ob sich die Bergung von versenkten 
Schiffen, Brennstäben etc. als Lösung des Problems 
anbietet. Die Wissenschaft winkt hier ab. Die Gefah-
ren seien größer. 

Abschließend appelliere ich an die Staaten dieser 
Welt, die die Verantwortung tragen, wach zu bleiben 
und im Interesse der Menschheit zukünftig verant-
wortungsvoll vorzugehen. 

Birgit Homburger (F.D.P.): Die Große Anfrage der 
SPD packt ein ernstes Thema an. Es ist sehr ärgerlich, 
daß wir uns damit zu dieser späten Stunde, sozusagen 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit befassen müs-
sen. 

Die Antwort der Bundesregierung kann und will uns 
nicht beruhigen. In den Weltmeeren und insbeson-
dere in den arktischen Meeren liegen radioaktive 
Zeitbomben in Form von verunglückten und ausge-
musterten atombetriebenen U-Booten. Es kann nicht 
beruhigen, daß die gemessenen Konzentrationen bis-
her keine Gefährdung der Meere, ihrer Ökosysteme 
sowie der Menschen erkennen lassen. Wenn die 
Barrieren durchrosten, kann es schlagartig zu erheb-
lichen Kontaminationen kommen. Dies gilt insbeson-
dere für die 17 Kernreaktoren, die in der Karasee 
versenkt wurden. Immerhin ist bemerkenswert, daß 
die „Entsorgungspraxis" der UdSSR durch den „Jab-
lokow-Bericht" unbeschönigt offengelegt wurde. 

Das Geschehene läßt sich nicht rückgängig 
machen. Insbesondere sollten wir nicht leichtfertig die 
Forderung nach Bergung all dieser Altlasten erheben, 
ehe wir nicht wissen, ob damit das Risiko radioaktiver 
Belastungen von Umwelt und Menschen noch erhöht 
wird. Es ist gut und richtig, daß sich die Bundesregie-
rung aktiv an  der Überwachung der betroffenen 
Meere und an  der Bewertung der Risiken beteiligt. 

Wir müssen jetzt verhindern, daß solche Praktiken 
auch in Zukunft noch stattfinden. Mit dem Vorsorge-
prinzip lassen sich solche Verhaltensweisen nicht 
vereinbaren. Das im November 1993 im Rahmen der 
Londoner Konvention beschlossene unbefristete und 
uneingeschränkte weltweite Verbot der Versenkung 
radioaktiver Stoffe auf der Hohen See ist der richtige 
Weg. Bedauerlich, daß gerade Rußland durch seinen 
Einspruch nicht eingebunden ist. Hier muß Überzeu-
gungsarbeit und Hilfe geleistet werden, wenn nötig 
auch Druck ausgeübt werden. 

Aber wie wollen wir überzeugend auftreten, wenn 
sich selbst Europa nicht einig ist über ein Verbot der 
Einbringung radioaktiver Abfälle? Ich empfinde es als 
beschämend, daß sich hochentwickelte, moderne 
Industriestaaten wie Frankreich und Großbritannien 
die Option offenhalten, ab dem Jahre 2008 erneut 
radioaktive Abfälle in die Nordsee bzw. den Nord-
ostatlantik einzubringen. Hier muß die Bundesregie-
rung weiter am Ball bleiben und sich nachdrücklich 

für eine Nachbesserung der Nordostatlantik-Konven-
tion von 1992 einsetzen. 

Die Erkenntnisse über die russische Entsorgungs-
praxis sind nur ein Beispiel für den sorglosen Umgang 
mit der Kernenergie in der ehemaligen UdSSR. Das 
Beispiel Tschernobyls zeigt, daß auch heute in den 
Nachfolgestaaten keine entscheidende Wende er-
reicht wurde. Das Risiko, dem nicht nur diese Staaten, 
sondern ganz Europa mit dem Weiterbetrieb der alten 
RBMK-Reaktoren ausgesetzt ist, ist nicht vertretbar. 
Die Bundesrepublik Deutschland setzt sich wirklich 
vorbildlich durch bilaterale Hilfen und im Rahmen 
von internationalen Hilfsprogrammen ein. Das Bei-
spiel der Ukraine zeigt, daß wir aber auch über 
Druckmittel nachdenken müssen, z. B. durch Kondi-
tionierung unserer beträchtlichen wirtschaftlichen 
und finanziellen Hilfen. Wir können diesen Gesichts-
punkt im Rahmen der heutigen Debatte nicht vertie-
fen, das Thema bleibt aber auf der politischen Tages-
ordnung. 

Ulrich Klinkert, Parl. Staatssekretär im Bundesmini

-

sterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit: Die Bundesregierung hat auf die Große Anfrage 
der SPD-Fraktion zur radioaktiven Verseuchung der 
Meere durch die Ablagerung von Atommüll geant-
wortet. 

Aus der Antwort der Bundesregierung geht hervor, 
daß die Besorgnisse über eine Gefährdung, die durch 
die Ablagerung von radioaktiven Abfällen im Meer 
entstehen kann, von ihr grundsätzlich geteilt werden. 
Sie hat sich deshalb seit langem intensiv bemüht, die 
Versenkung von radioaktiven Abfällen zu unterbin-
den. Dies ist ein Anliegen, welches nur in Zusammen-
arbeit mit allen Staaten, die Verursacher der Versen-
kungen oder Betroffene der Folgen sind, bef riedigend 
gelöst werden kann. 

Den ersten Schritt zu einer Lösung dieses Problems 
stellt die Konvention über die Verhütung der Meeres-
verschmutzung durch das Einbringen von Abfällen 
und anderen Stoffen — die sogenannte Londoner 
Konvention — dar, die am 30. August 1975 in Kraft 
gesetzt wurde. Die damalige Sowjetunion trat dieser 
Konvention 1976 bei; die Russische Föderation als 
Rechtsnachfolgerin ist ebenfalls daran gebunden. 

Die Vereinbarungen, die die Londoner Konvention 
enthält, sind seither mehrmals überarbeitet worden; 
die Bundesregierung hat dabei eine tragende Rolle 
gespielt. Auf ihr Hinwirken ist 1983 von den Vertrags-
staaten der Londoner Konvention ein freiwilliges 
Moratorium zur Versenkung niedrig radioaktiver 
Abfälle eingeleitet worden. Zu dem im November 
1993 beschlossenen unbefristeten, uneingeschränk-
ten weltweiten Verbot der Versenkung in die Meere 
hat die Bundesregierung wesentlich beigetragen. Die 
Bundesregierung beteiligt sich auch bei den Untersu-
chungen zur Kontrolle der Belastung der Meere, die 
im Rahmen einer internationalen Zusammenarbeit 
erfolgen. Sie versucht durch bilaterale Gespräche und 
Verhandlungen die Wirksamkeit der Londoner Kon-
vention zu unterstützen. 

Die Bundesregierung kann nicht im Alleingang 
einzelnen Staaten — hier insbesondere der Russi-
schen Föderation — die Versenkung von radioaktiven 
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Abfällen verbieten. Dies kann nur die Völkergemein-
schaft. So ist es gelungen, durch den gemeinsamen 
Einspruch mehrerer Staaten, zu denen auch die Bun-
desrepublik gehörte, die kürzlichen Versenkungsak-
tivitäten der Russischen Föderation zu unterbinden. 

Wenn auch die aktuellen Meßwerte der Umweltra-
dioaktivität in den verschiedenen Meeresgebieten im 
Moment keinen Anlaß zur Sorge geben, muß doch die 
internationale Staatengemeinschaft zu einer Bewer-
tung kommen, ob die „Entsorgungspraxis" der frühe-
ren UdSSR, insbesondere ihrer Reaktoren und ande-
rer Abfälle in den Arktischen Schelfmeeren, auf 
längere Sicht ein akzeptables Risiko darstellt. 

Die Bundesregierung beteiligt sich intensiv durch 
die Teilnahme deutscher Wissenschaftler, insbeson-
dere des Bundesamtes für Seeschiffahrt und Hydro-
graphie, an den Untersuchungen der Umweltradioak-
tivität in den am stärksten betroffenen Meeresgebie-
ten. Sie ist der Überzeugung, daß die genannten 
Probleme nur durch gemeinsame Anstrengung der 
internationalen Staatengemeinschaft gelöst werden 
können. Ein akuter Handlungsbedarf für etwaige 
Bergungsmaßnahmen besteht nicht, so daß die Ergeb-
nisse der internationalen Untersuchungsprogramme, 
insbesondere der IAEO, abgewartet werden kön-
nen. 

Nach bisherigen Erkenntnissen ist in den von den 
EU-Mitgliedstaaten genutzten Fischereigebieten mit 
keiner signifikanten radioaktiven Kontamination von 
Fischen und sonstigen Fischereiprodukten zu rech-
nen. 

Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 13 

(Beschlußempfehlung zu dem Antrag: 
Arbeit in Deutschland) 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) (PDS/Linke 
Liste): Fast 4 Millionen Menschen sind offiziell arbeits-
los. Um weitere 1,8 Millionen Menschen wird der 
offizielle Arbeitsmarkt „entlastet". 600 000 sind in 
Kurzarbeit, 560 000 in Weiterbildungsmaßnahmen, 
286 000 in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Für alle 
muß ein Dauerarbeitsplatz angeboten werden. Nicht 
zu vergessen diejenigen von den 700 000, die sich in 
Altersübergang und Vorruhestand befinden und 
eigentlich noch arbeiten wollten. Die Zahl der 
Erwerbstätigen ist von 1990 bis 1993 um 1,9 Millionen 
in den alten Ländern und um 3,5 Millionen in den 
neuen Ländern zurückgegangen. 

Diese Fakten erfordern nach unserer Auffassung ein 
ganz entschiedenes Handeln des Bundestages und 
der Bundesregierung. Ich bin mir der Unvollkommen-
heit und fehlenden Präzision unserer Vorschläge, 
wenn sie von heute auf morgen verwirklicht werden 
sollten, bewußt. Wir sind allerdings der Auffassung, 
daß mit der Politik der Bundesregierung kein Beitrag 
zu einer wesentlichen Reduzierung der Arbeitslosig-
keit geleistet wird. Insbesondere wird seitens der 

Bundesregierung behauptet, daß nur verbesserte 
Ertragskraft der Unternehmen und sinkende Lohnko-
sten den Wirtschaftsstandort und Arbeitsplätze 
sichern könnten. 

Die Zahlen der achtziger Jahre beweisen das 
Gegenteil. Der Anteil der Arbeitseinkommen am 
Volkseinkommen sank in der Regierungszeit von 
CDU/CSU und F.D.P. um 10 %, die Unternehmerein-
kommen und Einkommen aus Vermögen stiegen 
dagegen netto auf das 2,1fache. Sie haben sich also 
mehr als verdoppelt. Statt Nachfrage auf dem Markt 
zu stärken, haben die Maßnahmen der Bundesregie-
rung, insbesondere die Kürzung von Sozialleistungen, 
die Nachfrage weiter geschwächt. Und diese Politik 
soll fortgesetzt werden. 

Hauptanliegen der PDS/Linke Liste mit dem Antrag 
Arbeit in Deutschland ist vor a llem, Möglichkeiten zur 
Förderung von Arbeit aufzuzeigen: 

Erstens kann die vorhandene Erwerbsarbeit durch 
Arbeitszeitverkürzungen und neue tariflich abgesi-
cherte Arbeitszeitmodelle gerechter verteilt werden. 
Allein durch die gesetzliche Begrenzung der Über-
stunden und die finanzielle Unterstützung eines sofor-
tigen Übergangs zur 35-Stunden-Woche könnten 
2 Millionen Arbeitsplätze entstehen. Nach unserer 
Auffassung müßten bei einer drastischen Arbeitszeit-
verkürzung unterhalb der 35-Stunden-Woche einen 
vollen Lohnausgleich zumindest jene Beschäftigten 
erhalten, deren Löhne unter dem gesellschaftlichen 
Durchschnittseinkommen liegen. Dazu müßte der 
Staat bei Unternehmen, die damit wirklich überfor-
dert wären, Löhne teilweise subventionieren. Das ist 
immer noch billiger für die Steuerzahler als die 
Bezahlung von Arbeitslosigkeit. 

Zweitens verlangt die Lage der Millionen Arbeits-
losen und von Arbeitslosigkeit Bedrohten eine Wirt-
schaftspolitik, die langfristig Arbeitsplätze sichert. 
Geeignetes Mittel ist staatliche Industriepolitik. Sie 
muß einhergehen mit einer staatlichen Rahmenpla-
nung, die aktive Angebote unterbreitet, wie und wo 
Arbeitsplätze geschaffen werden können. Zugleich 
kann nur so ein sozialer und ökologischer Umbau der 
Wirtschaft und der Verkehrssysteme eingeleitet wer-
den. Insbesondere sollte eine staatliche Förderung 
von Innovationen in diesen Fragen ausgeweitet wer-
den. Die Sicherung und Wiederherstellung einer 
lebensfähigen Umwelt, die Beseitigung der Obdach-
losigkeit und Wohnungsnot erfordert die Arbeit vieler 
Bürgerinnen und Bürger. Die Lösung dieser drängen-
den Fragen sollte durch einen öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektor angegangen werden. 

Schließlich ist es erforderlich, daß sich die Bundes-
regierung darüber Auskunft verschafft, wie die Maß-
nahmen zu einer wirklichen Veränderung der Lage 
beitragen, und daß sie diese Ergebnisse für die Bür-
gerinnen und Bürger öffentlich macht. 

Drittens sind wir der Auffassung, daß dieses L and 
nicht nur reich genug ist, sondern im Interesse seiner 
Zukunftsfähigkeit sogar darauf angewiesen ist, end-
lich die vorrangig von Frauen geleistete Arbeit im 
Bereich Familie, Kindererziehung und Pflege sowie 
andere bisher unbezahlte Arbeit durch eine soziale 
Grundsicherung anzuerkennen. Die davon ausgehen- 
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den Veränderungen hätten nicht nur positive beschäf-
tigungspolitische Konsequenzen, sondern könnten 
Ausgangspunkt für den sozialen, ökologischen und 
kulturellen Umbau unserer Lebens- und Wirtschafts-
weise sein. 

Viertens erwarten wir einen wesentlichen Beitrag 
zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit durch die Förde-
rung von alternativen Produktionsformen, Selbsthil-
fegruppen, Sozialbetrieben und Genossenschaften. 

Fünftens besteht weitgehende Übereinstimmung, 
daß in Bildung, Kultur, Wissenschaft und bei humanen 
Dienstleistungen ein enormer Bedarf der Gesellschaft 
an Arbeitsplätzen besteht. 

Unterschiedliche Auffassungen bestehen über die 
Finanzierbarkeit. Wir schlagen vor, die Mittel in erster 
Linie durch Abrüstung, durch die Abschaffung über-
flüssiger Geheimdienste, durch Entbürokratisierung 
der Gesellschaft, durch höhere und gerechtere 
Besteuerung der Vermögenden und Besserverdie-
nenden, durch die Abschöpfung von Spekulationsge-
winnen und durch eine Zwangsanleihe übermäßiger 
Gewinne der Banken aufzubringen. 

Sechstens sehen wir zahlreiche Möglichkeiten für 
mehr Beschäftigung durch den Abbau von Beschäfti-
gungs- und Investitionshemmnissen. Sol ange Finanz-
anlagen weit sicherer gewinnbringend sind als Pro-
duktionskapital, wird es wenig Investitionen in wett-
bewerbsfähige Arbeitsplätze, aber immer mehr Spe-
kulationen an  den in- und ausländischen Finanzmärk-
ten geben. Außerdem möchte ich auf das Problem 
beschäftigungsintensiver Betriebe verweisen. Bei 
gleichem Umsatz müssen sie wesentlich mehr Abga-
ben für die Kranken-, Renten- und Arbeitslosen- und 
Pflegeversicherung bezahlen. Zu einer sinnvollen 
Lösung sollten diese Abgaben der Unternehmen nicht 
nur an  die Löhne, sondern zugleich auch an  die 
Gewinne gebunden werden. 

Siebtens. Ein ganz wesentliches Element für die 
Stärkung der Leistungsfähigkeit der Wirtschaft sehen 
wir in der Erweiterung der gesellschaftlichen und 
betrieblichen Demokratie. Eine neue Produktions-
weise verlangt die bewußtere Mitarbeit der Beschäf-
tigten. Reale Mitsprache- und Teilhaberechte für 
Beschäftigte, Betriebsräte und Gewerkschaften bei 
allen ökonomischen, sozialen und ökologischen Ent-
scheidungen würden eine neue Produktionsweise 
wirksam unterstützen. 

Achtens hält die PDS/Linke Liste die Bewäl tigung 
der dramatischen Lage auf dem Arbeitsmarkt nur 
durch bundesweite Veränderungen für möglich. 
Zugleich verlangt die Situa tion in den neuen Ländern 
jedoch ein Bündel spezifischer Sofortmaßnahmen. Ich 
meine in erster Linie die Absatzförderung, die Vor-
schläge, wie sie auch von anderen Verbänden kom-
men, einer Wertschöpfungspräferenz für Ostpro-
dukte, eine Erstattung der Werbegebühren in öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten, die 
Erstattung der Listungsgebühren für Ostprodukte in 
Handelsketten, die Förderung des Osthandels sowohl 
als Hilfe zur Selbsthilfe in den mittel- und osteuropäi-
schen Ländern als auch zur Ausweitung der Beschäf-
tigung in den neuen Ländern. 

Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag Arbeit 
in Deutschland. 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Der Antrag der 
PDS/Linke Liste zur „Arbeit in Deutschland" ist durch 
und durch von einer Mentalität geprägt, die immer 
noch nicht begriffen hat, daß in unserem Wirtschafts- 
und Sozialsystem nur das verteilt werden kann, was 
vorher erwirtschaftet wird. 

Zunächst möchte ich den Vorwurf zurückweisen, 
die Bundesregierung mißbrauche die Diskussion zum 
Wirtschaftsstandort Deutschland zu Lasten der 
Beschäftigten sowie der Bezieher von Sozialleistun-
gen. Es geht hier um etwas vollkommen anderes: 
nämlich um die Frage, wie wir politisch zum einen 
Einkommen aus produktiver Tätigkeit bewerten und 
demgegenüber Einkommen aus Nicht-Arbeit, also 
beispielsweise aus Lohnersatzleistungen oder Sozial-
hilfeleistungen. Mit anderen Worten: Es geht um das 
sogenannte Lohnabstandsgebot, das es auf alle Fälle 
zu wahren gilt. Wenn Einkommen aus Nicht-Arbeit 
nahezu ebenso hoch ist wie Einkommen aus produk-
tiver Tätigkeit, dann wird sich mancher fragen, ob es 
sich für ihn lohnt, einer regulären sozialversiche-
rungspflichtigen Tätigkeit nachzugehen, bei der er 
mit einer Steuer- und Abgabenlast von über 40 Pro-
zent zu rechnen hat. Wenn — wie durch Untersuchun-
gen des Bundesministeriums für Fami lie und Senioren 
belegt — das verfügbare Nettoeinkommen eines 
Alleinverdienerehepaares mit drei Kindern monatlich 
ganze DM 360,— mehr beträgt als die Sozialhilfe, 
sofern dieselbe Familie von Sozialhilfe lebt, dann ist 
dieses Lohnabstandsgebot eben nicht gewahrt. Dann 
muß auf dieser Speckseite unseres Sozialsystems 
hineingeschnitten werden, um dieses bewährte 
soziale Netz für diejenigen tragfähig zu erhalten, die 
seiner wirklich bedürfen: die wirklich Armen in unse-
rer Gesellschaft nämlich, die oft nicht marktschreie-
risch auftreten, sondern häufig zu den besonders 
Stillen unserer Gesellschaft gehören. Insofern ist der 
Wirtschaftsstandort  der Bundesrepublik Deutschland 
und sein soziales Netz eben doch teilweise durch zu 
hohe Sozialleistungen bedroht, was die PDS in ihrem 
Antrag bestreitet. 

Die PDS folgt auch einem vollkommen verkehrten 
Ansatz, wenn sie behauptet, der Wirtschaftsstandort 
Deutschland könne „durch die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze gesichert werden". Das würde ja hei-
ßen: Zunächst einmal — für was auch immer — mehr 
oder weniger künstlich Arbeitsplätze schaffen, und 
der Wirtschaftsstandort würde sich dann schon ent-
wickeln. Da kann ich nur sagen: welch fundamentale 
Fehleinschätzung volkswirtschaftlicher Grundtatsa-
chen! Jeder Volkswirtschaftsstudent lernt dagegen im 
1. Semester, daß sich Wirtschaftskraft, Investitionen 
und davon abhängig auch Arbeitsplätze zunächst 
einmal originär entwickeln müssen, in der Regel von 
der Absatzseite her. An erster Stelle steht Produktion 
und Absatz, und daraus ergeben sich gleichzeitig oder 
in Folge solide Arbeitsplätze. 

Die Vorschläge, durch Arbeitszeitverkürzungen die 
Arbeit in unserer Volkswirtschaft gerechter zu vertei-
len, sind geradezu naive Sandkastenspiele. Auch dies 
ist ein grundlegender Irrtum zu meinen, daß m an  sich 
mit immer weniger volkswirtschaftlicher Beschäfti- 
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gung ruhig abfinden könne, weil man die immer 
weniger werdende Arbeit nur auf immer mehr Schul-
tern  mehr oder weniger gleichmäßig zu verteilen 
brauche. Welch schlimmer Irrtum! Diese Rechnung 
kann schon allein deshalb nicht aufgehen, weil auf 
Dauer gesehen immer weniger produziert würde, 
jedoch die Ansprüche an dem großen sozialen 
Kuchen, der entweder über die Sozialversicherungs-
zweige oder steuerfinanziert verteilt werden soll, 
trotzdem Bleichgroß bleiben soll. Es kann nicht gut 
gehen, wenn man weiterhin 100 Prozent Soziallei-
stungen verteilen will, andererseits jedoch beispiels-
weise mit der Vier-Tage-Woche nur noch 80 Prozent 
erwirtschaften möchte. Diese wirtschafts- und sozial-
politischen Binsenweisheiten werden jedoch die 
Umverteilungspolitiker der PDS niemals begreifen. 

Im übrigen wären solche Arbeitszeitverkürzungen 
niemals Sache des Gesetzgebers, sondern der Tarif-
parteien. Die Tarifhoheit der Sozialpartner hat sich 
hervorragend bewährt . Auch dies ist für die Bewahrer 
des Sozialismus aus vergangenen DDR-Zeiten wohl 
unbegreiflich. 

Die ordnungspolitischen Vorstellungen, auf denen 
der Antrag der PDS/Linke Liste beruht, sind mit den 
Grundprinzipien einer sozialen Marktwirtschaft und 
eines darin funktionierenden, sich selbst tragenden 
sozialen Netzes vollkommen unvereinbar. Für meine 
Fraktion kann ich deshalb guten Gewissens die kom-
promißlose Ablehnung des Antrages empfehlen, wie 
dies bereits der federführende Ausschuß für Wirt-
schaft getan hat. 

Dr. Uwe Küster (SPD): Die Bekämpfung der immer 
noch zunehmenden Massenarbeitslosigkeit ist ohne 
Zweifel die Hauptaufgabe der Politik in dieser Legis-
laturperiode. Die Unfähigkeit der Bundesregierung zu 
einer aktiven und arbeitsplatzschaffenden Wirt-
schaftspolitik wird sie leider auch zu der Hauptauf-
gabe für die kommende Legislaturperiode machen. 

Daran ändern auch die neuerlichen Beschwörun-
gen blühender Konjunkturlandschaften nichts. Wir 
begrüßen ja jeden noch so schwachen Aufwärtstrend, 
aber die Sockelarbeitslosigkeit wird unverändert 
hoch bleiben. Ganz von selbst werden wir nicht aus 
dieser größten Beschäftigungskrise der Nachkriegs-
zeit herauskommen. Dazu ist ein umfassender Neuan-
fang in der Wirtschaftspolitik zwingend erforderlich. 

Untätigkeit und Gesundbeten der Arbeitslosigkeit 
ist eine unverzeihliche Mißachtung menschlicher Pro-
bleme. Genauso schlimm, wenn nicht noch schlimmer 
ist es aber, wenn bei den Arbeitslosen die Illusion 
geweckt wird, Massenarbeitslosigkeit sei ganz ein-
fach und ganz schnell zu beseitigen. Genau das 
täuscht der Antrag der PDS aber vor. 

2 1 /2 bis 3 Millionen Arbeitsplätze wollen Sie, meine 
Damen und Herren von der PDS, allein durch arbeits-
zeitpolitische Maßnahmen schaffen. Mal abgesehen 
davon, daß diese Zahl utopisch ist, bleiben zwei 
Fragen offen, vor denen Sie sich anscheinend drücken 
wollen. 

Erstens: Wollen Sie in die Tarifautonomie eingrei-
fen?  

Und zweitens: Wollen Sie die Arbeitszeitverkürzun-
gen mit oder ohne Lohnausgleich? 

Ohne Lohnausgleich bedeutet, daß die Konsumaus-
gaben sinken werden. Das schafft bekanntlich keine 
Arbeitsplätze, sondern kostet welche. Bei sinkendem 
Konsum wird sich die Investitionsbereitschaft der 
Unternehmen wohl kaum erhöhen. Der Zusammen-
hang von privatem Verbrauch und Beschäftigungssi-
tuation ist offensichtlich. 

Mit Lohnausgleich bedeutet, daß die Unternehmen 
finanziell vollkommen überfordert wären. Das ist bei 
den momentanen wirtschaftlichen Verhältnissen in-
diskutabel. 

Es ist also naiv und irreführend, wenn hier vorge-
gaukelt wird, man brauche nur an einem Rädchen zu 
drehen, und alles käme wieder ins Lot. Das Gegenteil 
ist wahr. Massenarbeitslosigkeit braucht ein umfas-
sendes Konzept. Die PDS stiehlt sich aus jeder Verant-
wortung, wenn sie die Frage von Arbeitszeit und 
Lohnhöhe einfach unterschlägt. 

Ähnliches gilt für Ihr Investitionsprogramm. Er-
staunlich ist schon, daß bei den vielen gesellschaftli-
chen Aufgaben, die genannt werden, nur so wenig 
zusätzliche Arbeitsplätze herauskommen. Umwelt 
und Verkehr, Pflege und Wohnungsbau sind zweif el-
los dringende und von der Bundesregierung vernach-
lässigte Bereiche. Aber auch hier gilt: Wer mehr 
fordert, muß auch sagen, wie diese Investitionen 
finanziert werden sollen. Es ist zu überlegen, inwie-
weit die Besserverdienenden einen höheren Beitrag 
als bisher leisten. Aber auch hier ist Augenmaß für das 
Machbare nötig. Funktionale Gewinneinkommen, vor 
allem nichtausgeschüttete Gewinne der Unterneh-
men, brauchen wir für Investitionen. Deshalb hat sich 
die SPD für die Beibehaltung der bestehenden 
Abschreibungsregelung eingesetzt und im Bundesrat 
auch durchgesetzt. Es ist aber eine Illusion zu glauben, 
alle neuen Aufgaben der Gesellschafts- und Wirt-
schaftspolitik könnten durch höhere Besteuerung grö-
ßerer Vermögen und Einkommen finanziert werden. 
Nötig ist vielmehr, wie es die SPD seit langem fordert, 
eine Politik der mittelfristigen Haushaltskonsolidie-
rung und der Umschichtung innerhalb der Haushalte 
einzuschlagen. 

Wir müssen endlich Abschied nehmen von wirt-
schaftspolitischen Illusionen und Taschenspieler-
tricks. Die Beschäftigungskrise ist zu ernst, als daß in 
dieser Art und Weise damit umgegangen werden 
kann. Wir brauchen endlich einen durchgreifenden 
Neuanfang in der Wirtschaftspolitik. Wenn wir diese 
Aufgabe, mehr Arbeitsplätze zu schaffen, ernstneh-
men, müssen wir neben der ökologischen Erneuerung 
auch die Wettbewerbsfähigkeit der Arbeitsplätze stei-
gern. Produktivitätssteigerung, neue Formen der 
Arbeitsorganisation, Entwicklung neuer Produkte 
und Erschließung neuer Märkte sind Aufgaben, 
denen nicht weniger Bedeutung zukommt als Arbeits-
zeitpolitik und staatlichen Investitionen. Wir brau-
chen Innovationen, nicht nur um im internationalen 
Wettbewerb bestehen zu können, sondern auch und 
vor allem für die ökologisch verträgliche Gestaltung 
der zukünftigen Wirtschaftsentwicklung. Erst damit 
werden wir in nennenswertem Umfang neue Arbeits-
plätze schaffen können. Arbeitsmarkt- und Arbeits- 
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zeitpolitik haben dabei eine wichtige Brückenfunk-
tion, sie sind aber kein Allheilmittel. 

Die SPD-Fraktion kann diesem Antrag nicht zustim-
men, weil er unausgegoren und populistisch ist. Die 
PDS versucht schon seit Jahren, vor dem Hintergrund 
der schwierigen wirtschaftlichen Situation ihr politi-
sches Süppchen zu kochen. Illusionen erwecken, 
Allheilmittel anbieten und dann die Mitleidstour rei-
ten, weil solche Anträge natürlich keine Mehrheiten 
finden — das ist Ihr politisches Konzept, mit dem Sie 
vor allem in Ostdeutschland auf Stimmenfang gehen. 
Glauben Sie nicht, daß Sie mit dieser Masche durch-
kommen. Mit solchen Methoden hat man  in der Politik 
kein sehr langes Leben, weil irgendwann die Fragen 
kommen, was denn eigentlich konkret und realistisch 
verändert werden soll. Bei der PDS kommt da nur 
heiße Luft. Da haben Sie dann allerdings mit der 
Bundesregierung etwas gemeinsam. 

Marita Sehn (F.D.P.): Bei der Lektüre des uns 
vorliegenden Antrages der Gruppe PDS/Linke Liste 
zum Thema „Arbeit in Deutschland" konnte ich mir 
nur noch verwundert die Augen reiben. Fast dreiein-
halb Jahre gehören die Abgeordneten dieser Gruppe 
dem Parlament an. Dazugelernt hat man offenbar 
nichts. 

Da wird frank und frei behauptet, der Wirtschafts-
standort Bundesrepublik Deutschland sei nicht durch 
zu hohe Löhne, Gehälter und Sozialleistungen 
bedroht. Die Begründung dafür wird dann auch gleich 
mitgeliefert und lautet: „Wenn geringe Löhne und 
Gehälter den dominierenden Faktor für die Qualität 
des Wirtschaftsstandortes darstellen würden, müßten 
z. B. in Europa die osteuropäischen Staaten wirt-
schaftliche Spitzenpositionen einnehmen." 

Da kann man  wirklich nur noch staunen! Wo waren 
denn die Vertreter dieser Gruppe bei Anhörungen, die 
der Wirtschaftsausschuß durchgeführt hat? Ich erin-
nere nur an die Anhörung im vergangenen Jahr und 
an unsere Debatte am letzten Freitag zur Lage der 
Textilindustrie in Deutschland. Es ist doch ganz deut-
lich geworden, daß unsere Unternehmen, bedingt 
durch die im Internationalen Vergleich zu hohen 
Lohn- und Lohnzusatzkosten in unserem Land, nicht 
mehr wettbewerbsfähig sein konnten und deshalb 
ihre arbeitsintensiven Produktionsstätten ausgelagert 
haben. 

Eine Arbeiterin in Bayern verdient in der Stunde 
13mal soviel wie ihre Kollegin in der Tschechischen 
Republik. Osteuropäische Arbeitskosten sind nicht zu 
unterbieten. Dies kann auch nicht das Ziel sein. 

Mittlerweile sind viele andere Industriebranchen 
dabei, ihre Produktionsstätten in Richtung Osteuropa 
auszulagern. Ich denke hierbei insbesondere an die 
Möbelindustrie und den großen Bereich der Zuliefe-
rer. Diese Entwicklung erfüllt mich auf der einen Seite 
mit großer Sorge. Natürlich muß es auch in der 
Bundesrepublik Arbeitsplätze geben für weniger gut 
ausgebildete Arbeitnehmer. Auf der anderen Seite 
sehe ich aber auch große Chancen in dieser Entwick-
lung, da ohne Zweifel neue Absatzmärkte für unsere 
Unternehmen entstehen. 

Der Aussage, der Wirtschaftsstandort Deutschl and 
könne durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze gesi-
chert werden, kann ich nur zustimmen. Es fehlt 
allerdings der Hinweis, wer diese Arbeitsplätze schaf-
fen soll. Es wird doch hoffentlich nicht daran gedacht, 
daß der Staat diese Aufgabe übernehmen soll. Das 
hatten Sie doch bis 1989, und aus heutiger Sicht kann 
man  sagen: „Es ist ganz gewaltig danebengegan-
gen! " 

Ich möchte nur zwei konkrete Vorschläge aus 
diesem Antrag herausgreifen: 

— Abbau von Überstunden und Verringerung der 
Wochenarbeitszeit auf 35 Stunden! 

Ich bin grundsätzlich mit einer solchen Regelung 
einverstanden, aber unter einer Bedingung: Alle die-
jenigen, die dies für andere fordern, sollten zunächst 
einmal selber diese Zeiten einhalten. Dies gilt ganz 
besonders für Abgeordnete und Spitzenfunktionäre 
der Gewerkschaften, also für die Damen und Herren 
Politiker. Wenn dort solche Regelungen machbar sind 
und auch eingehalten werden, bin ich sofort bereit, 
über diese beiden Punkte zu reden. 

Zu den Vorschlägen, wie Fördermittel für neue 
Arbeitsplätze aufgebracht werden sollen, muß auch 
noch ein Wort gesagt werden. Wer hat denn hier bei 
wem abgeschrieben? Alle Vorschläge sind in den 
letzten Monaten wiederholt vorgetragen worden. 

Die F.D.P. hat diesen Umverteilungsvorschlägen 
eine klare Absage erteilt. Mit den bereits beschlosse-
nen Mehrbelastungen — Pflegeversicherung und 
Solidaritätszuschlag — ist die Obergrenze des Erträg-
lichen erreicht, wenn nicht gar überschritten. Diejeni-
gen in unserer Gesellschaft, die durch Arbeiten und 
Sparen für ihre Zukunft vorsorgen, wollen Sie dafür 
auch noch bestrafen. Was heißt denn bei Ihnen 
Ergänzungsabgabe für Besserverdienende? Gelten 
die Grenzen, die die SPD hier genannt hat, oder haben 
Sie andere Vorstellungen? 

Nein, dieser Antrag trägt nicht dazu bei, daß beste-
hende Arbeitsplätze gesichert werden und neue 
Arbeitsplätze entstehen können. 

Die Bundesregierung hat mit dem Aktionspro-
gramm für mehr Wachstum und Beschäftigung die 
Weichen richtig gestellt. Rahmenbedingungen müs-
sen so verändert werden, daß Investieren und damit 
verbunden das Schaffen von neuen Arbeitsplätzen 
sich wieder lohnt. 

Die Anstrengungen der Lohnpolitik müssen ergänzt 
werden durch eine Politik wachstums- und beschäfti-
gungsfreundlicher Rahmenbedingungen. Zentrale 
politische Herausforderung der kommenden Jahre ist 
es, den Staat schlanker zu machen. Zuviel wurde in 
der Vergangenheit vom Staat verlangt — und der 
Staat war bereit, zu vieles zu übernehmen. 

Harte Arbeit, neue Beweglichkeit und auch das 
Akzeptieren von mehr Ungleichheit sind erforderlich, 
damit die Beschäftigungsmöglichkeiten entstehen 
können, die so dringend gebraucht werden. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister für Wirtschaft: Der Antrag wird dem 
Ziel, die Beschäftigungsprobleme in Deutschland zu 
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mindern, in keiner Weise gerecht. Die Antragsteller 
haben wieder einmal gezeigt, daß sie immer noch 
nicht die richtigen Lehren aus der jüngeren deutschen 
Geschichte gezogen haben. 

Die Antragsteller verzichten auf eine Ursachenana-
lyse der Beschäftigungsprobleme, sie ignorieren die 
ökonomischen Zusammenhänge in der Marktwirt-
schaft und kommen daher zu falschen Rezepten. 

Die Antragsteller messen den Arbeitskosten keine 
Bedeutung für die Beschäftigung bei. Ansonsten, so 
ihre Begründung, müßten in Europa die osteuropäi-
schen Staaten wirtschaftliche Spitzenpositionen ein-
nehmen. Die unterschiedlichen Produktivitätsniveaus 
spielen für sie offensichtlich keine Rolle. 

Viele Fachleute sind sich einig, daß ein Großteil der 
Beschäftigungsprobleme strukturelle Ursachen hat. 
Zuletzt hat sich der Internationale Währungsfonds in 
seinem Bericht zur Lage der Weltwirtschaft in dieser 
Weise geäußert. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Standortbericht 
auf diese strukturellen Fehlentwicklungen hingewie-
sen. 

Die Standortdiskussion geht nicht, wie im Antrag 
behauptet wird, zu Lasten anderer Staaten. Standort-
politik ist Wachstumspolitik. Diese ist weder europa-
weit noch weltweit gesehen ein Nullsummenspiel. 
Alle Nationen können davon profitieren. 

Als Maßnahme zur Lösung der Beschäftigungspro-
bleme wird von den Antragstellern Umverteilung von 
Arbeit vorgeschlagen: Begrenzung von Überstunden, 
Verringerung der Wochenarbeitszeit auf 35 Stunden 
und Flexibilisierung der Lebensarbeitszeit. Mit diesen 
Maßnahmen sollen bis zu 3 Millionen Arbeitsplätze 
geschaffen werden. Diese Milchmädchenrechnung ist 
völlig absurd. 

Arbeitszeitverkürzung macht nur dann einen Sinn, 
wenn dadurch die Lohnstückkosten für die Unterneh-
men günstig beeinflußt werden. Bei Einführung einer 
gesetzlichen Begrenzung der Überstunden würde die 
Flexibilität der Unternehmen eingeschränkt, und die 
Stückkosten würden steigen. 

Auch eine generelle Arbeitszeitverkürzung auf 
35 Wochenstunden ist keine Lösung. Die Beschäfti-
gungswirkungen hängen davon ab, ob ein Lohnaus-
gleich erfolgt, welche Rückwirkungen auf Betriebs- 
und Maschinenlaufzeiten eintreten, ob die benötigten 
zusätzlichen Arbeitskräfte mit entsprechender Quali-
fikation zu finden sind. Rasenmähermethoden sind 
bei der Arbeitszeitproblematik das falsche Rezept. 

Beschäftigungspolitisch geboten ist eine flexiblere 
und intelligentere Verteilung der Arbeitszeit. Dies ist 
notwendig, um den Kostendruck für die Unternehmen 
zu reduzieren, die Auslastung der teuren Produktions-
anlagen zu verbessern und flexible Reaktionen auf 
Auftragsschwankungen zu ermöglichen. Auch den 
individuellen Wünschen und Möglichkeiten von 
Beschäftigten und Arbeitssuchenden kann so besser 
entsprochen werden. 

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für flexible 
Lösungen sind durch das neue Arbeitszeitgesetz ver-
bessert worden. Es ist Aufgabe der Tarifpartner und 
der Verantwortlichen in den Betrieben, diesen  Frei

-raum beschäftigungssichernd und beschäftigungs-
schaffend zu nutzen. 

Neben den defensiven Vorschlägen zur Umvertei-
lung der Arbeit wird im Antrag vorgeschlagen, durch 
staatliche Ausgabenprogramme Arbeitsplätze in Be-
reichen zu schaffen, in denen gesellschaftliche Aufga-
ben unerledigt sind. 

Finanziert werden sollen diese Maßnahmen durch 
stärkere Besteuerung sogenannter leistungsunabhän-
giger Einkommen, Beseitigung von angeblichen 
Steuerprivilegien, Einführung einer Ergänzungsab-
gabe für Besserverdienende, einer Arbeitsmarktab-
gabe, einer Investitionshilfeabgabe in Westdeutsch-
land sowie Einsparungen im Verteidigungshaushalt. 

Es soll also private Nachfrage durch Staatsnach-
frage ersetzt werden. Wie hierdurch netto zusätzliche 
Arbeitsplätze geschaffen werden, bleibt das Geheim-
nis der Antragsteller. 

Der Weg zu einem angemessenen Wachstum und 
zu mehr Beschäftigung führt nicht über eine Erhöhung 
der Staatsquote, sondern über mehr p rivate Investitio-
nen. 

Private Investoren brauchen gute und verläßliche 
Angebotsbedingungen. Deshalb muß die Wirtschafts-
politik ein Umfeld schaffen, in dem Verbraucher, 
Investoren und Anleger im Vertrauen auf Stabilität 
und verläßliche Rahmenbedingungen bereit sind, 
zukunftsgerichtete Entscheidungen zu treffen und 
Risiken einzugehen. 

Die Bundesregierung hat hierfür mit ihrem Be richt 
zur Zukunftssicherung des Standortes Deutschland 
und dem Aktionsprogramm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung ein konkretes Handlungsprogramm 
vorgelegt und in Teilen bereits umgesetzt. 

Diese Politik ist Voraussetzung dafür, daß der Wie-
deraufbau in den neuen Ländern weiter zügig voran-
schreitet, die konjunkturellen Auftriebskräfte ge-
stärkt werden und unsere Volkswirtschaft auf einen 
langanhaltenden und beschäftigungsintensiven 
Wachstumspfad einschwenkt. 

Die Vorschläge der Antragsteller bewirken genau 
das Gegenteil. 

Der Staat entzieht den P rivaten bereits jetzt finan-
zielle Mittel in zuvor nicht gekannter Größenordnung. 
Wer diejenigen noch stärker belasten will, auf die es 
bei der Schaffung neuer Arbeitsplätze in besonderem 
Maße ankommt, setzt die wirtschaftliche Aufwärtsent-
wicklung leichtfertig aufs Spiel und leitet einen neuen 
Abwärtstrend ein. 

Das große inte rnationale Vertrauen in die Lei-
stungskraft und Stabilität unserer Volkswirtschaft 
würde geschwächt. Der mühsam erarbeitete Spiel-
raum für die schrittweise Lockerung der Geldpolitik 
würde leichtfertig aufs Spiel gesetzt. Eine solche 
Politik hätte katastrophale Auswirkungen auf die 
Investitionsneigung. Es würden keine zusätzlichen 
Arbeitsplätze geschaffen, sondern die Sicherheit vor-
handener Arbeitsplätze würde gefährdet. 

Ein solcher Antrag gehört in den Papierkorb und 
nicht in den Deutschen Bundestag. 
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Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage des 
Abgeordneten Claus Jager (CDU/CSU) (Drucksache 
12/7353 Frage 11): 

Trifft es zu, daß der Bundesminister des Auswärtigen bei 
seinem Besuch in den USA vor einer Aufhebung des einseitig 
gegen die muslimischen Bosniaken wirkenden Waffenembargos 
und vor einer Verschärfung des Handelsembargos gegen Ser-
bien gewarnt hat, und wie sind solche Äußerungen zutreffen-
denfalls mit dem am selben Tag im Deutschen Bundestag zutage 
getretenen Willen des Parlaments vereinbar, jede nur erdenkli-
che rechtlich mögliche Maßnahme zu unterstützen, die den 
Serben die Fortsetzung ihrer Massaker erschwert? 

Grundsätzlich hat die Bundesregierung keine Ein-
wände gegen eine Aufhebung des Waffenembargos. 
Sie teilt die Auffassung der US-Regierung, daß eine 
einseitige Aufhebung mit Rücksicht auf die beste-
hende Resolution des VN-Sicherheitsrates nicht in 
Frage kommt. Eine Aufhebung müßte in jedem Fa lle 
die Interessen derjenigen Staaten berücksichtigen, 
deren Truppen im Rahmen von UNPROFOR die 
Risiken einer solchen Entscheidung tragen würden. 
Vor einer solchen Aufhebung müßte auch sicherge-
stellt sein, daß eventuelle Waffenlieferungen die bos-
nische Regierung ungehindert und rechtzeitig errei-
chen, damit eine bloß deklaratorische Aufhebung 
nicht faktisch zu einer Verschlechterung der militäri-
schen Situation der Regierungstruppen führt. 

Was eine Verschärfung des Embargos gegen Ser-
bien/Montenegro betrifft, so ist die Bundesregierung 
bereit, in Abstimmung mit ihren Partnern zu prüfen, 
ob hier noch zusätzliche Maßnahmen möglich sind. 
Hierüber wird die Diskussion mit unseren Partnern 
und Verbündeten fortgesetzt werden. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Helmut Schäfer auf die Frage der 
Abgeordneten Dr. Elke Leonhard-Schmid (SPD) 
(Drucksache 12/7353 Frage 13): 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Verifizierung der im 
Kaufvertrag über die 39 Kriegsschiffe und 3 U-Boote enthaltenen 
einschränkenden Verwendungsklausel für die indonesischen 
Streitkräfte zu gewährleisten, und welche diplomatischen und 
wirtschaftlichen Maßnahmen plant die Bundesregierung für den 
Fall, daß es zu einem vertragswidrigen Einsatz der deutschen 
Kriegswaffenlieferungen kommt? *) 

Die Bundesregierung hat seit 1953 eine Vielzahl 
von Abkommen mit Indonesien geschlossen. Die 
dabei gemachten Erfahrungen geben ihr keinen 
Anlaß, an  der Vertragstreue der indonesischen Regie-
rung zu zweifeln. 

Die Bundesregierung ist daher der festen Überzeu-
gung, daß Indonesien auch die im Kaufvertrag über 
die 39 Schiffe aus Beständen der ehemaligen NVA 
niedergelegten Bestimmungen erfüllen wird. 

0 ) siehe hierzu Frage 41 

Anlage 10 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Ul rich Klinkert auf die Fra-
gen der Abgeordneten Ina Albowitz (F.D.P.) (Druck-
sache 12/7353 Fragen 50 und 51): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Sammelgefäße zur 
getrennten Sammlung der Haushaltsabfälle (Altpapier, Wert-
stoffe, organische Abfälle) in der Bundesrepublik Deutschland je 
nach Gebietskörperschaft farblich uneinheitlich bereitgestellt 
werden, und wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung die 
Möglichkeit zur Förderung der ge trennten Sammlung von 
Abfällen, die Farben der Sammelgefäße bundeseinheitlich fest-
zulegen, um damit einen Beitrag zur Senkung der Abfallgebüh-
ren zu leisten? 

Kämen hierfür nach Ansicht der Bundesregierung Anforde-
rungen an die Entsorgung nach dem Stand der Technik bzw. mit 
den Ländern abgestimmte Empfehlungen in Frage, und wie 
beurteilt sich die Rechtslage nach dem Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetz? 

Zu Fragen 50 und 51: 
Wegen des inhaltlichen Zusammenhangs möchte 

ich die Fragen im Zusammenhang beantworten. 
In den Gebietskörperschaften der Bundesrepublik 

Deutschland werden in der Tat Abfälle und Wertstoffe 
nicht in durchweg gleichartigen Systemen erfaßt. 
Gleichwohl gibt es sehr weitgehend einheitliche Sam-
melsysteme. Gewisse Unterschiede sind auch auf-
grund der unterschiedlichen regionalen Gegebenhei-
ten nachvollziehbar. 

Für die Sammlung von Restabfällen hat sich in den 
letzten Jahren auch ohne bundesrechtliche Regelung 
eine weitgehende Vereinheitlichung der farblichen 
Gestaltung der Sammelgefäße ergeben. So werden in 
„Grauen Tonnen" normale Hausmüllabfälle gesam-
melt, schadstoffhaltige Abfälle werden in „Roten 
Tonnen" erfaßt. Sogenannte Bioabfälle werden ganz 
weitgehend in „Braunen Tonnen" gesammelt. 

Vor dem Hintergrund der Verordnung über die Ver-
meidung von Verpackungsabfällen vom Juni 1991 sam-
melt die Duale System Deutschland GmbH seit Januar 
1993 überwiegend in „Gelben Tonnen" bzw. „Gelben 
Säcken" gebrauchte Verkaufsverpackungen aus 
Kunststoff, Weißblech, Aluminium sowie Verbundver-
packungen. Verkaufsverpackungen aus Glas werden 
üblicherweise in „Grünen Tonnen" und Verkaufsver-
packungen aus Papier sowie auch graphische Papiere 
werden regelmäßig in „Blauen Tonnen" erfaßt. In 
einigen Gebietskörperschaften weichen die Einsatzbe-
reiche für die grünen und blauen Sammelgefäße, selten 
auch für die gelben und grünen Erfassungsbehälter 
noch voneinander ab. Dies beruht in aller Regel darauf, 
daß diese Gefäße in den einzelnen Gebietskörperschaf-
ten schon seit langer Zeit eingeführt waren und die 
Bürger an eine entsprechende Benutzung dieser Sam-
melgefäße gewöhnt sind. 

Die Möglichkeiten einer noch weitergehenden Ver-
einheitlichung der Sammelsysteme sollten nach 
Ansicht der Bundesregierung durch die entsorgungs-
pflichtigen Körperschaften, insbesondere vertreten 
durch die kommunalen Spitzenverbände geprüft und 
ggf. initiiert werden. 

Inwiefern  eine weitere Vereinheitlichung der Far-
ben der Sammelgefäße einen direkten Beitrag zur 
Senkung der Abfallgebühren leisten sollte, kann aus 
Sicht der Bundesregierung nicht nachvollzogen wer-
den. 
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